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IV 

Don Juan Zempere benutzt, und bin bei der Bearbei- 
tung desselben von dem Gesichtspunkt ausgegangen, 
im Wesentlichen nur aufzunehmen, was mir auf die 
Entwickelung des spanischen Rechts unmittelbaren Ein- 
flufs gehabt zu haben schien, indem ich Alles, was 
mehr der allgemeinen Geschichte angehört, überging. 

Weit entfernt davon, mir über die spanischen Ge- 
setzbücher ein umfassendes Urtheil anmafsen zu wol- 
len, dem ohnedies ein genaues Studium derselben hätte 
vorangehen müssen, wozu Jahre erforderlich gewesen 
wären, habe ich mich streng aq das gehalten, was mir 
das Zempere'sche Werk in dieser Beziehung darbot. 

In wie weit mir meine Bemühungen gelungen sind,' 
mufs ich meinen verehrten Lesern überlassen, denen 
ich meine erste Arbeit, von deren grofser Mangelhaf- 
tigkeit ich vollständig durchdrungen bin, zur wohl- 
wollenden Aufnahme empfehle. 

Barcelona im Januar 1852. 



H. von Branchitscb. 
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Erstes tiapitel. 

Zostand Spaniens nnter der Hemchaft der Römer. 

V or der gänzlichen Eroberung 4er Halbinsel .durch die 
Römer war, mit Ausnahme der Küsten, die im Besitze der 
Phönicier, Griechen und Carthager waren, das ganze Laad 
von vielen einzelnen barbarischen Völkerst^mmen bewohnt 
Am Ufer .des Tajo allein zählte man deren dreifsig, von 
denen Strabo sagt, dafs sie sich kaum von den Thieren 
unterscheiden Uelsen, Das Eigenthum d^ Bodens kannten 
sie entweder gar nicht, oder hatten von diesem Rechte 
der V^ölker, das die Grundlage aller Civilisation und die 
erste Bedingung aller öffentlichen Wdbifahrt ist, wenigstens 
nur sehr unbestimmte Vorstellungen. 

Die Thalbewohner (vacceos) bebauteu das Feld, indem 
sie alle Jahre nach dem Loose ihre Besitzungen wechselten, 
und waren verpflichtet die Früchte ihrer Arbeit und ihres 
Fleifses mit ihren Nachbaren zu theilen. Welchen Antrieb 
konnte eine solche Einrichtung den Spaniern zur eifrigen 
Bebauung des Bodens wohl gewähren, da sie über das, 
was sie durch ihrer Hände Arbeit mühsam erwarben, weder 
fiir sich, noch für ihre Familie frei verfugen konnten. 

Die Bewohner der Gebirge (montaneses) gewannen ihren 
Unterhalt den gröfsten Theil des Jahres nur durch den 
Krieg, und die, welche jenseits des Tajo ihre Wohnsitze 
hatten, liefsen ihr fruchtbares Land, das die geringste Sorg- 
falt, die sie demselben zugewandt hätten, mit der gröfsten 
Fülle der schönsten und mannichfachsten Früchte ihnen 
tausendfach gelohnt haben wurde, unangebaut liegen, und 
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zogen gleichfalls der friedlichen Beschäftigung des Acker- 
baus und der Viehzucht das rauhe Handwerk des Krie- 
ges vor. 

Der Friede von 201 a. Chr., in welchem den Cartha- 
gem ihre Besitzungen auf der pyrenäischen Halbinsel durch 
die Römer entrissen wurden, öffnete diesen zuerst dieses 
schöne Land, und bald trugen sie ihre siegreichen Waffen 
in alle Theile desselben. Zwei Jahrhunderte vergingen in- 
dessen ehe sie zum ruhigen Besitze dieser neuen Erobe- 
rung gelangen konnten und ehe auch die letzten kriegeri- 
schen Stämme ihrer allgewaltigen Herrschaft unterworfen 
wurden. Den heftigsten Widerstand leistete Lusitanien, 
Caesar hatte Mühe diese empörte Provinz zu beruhigen, 
und kaum gelang es dem August die aufrührerischen Can- 
tabrer wieder zu unterwerfen. Von da an blieb die ganze 
Halbinsel unter dem gemeinschaftlichen Namen Hispania 
400 Jahre. lang eine Provinz des römischen Reiches, und 
römische Bildung, Sprache und Sitten verbreiteten sich in 
atte Theile desselben. Die Beticer und Andalusier kämpf- 
ten in der Literatur und der Eleganz des lateinischen Styls 
mit den Bewohnern der Hauptstadt. 

Wie das Land in dieser ganzen Zeit nur einen Theil 
des grofsen römischen Weltreiches ausmachte, so gehört 
auch die spanische Geschichte jener Zeit vollständig der 
römischen an und bildet nur einen Theil derselben. Die 
ganze Halbinsel war in Provinzen eingetheilt, die durch Le- 
iten und Proconsuln, die entweder durch den römischen 
lenat oder von dem Kaiser selbst ernannt wurden, nach 
Gesetzen und Bestimmungen regiert wurden, die jene selbst 
vorschrieben. 

Da der Despotismus der Kaiser nicht hindernd in den 
Weg trat, so fingen die Provinzen von Tag zu Tag an, 
mehr zu blühen, und überall hob sich der W ohlstand und 
Reichthum, und vorzüglich in den gröfsem Städten des 
Landes (ciudades), die, als kleine Republiken betrachtet, 
jede von ihren eignen Obrigkeiten regiert wurden. Jede 
von ihnen hatte ihre Curie, ihre Duumvirn, Decurionen, 
Edilen und andre Aemter gleich den Consuln, Prätoren und 
Edilen der Hauptstadt 

Die Decurionen mufsten Eigenthümer von mindestens 
25 Joch Landes sein oder von einem Capital von 100,000 
Sestercien. Die Wahl der Duumvirn, Edilen und anderen 
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Municipal- Beamten geschah durch die Curien. Die Decu- 
rionen gehörten stets dem Adel an und genossen bedeu- 
tende Vorrechte. Zu diesen gehörte unter vielen andern^ 
dafs keiner von ihnen von den Richtern zu harten Strafen 
venirtheilt werden konnte^ ohne dafs der Kaiser davon in 
Eenntnifs gesetzt wurde ^ und entehrende Strafen konnten 
sie niemals treffen. Ebenso waren sie frei von verschie- 
denen Lasten, denen die übrigen Bürger der Stadt unter- 
worfen waren. Diejenigen, welche die ersten und obersten 
Municipalitäts - Aemter bekleidet hatten, wurden dafür mit 
dem Ehrentitel eines Grafen (conde) ausgezeichnet, der 
sich von ihnen auf ihre Nachkommen forterbte, so wie mit 
dem Vorrecht in den Gerichts- Versammlungen stets an der 
Seite des Richters Platz zu nehmen. Endlich wurden die- 
jenigen Decurionen, welche durch Verwendung ihres Ver- 
mögens zum Besten ihrer Städte in eine solche Armuth 
gerathen waren, dafs sie die Kosten und den Auftvand, den 
ihre hohe Stellung nothwendig mit sich führte und von 
ihnen verlangte, nicht mehr aus eignen Mitteln bestreiten 
konnten, auf öffentUche Kosten unterhalten und ihnen so 
das, was sie dem allgemeinen Wohle ihrer Mitbürger ge- 
opfert hatten, wiedervergolten. 

Obgleich so die Municipalitäts-Aemter hauptsächlich in 
den Händen des Adels waren und die Verwaltung der 
Städte meist von diesem geleitet wurde, so war das Volk 
doch keineswegs von dem Recht, durch sein Votum an 
verschiedenen öffentlichen Handlungen Theil zu nehmen, 
ausgeschlossen, und es gab verschiedene Aemter von gro- 
fser Bedeutung, die von ihm ebenso gut, vde von dem 
Adel bekleidet werden konnten. Zu den letztem gehörte 
unter andern das der Defensoren der gröfsern Städte, die 
das Recht hatten Civil-Sachen bis zu 500 sueldos zu ent- 
scheiden, und zwar mit Ausschliefsung der Appellation an 
die praesides der Provinzen; sie waren die Vertheidiger 
des Volkes gegen die Ungerechtigkeiten der Magistrate 
und die Bedrückungen und die Habgier der Unterbeamten. 
— Die Wahl zu Defensoren konnte nur unter solchen statt- 
finden, die weder Decurionen noch Soldaten waren, und 
geschah durch das ganze Volk, und nach Einführung des 
Christenthums mit Intervention des Clerus. Aufserdem war 
kein Plebejer vom Decurionat ausgeschlossen, sobald er 
nur das dazu erförderliche Vermögen erworben hatte. 

1* 



Als man in Rom die Comitien aufgehoben hatte, oder 
wenigstens kaum noch mehr als ein Schatten der früheren 
iibrio- geblieben war, hatten die Provinzen das Recht sich 
in ^oncilien oder General -Junten durch Abgeordnete zu 
versamn^eln, um ihre gemeinsamen Interessen zu berathen 
und alsdann dem Kaiser ihre Wünsche und Bitten vorzu- 
tragen. Diese Versammlungen dürfen nicht mit den gericht- 
lichen verwechselt werden, und noch weit weniger mit den 
spanischen Cortes des Mittelalters, die mit diesen nicht die 
geringste Aehnlichkeit haben. 

Die gerichtlichen Versammlungen (conventos juridicos) 
waren die, welche von den praesides der Provinzen mit 
einio-en Räthen und Beisitzern an verschiedenen bestimmten 
Tao"en des Jahres abgehalten wurden, um Processe zu ent- 
scheiden und überhaupt die Verwaltung der Justiz zu ord- 
nen. Die gröfsem Städte, wo solche Gerichts - Sitzungen 
abgehalten wurden , hiefsen selbst gerichtliche Convente, 
conventos juridicos. In Spanien gab es deren im Ganzen 
vierzehn, nemlich Cadiz, Cordoba, Ecija und Sevilla in der 
Provinz Betica; Tarragona, Cartagena, Zaragoza, Clunia, 
Astor^a, Lugo und Braga in der Provinz Tarraconensis, 
und Merida, Bejas und Santaren in Lusitanien. 

Ebenso wenig darf man diese Provinzial-Concilien mit 
denen von Germanien verwechseln; in diesen vereinigte 
sich und stimmte die ganze Nation, und zwar nicht um 
Petitionen und Gesuche an einen absoluten Monarchen zu 
berathen, sondern um selbständig zu beschliefsen und zu 
verordnen, was ihr für das allgemeine Wohl das beste und 

Sassendste erschien. Obgleich aber die Provinzial-Concilien 
er Römer nicht so frei waren und nicht eine solche Macht 
besafsen als die der Germanen, so gewährten sie trotzdem 
dem Volke ein Mittel, um seine Rechte zu wahren und 
sich einigermafsen gegen die üebergriffe der Beamten zu 

schützen. 

Nie ist Spanien so bevölkert gewesen, es soll 40 Mil- 
lionen Einwohner gehabt haben, und Tarragona allein 2| 
Million, nie hat die Industrie auf einer so hohen Stufe ge- 
standen und Handel und Verkehr so geblüht, und nie hat 
im ganzen Lande ein so grofser Wohlstand und Reichthum 

geherrscht, als in den ersten Jahrhunderten der römischen 
[errschaft. Die kostbaren und bewundemswerthen üeber- 
reste einer vergangenen Zeit und einer im Sturme der 



Jahrhunderte gänzlich wieder vernichteten Cultur, finden 
sich noch auf der ganzen Halbinsel in Thoren, Aquaeducten, 
Tempeln, Amphitheatern, Bädern, Münzen und Statuen je- 
ner Xeit und geben Zeugnifs von der hohen Vollendung, 
die damals die l^unst erreicht hatte, und dem aufserordent- 
liehen Reichthume der damaligen Bewohner des Landes. 
Einige der gröfsern Städte waren so berühmt, dafs die 
Ersten der Hauptstadt es nicht unter ihrer Würde hielten, 
die Stelle eines üuumvirs in denselben anzunehmen. Marc. 
Antonius, Caligula, Germanicus und Drusus waren aus Car- 
tagena und Zaragoza, und Juba, König von Mauretanien, 
glaubte stolz darauf sein zu können, dafs er aus Cadiz ge- 
bürtig war; die besten Kaiser der Römer, Trajan, Adrian 
und Theodosius der Grofse waren geborene Spanier. 

Aber ähnliche Ursachen, aus denen die Freiheit in der 
Hauptstadt zu Grunde ging, schwächten dieselbe auch in 
den grofsen Städten der Provinzen. Der Adel und die 
Privilegirten häuften allmälig alle Steuern allein auf die Ple- 
bejer und die Armen, und wufsten sich dagegen immer 
mehr von allen Lasten zu befreien. Vergebens befahlen 
verschiedene Gesetze die gleichmäfsige Besteuerung Aller, 
vergebens wurden Inspectoren in die Provinzen geschickt, 
um den Bedrückungen und Ungerechtigkeiten, die sich die 
Grofsen und Mächtigen dem Volke- gegenüber zu Schulden 
kommen liefsen, zu steuern, es waren dies nur schwache 
Mafsregeln, die nicht im Stande waren dem immer weiter 
um sich greifenden Uebel mit Nachdruck entgegenzutreten. 

So blieb endlich dem durch die Reichen und Gesand- 
ten der Regierung unterdrückten Volke kein anderes Mit- 
tel zu seiner Rettung übrig, als das, sich gegen Dienst- 
leistungen dem Schutze einzelner besonders mächtiger Her- 
ren des Landes anzuvertrauen, indem es so unter zwei 
Uebeln das kleinste erwählte. An die Stelle der Curien, 
deren Rechte und Freiheiten zuletzt Kaiser Leo förmlich 
aufhob, so dafs die Municipal- Verfassungen, die den Wohl- 
stand der Städte begründet hatten, gänzlich vernichtet wor- 
den waren, traten nun die Militair-Kegierungen der Grafen, 
die von nun an eine der bedeutendsten Rollen sowohl in 
der allgemeinen Geschichte Spaniens spielen, als nament- 
lich auch in der Geschichte der Entwickelung des spani- 
schen Rechts. 
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Zweites Gapitel. 

EinwaDdenmg der Gothen und Bildung einer spanischen Monardiie. 

Breviarinm Aniani. 

Eine andere Quelle für das spanische Recht sind die 
Sitten und Gebräuche der Gothen. Vierzehn Jahrhunderte 
von Umsturz und Verwirrung , die nur zu häufig in der 
Regierung der Halbinsel vorgekommen sind, haben noch 
nicht ganz den Geist vernichten können , den diese alten 
Germanen y die Gründer der gothischen Monarchie , ihren 
Bewohnern eingeflöfst haben. Noch jetzt finden sich auf 
derselben viele Sitten und Gebräuche, die noch von jenen 
Barbaren herstammen. 

Gleich Theoderich, dem Könige der Ostgothen, der in 
seinem neuen Reiche in Italien auf alle Weise eine mög- 
lichst grofse Verschmelzung der beiden Völker herbeizu- 
führen suchte, strebten auch die Könige der Westgothen 
nach diesem selben Ziele, und anstatt die Spanier und Rö- 
mer zur strengen Beobachtung ihrer germanischen Gesetze 
zu zwingen, suchten sie vielmehr diese allmälig mehr und 
mehr nach denen des alten Reiches umzuändern. 

Bis auf Eurich hatten die Gothen noch keine geschrie- 
benen Gesetze, und als solche dienten ihnen nur die alten 
Sitten und Gebräuche, die sie noch aus Germanien mitge- 
bracht hatten, und die, durch Tradition stets vom Vater 
auf den Sohn vererbt, allmälig die Geltung von Gesetzen 
erlangt hatten. Dieser König befahl zuerst die Aufzeich- 
nung und Zusammenstellung derselben in einen gemein- 
schaftlichen Codex. 

Da dieser in der Folge vielfache Verbesserungen und 
Ergänzungen erfahren hat, so wandte man keine grofse 
Sorge darauf ihn unverfälscht in seinem ursprünglichen Zu- 
stande zu erhalten; aber es ist doch sehr wahrscheinlich, 
dafs er, so wie die vieler andern Völker, um jene Zeit 
entstanden ist. Fast in allen Gesetzbüchern der damaligen 
Zeit findet sich ein und derselbe Geist, und fast alle sind 
nach demselben System gearbeitet. Der gröfsere Theil 
bestand meist aus Criminal- Verordnungen, oder vielmehr 
aus Straf- Verzeichnissen für die entsprechenden Vergehen. 
In dem Codex des Königs Eurich wurden, mit Ausnahme 
des Verrathes, auf welchen Todesstrafe stand, fast alle 



übrigen Vergehen freier Männer mit Geldstrafen belegt, 
wie dies die Sitte bei allen germanischen Völkern war. 
Das Mafs der Strafe war sehr verschieden und richtete 
sich besonders nach dem Range der Personen , die ein 
Vergehen begingen, ob sie Barbaren oder Römer oder 
Spanier, Edle oder Plebejer waren. Bei körperlichen Ver- 
letzungen wurde besondre Rücksicht genommen auf die 
Tiefe der Wunden, ob sie mehr oder weniger gefährlich 
waren, ob viel oder wenig Blut dabei geflossen war. Jeder 
Schaden hatte seinen ganz bestimmten Preis. 

Man kann sich besonders aus den Bestimmungen über 
Gewaltthaten gegen Frauen eine Idee von jenen Gesetzen 
machen. Wer auf dem Wege oder an einem, abgelegenen 
Orte einer Jungfrau gewaltsam das Haupt enthüllte, mufste 
6 sueldos bezahlen ^); dieselbe Strafe traf den, der das 
Gewand bis an das Knie aufhob. Wer die ganzen Beine 
von vorn oder hinten entblöfste, wurde mit 12 sueldos be- 
straft. Wer eine Jungfrau wider ihren Willen zur Un- 
zucht verleitete, verfiel einer Strafe von 40 sueldos. Wur- 
den diese Vergehen an einer verheiratheten Frau verübt, 
so war die Strafe die doppelte. 

Die Politik der ostgothischen Könige war von dem er- 
sten Augenblicke an, wo sie in die pyrenäische Halbinsel 
eingedrungen waren, stets nur darauf gerichtet, ihre neue 
Herrschaft möglichst zu befestigen und immer weiter aus- 
zudehnen. Eins der wirksamsten Mittel hierfür schien ihnen 
die Einführung römischer Gesetze zu sein, in welchen sie 
neben andern vortrefflichen Anordnungen besonders auch 
Bestimmungen fanden, die dem Despotismus das Wort re- 
deten, und somit ihre herrschsüchtigen Absichten aufs höch- 
ste begünstigten. Schon Eurich hatte dies versucht, und 
sein Sohn Alarich II. befolgte dieselbe Politik und ertheilte 
seinem Palast- Grafen Gotharicus den Befehl, durch eine 
Versammlung von Rechtsgelehrten ein neues Compendium 
des römischen Rechts ausarbeiten zu lassen. Dies geschah, 
und fast sämmtliche Gesetze des Theodosianischen Codex 
wurden in dasselbe aufgenommen. Als die Arbeit von 
Anianus revidirt und gebilligt worden war, wurde den Ma- 

* ) Der sueldo ist gegenwärtig als imagmäre Münze nur noch in jCatia- 
lonien, Valencia und Mallorca im Gebrauch, wo er = 12 dineros ist, — 18^ 
maravedis = 25f mrs. = 22f mrs. — 34 mrs. machen 1 Real, der nach 
preuls. Gelde 2^ Sgr. werth ist. 
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gistraten der Befehl ertheilt, sich bei der Redhtspflege al- 
fein nach diesem neuen Compendium zu richten und der 
Anwendung aller übrigen römischen Gesetze vollständig zu 
enthalten. i)ieser neue Codex findet sich unter verschie- 
denen Namen angefahrt ^ wie autoritas regis Alarici; com- 
monitorium; lex meodosiana; lex romana^ gewöhDÜch aber 
als Breviarium Aniani. lieber anderthalb Jahrhunderte galt 
dieser iur eins der beiden wichtigsten Gesetzbücher, nach 
denen die Halbinsel regiert wurde , bis unte'r der Regie- 
rung von Recesvind aus demselben das sogenannte Gesetz 
der Westgothen (ley de los Visigodos) gebildet wurde. 

Leovigiidy der zuerst durch die Besiegung der Sueven 
und aufrührerischen Cantabrer seine Herrschaft über die 
ganze Halbinsel ausdehnte und seine Residenz nach Toledo 
verlegte 9 liefs den codex Euricianus wieder durchsehen, 
denn viele Gesetze und Verordnungen desselben erschienen 
schon damals als unpractisch und iiir den neuen Zustand 
der gothischen Monarchie nicht mehr geeignet. Er liefs 
daher die überflüssigen Gesetze fortnehmen und dagegen 
die Lücken und Mängel, die sich an andern Stellen des 
Gesetzbuches fanden, durch neue und zeitgemäfse Bestimm 
mungen ausfallen und verbessern. 



Drittes Capitel. 

Uebertritt Recared'^s zum Kaiholicismus. Uebergewicht des CleniB in der 

CiTil-Yerwaltimg jener Zeit. Neue Constitution, die auf Befehl dieses 

Königs durch das Concil yon Toledo ausgearbeitet wurde. 

Im Jahre 589 ging Recared, der Sohn Leovigild's, zum 
katholischen Glauben über, wodurch die nachtheiiige Tren- 
nung im Reiche aufgehoben und Gothen und Spanier zu 
einem einzigen Volke verschmolzen wurden. Diese Hand- 
lung des Königs hatte auf die Staats -Verfassung und die 
finze fernere Entwickelu^ und Gestaltung des spanischen 
echts den allergröfsten Einflufs. Kaum war der katholi- 
sche Glauben Staats-Religion geworden, so wufste die Geist- 
lichkeit, d^^ in den ersten fünf Jahrhunderten der Civil- 
Gewalt vollständig untergeordnet gewesen war, diese Aen- 
derung dermafsen zu ihrem Vortheile zu benutzen, dafs sie 
bald zu einer solchen Gewalt und Macht im Staate ge- 



langte, wie dies bei keinem andern gennanischen Volke 
jemals der Fall gewesen ist, und die sieh aUmälig zu einer 
von der römischen Curie völlig unabhängigen Hierarchie 
ausbildete. 

Die Arianischen Bischöfe hatten keinen Einßufs auf die 
öffentliche Verwaltung geübt, die katholischen strebten aber 
sofort nach thätigem Antheil an den Staats- Angelegenheiten, 
um die erlangte Herrschaft ihrer Kirche unerschütterlich 
zu machen. — In diesem Bemühen wurden sie durch Re- 
cared aufs eifrigste unterstützt, der Constantin den Grofsen 
nicht nur in seinem Uebertritt zur katholischen Kirche nach- 
ahmte, sondern auch in der grofsen Verehrung und Hin- 
gebung an die Geistlichkeit, von deren Vortrefflichkeit und 
Unfehlbarkeit ihm durch seine Lehrer die übertriebensten 
Vorstellungen beigebracht worden waren. 

Auf Anrathen der Geistlichkeit gab er dem dritten Con- 
cil von Toledo den Auftrag, eine neue Constitution abzu- 
fassen. 

„Ich glaube, sagte er, ihr wifst, ehrwürdige Väter, da& 
ich euch berufen habe, um die kirchliche Disciplin in 
ihrer alten ursprünglichen Strenge und Reinheit wie- 
derherzustellen, und da in vergangenen Zeiten die 
Ketzerei es nicht zuliefs allgemeine Concilien zu hal- 
ten, so hat der allmächtige Gott, der durch meine 
schwache Hand dieses Hindemifs beseitigen lassen, 
wollte, mir die Wiederherstellung der alten kirchlichen 
Sitten befohlen. Freuet euch also, ehrwürdige Väter, 
die canonischen Sitten, den heiligen Gebräuchen un- 
serer Väter gemäfs, durch die weise Vorsehung Got- 
tes und zu meinem gröfsten Ruhme nun bald wieder 
hergestellt zu sehen. Was aufserdem die Reform 
schiechter Sitten und Gebräuche betrifil, so gebe ich 
euch meine volle Zustimmung zur Festsetzung einer 
festen Disciplin und strenger kirchlicher Regeln durch 
eine unabänderliche Constitution (por medio de una 
constitucion inmutable).^^ 
Es versteht sieh von selbst, dafs die Bischöfe nicht unter- 
liefsen von dieser günstigen Gelegenheit, die ihnen Reca- 
red selbst durch seine Verordnung zur Erweiterung ihres 
Ansehens und der Macht der Kirche gegeben hatte, den 
gröfst möglichen Vortheil zu ziehen, und so weit es irgend 
ging, die Vorrechte und Privilegien des Clerus zu vergrö- 
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fsern. — Sie verboten den Geistlichen mit andern Geist- 
lichen vor Civil-Gerichten Processe zu ftihren oder diesen 
ihre Klagen zur Entscheidung vorzutragen , und befahlen 
ihnen sich mit denselben einzig imd allein an die geistli- 
chen Tribunale zu wenden und von diesen ihr Urtheil zu 
empfangen. In Sachen von Abgotterei , die bisher aus- 
schliefslich vor die Civil -Gerichte gekommen waren ^ ver- 
ordneten sie, dafs diese sich von nun an stets mit den Bi- 
schöfen zur Aufsuchung und Bestrafung der Schuldigen 
vereinigen sollten. Dasselbe wurde für die Bestrafung des 
Eindermordes bestimmt, der in der damaligen Zeit aufser- 
ordentlich häuGg vorkam. Die Sklaven der Geistlichen wa- 
ren ausgenommen von den öffentlichen Aemtem und Lasten, 
denen auch die freisten Bürger unterworfen waren. 

Aber die wichtigste Veränderung, die durch dies Con- 
cil in die bisherige Staats -Verfassung eingeführt wurde, 
und die auch die bedeutendsten Folgen gehabt hat, ist die, 
dafs den Bischöfen die Oberaufsicht über die Civil-Gewalt 
ertheilt und den Richtern der Tribunale und den Fiskalen 
des Königs die schimpfliche Verpflichtung auferlegt wurde, 
in Sachen ihres Amtes und Angelegenheiten der Justiz- 
Verwaltung von den Clerikem Rath und Belehrung ein- 
zuholen. 

In einem der Beschlüsse dieses Concils heifst es unter 
andern : 

, „Das heilige ehrwürdige Concil setzt fest, dafs ohne 
die alten Bestimmungen aufzuheben, welche die zwei- 
malige Feier von Concilien in jedem Jahre verordnet, 
mit Rücksicht auf die grofse Armuth der spanischen 
Kirche und die grofse Entfernung, in der die einzel- 
nen Bischofssitze von einander liegen, die Bischöfe 
sich künftighin nur ein Mal im Jahre an dem Orte 
versammeln sollen, wohin es der Metropolitan für gut 
finden würde sie zu berufen; — ferner setzt es fest, 
dafs die Richter und Procuratoren des Fiskus, dem 
Befehle unsers Königs und Herrn zu Folge, sich an 
den Kaienden des INovembers auf dem Concil einfin- 
den sollen, um dort zu lernen, wie sie am besten mit 
Frömmigkeit und Gerechtigkeit ihre Städte verwalten 
müssen, ohne den Sklaven des Fiskus schwerere La- 
sten aufzubürden und sie härter zu bedrücken als die 
übrigen Bürger des Reiches. Die Bischöfe führen 
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die Att&icbt über das Betragen der Richter in den 
Bezirken y die ihrer Gerichtsbarkeit unterworfen sind, 
und wenn letztere den Ermahnungen derselben nicht 
die gehörige Folge leisten, so erstatten sie dem Kö- 
nige Bericht ab über ihre Uebertretungen und ihren 
strafbaren Ungehorsam, und erfolgt auch alsdann noch 
keine Aenderung, so trifft sie die schwere Strafe des 
Kirchenbanns/^ 
Alle diese Beschlüsse des Concils von Toledo, die der 
Geistlichkeit eine Macht gab, von der die Arianischen Bi> 
schöfe nicht den geringsten Theil besessen hatten, und die 
die Königl. Gewalt ihrer wichtigsten Vorrechte und Privi- 
legien beraubten, wurden ohne Aenderung vom Könige 
bestätigt. In der Ordre, die er darüber ausfertigen liefs, 
heifst es: 

„Gott hatte uns den Gedanken eingeflöfst, zur Wie- 
derherstellung des Glaubens und der kirchlichen Dis- 
ciplin sämmtliche Bischöfe von Spanien zu uns auf 
ein allgemeines Concil zu berufen. Diese haben nun 
mit vielem Fleifse über das berathen, was ffir den 
Glauben und die Verbesserung der Sitten das beste 
und zuträglichste ist; deshalb befiehlt unsere Macht 
allen denen, die in unsem Reichen wohnen, die Be- 
schlüsse dieses heiligen Concils, welches im 4ten Jahre 
unserer Regierung abgehalten worden ist, unbedingt 
zu befolgen und auszußihren. Die Bestimmungen des- 
selben, die mit unsern Ansichten übereinstimmen und 
der DiscipUn gemäfs gegeben und von dieser Synode 
niedergeschrieben sind, sollen von allen Civil- und 
geistlichen Obrigkeiten beobachtet werden." 



Viertes Capitel. 

Fortschritte der Theokratie. Umänderung des Grandgesetzes über die Thron- 
folge. Ausnahme von Steuern und andern öffentlichen Lasten, die 

Sisenando dem Clerus zugesteht. 

Dies war der Zustand der spanischen Constitution, als 
Sisenando, der nach der Vertreibung des tugendhaften Suin- 
tila gewaltsam den Thron in Besitz genommen hatte, der 
Geistlichkeit eine neue Gelegenheit zur Erweiterung und 
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Befestigung ihrer Macht gab. Da das gothische Reich bis- 
her nach der Constitution ein Wahlreich gewesen war, so 
sah er wohl das Unrechtmäfsige semer Handlungsweise ein, 
obgleich es auch in der früheren Zeit nicht an ähnlichen 
gewaltsamen Thronbesteigungen gefehlt hatte. Viele Ver- 
wirrung, gewaltsame Anmafsimg und blutiger Thronstreit 
war stets die Folge dieses durch Gesetze nicht bestimmt 
genug geregelten und jedenfalls den Ehrgeiz zu kühner 
Unternehmung aufmunternden Verhältnisses gewesen. Selbst 
der in aller rechtlichen Form zum Könige Gewählte hatte 
in den Verwandten seines Vorfahren seine natürlichen Feinde 
zu furchten, und diese mufsten von seiner Seite Verfolgung 
und völlig^ ünterdiückung befürchten. Solches war auch 
die Stellung Sisenandos dem vertriebenen Könige und des- 
sen Anhängern gegenüber. Er nahm daher seine Zuflucht 
zur Religion und suchte, wie dies so oft geschehen, das 
Schlechte und Ungerechte seiner Handlungsweise durch 
geheuchelte Frömmigkeit zu verdecken, um auf diese Weise 
den angemafsten Thron %u sichern. Zu dem Ende berief 
er alle Bischöfe des Reiches nach Toledo, und als alle in 
der Kirche der heiligen Leocadia versammelt waren, er- 
schien er in Begleitung seiner Anhänger vor ihnen, warf 
sich in tiefer Demuth auf den Boden nieder und empfahl 
sich mit heuchlerischer List der Fürbitte der heiligen Vä- 
ter, da er sie ja aus keinem andern Grunde berufen habe, 
als einzig und allein um die schlechten Sitten zu verbes- 
sern und die Rechte der Kirche zu wahren, die von sei- 
nen Vorfahren auf die schimpflichste Weise verachtet und 
vernachlässigt worden wären. 

Auf diese Weise brachte er es dahin, dafs das 4te 
Concil von Toledo feierlich erklärte, die Abdankung von 
Suintila sei freiwillig geschehen und herbeigeführt worden 
durch die Vorwürfe, die dem Könige sein böses Gewissen 
über seine mannigfachen Sünden, die er während seiner 
Regierung begangen, gemacht hätte. Ohne weiteres ürtheil 
und ohne irgend Beweise für die ihm angedichteten Ver- 
gehen beizubringen, verurtheilte das Concil ihn und seine 
ganze Familie zum Verlust aller ihrer Güter und that ihn 
in den Kirchenbann. 

Nachdem es so zunächst den Willen und die Absich- 
ten Sisenandos, die er bei der Berufung desselben gehabt 
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faatte^ erfüllt hatte^ versäumte es nicht von diesier günstigen 
Gelegenheit auch fiir sich selbst Vortheil zu ziehen. Bis 
dahin war der Clenis verpflichtet gewesen^ dieselben Lasten 
zu tragen, wie die Laien, died Concil befreite ihn davon, 
nicht nach göttlichem Rechte oder nach einem Beschlufs 
der ganzen Nation, sondern auf königlichen Befehl; prae- 
cipiente domino, atque excellentissimo Sisenando rege, wie 
es in der Chronik bei Erzählung dieses Vorfalles heifsl; 

Die Abhaltung von Provinzial - Concilien wurde wieder 
festgesetzt für jedes Jahr in Gegenwart der Magistrate, 
und noch hinzugefügt, dafs, wenn besonders wichtige Fälle 
und Begebenheiten für den Clerus eintreten sollten, noch 
andere -allgemeine Concilien abgehalten werden sollten. Auch 
dadurch wurde das Ansehei; der Kirche noch wieder er- 
höht, dafs die bisherige V^flichtung der Bischöü^, die 
Armen zu unterstützen, in das Recht verwandelt wurde, 
die Richter zu tadeln und zu ermahnen, die sich Bedrük- 
kungen gegen dieselben zu Schulden kommen liefsen. 

Aber am wichtigsten ist die Umänderung, welche auf 
diesem Gii^cile das alte Grundgesetz über die Thronfolge 
erlitt. — Bisher hatte die ganze Nation der Gothen das 
Recht gehabt, bei der Wahl ihrer Könige mitzustimmeh, 
doch jetzt wurde dieses Recht den Granden und Bischöfen 
allein vorbehalten, und eine so wichtige Umänderung der 
alten Verfassung, und eine so gewaltsame Verletzung der 
Gerechtsam^ und Freiheiten des Volkes, wird nuf durch 
ein bischöfliches Dekret sanctionirt. Decreto pontifical, so 
heifst dieses neue Gesetz über die^ Thronfolge im 75sten 
Canon jenes Concils, und kommt nachher auch noch un- 
ter demselben Namen im Fuero Juzgo vor. — Dies ist 
um so bemerkenswerther, da es von der Excommunion ge- 
gen Suintila, welche ein rein religiöser Akt ws^r, heifst, 
dafs sie mit der Zustimmung des Volkes, cum gentis con- 
sultu, beschlossen worden sei. 

Obgleich auf diese Weise eine so ungeheure Macht 
dem Clerus eingeräumt wurde, der sich nach seiner gött- 
lichen Bestimmung so viel wie möglich aller Einmischung 
in die Angelegenheiten der Civil -Gewalt enthalten sollte, 
und so nicht nur <Jie gothische Verfassung, sondern auch 
die ursprüngliche Einrichtung der Kirche vollständig um- 
geworfen worden war, so finden sich doch unter den Be- 
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schl&Men dieses 4ten Concils von Toledo ^einige, dere 
gewissenhafte Beobachtung dem Lande und Volke nur dei 
gröisten Segen hätte bringen können. 

Im Canon 57 wird anempfohlen, dem Juden keine Ge^ 
walt anzuthun, um ihn zum Uebertritt zum ChristenthunM 
zu bewegen: 

yydenn, heifst es dort, Gott erbarmt sich, vressen er 
will, und bei dem er es nicht will, dessen Herz mach 
er unempfindlich; und so sollen die Bekehrungen frei- 
willige und nicht gezwungene sein/^ 
Im Canon 75 ermahnt das Concil Sisenando und afle 
seine Nachfolger weder Civil- noch Criminal-Processe selbst 
nach eigenem Gutdünken zu entscheiden, noch im Gehei- 
men, sondern stets öffentlich und in Begleitung von JMa- 
g'stratspersonen, nachdem dem Urtheil eine genaue und öf- 
ntliche Untersuchung vorhergegangen sei, und sie möch- 
ten stets mehr Milde als Strenge walten lassen. Die Kö- 
nige, die diesen Bestimmungen zuwider handeln vpfirdeD, 
wurden mit der Strafe des Kirchenbanns bedroht. 

Wären doch diese beiden Bestimmungen niemals von 
den Gesetzgebern Spaniens vergessen worden, und bätteD 
doch alle Bischöfe stets ihren ganzen Eifer und alle ihre 
Sorgfalt darauf gewandt, die strenge Befolgung derselben 
aufrecht zu halten, wie unendlich viele unschuldige Opfer 
würden dann in späteren Zeiten nicht dem Aberglauben 
und dem Despotismus verfallen sein. 



Fünftes Kapitel. 

Bemerkungen über die Concilien yon Toledo. 

Die ersten Gothen hielten in Germanien alle Jahre ver- 
schiedene allgemeine Zusammenkünfte, die von Tacitus Con- 
cilien genannt werden. Auch die spanischen Gothen ver- 
sammelten sich mehrere Male des Jahres in Concilien, und 
Concilien oder mit einem andern Namen Cortes, hatten die 
Spanier auch im Mittelalter, und eben so in den drei letzten 
Jahrhunderten des unbeschränktesten Despotismus. Aber 
welch ein gewaltiger Unterschied besteht zwischen diesen 
verschiedenen Versammlungen! 

Die Politik, welche die Könige der Westgothen bei 
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ihren Concilien befolgten, war eine ganz andere, als die 
der Germanen, und an nichts dachten sie weniger als an 
eine Wiederherstellung der alten Concilien Germaniens. 

Die Biclarensische Chronik sagt: Recared habe im 3ten 
Concil von Toledo wieder erneuern wollen, was die Kaiser 
Constantin und Marcian gethan hätten; jener war- selbst 
beim Concil von Nicaea zugegen gewesen, und dieser hatte 
auf dem von Chalcedon die Ketzereien des Nestorius, Eu- 
tyches und Dioscuros verworfen. 

Jene beiden ökumenischen Concilien hatten bestimmt, 
dafs zweimal in jedem Jahre in j^der Provinz Partikular- 
Concilien abgehalten werden sollen. Der Papst Hormisdas 
hatte diese selbe Vorschrift in einem besondem Dekret an 
die Spanier fiir diese wiederholt, mit der Abänderung, 
dafs er die zwei Versammlungen, wegen der Schwierig- 
keiten, die die Halbinsel den häufigen Zusammenkünften in 
den Weg setzte, auf eine beschränkte. Die Arianischen 
Bischöfe hatten, so lange sie die Herrschaft am Hofe dei^ 
gothischen Könige gehabt hatten, die Abhaltung der Con- 
cilien erschwert, und dies ist das Hindernifs, von dem Re- 
cared behauptete, dafs er die Kirche befreit habe. 

Das Ceremoniel, welches durch das 4te Concil von To- 
ledo für die Concilien verordnet vnirde, läfst die Natur 
jener Versammlungen noch besser erkennen. Im 4ten Ca- 
non jener Verordnung heifst es wie folgt: 

„Mit Tagesanbruch werden alle, welche sich in der 
Kirche befinden, aus derselben entfernt, und die Thü- 
ren verschlossen, bis auf eine, an welcher sich alle 
Diener aufstellen, und durch welche die Bischöfe her- 
eintreten, um nach dem Alter ihrer Weihe ihre Plätze 
einzunehmen. Nachdem die Bischöfe sich niederge- 
setzt, folgen die Presbytern, unter welche sich kein 
Diakonus mischen darf; dann folgen die Diakonen, 
welche zur Verrichtung des Gottesdienstes erforder- 
lich sind. Nachdem die Bischöfe einen Kreis gebil- 
det, stellen sich die Presbytern an dem Spaliere auf, 
welches sie von jenen trennt, und hinter ihnen die 
Diakonen, Dann werden die Laien hereingelassen, die 
vom Concil erwählt worden sind, so wie die Notare, 
die zur Aufzeichnung der Verhandlungen des Concils 
bestimmt sind. Darauf werden die Thüren geschlos- 
sen, und nach einem kurzen Stillschweigen, in dem 
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die Biscböfe alle ihre Gedanken allein auf Gott rid- 
ten, sagt der Arcbidiakonus »JaTst uns beten, (orad),'' 
und in demselben Augenblicke werfen sich alle zur 
Erde nieder , und nachdem sie eine Zeit lang unter 
Seu&^n und Thränen ihr Gebet zu Gott empoi^e- 
sandt haben y erhebt sich einer der ältesten Bischöfe, 
und spricht mit lauter Stimme ein Gebet, während die 
fibrigen Anwesenden alle* in ihrer vorigen Stellung 
verharren. Nach Beendigung des Gebetes, und nach- 
dem alle ein gemeinschaftliches ,,Amen^^ gesprochen 
haben, sagt der Ar^hidiakonus zum andern Male, „laCst 
uns aufstehen^ :^(leyantaos), worauf sich alle erheben, 
und die Bischöfe und Presbytern mit vieler Beschei- 
denheit (con mucha modestia) ihre Plätze einnehmen. 
Darauf tritt ein Diakonus in weifsem Gewände in die 
Mitte der Verstümmlung , und verliest mit lauter Stimme 
die Capitel des Codex, welche von der Abhaltung der 
Concilien handeln. Nachdem dies beendigt, redet der 
Metropolitan das Concil mit folgenden iVorten an: 
Ihr habt vernommen, heiligste Bischöfe, die Ansich- 
ten und Bestimmungen der heiligen Väter über die 
Abhaltung der Concilien. Wenn jemand von euch 
etwas zu fordern hat, so trage er solches seinen Brü- 
dern vor, und man werde zu keinem andern Geschäfte 
fibergehen, bevor dieses vollständig erledigt worden 
ist Wenn eia .Presbyter, Diakonus, Cleriker oder 
Laie ein Recht ztlr Appellation an das heilige Concil 
zu haben glaubt, so setze er sein.e Sache dem Ar- 
chidiakonus auseinander, damit er über dieselbe dem 
Concil Bericht erstatte, welches sodann jenem die Er- 
laubnifs zum Eintritt und'^'zum eigenen Vortrag seiner 
Angelegenheit ertheilen wird. Kein Bischof wird die 
Sitzung verlassen, bevor die Stunde des Schlusses ge- 
kommen, und ISiemand wird wagen dieselbe zu schlie- 
fsen, bevor alle Geschäfte erledigt sind, und alle Bi- 
schöfe die getroffenen Entscheidungen gebilligt haben; 
darum soll man nur glauben dafs Gott den Berathun- 
gen des Concils beigewohnt habe, wenn dieselben 
ruhig und still abgehalten und ohne Störung beendigt 
und geschlossen worden sind." 
Dies ist die eigenthümliche Einrichtung der Provincial- 
Concilien von Spanien, und dies der wahre Ursprung des 
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spätern nationalen und allgemeinen der gothischen Mo* 
narchie. — Doch wo ist hier die Aebniichkeit mit den Ger- 
manischen? Jene würden alle Monate und an bestimmten 
Tagen abgehalten, und nicht auf ausdrückliehen Befehl des 
Königs^ sondern nach einer aus den ältesten Zeiten her- 
stammenden Akte. Die von Toledo kamen nur selten 
zusammen y und nie ohne besondere Berufung durch den 
König, die nur dann eintrat, wenn er glaubte, dieselben 
in seiner PoUtik zu bedürfen, und daCs sie ihm bei Aus^ 
führung seiner Absichten und Pläne von Nutzen seinr könn- 
ten. Zwischen dem 3ten und 4ten Concile waren 44 Jahre 
vergangen, und nachdem das lOte abgehalten worden war, 
wurde das Ute erst nach Verlauf von 18 Jahren berufen. 

In den germanischen Concilien war zugegen und stimmte 
das ganze V^olk; zu den toledanischen kamen nur die Bi- 
schöfe und einige Granden, und letztere nicht wegen eines 
besonderen Vorrechtes ihres Standes, sondern nur auf be- 
sonderen Befehl ihres Fürsten. 

Bis zum 8ten Concil vom Jahre 653 finden sich unter 
den Beschlüssen derselben keine Unterschriften von Laien; 
im 5ten finden sich zwar einige, aber doch nur die des 
Königs und der Königin, um die Canones zu sanktioniren. 
Beim 8ten Concil beträgt die Zahl der Unterschriften von 
Baronen nicht mehr als 16, während die der Bischöfe, Vi- 
care und Aebte sich auf 74 beläuft. Auf dem 9ten haben 
25 Geistliche und nur 4 Laien unterzeichnet; unter den 
Unterschriften der Beschlüsse des lüten und Uten Con- 
cils findet sich kein einziger, und unter denen des 13ten 
unter 83 Bischöfen, Vicaren und Aebten, nur 23 Barone. 

Zu diesem unglaublichen Verhältnifs der Unterschriften 
der Laien und Geistlichen mufs noch die grofse Verschie- 
denheit der Art hinzugefügt werden, in der die Unter- 
zeichnungen stattfanden. Die Bischöfe unterzeichneten zuerst 
imd zwar als autores de los canones; nach ihnen die Laien 
und nur als Z^eugen (como testigos). Die Veriiandlungen 
des 8ten Concils geben neue Aufschlüsse über die Katur 
jener Versammlungen. Die königl. Ordre, durch welche 
die Könige denselben ihre Wünsche zu erkennen gaben, 
fängt an; „Im Namen des Königs Recesvind, den ehr- 
würdigsten Vätern, die in dieser Synode ihren Sitz haben ;**. 
(en el nombre del Senor Flavio Kecesvindo, rey, ä loa 
reverendisimos padres residentes en este saiÄo sinodo). 

2 
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Hierin geschieht keiner Laien Erwähnung, als der, welche 
vom Hofe erwählt wurden; das ürtheil über die Klagen, 
die bei denselben vorgebracht werden sollen , und die 
Verbesserung der Gesetze wird ganz besonders den Bi- 
schöfen anempfohlen. Die Laien werden nur ermahnt zur 
Ausfuhrung beizutragen. 

So können diese Concilien von Toledo eigentlich nicht 
Versammlungen der Nation, wie sie es ursprünglich in 
Germanien oder wie es die Cortes im Mittelalter waren, 
genannt werden, sondern nur Versammlungen von Geist- 
lichen, die durch die Könige, wenn es diesen gut erschien, 
berufen wurden, nicht etwa aus reinem Eifer für die Re- 
ligion, sondern nur aus politischen Gründen. Wenn hin 
und wieder des Volkes Erwähnung geschieht, so ist dies 
doch nur als Zuschauer zugegen, um „Amen^^ zu sagen, so- 
bald dies den Bischöfen passend erschien. 



Sechstes Gapitel. 

lieber den königlichen Rath und das Ansehen des Könies in der gothi- 
sehen Monarchie. Ohnmacht dieses Rathes gegenüber dem Despotismus der 

Könige. 

Wenn auch die erste gothische Constitution, nament- 
lieh durch die Bestrebungen des Clerus, im Laufe der Zeit 
bedeutende Veränderungen erlitten hatte, so waren doch 
immer noch viele ihrer alten Bestimmungen in Kraft ge- 
blieben. Noch bewahrte der Adel viele von den Vor- 
rechten, die er in Germanien genossen hatte, noch hatte 
er actives und passives Recht auf die Thronfolge; noch 
waren die vometimsten desselben, die Granden, von Geburt 
die Räthe der Könige. Früher hatten sie nicht nur bei 
den gewöhnlichen Geschäften das Recht gehabt, ihren Rath 
zu ertheilen, sondern auch bei den allerwichtigsten, zu de- 
nen Entscheidung des ganzen Volkes nöthig war; sie be- 
riethen sie und tibergaben sie vorbereitet den Concilien 
oder General -Junten. „De minoribus rebus, sagt Tacitus, 
principes Consultant; de majoribus omnes, ita tamen, ut et 
ea, quorum penes plebem arbitrium est, apud principes 
pertractentur." 

In Spanien verlor das Volk sein altes Recht der Theil- 
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Dabme und des V^otums auf den Concilien, und die Privi- 
legien des Adels erlitten allmälig auch bedeutende Ver- 
minderungen. Der Rath und das Votum der Bischöfe 
wurde am meisten bei der Abfassung der Gesetze berück-- 
sichtigt, und die Hofbeamten (los oficiales palatinos) ge- 
nossen das höchste Vertrauen des Königs. — Die Errich- 
tung von Hof-Aemtern gewährte den Königen sehr gute 
Gelegenheit y ihre treusten Diener zu belohnen, indeüi sia 
dieselben zu Herzogen oder Grafen zur Belohnung für 
die ihnen geleisteten Dienste ernannten, und sie den üran^ 
den von Geburt gleichstellten. ^Nachdem sie mit diesem 
hohen Range bekleidet waren, stand es schon -weniger im 
Widerspruch mit der alten Constitution, dafs sie zum kö- 
niglichen Rathe zugelassen wurden. — So finden sich 
Gesetze, die unterzeichnet sind von sämmtlichen Hofbeam- 
ten, con todo el oficio palatino; und andere con consejo 
de los obispos, y de los jefes de palacio. 

Aber weder die Granden, noch der Clerus, noch der 
Rath, wie dieser auch damals zusammengesetzt gewesen 
sein mag, noch selbst die Concilien, die bei der ganzen 
Nation der Spanier im höchsten Ansehen standen, waren 
im Stande den Despotismus der gothischen Könige zu zü- 
geln, in deren Händen eigentlich die ganze gesetzgebende 
und vollziehende Gewalt allein lag. 

Es ist wahr, dafs die Theokratie sie zur Achtung dier 
kirchlichen Rechte zwang, eben so dafs auf den Concilien 
verschiedene Canones beschlossen, und nicht nur Ermah- 
nungen, sondern auch Anatheme gegen ihren Despotismus 
ausgesprochen wurden, von welchen Bestimmungen sldj 
einige auch noch im codex civilis wiederfinden, aber gab 
es irgend ein Gesetz, welches die Könige zur regelmSfsi- 
gen Berufung der Concilien oder General- Junten verpflich- 
tete? War irgend ein Tribunal competent, um sie wegen 
Verletzungen der alten Verfassung zur Rechenschaft ziehen 
zu können? Und die Concilien selbst, die so streng gegen 
die entthronten Könige waren, wagten es nie die regie^ 
renden zu richten oder zu bestrafen. 

Und zuletzt wurde den Königen noch von den Conci- 
lien und Granden und der Nation selbst, die so freiheit*- 
iiebeiid und so stolz gewesen war, die Mächt, Gesetze zu 
geben, zugestanden. . . 

Ein Gesetz des Fuero Juzgo bestinunt, dafs, wenn eiii 

2* 
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Proccfs von eleu Gerichten nach den bestehenden Gesetzen 
nicht entschieden werden könne, so sollte er denoi Könige 
vorgelegt werden, und die Entscheidung, die dieser als- 
dann ertheilen würde, sollte als neues Gesetz angesehen 
und als solches in die Gesetz - Sammlung aufgenomnien 

werden. 

Ein anderes desselben Codex gesteht dem Könige das 
Recht zu, so viel zu den Gesetzen hinzuzufügen und zu 
ändern, als er für gut fände, und nirgends ist hier oder 
an einer andern Stelle die Rede von dem Rathe der 

Granden. 

Die Ernennung aller Chefs des Militairs und der Magi- 
strate, die in früheirn Zeiten vom ganzen Volke ausgegangen 
war, nahmen die Könige (ur sich allein in Anspruch. 



Siebentes Capitel. 

Ueber die gothisclie Magistratur. Unterschied zwischen der ersten gothi- 

sdien Gerichtsordnung und der germanischen. Audiencia oder Grerichtshof 

des Königs. Untere Richter. Ueber die Appellationen. 

Die germanischen Völker bewahrten bei ihren verschie- 
denen Eroberungen meist die politischen und gerichtlichen 
Einrichtungen, die sie in den römischen Provinzen vorfan- 
den, jedoch nicht ohne einzelne Aenderungen vorzuneh- 
men. Eine der wichtigsten war die, da£s sie gewöhnlich 
in jeder Stadt einen Grafen oder Gouverneur einsetzten, 
wie sie dies in Germanien gewohnt gewesen waren. 

Im Anfange der gothischen Monarchie ^vurden alle 
Würden und Aemter nur auf bestimmte Zeit vergeben, 
wie dies in Rom der Fall gewesen war, aber das Concil 
von Toledo bestimmte ihre Dauer auf Lebenszeit, unter 
der Voraussetzung, dafs der, welcher ein solches Amt be- 
kleidete, dieses gewissenhaft und treu verwaltete, und sich 
nicht irgend etwas zu Schulden kommen liefs, was seine 
Entsetzung nach sich zog. Durch diese Aenderung mufste 
natürlich das Ansehen und die Macht der Grafen bedeu- 
tend erhöht werden. 

Die gothischen Könige waren die ersten Magistrate 
der spanischen Monarchie, wie dies sonst, so lange das 
Land noch unter römischer Herrschaft gestanden hatte, die 
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Kaiser gewesen waren. — Dies ist eine andere und sehr 
wichtige Aenderung der alten germanischen Verfassung, nach 
der die wichtigsten Angelegenheiten des Staates nicht durch 
den König, sondern durch die Conciiien entschieden wurden. 

Von^ allen Richtern fand Appellation an die Audiencia 
statt, welche der höchste Gerichtshof im Reiche war, in 
dem der König selbst den Vorsitz führte. Das 4te Con- 
eil von Toledo hatte festgesetzt, dafs er nicht allein und 
im Geheimen, sondern nur öffentlich und mit seinen Rathen 
gerichtliche ürtheiie fällen solle. 

Die untern Richter waren die Herzoge, Grafen, Vicare 
oder die Stellvertreter derselben (tenientes); diesen folgten 
die Friedensrichter, und mehrere andere, mit geringeren 
Befugnissen, die alle im Fuero Juzgo genau bestimmt wa- 
ren. — Die Ernennung der Richter, die bei den Germa- 
nen durch die ganze Nation geschah, hatten sich in der 
gothischen Monarchie die Könige allein vorbehalten. Au£ier 
den gewöhnlichen Richtern pflegte der König noch andere 
zu ernennen, und zwar besonders in Sachen von Verratb, 
Todschlag oder Ehebruch. 

Alle Richter wurden aus dem Staatsschatze besoldet, 
deshalb unterliefsen sie aber nicht von den Parteien so 
enorme Sportein zu erpressen, dafs diese oft den 3ten 
Theil des Werthes der ganzen Summe betrugen, um 
welche processirt wurde. Ein Gesetz bestimmt, dafs sie 
den 20sten Theil nicht überschreiten dürften. — Es fehlte 
aber den Grafen und Vicaren nicht an anderen Mitteln, das 
Volk zu bedrücken, und ein besonderes Gesetz verbot 
dies bei Strafe der Amtsentsetzung und 10 Pfund Gold; 
den Bischöfen wurde anempfohlen, von den vorkommen- 
den Uebertretungen sofort Bericht abzustatten, und ihnen 
selbst angedroht, sie im Unterlassungsfalle vor die Conci- 
iien deswegen zur Rechenschaft zu ziehen. Doch dies 
war nur ein sehr schwaches Mittel gegen die Habsucht 
der Grafen und der übrigen Richter und die Lauheit der 
Bischöfe. 
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Achtes Gapitel. 

lieber das Fuero Juzgo. Analysis des Anfangs, 

Die ersten Könige der Gothen hatten ihr Hoflager in 
Frankreich, Eurich ihr erster Gesetzgeber veröffentlichte 
seinen Codex zu Tolosa, und so bildete das erste Recht 
der Westgothen auch zugleich einen Theil des Fran- 
zösischen, und wird stets neben den beiden andern Thei- 
4en desselben dem Salischen und Burgundischen aufgeführt. 

Leovigild verlegte seine Residenz nach Toledo, und, 
da viele Gesetze des Eurich der Umänderung bedurften, 
so liefs er den Codex desselben durchsehen, und wo es 
nöthig erschien, ergänzen. 

Auch nach dieser Zeit befolgte man noch das System, 
welches die Barbaren auch in Spanien angenommen hat- 
ten, dafs nämlich jede JS^ation nach ihren eignen Sitten 
und Gesetzen regiert wurde. Erst Chindasvind gab deo 
Befehl y einen allgemeinen Codex abzu£assen, der für Go- 
then, Spanier und Römer gleiche Geltung haben sollte, 
und da er dies auch für eine ordentliche und geregelte 
Justiz -Verwaltung für unumgänglich noth wendig hielt , so 
verbot er den Gebrauch der römischen und aller übrigeo 
fremden Gesetze. Dessen ungeachtet trug Reces^d dem 
8ten Concil von Toledo eine neue Revision und Verbes- 
serung des römisch-gothischen Codex auf, und indem er 
die Politik seines Vaters befolgte, die Vereinigung der ver- 
ischiedenen Nationen immer vollständiger zu machen, er- 
laubte er zuerst die Ehe zwischen Gothen und Spanien], 
die bisher verboten gewesen war. 

Ervigius liefs durch das ]2te Concil eine neue Revi^ 
fiion desselben Gesetzbuches veranstalten, und das 17te 
Concil von Toledo legte endlich die letzte Hand daran, 
und gab dem ganzen Gesetzbuche den Titel, unter dem 
es noch heute bekannt ist: Lex visigothorum , liber judi- 
cum, und wie es gewöhnlich genannt wird: Fuero Juzgo. 

Die Quellen dieses Codex waren die germanischen Sit- 
ten, die römischen Gesetze und die Canones der Conci- 
lien. Die, welche die Sammlung besorgten, so wie die 
Verfasser der Gesetze selbst, waren Geistliche, wie schon 
die verschiedenen Aufträge, die die Könige den einzelnen 
Concilien über ihre Abfassung und Verbesserung ertheil- 
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teDy deutlich genug anzeigeu, so wie aueb die Aenderun- 
gen, die sie zu wiederholten Malen zu Gunsten des Cle^ 
rus und der Unabhängigkeit der Kirche erfahren haben. 

Das Fuero Juzgo wurde der allgemeine Codex för die 
ganze Halbinsel, und bildete noch im Anfang dieses Jahr- 
hunderts einen Theil des spanischen Rechts. Als im Jahre 
1788 das Tribunal von Gfranada zweifelhaft war, ob in 
einem Processe fiber die Erbschaft eines Mönches nach 
einem .Gesetze dieses Codex entschieden werden sollte, 
welches die Verwandten den Klöstern vorzieht, oder nach 
einem der Partidas, welches den Klöstern den Vorrang vor 
den Verwandten giebt, wurde der Kath von Castilien um 
eine Entscheidung angegangen, und dieser erklärte, dafs 
das Gesetz des Fuero Juzgo nicht aufgehoben worden sei, 
und dafs der Gerichtshof sich nach diesem richten, und 
nicht so ängstlich auf die Beobachtung der Partidas halten 
solle, da das römische und canonische Recht immer nur 
zur Aushülfe dienen sollte, wo das einheimische nicht aus* 
reichte. 

Während der Herrschaft der Mauren hatte es sehr an 
Bedeutung verloren, und erst Ferdinand der Heilige suchte 
ihm seine allgemeine Geltung, die es früher genossen hatte, 
wiederzugeben. Zu dem Ende liefs er es aus dem Latei- 
nischen in das Castillanische übersetzen, um so die Ver- 
breitung und das allgemeine Verständnifs desselben zu er- 
leichtern. Sein Sohn Alfons machte aber Einrichtungen 
in seinen Staaten, die, ohne dafs das Fuero Juzgo aus- 
drücklich widerrufen worden wäre, doch mit der gothi- 
schen Gesetzgebung durchaus nicht verträglich waren. — • 
Um in seinem Reiche die Wissenschaften zu heben und 
mehr in Flor zu bringen, rief er Ausländer in sein Land, 
und begünstigte an der Universität Salamanca das Studium 
der Jurisprudenz, wie solche zu Bologna gelehrt wurde, 
und nahm in seinen neuen Codex Theile und Grundsätze der 
ultramontanen Gesetze auf, woraus sehr bald folgte, dafs die 
Rechtsgelehrten, die an der Universität mit diesen erzogen 
worden waren, dieselben dem alten nationalen Rechte vor- 
zogen. So wurden sie, obgleich die gothischen Gesetze 
nie förmlich widerrufen wurden, und obgleich in der Rei- 
henfolge, die über die verschiedenen Gesetzbücher in der 
Verordnung von Alcala und an andern Orten aufgestellt 
wurde, den Partidas der letzte Platz angewiesen wurde, — 
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cla sie den Ansichten der Rechtsgelehrten näher standen, 
doch bald in allen Theilen überwiegend , ohne dafs die 
kräftigste spanische Re^erung im Stande gewesen ^v^^äre, 
ihre F ortscnritte, die so unendlich nachtheilig für das Land 
waren, zu hemmen. 

Während schon verschiedene Abdrücke des Fuero Juzgo 
in lateinischer Sprache im Auslande erschienen waren , so 
war dasselbe bis zum Jahre 1788 noch nicht einmal in 
Spanien selbst^ dessen Haupt-Gesetzbuch es ist, abgedruckt 
worden. In diesem Jahre befahl endlich die königliche 
Akademie der spanischen Sprache zum ersten Male in 
Spanien den Druck desselben in lateinischer Sprache, ver- 
bunden mit der castillanischen Uebersetzung. Dieser Be- 
schlufs wurde aber erst 30 Jahre später im Jahre 1815 
in Madrid wirklich ausgeführt. 

In dieser letzten Ausgabe des Fuero Juzgo geht den 
12 Büchern, in welche dasselbe ein^etheilt ist, ein Titel 
voran, der in den früheren im Auslande veranstalteten fehlt, 
und der als Anfang des ganzen Gesetzbuches betrachtet 
werden mufs. Die Ueberschrift lautet: De electione prin- 
cipum et de communione eorum qualiter judicent, vel de 
ultore nequiter judicantium. Die castillanische Uebersetzung 
lautet: de la eleccion de los principes, et del insinuamiento 
como deven julgar derecho, et de la pena de aquellos 
que jujgan torto. Wenn man nach dieser Uebersetzung, 
die von derselben Akademie besorgt worden ist, urtheilen 
kann, so dürfte, um der lateinischen Ueberschrift einen 
ordentlichen Sinn zu geben, wohl communione in commo- 
nitione verwandelt werden müssen. 

Alle 18 Gesetze dieses Titels sind aus verschiedenen 
Canones der erwähnten toledanischen Concilien genommen. 
Es sind in ihnen die hauptsächlichsten Elemente des öf- 
fentlichen Rechtes der Westgothen enthalten, wie über 
die Wahlen der Könige, deren Verpflichtungen, die sie bei 
der Regierung des Reiches zu beobachten haben, Vorschrif- 
ten, um ihren Despotismus und ihre Habsucht zu zügeln, 
und um die Aufstände zu vermeiden, die so oft durch den 
Mifsbrauch der Gewalt entstanden sind. 



25 



Neuntes Capitel. 

Erstes Buch des Fuero Juzgo. Ueber die Gesetzgeber und Gesetze. Probe 

des Styls des Fuero Jazgo. 

Das erste Buch des Fuero Juzgo bat den lateinischen 
Titel: de instnimentis legalibus und den castillanischen : 
del facedor de la ley et de las leyes, über den Gesetz- 
geber und die Gesetze. 

Im Beginn desselben sagen die Verfasser, sie würden 
weder Dialectiker noch Redner sein, sondern einfache Aus- 
leger des Rechtes, da sie mehr Werth auf die alten Sit- 
ten und Gebräuche legten, als auf die Worte. — Aber 
trotz dem beweist das Gesetz selbst das reine Gegentheil 
und rechtfertigt einigermafsen , wenigstens was den Styl 
angeht, den l'adel, den Montesquieu ausspricht, indem er 
in seinem Esprit des lois, L. XäVIII. eh. 2. sagt: „Les 
lois des Wisigoths sont pueriles, gauches, idiotes; elles 
n atteignent point le but; pleines de rhetorique et vides 
de sens, frivoles dans le fond et gigantesques dans le style." 
Jenes Gesetz im ersten Buche des Fuero Juzgo wird 
hinreichenden Beweis liefern, es lautet folgendermafsen : 
„Salutare daturi in legum' constitutione praeconium, 
ad novae operationis formam antiquorum studiis no- 
vos artus aptamus, reserantes, tarn virtutem formandae 
legis, quam peritiam formantis artificis. Cujus artis 
insigne ex hoc decentius probabitur enitere, si non 
ex conjectura trahat formam similitudinis, sed ex ve- 
ritate formet speciem sanctionis, neque silogismorum 
' acumine figuras imprimat disputationis , sed puris ho- 
nestisque praeceptis modeste statuat articulos legis. 
Etenim, ut ars operis hujus se in hac dispensatione 
componat, ordo magnae ratiocinationis exoptat. Nam- 
que qimm experimenta rerum manus tenet artificis 
ad dispositionem formae, frustra queritur investigatio 
rationis. In improvisis cefte acuta se expetit ratio 
indignatione cognosci. In non ignotis autem experi- 
mento faciendi se properat reserari. Latentis erga 
rei quia species ignorantur, non inmerito considera- 
tionis ordo requiritur; quum vero expertos usus in 
speculum visionis fides veritatis adducit, non jam ma- 
teria formae ratiodnationem dicti, sed operationem facti 



26 

deposcit. Unde nos melius mores quam eloauia or- 
dinanteSy non personam oratoris inducimus^ sea recto- 
ris jura disponimus." 
Diesem Gesetze folgen andere, in denen die Weisheit 
und Tugenden auseinander gesetzt werden, die ein Gesetz- 
geber besitzen solle, und die Verpflichtungen der Vasallen 
zu ihrer und ihrer Familien Vertheidigung. 



Zehntes Capitel. 

Zweites Buch des Fnero Juzgo: Grerichtsordnung der gothischen Ge- 
ricbte. Gesetze gegen Yerräiher. Verbot, römische oder andere fremde 
Gesetze bei den Processen anzuwenden. Ernennung der Richter und ihre 
yerschiedenen Klassen. Vorladung und persönliches Erscheinen des Klä- 
gers und des Angeklagten yor Gericht. Probe «Termin. Contumazstrafen, 
und Strafen gegen diejenigen, welche absichtlich einen Procefs in die Länge 
ziehen. Appellationen. Beweise. Tortur und Beschränkung derselben. 

Zeugen. Eide. Urkunden. Testamente. 

Das zweite Buch beginnt mit einem Gesetze von Ervi- 
gius, welches beweist, welche grenzenlose Verwirrung bis 
dahin unter den früheren Regierungen geherrscht hatte. 
Es wird erklärt, dafs die Könige ebenso gut den Gesetzen 
unterworfen sein sollten, wie das Volk und jeder sie ken- 
nen lernen sollte. Alsdann werden einige Mittel angege- 
ben und hart getadelt, deren sich die Könige gegen ihre 
Vasallen bedienten, und auf der andern Seite die Strafen 
gegen die Rebellen und Aufrührer gegen ihre Fürsten wie- 
der in Erinnerung gebracht. Es wird die Anwendung an- 
derer Gesetze bei Processen verboten, als derer, welche 
sich im Codex finden, und das Studium des römischen und 
anderer fremden Rechte nur zur gröfsem Ausbildung des 
Verständnisses und Vorbereitung auf die spätere Verwal- 
tung der Justiz erlaubt. Es werden die Tage angegeben, 
wo keine Gerichtssitzungen stattfinden, wie Weihnachten, 
am Tage der Beschneidung, Epiphania, zu Ostern und 
Pfingsten. Der Feste eines besonderen Heiligen wegen 
wurden keine Gerichtsferien gemacht, wol aber ein Monat 
zur Kornerndte und einer während der Dauer der Wein- 
lese. In der Provinz Carthagena war aufserdem noch ein 
Monat bestimmt, von Mitte Juni bis Juli, um die Heu- 
schrecken zu tödt'en, was beweist, wie häufig und in welch 
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ungeheuren Sdiwärmen diese Thiere damals das Land heim- 
gesucht haben müssen. 

Wenn es bei der Entscheidung eines Processes an 
einem bestimmten Gesetze fehlen sollte, so sollte der 
Kichter die Parteien mit ihren Angelegenheiten an den 
König verweisen y damit dieser eine endgültige Entschei- 
dung gäbe, und so der Procefs seine Erledigung iande. 
Der König hatte die Macht , neue Gesetze zu geben , so 
bald er es für nöthig hielt. 

Es gab Richter, die vom Könige ernannt wurden, und 
andere, die von den streitenden Parteien zur Beilegung 
ihrer Sache zu Schiedsrichtern , erwählt werden konnten. 
Beide konnten ihre Jurisdiction wieder an andere übertrat 
gen. Dies Recht hatten auch die Criminal - Richter. Die 
Macht der Friedensrichter (pacis assertores) erstreckte sich 
nur auf einzelne im Gesetz besonders angeführte Fälle. 

Der Angeklagte, der 'von den Richtern vorgefordert 
worden war, mufste binnen 4 Tagen vor Gericht erschei- 
nen; war sein Wohnort von dem, in welchem der Ge- 
richtshof seinen Sitz hatte, 100 Meilen entfernt, so wur-r 
den ihm 12 Tage, und bei einer Entfernung von 200 Mei- 
len 20 Tage bis zu seinem Erscheinen gelassen. War er 
am Tage nach dem festgesetzten Termine nicht selbst ge- 
genwärtig, oder wenigstens ein Anwalt, der ihn vor Ue- 
richt vertreten sollte, so mufste ein Laie 10 sueldos Gold, 
5 an den Richter und 5 an den Kläger bezahlen, und war 
er zahlungsunPdhig 50 Peitschenhiebe (azotes) empfangen, 
die ihn aber nicht entehrten ; ein Bischof mufste 50 suel- 
dos, 30 für den Kläger und 20 für den Richter zahlen, 
und die Presbytern, Diakonen und Mönche mufsten statt 
der 50 Peitschenhiebe, die der Laie für sein Nichterschei- 
nen vor Gericht empfing, 30 Tage fasten, und erhielt an 
jedem derselben nur einmal Wasser und Brod. 

Die Richter sollten nicht mehr Erholung in der Woche 
haben als 2 Tage, und wenn sie irgend einem Kläger Ge- 
hör verweigerten, so mufsten sie für allen Schaden auf- 
kommen, der dem Abgewiesenen dadurch erwachsen war. 

Kein Procefs durfte länger als 8 Tage dauern, sonst 
waren die Richter den Parteien für jeden Nachtheil, der 
sich für dieselben aus der Verzögerung der richterlichen 
Entscheidung ergab, verantwortlich. Die schlechten Rich- 
ter mufsten den, von ihnen Verletzten doppelt soviel ver-- 
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gfiten als der Schaden betrug, den sie denselben an^etfaan 
hatten; waren sie uniahig eine solche Summe Geldes zu 
zahlen, so mufsten sie durch ihre Sklaven aufkommen, oder 
öffentlich 50 Peitschenhiebe aushalten, wenn sie nicht be- 
schwören konnten, dafs ihr ungerechter Spruch, den sie 
geßÜIt hatten, keineswegs aus r arteilichkeit oder Beste- 
chung, sondern nur aus Unwissenheit erfolgt sei. 

Um die Processe zu entscheiden, mufsten Beweise durch 
Urkunden oder Zeugen beigebracht werden^ und nur in 
Ermangelung dieser beiden Beweismittel wurde der durch 
Eid und Indicien zugelassen. 

Jeder Litigant konnte nicht nur gegen die gewöhnlichen 
oder die Richter der ersten Instanz recurriren, sondern 
auch gegen die Herzoge und Grafen, in welchem Falie 
diese sich mit den Bischöfen vereinigen mufsten. Erschien 
auch deren Urtheil ungerecht, so konnte der Beleidigte 
an die Audiencia des Itönigs äippelliren, und wurde hier 
das Urtheil der Bischöfe und übrigen Richter cassirt, so 
sollte der Appellant nicht nur frei von ihnen sein, sondern 
auch das Recht haben, sich noch neue Beweise, die für 
seine Forderung sprächen, zu verschaffen. Dergleichen 
Appellationen an den höchsten Gerichtshof, in welchem 
der König selbst das Präsidium führte, sollten aber nur 
höchst selten vorkommen, deshalb wurden die Appellanten, 
wofern sie ihr Recht nicht nachwiesen, zur selben Strafe, 
die die andern Gerichtshöfe über sie ausgesprochen hatten, 
verurtheilt, und wenn sie nicht im Stande waren, diese zu 
leisten, so erhielten sie öffentlich 100 Peitschenhiebe. 

Nach Gesetz 27 waren alle Urtheile nichtig, die die 
Richter auf Befehl oder Anrathen des Königs gefällt hat- 
ten, und bei denen sie nicht allein nach ihrer besten Ueber- 
zeugung und nach dem strengen Recht entschieden hatten. 

Im 28sten Gesetz werden die Canones wiederholt, 
durch welche das Concil von Toledo den Bischöfen die 
Oberaufsicht über die Gerichte ertheilte. 

Die Richter waren für ihre Urtheile dem Könige und 
den Grafen verantwortlich. Waren sie in der Ausffihrupg 
königlicher Befehle nachlässig, so mufsten sie 3 Pfiind Gold 
an den Fiskus bezahlen, oder sie bekamen 100 Peitschen- 
hiebe, was aber ihrer Würde keinen Abbruch that. 

Dafs die Strafe von Peitschenhieben so häufig in der 
gothischen Gesetzgebung vorkommt, ist sehr merkwürdig, 
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und zumaly da sie nicht nur beim Volke angewendet wurde, 
sondern auch bei den Edlen und Magistratspersonen; am 
auffallendsten ist aber und den sonstigen Sitten der Ger- 
manen ganz widersprechend, dafs eine solche Strafe keine 
Entehrung nach sich zog. 

Tacitus berichtet, dafs im alten Germanien ein Freier 
nur durch die Hand der Priester gezüchtigt werden konnte, 
welche die einzigsten waren, die dergleichen Strafen voll- 
streckten, und zwar nicht als Werkzeuge der Richter, son- 
dern als inspirirte Diener der Gottheit. 

Wie verschieden waren diese Sitten der ersten Gothen 
von denen der spanischen. Diese Anführung kann aber 
auch zeigen, welche bedeutende Veränderungen das spa- 
nische Recht im Laufe der Zeiten erlitten hat. 

Wenn der Werth einer Sache, um die die Parteien 
stritten, 300 sueldos betrug, und es fehlte an andern Be- 
weisen, so wurde die calderia oder die Probe des heifsen 
Wassers angewandt, welche zu den sogenannten Gottes- 
gerichten oder gewöhnlichen Reinigungen gehörte, und am 
häufigsten vorkam. 

Der 2te Titel, so wie alle übrigen des zweiten Bu- 
ches des Fuero Juzgo, fahren mit den Bestimmungen über 
die Gerichtsordnung fort. 

Ein Procefs, der einmal angefangen worden, mufste 
von den Parteien bis zu seiner endgültigen Entscheidung 
fortgeführt werden, bei Strafe dem Richter so viel zu zah- 
len, als die Klage betraf, und dafs die Advokaten jeder 
100 Peitschenhiebe bekamen. 

In den Criminal- Untersuchungen konnte die Tortur an- 

gewandt werden, jedoch mit verschiedenen bedeutenden 
linschränkungen. So war der Adel ganz frei von der Tor- 
tur, und die Freigebornen verfielen derselben nur dann, 
wenn sie schon früher andere Verbrechen begangen und 
derselben überführt worden waren. Wenn sich die Klage 
im Laufe der fernem Untersuchung nicht als gegründet 
erwiefs, so mufste der Richter, welcher die Tortur hatte 
anwenden lassen, dem Beleidigten sich als Sklaven erge- 
ben, wofern dieser sich nicht mit einer andern Genugthuung 
begnügte. 

Unfähig vor Gericht als Zeugen zu erscheinen, waren 
die Mörder, Zauberer, Räuber und andere Verbrecher, und 
auch die, von denen es feststand, dals sie schon früher 
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einmal einen Meineid geschworen hatten. — Jede Zeu- 

Senaussage mufste beschworen werden, und waren sie wi- 
ersprechend, so blieb es dem Richter überlassen, welcher 
er den meisten Glauben schenken wollte. 

Niemand konnte sich weigern vor Gericht ein Zeugniis 
abzulegen, wenn solches von ihm verlangt wurde. Einen 
Edlen traf für eine derartige Weigerung die Strafe , nie 
wieder als Zeuge auftreten zu können; derselben Strafe 
verfiel auch der Freigebome, aufserdem erhielt er aber 
100 Peitschenhiebe, durch welche er in diesem Falle ent- 
ehrt wurde. — Von den Sklaven konnten nur die des Königs 
Zeugnifs ablegen, die nicht nur dieses Vorrecht vor allen 
übrigen genossen, sondern oft auch zu Aemtem und Wür- 
den emporstiegen. 

Die falschen Zeugen mufsten zur Strafe allen Schaden 
vergüten der durch ihr falsches Zeugnifs erwachsen war, 
konnten nicht femer Zeugen sein, erhielten 100 Peitschen- 
hiebe, und aufserdem wurde ihnen das Haar abgeschoren 
(decalvacion). Letzteres war eine der härtesten Strafen 
sowohl bei den Gothen als auch bei den Franken, weil 
sie, wie auch die Germanen, das Haar sehr schätzten, und 
das Ausreifsen der Wurzeln sehr heftigen Schmerz ver- 
ursachte. — In dieselbe Strafe verfielen die, welche die 
Zeugen zur falschen Aussage verleiteten. 

Obgleich die Sklaven nicht als Zeugen auftreten konn- 
ten, so schenkte man ihnen doch gewöhnlich Glauben bei 
Sachen, wo es sich um den Tod einer Person handelte, 
wenn sie selbst dabei zugegen gewesen waren. Ebenso 
wurden sie bei Sachen von geringer Bedeutung zugelassen, 
wenn sie vorher nicht in Untersuchung gewesen, nicht be- 
straft worden waren, und einiges Vermögen besafsen. 

Die Zeugen, sowohl Männer wie Frauen, mufsten we- 
nigstens volle 14 Jahre alt sein. 

Verwandte konnten in gewissen Graden nicht gegen 
einander Zeugnifs ablegen, wenn es nicht gänzlich an an- 
dern Freigebomen fehlte. 

Im 5ten und letzten Titel dieses Buches ist von Ur- 
kunden und Testamenten die Rede, und von den Eigen- 
schaften, die dieselben zu ihrer Gültigkeit haben mufsten. 
Testamente mufsten, um volle Rechtskraft zu erlangen, 
binnen 6 Monaten nach dem Tode des Testators dem 
Pfarrer des Ortes oder einem Richter übergeben, und mit 
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ihrer Bewilligung geöffnet werden, die auch die Zeugen 
bestätigen konnten , im Falle dafs etwa Zweifel über die 
Rechtmäfsigkeit der Unterschriften erhoben wurden. 



Elftes Capitel. 

Drittes Buch des Fuero Juzgo: Ueber die Ehe; Aufhebung des Ehever- 
bots zwischen Gothen und Spaniern. Nothwendigkeit der väterlichen Ein- 
willigung zur Ehe. Verbot, dafs Männer ältere Frauen heirathen. Ver- 
pflichtung der Männer ihren Frauen eine Dos zu geben. Bestimmung über 
die Dos. Strafen für Ehen zwischen Personen, die sich dem Range nach 
nicht gleich stehen. Strafen gegen Raub, Ehebruch und andere Vergehen 
der Unenihaltsamkeit. Concubinat. Duldung der Priestereben. Ehe- 
scheidung. Viertes Buch: Erbrecht. 

Das dritte Buch handelt von der Ehe. Recesvind hob 
zuerst das Eheverbot auf, welches in den frühesten Zeiten 
zwischen Gothen und Spaniern bestanden hatte, und ge- 
stattete die Verbindung unter Personen gleichen Ranges, 
und mit der Erlaubnifs der Grafen. 

Die Töchter konnten sich nicht gegen den Willen des 
Vaters verheirathen, bei Strafe mit ihrem Manne dem über- 
geben zu werden, den der Vater für sie zum Gatten aus- 
gewählt hatte. Nachdem die Verlobung stattgefunden und 
inge gewechselt worden waren, konnten die Ehegatten 
die Verbindung nicht wieder auflösen. 

Die Edlen mufsten ihren Gattinnen eine Dos geben, 
doch dies geschah so unmäfsig, dafs der höchste Betrag 
derselben, als zehnter Theil aller Güter des Mannes, auf 
10 Sklaven, 30 Pferde und 1000 Sueldos festgesetzt wurde; 
letztere konnten in Kleinodien eegeben werden. Die ganze 
Dos verbHeb beim Tode des Mannes, wenn keine Kinder 
aus der Ehe vorhanden waren, der Frau allein, und wäh- 
rend der Dauer der Ehe wurde sie der Verwaltung des 
Vaters der Frau übergeben. 

Dieser Theil der gothischen Gesetzgebung war ein rei- 
ner Ausflufs der germanischen und völlig verschieden von 
der römischen, wo es der Vater der Iran war, der ihr 
bei Eingehung der Ehe eine Dos mitgab; bei den Germa- 
nen dagegen und den Völkern, die von ihnen abstammten, 
gab der Mann seiner Frau eine Dos. 

Unter Personen des Adels konnte keine Ehe geschlos- 
sen werden, ohne dafs die sogenannten Capitulationen vor- 
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hergegangen waren. Die Hochzeiten , die ohne diese ge- 
feiert wurden, galten für unanständig. 

Eine Wittwe durfte vor Ablauf des Trauerjahres ohne 
besondere Erlaubnifs des Fürsten zu keiner neuen Ehe 
schreiten. 

Die Gothen mufsten sich mit Personen gleichen Stan- 
des verbinden, und diese Bestimmung wurde so streng 
gehandhabt, dafs, wenn eine Frau sich mit einem ihrer 
eignen Freigelassenen eingelassen oder verheirathet hatte, 
beide Gefahr liefen, verbrannt zu werden. — Und wenn 
sie sich in eine Kirche flüchteten, so konnten sie dadurch 
doch nicht der ewigen Sklaverei entgehen. Nicht so hart 
war die Strafe, die die Frauen traf, die sich mit einem 
fremden Freigelassenen oder Sklaven verbanden ; in diesem 
Falle mufste der Richter sie trennen, nachdem er jeden 
mit 100 Peitschenhieben gezüchtigt hatte ; that es die Frau 
zum dritten Male, so wurde sie dem Herrn ihres Mitschul- 
digen als Sklavin übergeben. 

Die Titel 3, 4 und 5 handeln von Räubern der Jung- 
frauen und Wittwen, und den strengen Strafen für dies 
Verbrechen. 

Die öffentlichen Dirnen, die für Geld Unzucht trieben, 
wurden mit 200 Peitschenhieben und Verbannung aus der 
Gemeinde bestraft, und beim Wiederholungsfalle mit 300 
und aufserdem wurden sie einem Armen als Sklavinnen über- 
geben. — Die Richter, welche in ihrer Verfolgung nach- 
lässig waren, sollten von den Grafen mit 100 Peitschen- 
hieben und 30 Sueldos für den König bestraft werden. 

Die Beischläferinnen der Cleriker sollten 100 Peit- 
schenhiebe empfangen und von ihnen entfernt werden. Den 
Bischöfen wurde, bei Strafe von 2 Pfund Gold für den 
Fiskus, die gröfste Sorgfalt für die Trennung solcher Kebs- 
weiberei empfohlen. 

Recesvind befahl nicht nur die Entfernung der Bei- 
schläferinnen von den Geistlichen, sondern auch die Tren- 
nung ihrer Ehen. „Quemcunque presbyterum, diaconum, 
vel subdiaconum, heifst es im 38sten Gesetze dieses Titels, 
devotae viduae poenitenti, seu cuicunque virgini vel mulier- 
culae seculari, aut conjugio, aut adulterio conmixtum 
esse evidentissime patuerit; mox episcopus, sive judex, ut 
repererint, talem cotnmixtionem disrumpere non retardent." 

Aus diesem Gesetze geht deutlich hervor, dafs bis zum 
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Ende des siebenten Jahrhunderts, obgleich durch einige 
Concilien der Coelibat der Geistlichen schon anbefohlen 
war, in Spanien doch noch die ursprüngliche Kirchenzucht 
fortdauerte, nach der alle, auch Priester und Bischöfe ver- 
heiratfaet sein durften, .wie es zuletzt durch das 5te Con- 
cil von Constantinopel festgesetzt wurde. 

Durch dieses Gresetz von Recesvind hörten aber die 
Ehen der Geistlichen noch keineswegs auf, und ein späte- 
res Gesetz, das sich auch im Fuero Juzgo findet, bestimmt 
noch, dafs die Wittwen der Geistlichen, die ihre Söhne 
für den Dienst der Kirche erziehen lassen wollten, nicht 
aller Kirchen-Güter beraubt werden sollten, deren Genufs 
ihre Männer gehabt hätten. Verschiedene andere Beispiele 
beweisen, dafs die Priesterehen in Spanien erst 4 oder 
500 Jahre nach diesem Gesetze, und nach der neuen Kir- 
cbendisciplin, die wegen des Coelibats der Geistlichkeit 
eingeführt worden war, gänzlich aufhörte. 

Noch das Concil von Compostela vom Jahre 1031 be- 
fiehlt, dafs die verheiratheten Presbytern und Diakonen sich 
von ihren Frauen trennen sollten. Ein altes Ritual von 
Roda von demselben Jahre beweifst, dafs noch damals die 
Ehen der Geistlichen ganz allgemein waren, da es den 
verheiratheten Beichtvätern verbietet, das sakramentale Ge- 
heimnifs ihren Frauen mitzutheilen. 

Die Ehen der Priester scheinen dem wahren christlichen 
Glauben doch weit weniger zu widersprechen, als ihre 
Kebsweiberei , und trotzdem war diese durch Gesetze in 
Spanien geduldet, und zwar zu einer JZeit, die gewöhnlich 
für weit sittlicher und religiöser al^ -die jetzige gilt. Im^ 
Recht (fiiero) von Burgos findet sich unter andern auch 
ein Titel: über die Söhne der Aebte, (de los fijos del 
abat). 

Noch, als durch das neue canon. Recht der ünent- 
haltsamkeit der Geistlichkeit ein stärkerer Zügel angelegt 
worden war, war jene so allgemein, dafs die Cortes 
von Valladolid vom Jahre 1351 in der 24sten Petition fol- 
gendes sagen: 

,4n vielen Städten und Dörfern giebt es eine grofse 
Anzahl von Beischläferinnen der Geistlichen, die frei 
einhergehen, gekleidet mit den feinsten Stoffen, mit 
Schmuck von Gold und Silber, und sich so stolz und 
übermüthig den veieheiratheten Frauen gegenüber be- 

3 
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nehmen, dafs diesen so oft Gelegenheit gegeben wird, 
schlecht über die Einrichtungen der Kirche zu sprechen/' 

Die gothische Gesetzgebung über die Unzucht unter 
freigebomen Personen war sehr streng gegen die Manner 
und eben so nachsichtig für die F-rauen, indem jene letz- 
tere ausstatten und heirathen mufsten, oder mit Festung 
oder Militair-Dienst bestraft wurden. 

Ebenso streng war die Strafe ftir den Ehebruch. Die 
Männer konnten über ihre Frau und deren Mitschuldigen 
^ inz nach ihrem Willen verfügen, sie sogar tödten. W^enn 
lie Frau beweisen konnte, dafi ihr Mann mit einer unver- 
heiratheten Freigebomen Unzucht getrieben, so wurde letz- 
tere der Beleidigten übergeben, damit sie sich an ihr rächen 
konnte, wie sie wollte. 

Die Strafe der Sodomiten war nicht so hart als im 
römischen Rechte, nach diesem sollten sie verbrannt wer- 
den, während das Fuero Juzgo ihre Castrirung bestimmt, 
und wenn sie verheirathet waren, so konnten die Frauen 
sich von ihnen scheiden lassen, und neue Ehen eingehen. 

Das Concubinat war geduldet. Das letzte Gesetz 
des 5ten Titels in diesem Buche ist gegen die gerichtet, 
die einen Ehebruch mit den Concubinen des \^aters oder 
Bruders begingen, gleichviel, ob diese freie Frauen oder 
Sklavinnen waren. 

Nach diesen Gesetzen folgen die Bestimmungen über 
die Ehescheidung. Bei den Römern war diese im All- 

Simeinen erlaubt, und eben so, dafs die Frau oder der 
ann noch bei Lebzeiten des andern Ehegatten wieder 
eine neue Ehe einging. 

Dieselben Bestimmungen finden sich auch in der go- 
thischen Gesetzgebung beobachtet, bis Chindasvind diese 
grofse Freiheit und die Scheidung, so wie die Eingehung 
neuer Ehen verbot, und nur noch in Fällen von Ehebruch, 
Sodomie oder Kuppelei die frühern Verordnungen gelten 
iiefs. — 

Im vierten Buche ist die Rede von den Verwand- 
schaftsgraden, die alle einzeln aufgezählt und sowol in di- 
recter als indirecter Linie bis zum 7ten Grade bestimmt 
werden. 

Dann kommen die Bestimmungen über die Erbfolge 
und nothwendigen Erbschaften, wo die Söhne den 
Töchtern gleichstehen, und wenn diese fehlen, die nach- 
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sten Verwandten eintreten sollen. — Mann und Frau beerb- 
ten sich gegenseitig, wenn bis zum 7ten Grade keine an- 
dere Verwandten da waren. Die Geistlichen^ Mönche und 
Nonnen wurden in Ermangelung von Verwandten bis zum 
7ten Grade von ihren respektiven Kirchen und Klöstern 
beerbt. — Es werden auch die Erbschaften geordnet, die 
den Vätern zufielen, die zu einer 2ten Ehe geschritten wa- 
ren; die Rechte der Gatten über die Güter, die sie wäh- 
rend der Dauer der Ehe erworben hatten, und ferner die 
der Minderjährigen, postumi, auch Pupillen und Ausgesetzten. 
Den Vätern und Grofsvätern stand es frei, ein Drittel 
von ihrem ganzen Vermögen einem ihrer Söhne beson- 
ders zuzuwenden, und über ^ des Restes zu Gunsten der 
Kirche, treuer Diener etc. zu verfügen; während der übrige 
Rest des Vermögens Notherbschaft (herensia forzosa) aller 
Kinder war. Diese Vertheilung betraf aber nur das Ver- 
mögen, welches in die Ehe mit hineingebracht wordeif 
war; über das was sie während derselben durch die Gnade 
des Fürsten erworben hatten, konnten sie ganz frei ver- 
fugen. Obgleich die Söhne des Erblassers von Rechts- 
wegen nothwendig erwarben, sui et necessarii heredes, so 
konnten sie doch wegen schlechter Behandlung ihres Va- 
ters oder wegen Undankbarkeit von diesem von der Erb- 
folge ausgeschlossen werden. 

Auch die Söhne konnten schon, so lange sie noch un- 
ter väterlicher Gewalt standen, über das, was sie vom Für- 
sten oder einem andern Patron erhalten hatten, frei verfügen. 
Auch von den Pupillen und den ausgesetzten 
Kindern wird in diesem Buche gehandelt. Denen die 
freiwillig die Erziehung der letzteren übernahmen, sollte 
bis zum lOten Jahre derselben, ein Gehalt gezahlt werden, 
von wo an sie fiir fähig galten, sich durch eigne Arbeit 
ihren Unterhalt selbst zu verschaflFen. 

Das 6te Gesetz des 5ten Titels ist gegen die Mifs- 
bräuche der Geistlichen gerichtet, die häufig die Güter der 
Kirchen zu veräufsern und zu andern Zwecken zu ver- 
wenden pflegten, als wozu dieselben eigentlich bestimmt 
waren. Die confuse Einleitung dieses Gesetzes kann eine 
andere Probe von dem Styl des Fuero Juzgo liefern. Es 
heifst in derselben; . .V 

„Dens, justus judex, qui justitiam intemporaliter dili- 
git, non vult servire justitiam tempori, sed tempora 

3* 
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potius aequitatis lege concludit. Ipse igitur Daus ju- 
stitia est. Deo ergo datur quidquid a fidelibus in 
Dei ecclesiis justissima devotione offertur. Nam et 
fidelis quisque, justitiae servienSy Deo media ut qui 
justus est vota sua astringit Semper enim justa vota 
solvenda sunt, qiiae a justitia processerunt et per ju- 
stitiam iUigata agnoscuntur. Deo igitur fraudem faeit, 
qui justitiae aliquid subtrahit 



Zwölftes Gapitel. 

Fünftes Buch: lieber die Vergleiche (transacciones). ErmahBimg zn 
Schenlninsen an die Kirche und immer währende Dauer (perpetnidad) ihrer 
Güter, königliche Belohnungen. Schenkungen unter Ehegatten. Ueber 
Patronate. üeber Kauf und Verkauf. Ueber die Sklaven und Freigebo- 
renen. Ueber Darlehn und Depositum. Von den Zinsen. Strafen gegen 
die langsamen Schuldner. Ueber die absolute und bedingte Manumission. 

Ueber die Sklaven des Clerus. 

Das 5t e Buch fuhrt den Titel: de las trausacciones 
und beginnt mit einer Ermahnung und Aufforderung zu 
Schenkungen an die Kirche, als das beste Mittel zur Ket- 
tung der Seele von dem Sündenverderbnifs , und schreibt 
Bestimmungen vor, we die Kirche in dem beständigen 
und ungestörten Besitz ihrer Güter erhalten werden soll. 
Das 5te Gesetz des ersten Titels ist fast wörtlich aus den 
Beschlüssen des löten Concils von Toledo genommen, 
und bestimmt, dafs alle Parochial-Kirchen mit bestttämtem 
Vermögen dotirt sein sollten, von dessen Renten die Bi- 
schöfe ein Drittel mit der Verpflichtung erhielten für die 
Erhaltung der Gebäude zu sorgen, und die dadurch etwa 
entstehenden Kosten zu bestreiten. 

Dann wird von den Königlichen Gnadengeschenken und 
den Schenkungen unter Ehegatten gehandelt, und von 
diesen zumPatronat übergegangen, was sehr widitig ist, 
da sich aus demselben später zum grofsen Theile die Feu- 
dal - Gesetzgebung entwickelt hat, welche der gothiscben 
folgte. 

Obgleich die Festsetzung der Gothen in bestimmten 
bleibenden VTohnsitzen und die Vermischung mit den Rö- 
mern sie zu verschiedenen Umänderungen ihrer alten Re- 
gierungsform nöthigte, so bewahrten sie doch immer noch 
manche ihrer alten Sitten. Eine von diesen war unter 



37 

andern, dafs sich die Aermeren den Reichen und Mächti- 
gen des Volkes zugesellten, um ihnen in Krieg und Frie- 
den zu dienen. Diese heifsen in den gothischen Gesetzen 
Patrone, und jene werden in dem lateinischen Fuero Juzgo 
buccelarii und in der Castillanischen üebersetzung vasal- 
los oder sayones, Vasallen genannt. 

Die Patrone gaben ihren Vasallen, so lange sie in ih-' 
rem Dienste Avaren, Waffen und Land, das ihnen hinrei- 
chende Nahrung zu ihrem Unterhalte gewährte; diese wa- 
ren aber verpflichtet, es, wenn sie zu einem andern Herrn 
übergingen, wieder herauszugeben. Von dem was die Va- 
sallen im Kriege oder durch ihrer Hände Arbeit gewan- 
nen, mufsten sie ihrem Patron die Hälfte geben, und nach 
, dessen Tode, seinen Söhnen. Die Söhne des Vasallen 
standen unter der Gewalt des Patron, und konnten sich 
ohne dessen Einwilligung nicht verheirathen , bei Strafe 
alle Güter zu verlieren, die ihre Väter von demselben er- 
halten hatten. 

Der vierte Titel handelt vom Kauf und Verkauf und 
den Strafen für den Betrug, der bei demselben vorkom- 
men konnte. Den Pächtern war jede Veräufserung von 
Ländereien, Weinbergen, Häusern und Sklaven untersagt, 
und geschah sie doch, so wurden sie dem Käufer dersel- 
ben wieder confiscirt. 

Der fünfte Titel handelt vom Darlehn und Depositum, 
und besonders von den Zinsen. Die vom Gelde betru- 

fen I oder etwas mehr als 12 vom Hundert, und die von 
rächten ^ oder mehr als 30 §. Wenn Pfänder gegeben 
wurden, so konnte nach Verlauf von 10 Tagen, während 
welcher der Schuldner nicht gezahlt hatte, von dem Gläu- 
biger vor Gericht der Verkauf derselben verlangt werden, 
um auf diese Weise seine ausstehende Schuld wieder zu 
erhalten. — Die Manumissionen, die stets in Gegen- 
wart des GeistHchen geschehen mufsten, waren nach tit. ViL 
absolut und bedingt. In beiden Fällen konnte unter Bil- 
ligung des Richters Widerruf stattfinden, weiin der Frei- 
gelassene durch Wort oder That seinen früheren Herrn 
beleidigte. Dasselbe ^It auch von ihren Söhnen dem Pa- 
tron gegenüber. Der Freigelassene konnte sich sein ganzes 
Leben hindurch nicht von dem Dienste des Herrn trennen, 
und nicht frei über sein Vermögen verfugen. 
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Dreizehntes Gapitel. 

Sechstes Buch: Von Yerhrechen und Strafen. Bürgschaft, die die An- 
Idfiger stellen mufsten. Tortur und Regeln über die Anwendung dieses 
Beweismittels. Gewöhnliche Reinigungen durch Wasser und Feuer, Got- 
tesgerichte der alten Germanen. Canonische Reinigung durch den Eid. 
Madit der Fürsten in Betreff der Amnestie. Straten gegen Wahnager, 
Zauberer und andere derartige Betrüger; gegen die absichtliche nnceitige 
Niederkunft und den Kindermord; gegen die Injurien und körperliche Ver- 
letzungen. Recht der Wiedervergeltung. Bestimmung der Geldstrafen für 
Suetschungen, Wunden und schlechte Behandlung. Verbot gegen die 
!erren ihre Sklaven zu tödten oder zu verstümmeln. ZufluchtsstStten. 

Meineid. 

Das sechste Buch handelt von den Verbrecheu 
und Strafen. 

Wenn der, welcher wegen Verrath, Mord «der Ehe- 
bruch angeklagt wurde ^ dem Adel angehörte» so mufste 
der Kläger Bürgschaft stellen , dafs er seine Anklage be- 
weisen würde. 

Das 5te Gesetz tit. I. handelt von dem Beweise durch 
die gewöhnlichen Reinigungen (purgaciones vulgares). Hier- 
von machten die alten Germanen sehr häufigen Gebrauch, 
und von ihnen wurden sie in die spanische Gesetsgebung 
übertragen, und in Spanien hielt sie das Volk noch bis 
in späte Zeiten fiir sehr geeignet zur Entdeckung der 
Wahrheit, da sie glaubten, dafs Gott selbst es sei, der sie 
auf diese Weise offenbarte. Sehr wichtig ist, dafs diese 
sogenannten Gottesgerichte stets von der Geistlichkeit ge- 
leitet und in den Kirchen vorgenommen wurden, wo denn 
auch dies zur Befriedigung ihrer grenzenlosen Habsucht 
benutzt wurde, denn Niemand konnte glücklich aus einem 
solchen Gerichte hervorgehen, der nicht vorher der Kirche 
einige Weihgeschenke übergeben hatte. 

Aufser den gewöhnlichen Beweismitteln wurde auch 
noch das sogenannte canonische angewandt, das in einem 
Eide des Angeklagten selbst, durch den er sich von sei- 
ner Schuld reinigte, oder auch darin bestand, dafs mehrere 
Personen, die von seiner Unschuld vollständig durchdrun- 

Pen waren, für ihn den Reinigungseid leisteten. — Diese 
robe wurde auch sacramentum, und die Zeugen, welche 
dem Kläger oder Beklagten mit ihrem Eide beistanden, 
sacramentarii genannt. — Damals hatte ein jeder noch eine 
so m-ofse Scheu vor der Heiligkeit des Eides, dafs man 
es fast fiir unmöglich hielt, dafs jemand so schlecht und 
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verworfen sein könne, dafs er bei der Ausrufung des hei- 
ligen Namens des allmächtigen Gottes falsch schwören sollte, 
und um diese religiöse Meinung und diesen Glauben noch 
mehr im Volke zu befestigen, wurden verschiedene Bei- 
spiele von schrecklichen Strafen erzählt, die den Meinei- 
digen von der göttlichen Majestät betroffen hatten. 

Tit. V. enthält einen der wichtigsten imd ausführlich- 
sten Theile des Criminal-Rechts der gothischen Gesetzge- 
bung, der zugleich sehr characteristisch für dieselbe ist, 
nämlich die Strafen für die Injurien und körperliche Ver- 
letzungen. — Dieser ganze Theil beruhte auch wieder 
auf den germanischen Sitten und Gebräuchen, und wie nach 
diesen jede Beleidigung durch Wort und That durch Geld 
wieder gutgemacht wurde, so waren auch im Fuero Juzgo 
jede Injurie, Schläge und Verletzungen und Verstümmlun- 
gen des Körpers durch bestimmte Geldstrafen sühnbar, und 
selbst ein Mord ward nur mit Geld bestraft, wovon die 
eine Hälfte der Familie des Gemordeten, und die andere 
dem Könige zufiel. — Bei den Gothen galt zwar zunächst 
für körperliche Verletzungen das Recht der Wiederver- 
geltung, doch waren eine Ohrfeige, ein Faustschlag oder 
eine Verwundung am Kopfe davon ausgenommen, um zu 
verhindern, dafs der Beleidigte sich nicht zu weit von sei- 
nem Zorne fortreifsen lasse, und sein Recht mifsbrauche, 
und aufser wenn der Beleidigte sich auf eine andere Weise 
abfinden liefs. Zu dem Zwecke setzten die Gesetze für 
jedes Vergehen eine entsprechende Geldstrafe fest, und 
zwar mit der gröfsten Umständlichkeit, wie das 2te Gesetz 
tit. IV. beweist, wo unter andern bestimmt wird, dafs ein Frei- 
gebomer för einen Schlag an den Kopf, der nur eine Con- 
tusion zur Folge hatte, 5 sueldos bezahlen mufste; war 
dabei die Haut geritzt, 10; wenn die Wunde bis auf den 
Knochen drang 20, und war dieser gebrochen 100 sueldos. 
— Ebenso waren alle andere Beleidigungen wie Ohrfeigen, 
Faustschläge, Ausreifsen der Augen etc. aufs genauste taxirt. 

Bis zur Regierung von Chindasvind hatte jeder Herr 
das Recht gehabt seine Sklaven zu tödten. Dies wurde 
durch obiges Gesetz auch aufgehoben, und sie mufsten 
von nun an dieselben, wenn sie ein Verbrechen begangen 
hatten, vor den Richter bringen, damit dieser die entspre- 
chende Strafe über sie verhängte. — Nach diesem Ge- 
setze blieb nur noch die Sitte, die Sklaven auch für die 
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kleinsten Vergehen bis aufs äufserste zu züchtigen, was 
erst Ejica bei Strafe drei Jahre langer Verbannung und 
Bufse, wie solche der Bischof vorschreiben würde, ver- 
bot. — Was den absichtlichen Mord eines Freigebornen 
betrifll, so änderten die Gothen in diesem Punkte sehr 
wenig an ihren alten germanischen Sitten. Die härteste 
Strafe war die unfehlbare. Feindschaft aller Verwandten des 
Gemordeten und ihr Recht zur Rache, so dafs der Mör- 
der seines Lebens nie sicher war, bis er sich mit ihnen 
ausgesöhnt hatte, was ]edoch, wie oben schon erwähnt, 
auch durch Geld geschehen konnte. In spätem Zeiten 
traf den Mörder nach gothischen Gesetzen die Todesstrafe, 
jedoch waren hierbei so viel Einschränkungen, wie z. B. 
dafs für jeden, der sich in eine Kirche geflüchtet hatte, 
die Todesstrafe in eine blofse Geldstrafe verwandelt wurde, 
dafs kaum ein Fall vorkommen konnte, wo jene wirklich 
zur Ausführung kam. 



Vierzehntes Capitel. 

Siebentes Buch: Von Raab und Betrag. Belohnung für die Anzeiger. 
Ueberlieferung der Frevler in die Gewalt der Beleidigten. Recht zur 
Dnrchsnchung und Aufzeichnung der Häuser, wo man einen Räuber im 
Versteck vermuthete. Strafen gegen die Rauber; gegen die Verfölsdier 
von Urlninden und Münzen, lieber den sueldo oder aureo und den Werth 

der Münzen überhaupt. 
Achtes Buch: Von andern Angriffen gegen Freiheit und yermogen. 
Häusliche Sicherheit. Strafen gegen diejenigen, welche sich gewaltsamer 
Weise in den Besitz einer streitigen Sache setzten. — Strafe gegen dieje- 
nigen, welche auf militairischen Zügen raubten; gegen die Strafseuranber, 
Verwüster und Beschädiger von Wiesen, Feldern, Weinbergen, Bäumen 
und Sträuchem, und gegen die Herren, deren Vieh Beschädigungen 

angerichtet hatte etc. 

Die Titel V. und VI. des siebeuten Buches enthalten 
Straf bestimmungen gegen die Fälscher von Urkunden und 
Münzen. Die Mänzen, deren hier Erwähnung geschieht, 
sind die sueldos und tremisses. Im castillanischen Fuero 
Juzgo wird das Wort sueldo durch maravedi erklärt, und 
das tremisse durch meaya, welches ebenfalls eine alte 
castillanische Münze ist, die jetzt auch nicht mehr im Ge- 
brauch ist ^). 

*) Der noch jetzt in Spanien gangbare Maravedi ist auch ein ganz an- 
derer und von bedeutend geringerem \Verthe , da gegenwärtig 34 marave- 
dis zu 1 real gehören, der 2\ preufs. Sgr. betragt. 
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Der Maravediy der dem Sueldo gleichgesetzt wird^ wird 
gewöhnlich als von den Arabern herstammend angesehen^ 
obgleich P. Mariana den Ursprung bei den Gothen zu fin- 
den meinte; ihm folgte auch Canciani; beide Münzen wer- 
den auch aureos genannt. 

Die Eenntnifs der alten Münzen und die Vergleichung 
der Werthe, die sie zu verschiedenen Zeiten gehabt ^ ist 
von der grölsten Wichtigkeit fiir die Geschichte der Ge- 
setzgebung. Aber unglücklicher Weise ist gerade in die^ 
sem Theile des spanischen Rechtes die gröfste Verwirrung, 
die zu den nachtheiligsten Irrthfimem in der Verwaltung 
Anlafs gegeben hat, so in der Besoldung der öffentlichen 
Beamten y der Verringerung der ftir Vergehen bestimmten 
Geldstrafen, und bei den Summen, die bei Civil-Processen 
erforderlich waren, dafs man nicht an eine höhere Instanz 
appelliren konnte. 

Masdeu hat in seiner historia critica de Espana den 
Werth der alten Gold Sueldos (sueldos de oro) auf zwei 
römische Thaler oder 2 Duros festgesetzt, und den der 
Silber Sueldos (sueldos de plata) auf 6 Julios oder 12 
Realen. Der Werth der alten Münzen kann aber nicht 
allein durch Vergleichung ihres früheren Werthes mit dem 
gegenwärtigen bestimmt werden. Damals waren sie sehr 
selten, und das Gold und Silber im Verhältnifs viel kost- 
barer und also höher im Werthe als dies später und na- 
mentlich nach der Entdeckung von Amerika war, wo Spa- 
nien plötzlich mit Gold überschwemmt wurde. Es ist zur 
genauen Bestimmung des Reichthums eines jeden Jahr- 
hunderts nicht der Ueberflufs oder Mangel des edlen Me- ' 
talles allein mafsgebend, sondern man mufs sie in Ver- 
hältnifs bringen zu allen Arten von Früchten, Dienstlei- 
stungen, Gehalten und Gewinnen derselben Zeit; ihre mehr 
oder weniger allgemeine Verbreitung und gleiche Ver- 
theilung, und ihr Umlauf in den verschiedenen Zweigen 
des Handels; man mufs die Municipal- und allgemeinen 
Steuern berücksichtigen, mit einem Worte, die ganze Ver- 
fassung und Einrichtung des Staates bis in seine gröfsten 
Einzelheiten, um ein richtiges ürtheil über den Werth des 
Geldes fällen zu können. 
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Fünfzehntes Capitel. 

Neuntes Bach: Von den Sklayen, die aua dem Hause ihres Herren ent- 
laufen waren, und den Deserteuren vom Heere. Strafen gegen die, welche 
einen entlaufenen Sklaven aufnehmen und verbergen | gegen die Militair- 
chefs die durch Bestechung die Soldaten freilassen. Bestimmung Ton £r- 
yigius, dafs jeder Graf oder Herzog beim Ausbruch eines Krieges mit 
dem loten Theile seiner Sklaven sidi bewaffnet zum Heere des Königs 

begeben soll. 

Zehntes Buch: Von den Mitteln Eigenthum zu erwerben. Yertheiinng 

des Landes unter den Spaniern und 6othen. Rechte der Zehnte. Yer- 

jährung. Bezeichnung der Grenzen zwischen Ländereien. 

Der Anfang des 9ten Buches handelt von den entlau- 
fenen Sklaven und den desertirten Soldaten. Der, welcher 
einen entlaufenen Sklaven in seinem Hause verbarg, müfste 
ihn herausgeben und 10 sueldos bezahlen, oder 100 Peit- 
schenhiebe erleiden. Wenn ein Bürger in seinem Hause 
aus Menschenfreundlichkeit einen entlaufenen Sklaven auf- 
nahm, ohne dafs er dessen Stand kannte, so mufste er, 
wenn seine Gastfreundlichkeit nicht länger als 3 Tage ge- 
dauert hatte, seine Unwissenheit beschwören, wo er als- 
dann keine weitere Verantwortlichkeit hatte, behielt er ihn 
aber länger als 3 oder 4 Tage in seinem Hause, so war 
er verpflichtet von seinem Aufenthalte Anzeige zu machen, 
oder einen andern Sklaven als Ersatz für seinen Herrn 
zu stellen. 

Ervigius erneuerte die alten Gesetze und fugte neue 
Bestimmungen über ihre Auslieferung hinzu. 

Da diese wenig nützten, so dehnte Ejica die Strafen 
gegen die Hehler der entlaufenen Sklaven weiter aus, und 
zwar von denen, die sie in ihrem Hause verborgen hiel- 
ten, bis auf alle Bürger der Gemeinde in der er sich be- 
fand, und jeder von ihnen sollte 12 und die Richter und 
Priester, wenn sie nachlässig gewesen und deshalb der 
Sklave nicht sofort aufgefunden worden war, 100 Peitschen- 
hiebe empfangen. — Wenn die Grafen oder Bischöfe aus 
Bestechung die Pfarrer und Richter nicht bestraften, so 
sollten sie Bufse thun als ob sie excommunicirt worden 
waren, und 50 Tage bei Wasser und Brod fasten. 

Das zehnte Buch handelt von dem Eigenthum Uzen- 
der Güter und deren Erwerbung und Erhaltung.^ Die lliei- 
lung welche zwischen den Gothen und eingebornen Spa- 
niern mit den Ländereien vorgenommen worden war, sollte 
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beibehalten werden; nach dieser hatten nämlich die Gothen 
als Sieger | bekommen, und das dritte Drittel hatte man 
den Spaniern von ihrem bisherigen Eigenthum belassen. 

Da die Gothen im Allgemeinen mehr Krieger als Acker- 
bauer waren, so pflegten sie ihre Giiter flir gewisse Zin- 
sen auf Nutzung zu geben. So lange die Bedingungen, 
unter denen diese Contracte eingegangen worden waren, 
erfiillt wurden, konnten die Zinspflichtigen von ihren Gü- 
tern nicht entfernt werden, wohl aber, sobald sie ihren 
Verpflichtungen nicht nachkamen. Die gewöhnUchen Ren- 
ten flir ausgeliehene Ländereien betrugen ^ der Früchte. 
Die welche bei der Theilung für die Gothen ausgesucht 
worden waren, hiefsen suertes oder terciae. 

Ländereien, die nicht binnen 50 Jahren von ihren firü- 
beren Eigenthümem zurückgefordert wurden, konnten den 
gegenwärtigen Besitzern nicht mehr genommen werden. 
Dasselbe galt von entlaufenen Sklaven, die binnen dieser 
ganzen Aeit nicht gesehen worden waren. Bei allen 
Rechtshandlungen, sowohl in Civil- wie Griminal- Sachen, 
trat die Verjährung nach 30 Jahren ein, aufser bei den 
Klagen des Fiskus gegen seine Sklaven. 

Die Grenzen der Ländereien pflegten mit Grenzsteinen 
bezeichnet zu werden, oder durch Gräben, die arcas oder 
gewisjsen Zeichen an den Bäumen, die decurias genannt 
wurden. 



Sechzehntes Gapitel. 

Elftes Buch: Von den Kranken, Aerzten, Todten und Seehandeltreibeu- 
den. Yertrfige mit den Aerzten über ihre Hülfe. Strafe gegen solche, die 
die Kranken durch nnzeitigen Aderlafs schwächten oder, tödteten. Besol- 
dung für den Unterricht der Schüler. Strafen gegen die, welche die 
Graber yerletzten. Privilegium der fremden Kauneute nach den Ge- 
setzen ihrer Nation gerichtet zu werden. 
Zwölftes Bnch: Ermahnung an die Richter. Verbot neue Steuern auf- 
zulegen. Gesetz über die Intoleranz. 

Das elfte Buch fuhrt den Titel von den Kranken, 
Aerzten, Todten und Seebandeltreibenden, wahrlich Mate- 
rien die wenig Zusammenhang unter einander haben. 

Das zwölfte Buch beginnt mit einer Ermahnung an 
die Richter, das Volk nicht durch allzu schwere Steuern 
und Lasten zu bedrücken. Es steht fest,*dafs Eurich und 
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Alarich schon Bestimmungen über die Steuern trafen, und 
dafs diese nicht nur von den Ländereien entriditet wur- 
den , die sich in den Händen der Spanier befanden, son- 
dem auch von denen, die die Gothen besafsen. In den 
Variis von Cassiodor finden sich verschiedene Titel über die 
Einnahmen der Steuern für den Wein, und von den ter- 
nos, welche das Grundeigenthum der einen oder andern 
Nation waren y und deren Erhebung sich nach der Zeit 
und Beschaffenheit derselben richtete, und danach, wie es 
in besonderen Verzeichnissen (listes canonicarias) vorge- 
schrieben war. — Ebenso ist erwiesen, dafs, obgleich die 
Steuern für den Fiskus gewöhnlich in Früchten erhoben, 
einige doch auch in Geld entrichtet wurden. Viele Hof- 
Beamten besafsen Ländereien, die mit der Verpflichtung 
belastet waren, Pferde zum Dienste des Fürsten zu stel- 
len. Aus besonderer Gnade des Königs pfl^en manchen 
Eigenthümem Lasten, die auf ihren Grundstücken ruhten, 
erlassen zu werden. Theoderich gab, wie Cassiodorus auch 
berichtet, Amp^us Befehl zur Reform verschiedener Mifs- 
brauche, die sich in der Verwaltung der Steuern und Ren- 
ten auf der Halbinsel eingeschlichen hatten. Er befreite 
freigebome Geistliche von persönlichen Lasten, nicht aber 
von den königlichen Steuern. Das 15te Concil von To- 
ledo entfernt allen Zweifel darüber, ob die Gothen Steuern 
bezahlt hätten, da es unter andern so hohe Steuern fest- 
setzte, dafs wenn diese vollständig bezahlt wurden, die 
Eigenthümer vollständig ruinirt waren. — Diese Bestim- 
mung wurde durch lex 11, tit. I. dieses Buches des 
Fuero Juzgo bestätigt. 

Am Schlüsse des 12ten Buches werden noch die Quel- 
len angegeben, aus denen die Civil - Gesetzgebung ge- 
schöpft sei, welche die Sitten der Nationen und die Ke- 
geln und Beispiele der heiligen Väter sind. 

Recesvind schrieb die Vortrefflichkeit jener Gesetzge- 
bung und die Reinheit der Sitten unter seiner Regieioing 
vorzüglich dem Einflufs des Clerus und der religiösen In- 
toleranz zu, weshalb er jeden andern Glauben, als den ka- 
tholischen, verbietet. — Doch schon gab es Philosophen, 
die verschiedene kirchliche Gebräuche und Satzungen an- 
griffen und verachteten, deshalb verbot er dergleichen Dis- 
putationen b^i Strafe der Verbannung und Güter -Con- 
nskation. 
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Wenn aber wirklich unter der Regierung Recesvinds 
die Sitten so rein und vortrefflich waren, wie er es be- 
hauptet, so war davon gewifs nichts weniger der Grund 
als die religiöse Intoleranz. Denn diese bestand im selben 
Grade fort, und der Clerus genofs gewifs dieselben Privi- 
legien und Freiheiten unter den folgenden Regierungen, 
und doch herrschte unter denselben die gröfste Unord- 
nung in der Verwaltung, und die Sitten des Volkes waren 
auf das schrecklichste verderbt, wie dies aus den Verhand- 
lungen der Concilien und aus verschiedenen Gesetzen des 
Fuero Juzgo ganz unzweifelhaft hervorgeht. 



Zweites Boch. 

EntwickelDüg des spuiisclieii Bechts Tom Ston dw j;o- 
thisohen MoDirchie an, bis zw EmfDhnnig des rSmisehen 

ftedits in Spanien. 



Erstes Gapitel. 

Untergang der gothischen Monarchie. Weise Politik der Manren bei der 

Eroberung der HalbinseL 

VXewöhnlich wird der Untergang der gothischen Monar- 
chie den Lastern von Witiza und Roderich zugeschrieben. 
Tausend Fabeln sind erdichtet worden um jene Könige zu 
verläumden, bis man in den neueren Zeiten die Unrichtig- 
keit derselben nachgewiesen hat, obgleich immer noch 
manche Punkte in dieser traurigen Begebenheit gröfserer 
Aufklärung bedürfen. Wie war es möglich, dafs die Sa- 
racenen in 2 Jahren fast die ganze Halbinsel ihrer Herr- 
schaft unterwerfen konnten, während die Eroberung der- 
selben den Römern 200 Jahre, und den Gothen ebenso 
lange Zeit gekostet hatte? Wie konnten die festen Städte 
sich dem andringenden Feinde so schnell ergeben? Wie 
Teodomir und andere gothische Generale, die nirgends als 
feig galten, sich so bald mit den feindlichen Anführern 
vertragen? Wenn das Volk Liebe zu seiner Re^erung 
gehabt hätte, und von dem edelsten und reinsten ratrio- 
tismus beseelt gewesen wäre, es würde sich nicht so leicht 
von einem so geringen Feinde haben unterjochen lassen, 
dem es an Zahl wenigstens doppelt oder dreifach überle- 
gen war. 

Aber die Gothen waren nicht mehr jenes kraftvolle 
kriegerische Volk des Nordens, dessen Begegnung Alexan- 
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der vermeidete und Pyrrhtis fürchtete, und selbst Julius 
Caesar Schrecken einflöfste. — Durch eine schlechte Re- 
gierung, durch einen langen Frieden und den Mangel an 
äufsern Feinden geschwächt, weit entfernt wie sonst den 
Krieg zu führen, um seine Kräfte zu üben und durch die 
Besiegung fremder Völker neuen Ruhm und neue Reich- 
thumer zu erwerben, hatte es sich der trägen Ruhe erge- 
ben, und seine einzigste Beschäftigung waren die Intriguen 
des Hofes, um durch schlechte Mittel das zu erlangen was 
es sonst nur durch ritterlichen Kampf gesucht hatte. 

Unter solchen Umständen konnte es den Saracenen, 
die seit kurzer Zeit im Norden von Afrika und in 
blutigen Kriegen alle römische Besitzungen und viel mau- 
risches Land daselbst sich unterworfen hatten, nicht schwer 
werden vollständig das vom Hungcfr gequälte Heer des 
Königs Roderich, von dem die Söhne Witizas und ihr 
Oheim Opar, Erzbischof von Sevilla zu ihnen übergingen, 
zu besiegen, und mit unglaublicher Schnelle den gröfsten 
Theil der unglückUchen Spanier ihrer Macht zu unterwer- 
fen. Um ihre neue Herrschaft zu befestigen, sahen sie 
wohl ein, dafs sie die Sitten und Gebräuche der Einwohner 
nicht zerstören und ihre Gesetze nicht vernichten, sondern 
vielmehr auf alle Weise ihre Rechte achten, und sie soviel 
wie möglich bei ihren alten Gewohnheiten belassen müfsten. 

Casiri veröffentlichte die Capitulationen, die zwischen 
dem mahomedanischen General Abdalaciz und dem gothi- 
schen Fürsten Teodomir im Jahre 712 abgeschlossen wur- 
den. In diesen gesteht jener GenerM allen Vasallen jenes 
Fürsten, Freiheit, Eigenihum und freie Ausübung der ka- 
tholischen Religion zu, und überläfst ihnen die ^ädte Ori- 
huela, Aiicante und Lorca und noch einige andere, unter 
der Bedingung, dafs jeder Edelmann jährlich einen aureo, 
4 Scheffeln (modios) Weizen und eben so viel Gerst«, 
4 batos Wein und Essig und 2 von Oele und Honig und 
jeder Plebejer die Hälfte von diesem Tribut bezahlte ^). 

In einer andern Schrift vom Jahre 734 finden sich die 
Verpflichtungen aufgezeichnet, die Alboacen, der Gouver- 
neur von Coimbra den Christen jener Stadt auferlegte, in* 
dem er ihnen befahl, dafs sie doppelt so viele Abgaben 
zahlten als die Mauren. 



') Bibliotheca arabico-escunalentk. Vol. 2. pag. 105. 
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Jede Kirche mufste 25 Unzen gutes Silber, und jedes 
Kloster 50 bezahlen. 

Die Christen hatten das Recht, Grafen von ihrem eig- 
nen Volke zu wählen, der nach ihren Gesetzen die Ge- 
rechtigkeitspflege verwaltete, jedoch konnte er kein To- 
desurtheil vollziehen lassen, bevor solches nicht vom mau- 
rischen Alcalden bestätigt worden war, wofiir diesem lOO 
Unzen bezahlt werden mufsten. 

In den kleineren Orten ernannten sie selbst ihre Rich- 
ter zur Verwaltung der Justiz. 

Hatte ein Christ einen Mauren beleidigt, so wurde er 
nach seinen Gesetzen gerichtet. 

Wenn ein Christ einer Maurin Gewalt angethan hatte, 
so mufste er, im Fall dafs er unverheirathet war, dieselbe 
heirathen, und war er verheirathet, die Strafe des Todes 
erleiden. 

Wenn ein Christ in eine Moschee der Mauren ein- 
drang oder von Mahoittet unehrerbietig sprach, so vnirde 
er zum Tode verurtheilt. 

Die christlichen Priester mufsten die Messe bei ver- 
schlossenen Thüren lesen ^). 

Während einigen Jahren nach dem Einfall der Mauren 
richtete sich das Loos der eroberten Städte danach, ob 
sie mit Gewalt eingenommen worden waren, oder ob sie 
sich freiwillig ergeben hatten. Abderramen setzte die Ab- 
gaben auf I oder 20 Procent von allen Renten und Ein- 
künften der Einwohner derjenigen Städte fest, die mit 
Sturm genommen worden waren, und auf 10 Procent in 
denen, die sich freiwillig den Mauren übergeben hatten. 

Diese weisen und milden Bestimmungen der Mauren 
über die Abgaben, und ihre grofse Toleranz in religiösen 
Angelegenheiten, trug am meisten zur Befestigung ihrer 
Herrschaft in Spanien bei, und die ^Bevölkerung und der 
Wohlstand nahm unter ihrer Regierung fiberall zu; 
niemals hat die Cultur des Bodens, diese Grundlage des 
Eigenthums aller Nationen auf einer so hohen Stufe ge- 
standen, als so lange die Araber durch ihre weisen Ein- 
richtungen, von denen noch viele bis auf den heutigen Tag 
fortbestehen, denselben auf alle Weise zu veredeln suchten. 

In Asturien, Leon, Castilien und anderen Provinzen, die 

') Espaüa sagrada, tom X. trat 33. cap. 7. 
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zum Theil in den Händen der Christen geblieben waren, 
befolgten die Könige, Grafen und Herren die alten Grund- 
sätze und Vorurtheile der Gothen, und verachteten Acker- 
bau und alle mechanischen Künste, indem sie keine an- 
dere Beschäftigung als den Kriegsdienst eines freien Man- 
nes fiir würdig hielten. 

Das Land wurde durch Sklaven oder Pächter bebaut, 
die nur darauf bedacht waren, gerade so viel vom Bo- 
den zu gewinnen, um ihre ungeheuren Abgaben bezah- 
len zu können und sich und ihre Familien nothdfirftig zn 
erhalten. 

Das Elend und der Mangel war in der damaligen Zeit 
in den Besitzungen der Christen so grofs, dafs selbst in 
der reichsten Provinz, Catalonien, jemand, der Weizenbrod 
afs, unfehlbar fiir einen Edleren gehalten wurde, wie aus 
einem ihrer Usages, Aufzeichnung ihrer Sitten und Ge- 
wohnheiten, deutlich hervorgeht. Im 13ten heifst es: der 
Amtmann (el baile) erhält, wenn er verstümmelt oder ver- 
wundet worden ist, wenn er ein Edler ist und täglich 
Weizenbrod (pan de trigo) isft, dieselbe Genugthuung wie 
einer des hohem Adels; aber der Amtmann vom Volk (el 
baile plebegi) nur die Hälfte. 

Die Mauren dagegen eröflheten den spanischen Häfen 
den Verkehr mit denen von Asien und Afrika, erleichter- 
ten die Ausfiihr der Früchte und Produkte des Landes, 
zogen aus andern Ländern nützliche und geschickte Hand- 
werker herein, und hielten es nicht für entehrend mit eig- 
ner Hand den Boden zu bebauen, während sie von den 
Pächtern nur sehr mäfsige Abgaben erhoben. Auf diese 
Weise wurde das ganze Land so blühend, und Reichthum 
und Civilisation stieg wieder auf eine Höhe, die seit der 
Herrschaft der Römer völlig unbekannt gewesen war. Die 
herrlichen und fruchtbaren Gefilde von Valencia, Granada 
und Murcia geben noch jetzt Zeugnifs von dem Segen, den 
die maurische oder arabische Herrschaft dem spanischen 
Lande gebracht hat. 
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Zweites Capitel. 

Erster Anfang zur Wiederherstellunff des gothischen Reiches darch Alfoni 
el Casto. Aendenmgen des Faero Jnzgo. Militair- Gesetze. 

Durch ihre glänzenden Erfolge zu immer kühneren uDd 
weiteren Unternehmungen angereizt» suchten sich die Maa- 
ren von der Abhängigkeit von den Califen zu befreien, 
und isu selbständigen unabhän^gen Herren ihrer Erobe- 
rungen zu machen y wodurch Uneinigkeit und Zwietracht 
unter ihnen entstand. So wurde es den wenigen Spanieni, 
die sich in die steilen Hochgebirge im Westen Asturiens 
und in die Pyreneen geflüchtet hatten, möglich, sich wie- 
der zu vereinigen, um dem gemeinsamen Feinde kräftige- 
ren Widerstand entgegenzusetzen, und den ersten Grund 
zu neuen Reichen zu legen, die sich allmälig auf den Trüm- 
mern des Thrones von Roderich erheben sollten. 

Die ersten acht Könige von Pelayo an waren kaum mehr 
als Generale, und fortwährend mit dem Kriege beschäftigt, 
konnten sie wenig Sorgfalt auf die Civil -Verwaltung ver- 
wenden, und hatten weder eine feste Residenz noch einen 
königlichen Hofstaat. 

Obgleich Alfons I. Lugo, Braga, Leon und andere be 
deutende Städte von Galicien, Portugal und Castilien wie 
dererobert hatte, so glaubten seine Nachfolger sich doch 
noch nicht mächtig genug, um ihre Residenz in einem von 
diesen Orten aufzuschlagen, sondern hielten sich gewöhn- 
lich in Cangas de Onis, Prävia oder einigen andern Wei- 
nen. Orten von Asturien auf. 

Alfons II. mit dem Beinamen el Casto wählte mt^ 
Oviedo zur bleibenden Residenz, und gab der Regierung 
etwas mehr Festigkeit und dem Königthum durch Wieder- 
herstellung der alten Hof-Aemter wieder einieen Glanz und 
Ansehen. 

Im Jahre 873 berief er wieder das erste Concil nach 
Uviedo, dem 12 Bischöfe, die Granden und 14 Grafen bei- 
wohnten, so wie der König mit seinem Weibe und Söh- 
nen. Hier wurde Oviedo für die Hauptstadt des neuen 
Reiches und Sitz des Metropolitan erklärt; verschiedene 
Kirchen wurden an Bischöfe gegeben, denen die ihrigen 
durch die Saracenen genommen worden waren, und schliefst 
hch mehrere Canones über die bessere Verwaltung der 
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kirchlichen und Civil • Angelegenheiten des neuen Reiches 
abgefafst. 

Mit Zustimmung des Königs und der Granden wurden 
Archidiakonen erwählt, denen es oblag die Kirchen und 
Klöster zu visitiren, dafiir zu sorgen, dafs jährlich ein Con- 
eil abgehalten und die christliche Lehre rein und unver- 
fälscht gepredigt und gelehrt wärde. 

Unter dieser Regierung wurde auch das Fuero Juzgo 
wieder zum Grundgesetze der neuen spanischen Monarchie 
erhoben. 

Wenn dies aber schon in den glücklichsten Zeiten der 
gothischen Monarchie die mannichfachsten Veränderungen 
erlitten hatte, so mufste dies nothwendig damals noch viel 
mehr der FaU sein. 

Einen ganz neuen Theil desselben bildeten sehr bald 
die Bestimmungen über die Vertheilung der Beute und 
die Belohnungen der Soldaten. Die Spanier des Mittelal- 
ters fiihrten den Krieg nicht im Solde eines Fürsten, um 
nach Beendigung desselben diesem allen Gewinn zu über- 
lassen, sondern jeder auf seine eigene Kosten, hatten also 
ein Anrecht an die Beute. 

In den Partidas finden sich die genausten Bestimmun- 

§en über die Vertheilung derselben, die sich nach der 
tärke und den Kosten, die jeder einzelne aufgewandt hatte, 
richtete. — Die erste Sorge nach einem jeden Feldzuge 
war stets darauf gerichtet, den. Soldaten die empfangenen 
Wunden zu bezahlen, von denen jede, je nachdem sie ge- 
fährlicher oder weniger bedeutend war, ihren bestimmten 
feststehenden Preis hatte, der aucha, Entschädigung, hiefs. 
Für den Tod eines Reiters betrug dieselbe 150 Maravedis 
und ftir-den eines Fufsgängers die Hälfte, die ihren Ver- 
wandten zu Gute kam, und für das Heil ihrer Seelen zur 
Abhaltung von Todtenmessen verwandt wurde, um den 
Schaden an Waffen und der ganzen Ausrüstung festzustel- 
len und die betretende Entschädigung zu bestimmen, wur- 
den besondere Commissionen niedergesetzt. 

Nachdem diese Geschäfte beendigt waren, schritt man 
zur Vertheilung der Beute, worüber sich die genausten 
Bestimmungen tit. XXVI, Partida IL finden. 

Ein Fünftel der ganzen Beute wurde immer vorweg 
dem Könige übergeben, er konnte aber dasselbe nicht ver- 
äufsem, und nur während seines Lebens nach Belieben 

4* 
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gebrauchen, aber nicht in seinem Testament daräber ver- 
nigen. — Ihm wurden auch die Anführer der Feinde mit 
ihren Frauen, Söhnen und ganzem Eigenthum übergeben. 
Der Krone fielen alle Städte und Festungen des eroberten 

Landes zu. 

Aufser den gewöhnlichen Entschädigungen wurden de- 
nen noch andere Belohnungen verliehen, die sich durch 
besondem Muth und Tapferkeit vor allen übrigen ausge- 
zeichnet hatten. Derjenige, der zuerst in eine eroberte 
Stadt eindrang, bekam 1000 Maravedis, eins der besten 
Häuser mit allem was dem frühem Besitzer desselben ge- 
hört hatte, und 2 der vornehmsten Gefangenen, und aufser- 
dem von der Beute noch so viel, als er selbst forttragen 
konnte. Im Falle seines Todes bekamen das seine Ver- 
wandten. Für andere ausgezeichnete Thaten, wie Durch- 
brechung einer feindlichen Linie und Rettung eines Anfuh- 
rers etc. wurde den Soldaten eine Rente gesichert, von 
der sie ihr ganzes Leben hindurch anstandig und sorgen- 
frei leben konnten. In manchen Fällen, die besonders im 
Codex aufgezeichnet sind, oder wenn der König ausdrück- 
lich auf seinen Antheil an der Beute verzichtete, um die 
Soldaten dadurch zu noch gröfserer Tapferkeit anzufeuern, 
wurde dieselbe ganz unter sie vertheilt. 



Drittes Capitel. 

Fortschritte der Aristokratie und Vorrechte des Adels. Gothisches Patro- 
nat. Lehen und verschiedene Arten desselben. 

Durch die beständigen Kämpfe mit den Mauren , an 
denen sich der Adel hauptsächlich betheiligte , konnte es 
nicht ausbleiben, dafs er immer mehr an Ansehen gewano, 
und so war er, nachdem die gothische Monarchie haupt- 
sächlich durch seinen Beistand und seine Anstrengungen 
einigermafsen wieder hergestellt worden war, zu einer sol- 
chen Macht und Unabhängigkeit gelangt, dafs er in der 
That den Königen vollständig gleich stand. Er hatte das 
Recht Vasallen zu halten, die stets zu seinem Dienste be- 
reit sein mufsten. Er stellte Heere auf und föhrte sie 
unter seinen eignen Fahnen, wohin es ihm gut erschien. 
Er schlofs Verbindungen und Verträge zu gegenseitiger 
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Unterstützung ab, um die alten ivirklichen und die ange- 
mafsten Rechte seines Standes gegen jeden Angriff, von 
welcher Seite er kommen möchte, zu vertbeidigen und 
aufrecht zu erhalten. Die Grafschaften, die Regierung der 
Provinzen und Städte befanden sich, so wie libernaupt 
alle einträglichen Aemter, fast ausschliefslich in seinen 
Händen. 

Der niedrigere Adel, der der grandeza oder den ricos- 
hombres, wie sie auch viel genannt werden, im Range 
zunächst stand, besafs keine geringere Macht, da er der- 
selben bei der Nationalvertretung gleich stand. Alle Ad* 
ligen mufsten reich sein, entweder durch Renten von Grund* 
besitz, die sie durch Erbschaft oder durch eignes Verdienst 
erworben hatten, oder durch Lehen und einträgliche Aem- 
ter. Deshalb hiefsen sie auch hijos-dalgo oder Söhne von 
Vermögen; „^ porque estos fueron escogidos de buenos 
lugares, e con algo poseso, los Uaman hijos-dalgo, oue 
muestra tanto como hijos de bien,'' heilst es in einem Ge- 
setz das sich in den rartidas findet. 

Dieser selbe Gedanke findet sich in einer alten ca- 
stillanischen Poesie des löten Jahrhunderts auf folgende 
Weise ausgedrückt: 

„Sea un home necio et rudo labrador; 
Los dineros le facen fidalgo y sabidor. 
Cuanto mas algo tiene, tanto mas es de valor. 
El face Caballeros de necios aldeanos 
Condes e ricos hombres de algunos villanos . . /' 
Sei ein Mann unwissend und roh, das Geld macht ihn 
zum Hidalgo und Weisen; je mehr jemand hat, desto 
mehr gilt er, es macht unwissende Bauern zu Edelleuten 
und Bürger zu Grafen und Granden. 

Ein Hidalgo konnte nicht mit dem Tode bestraft wer- 
den, aufser für Verrath und Treubruch. Alle übrigen Ver- 
brechen sühnte er mit Geld und höchstens mit einer kur- 
zen Verbannung. 

Ihre Vasallen konnten die Hidalgos tödten und unge* 
straft alle ihre Güter in Beschlag nehmen. Ihre Häuser 
wurden wie königliche Gebäude angesehen, und Niemand 
durfte es wagen in dieselben einzudringen. 

Wer einen Hund eines Hidalgo tödtete, mufste 100 
Sueldos bezahlen, ebenso viel wie nach dem alten Rechte 
Castiliens (Fuero viejo de Castilla) derjenige bezahlen 
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mufste, der einem freien Manne ein Auge oder die Zunge 
ausgerissen hatte. 

Sonst waren nach der gothischen Constitution, obgleich 
es stets Granden, Hidalgos und Volk gegeben hatte, alle 
öffentliche Lasten und Äemter unter diesen drei Erlassen 
gleichmäfsig vertheilt gewesen; das Fuero Juzgo hatte be- 
stimmt, dals jeder Eisenthiimer, gleichviel, welchem Stande 
er angehörte, im Kriege persönlich und wenigstens mit 
dem lOten Theile seiner SUayen zu Hülfe kommen sollte. 
Der castillanische Adel wufste sich von allem Militairdienste 
und Steuern frei zu machen, und was diesem erlassen 
wurde, mufste natürlich auf eine andere Weise wieder 
aufgebracht werden, und fiel also auch noch dem Volke 
zur Last, das schon durch ubermäfsige Steuern bedrückt 
wurde. 

Aus dem schon erwähnten Patronat der Clothen, das 
sich schon in sehr früher Zeit bei ihnen findet, bildeten 
sich allmälig vollständige Lehns> Verhältnisse aus, die die 
Spanier homenaje oder vasallaje nannten. Es gab nament- 
lich zwei verschiedene Arten von Lehen, feudo camara, 
Kammerlehen, wo den Vasallen für ihre Dienste, die sie 
den Lehnsherren leisteten, eine bestimmte Rente oder Ge- 
halt gegeben wurde, und solche wo ihnen der Ertrag von 
Häusern und liegenden Gründen angewiesen wurde, was 
man honor y tierra, Ehre und Land nannte. 

Im Anfang konnten alle Lehen nach dem Willen des 
Lehnsherrn wieder eingezogen werden (feudos amovibles), 
später wurden sie lebenslänglich, (vitalicios), nachher ge- 
stand man den Lehnsleuten das Recht zu, sich Nachfol- 
ger zu ernennen, und allmälig wurden sie erblich. Dies 
galt jedoch nicht von den Kammerlehen, diese blieben stets 
amovibel 

Da die Lehen stillschweigend oder ausdrücklich die Ver- 
pflichtung zum Militairdienste in sich schlössen, so waren 
diejenigen von der Erbfolge ausgeschlossen, die factisch 
oder rechtlich unfähig waren WaflFen zu tragen, wie Frauen, 
Stumme, Blinde, Kranke, Mönche und Geistliche, und wei- 
ter erstreckte sich dieselbe noch in männlicher Linie nicht 
als bis auf die Enkel der Lehnsleute, von denen die Le- 
hen wieder an die Lehnsherren zurückfielen. Das galt 
aber nur, wenn die Lehen kleine Städte, Kastelle oder 
kleinere Erbschaften waren, denn in den gröfsem, wie 
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GrafschafteD und grofsen zusammeHbängendeD Ländereien, 
ging die Erbfolge vom ersten Besitzer nicht weiter, wenn 
dies nicht als besondere Gnade vom Lehnsherrn zugestan- 
den worden war. 

Die bisher angefahrten Bestimmungen über das Lehns- 
wesen, die sich alle in den Partidas in verschiedenen Ti- 
teln fiber den Adel (de los Caballeros Par. II. tit. XXI. 
und Par. DI. tit. XVffl.) über den Krieg (ib. tit XXffl.) 
über die Vasallen (Par. IV ^ tit XXV.) und mehreren andern 
finden, die verschiedene Gesetze über denselben Gegen- 
stand enthalten, geben hinreichenden Beweis, dafs das Lehns- 
>vesen in Spanien so gut, wie in den meisten andern Län- 
dern Europas im Mittelalter bestanden hat, was vielfach 
von verschiedenen Schriftstellern bezweifelt und bestritten 
worden ist 

Am häufigsten waren die Lehen in Galici^n und ganz 
Gatalonien war bis zum Uten Jahrhundert ein grofses Lehn 
von Frankreich, das selbst wieder in viele einzelne kleinere 
Lehen zerfiel. In den Usages oder dem Fundamental-Ge- 
setzbuche dieser Grafsdiaft finden sich fortwährend Lehen 
oder Lehnseinrichtungen erwähnt. 

Alle Arten des Erwerbs und Besitzes, die sich in den 
spanischen Gesetzen unter den Namen von Gnadengeschen- 
ken, Leibrenten (encomienda) Jahrgehalten (prestamo) finden, 
sind nidits anders als Lehen, mit einem Worte alle Grund- 
stücke und Renten, die auf eine gewisse Zeit oder auf 
immer verliehen wurden, mit der Verpflichtung gewisse 
Dienste zu leisten, oder als freies Eigenthum, frei v<m 
aller Restitution oder mit der Bedingung, dafs sie an den 
directen Herrn unter bestimmten Umständen zurückfallen 
sollten, oder mit irgend einer andern Last, militairischen 
oder politischen belegt, haben mehr oder weniger Ver- 
wandtschaft mit dem Lehnswesen. 



Viertes Capitel. 

Rechte und Freiheiten der Stadt Leon, die ihr AlfonB V. im Jahre 1020 

verlieh. 

Schon vor dem 4ten Jahrhundert waren einigen Städ- 
ten verschiedene besondere Rechte (fueros) und Freihei- 
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ten von manchen Lasten und Abgaben zugestanden wor- 
den, tbeils hatten sie dieselben aber auch ohne ausdrück- 
liche königliche Verleihung durch langen Gebrauch und 
Ausübung erworben, weshalb sie auch schlechte (fberos 
malos) genannt wurden. Die schnellen Eroberungen jenes 
Jahrhunderts, durch die viele Städte, die lange unter der 
Herrschaft der Mauren gestanden hatten, wieder den christ- 
lichen Reichen einverleibt wurden, gab Veranlassung zu 
einer allgemeinen Umänderung derselben, indem man die 
Municipal- Verfassungen der Städte und die Lage ihrer 
Bürger durch gröfsere Freiheiten und ausgedehntere Ge- 
rechtsame verbessern wollte. 

Die bedeutendsten Privilegien waren die, welche Al- 
fons V. im Jahre 1020 der Stadt Leon ertheilte. 

Es wurde dort in Gegenwart des Königs und der Kö- 
nigin Dona Elvira ein gt*ofses Concil gehalten, zu welchem 
alle Bischöfe, Aebte und Granden von Leon, Asturien und 
Galieien sich versammelten. Die ersten Beschlüsse desselben 
betreffen die Kirche, dann folgen von Canon VIII — XTV. 
Civil-Gesetze und die übrigen bis zum 49sten Canon ent- 
halten Bestimmungen die nur die Stadt Leon und ihr,Ge- 
biet betreffen. 

Canon L setzt fest, dafs auf jedem Concil zuerst die 
Angelegenheiten der Kirche berathen werden sollten, der 
2te, dafs Niemand die Kirche wegen ihres Vermögens und 
Eigenthums anfechten dürfe, das sie entweder durcm Schen- 
kungen und Vermächtnisse von treuen Gläubigen erhal- 
ten hatte, oder schon lange besefsen, wenn er nicht gegen 
dieselbe die Verjährung von 30 Jahren geltend machen 
könnte ; jede Entwendung von Kirchengütem aus der Kirche 
oder vom Kirchhofe sollte als Sacril^nm angesehen 
werden. 

Der 17te Canon setzte fest, dafs, wie es früher der 
Fall gewesen war, wieder jeder Eigenthümer, ohne Unter- 
schied des Standes, verpflichtet war, den König auf sei- 
nen Kriegszügen zu begleiten, und ihm den lOten Theil 
seiner Sklaven zu Hülfe zu senden. Hierdurch wurde das 
Privilegium, das die castillanischen Edelleute erlangt hat- 
ten, nicht ohne Sold dienen zu brauchen, wieder aufgeho- 
ben, und eben so das Recht was der Adel in einigen an- 
dern Ländern erworben hatte, die Verpflichtung zum Kriegs- 
dienste in eine Heersteuer (fonsadera) zu verwandeln. 
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Nach Canon 18 mufsten in jeder gröfsern Stadt vom 
Könige ernannte Richter ihren Sitz haben. Auch hierdurch 
wurde ein altes Vorrecht, was die gothischen Könige frü- 
her besessen hatten, wieder hergestellt, das sich im Mit- 
telalter auch der Adel angeeignet hatte, was ihm sehr leicht 
geworden war, da es viele Städte gab, die fast nur von 
seinen Colonen und Lehnsleuten bewohnt wurden, über die 
er schon unumschränkte Gewalt besafs, die alsdann sehr 
leicht in eine gewöhnliche Jurisdiction verwandelt und als 
solche auch auf die Bürger ausgedehnt wurde, die sich in 
seinen Ländereien und Ortschaften ansiedelten. 

Vom 20sten Canon beginnen die Rechte der Stadt Leon. 
Das wichtigste unter diesen war das des Asils, dafs 
Niemand, selbst wenn er Sklave war, der sich in ihr als 
Bürger aufnehmen lassen wollte, mit Gewalt aus ihr fort- 
gebracht werden konnte, wenn nicht ein richterUches Er- 
kenntnifs gegen ihn beigebracht wurde, in welchem Falle er 
seinem früheren Herrn wieder übergeben werden mufste. 
In der damaligen Zeit bestand die harte Sitte, die erst 
1072 durch ein Gesetz von Alfons VI. gänzlich aufgehor- 
ben wurde, dafs wenn ein Mord begangen worden war, 
unter dem Verwände den Mörder gefangen zu nehmen, 
die umliegenden Orte geplündert und zerstört wurden. Von 
dieser Grausamkeit wurde die Stadt Leon schon damals 
ausgenommen, und ihr das Recht zugestanden, dafs wenn 
in ihr ein Mord begangen worden und der Mörder aus 
seinem Hause entwiche, und sich während neun Tagen 
verborgen hielte, er nach dieser Zeit wieder frei zurück- 
kommen könnte, und wenn er sich mit seinen Feinden 
aussöhnte, ihm för sein Verbrechen nichts weiter angehabt 
werden könnte. 

Jeder Bürger, der auf fremdem Boden ein Haus besafs 
und sich keinen Esel oder Pferd hielt, brauchte dem Herrn 
des Bodens jedes Jahr nur 10 Weizenbrode und \ cana- 
tela Wein zu geben; sein Haus konnte er zu jeder Zeit 
verkaufen, nur mufste er dem Herrn vorher Anzeige da- 
von machen, und diesem das Vorkaufsrecht überlassen. Da 
diese Renten so unbedeutend waren und jedem Besitzer 
eines Hofes, auf welchem Lasten ruhten, freistand, dasselbe 
nach Gutdünken zu verkaufen, so fühlten sich schon allein 
dadurch sehr Viele bewogen das Bürgerrecht der Stadt 
Leon nachzusuchen. 
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Alle Klagen und Processe der Bfirger von Leon muls- 
ten in der Stadt selbst entschieden werden, vor Gericht 
brauchten sie für eine Schuld unter 5 Sueldos keine Bür- 
gen zu stellen. In Criminal-Sachen konnten sie sich, ipvenn 
sie eines Verbrechens angeklagt wurden, aber nicht über- 
führt werden konnten, durch den Eid oder die Probe des 
heifsen Wassers in Gegenwart der Priester oder auch durch 
die Aussagen glaubwürdiger Zeugen von allem Verdacht 
reinigen. Wer des Diebstahls oder der Verrätherei über- 
wiesen wurde, mufste sich im Zweikampf vertbeidigen. 

Eins der wichtigsten, und besonders für die dansalige 
Zeit sehr kostbares Privilegium war auch das, daCs kern 
Richter mit Gewalt in ein Haus dringen konnte, um eine 
Sache mit Beschlag zu belegen, und dies nur bei den Skla- 
ven des Königs erlaubt wurde. Bis dahyi hatte nämlich 
1'eder Richter das Recht gehabt, Haussuchungen halten zu 
assen, und zwar allein kraft ihres Amtes (fuero de sayo- 
nia) ohne dafs irgend eine Klage gegen den Besitzer des 
Hauses anhängig gemacht worden war, oder besondere Ver- 
dachtsgründe gegen denselben vorlagen. 

Aennliche Rechte und Privilegien wurden in demselben 
Jahrhundert und in den beiden nächst folgenden auch an- 
dern Städten entweder bestätigt oder neu verliehen. Die 
bedeutendsten unter diesen sind die fiieros von Najera, 
Hauptstadt von Rioja, von Sepulveda, der Hauptstadt von 
Estremadura, von Jaca, Logrono, Salamanca, Toledo, San 
Sebastian, Zamora, Cuenga und das sogenannte „Alte Recht 
von Castilien.^' Der Grund zu diesem wurde unter der 
Regierung Alfons VII. durch die Gortes von Najera ge- 
legt, die zuerst „el fuero de las divisas y el fiiero de los 
fijosdalgo^' veröffentlichten ; aus diesem verbunden mit eini- 
gen andern Gesetzen wurde später ein vollständiger Codex 
gebildet, der den Titel „el fiiero viejo de CastiUa^' fiihrte, 
und von den besondem Rechten das bedeutendste ist 

Wenn auch im Einzelnen unter diesen Partikularrech- 
ten manche Verschiedenheiten vorkommen, so stimmen doch 
alle in einigen Hauptpunkten überein, die darauf gerichtet 
waren, durch Beschränkung der Vorrechte und Privilegien 
des Adels den rechtlichen Zustand des Volkes zu verbes- 
sern und seine Freiheiten zu erhöhen* 
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Fünftes Capitel. 

Entstehung der Yolksvertretui^ im Fendalstaat. Nene Form der Cortes. 
Die Procnratoreu des Volkes nehmen Theil an den Versammlungen 

der Nation. 

Obgleich bei den alten Germanen jeder Freigeborne 
das Recht hatte, den Rathsversammlungen beizuwohnen, 
und in ihnen seine Stimme abzugeben, so wurde dies bei den 
Gothen, nachdem sie Spanien in Besitz genommen hatten, 
doch nur der Geistlichkeit und den Ersten des Adels ge- 
lassen, wie dies oben auseinander gesetzt ist. 

Wann und wie das Volk zuerst zu den Cortes zuge- 
lassen wurde, und durch Abgeordnete an den Berathungen 
derselben Theil nehmen durfte, ist nicht mit Bestimmtheit 
zu sagen, doch kann dieser Zeitpunkt ungefähr an das 
Ende des Uten Jahrhunderts gelegt werden. Bis dahin 
waren die Cortes wie unter- den gothischen Königen vor 
dem Einfall der Saracenen abgehalten worden. 

Auf dem Concil von Oviedo vom Jahre 873 fanden 
sich alle Bischöfe, 13 Grafen und alle potestades ein, worun- 
ter die Statthalter der gröfsem Städte verstanden werden. 

Das von Leon vom Jahre 1020 wurde in Gegenwart 
des Königs Alfons V. und der Königin Elvira, von allen 
Bischöfen, Aebten und Granden des Reiches abgehalten, 
und eben so das von Coyanca vom Jahre 1050 in Gegen- 
wart des Königs Ferdinand I. und seiner Gemahlin Sancha. 

Dieselbe Sitte wurde im Königreiche Aragon beobach- 
tet, wo auf dem von Jaca vom Jahre 1063 alle Granden 
zugegen waren und in den Unterschriften finden sich aufser- 
dem auch noch die Namen des Königs Ramiro, seines 
Sohnes und Bruders und die von 9 Bischöfen und 3 Aeb- 
ten, denen dann zuletzt noch die des Grafen Sancho, For- 
tuna Sanchez und Lope Garcia und die aller übrigen Her- 
ren vom Hofe folgen. 

Auf dem von Compostela waren im Jahre 1124 in Ge- 
genwart des jungen Königs Alfons VII. die Prinzen und 
alle Herren jenes Landes. Zu dem von Palencia vom 
Jahre 1129 berief derselbe König die Bischöfe, Aebte, 
Grafen, Fürsten und Potestaten aller seiner Reiche. Zu 
den Cortes von Leon, die er im Jahre 1135 zu seiner 
Krönung berief, kamen aufser den Bischöfen und Granden 
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noch eine Menge Mönche und Cleriker und viel Volks, 
aber nicht um mitzustimmen, sondern nur wie es in der 
Chronik heifst, um zu sehen, zu Kören und Gott zu lobeo 
(para ver, oir y alabar ä Dios). 

Auch auf den Cortes, die Ferdinand II. im Jahre 1178 
in Salamanca abhielt, kamen noch keine andern Stände als 
in den bisher genannten. 

Aus allen diesen hier angefiihrten Thatsachen geht deut- 
lich hervor, dafs an den Concilien und allgemeinen Cortes 
nur der Stand der Geistlichkeit Theil Dahm, vertreten durch 
Bischöfe und Aebte, und der des Adels, vertreten durch 
die Granden, und Potestaten oder Statthalter der gröfsern 
Städte, die auch alle dem Adel angehörten. 

Vergleicht man diese Cortes mit denen der gothiscben 
Monarchie, so bemerkt man, dafs, obgleich sie dieselbe 
kirchlich profane Einrichtung waren, und dieselben Stande, 
welche sie festgesetzt hatten, noch an denselben Tbeil 
nahmen, — der Adel doch seine Theilnahme und sein 
Stimmrecht bedeutend ausgedehnt und erweitert hatte. Denn 
auf den ersten Cortes hatten nur diejenigen Sitz und Stimme, 
welche der König selbst ausgewählt und dazu ernannt 
hatte, und auf den spätem alle Granden und selbst die 
Statthalter die dem niedrigeren Adel angehörten. 

Der Grund hiervon konnte nur in dem gröfsern An- 
sehen der gotbischen Monarchen liegen, die als Herren 
der ganzen nalbinsel weit mächtiger und in Folge dessen 
auch despotischer waren. Nachdem der Thron Koderichs 
vernichtet worden war, fanden es die Fürsten, die allmä- 
lig auf den Trümmern desselben wieder neue Reiche er- 
richteten, da sie zu schwach waren, um den mächtigen 
Adel zu unterjochen, gerathener, einen Theil ihrer Sou- 
verainität aufzugeben und sich mehr als seines Gleichen zu 
betrachten. 

Dafs aber nachher dieser jielbe Adel zugeben konnte, 
dafs die Gemeinden Eingang in die Cortes fanden, und in 
ihnen sich die stolzen Granden mit den Bürgern und 
Steuerpflichtigen (pecheros) verbanden, war, wie viele ge- 
waltige Umgestaltungen, die uns die Gesdbichte aller Staa- 
ten lehrt, die nothwendige Folge der Zeiten und Umstände, 
denen nichts zu widerstehen im Stande ist. 

Die Ohnmacht der königlichen Gewalt zur Unterjochung 
des übermüthigen Adels brachte im ganzen Lande eine solche 
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Unordnung und Verwirrung hervor, dafs Niemand weder 
seines Vermögens noch seines Lebens sicher war. Die- 
selben Gesetze, welche zur Bestrafung der Mörder gege- 
ben waren, beschützten sie selbst auf der andern Seite 
-wieder, indem sie die Privatracben und die Kriege einer 
Stadt gegen eine andere, einer Familie gegen die andere 
und von Personen gegen Personen, erlaubten. 

Das Concil von Compostela vom Jahre 1124 giebt einen 
Beweis von der Barbarei und Anarchie der damaligen Zeit 
Ks h ■■ desselben: 

nien durch mannichfache Ver- 
n Verwirrung und Unordnung 
;e Kirche Gottes, nachdem die 
nichtet, sich in der grölsten 
1 zur Beruhigung des Reiches 
noch folgendes beschlossen: 

,Jüraft unserer apostolischen Macht befehlen und 
bestimmen wir, dafs der Friede wie er unter Körnern, 
Franken und andern Nationen besteht, auch im spa- 
nischen Reiche unter den Christen unverletzt erhalten 
werde vom Isten Tage des Advents, bis zum Tage 
Epiphanias und vom Sonntag Quinquagesima bis Pfing- 
sten, während der Fastenzeit in den vier Jahreszeiten, 
bei den Vigilien und Festen der heiligen Jungfrau, 
Sankt Johannis, der Apostel und allen Heiligen; dei^- 
stalt, dafs wenn jemand wider einen andern wegen 
Mords oder irgend eines andern Grundes eine Feind- 
schaft bat, er sich nicht unterstehen soll, ihm zu den 
genannten Zeiten irgend etwas anzuhaben und ihm 
Schaden zuzufügen, , , . 

„Alle sollen schwören in den festgesetzten Tagen 
und Wochen Frieden halten zu wollen, und derjenige, 
welcher den Eid verweigert, soll, bis er ihn geleistet, 
excommunicirt sein. Und wenn jemand es wagt den 
Eid zu brechen, so soll der Bischof ihn mit allen 
seinen Untergebenen verfolgen und alle seine Gtiter 
zerstören bis er Bufse gethan; der Herr dessen Va- 
sall er gewesen, soll mm sein Lehen entziehen und 
Niemand sich unterstehen ihn in seine Wohnung auf- 
zunehmen, bis dafs er rechtÜche und kirchliche Ge- 

nugthuung geleistet hat " 

Doch dafs dieser Eid und die Excommunion nicht aus- 
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reichten, das Land zu beruhigen, geht später noch aus dem 
Tit. IV, Lib. I. des Fuero viejo de Castilla hervor, wel- 
che& bestimmt, dafs die Beleidigten sich gegenseitig kei- 
nen Schaden zufügen sollten^ bevor sie die Freundschaft 
aufgekündigt, sich zum Kampfe herausgefordert und dann 
noch 9 Tage abgewartet hätten. 

Da es an einer Macht fehlte, die hinreichend gewesen 
wäre, alle Personen, gleichviel welchem Stande sie ange- 
hören mochten, in ihre gehörigen Schranken zurückzuwei- 
sen, und allen Uebergriffen zu wehren, so war die sociale 
Ordnung gewissermalsen gänzlich aufgelöst, und die Män- 
ner, genöthigt mit eigner Faust ihr Ghit und Leben zu 
vertheidigen, schlössen Verbindungen unter einander, um 
Gewalt mit Gewalt zu ^rtreiben. 

Vom Anfatig« des 12ten Jahrhunderts an hatten die 
Edelleute angefangen, dergleichen Verbindungen unter sich 
zu schliefsen, wie in der historia Compostelana berichtet 
wird, die von ihren ersten Begrändem hermandad, Brü- 
derschaft (germanitas) genannt wurden. 

Unterdessen hatten die Gommunen und der Rath der 
Städte ailmälig das Recht erlangt, die Richter, Bürgermei- 
ster und übrigen Beamten ihres Stadtrathes selbst zu wäh- 
len, Municipalverfassungen zu geben, frei über das öffent- 
liche Vermögen der Stadt zu bestimmen, Truppen auszu- 
heben und sie nach Gutdünken zu verwenden. Nachdem 
ihre Befugnisse so bedeutend ausgedehnt worden waren, 
konnte es nicht fehlen^ dafs die Achtung vor den Ge- 
meinden wachsen und eine Vertretung derselben in den 
National- Versammlungen an Einflufs und Bedeutung auf die 
Berathungen und Verhandlungen derselben gewonnen ha- 
ben mufste. 

Um diese Zeit, unter der Regierung \ßn Alfons VHI, 
finden sich auch die ersten deutlichen Beweise, dafs der 
dritte Stand der Bürger zu den Versammlungen Abgeord- 
nete geschickt hat. 

Unter den Capitulationen , die im Jahre 1188 vor der 
Verheirathung der Infantin Berenguela mit Herzog Conrad, 
Sohn des Kaisers Friedrich Barbarossa, abgeschlossen wur- 
den, findet sich unter andern auch folgende;, dafs, wenn 
der Eönijg Alfons VlII. sterben sollte, ehe der Prinz aus 
Deutschland angekommen wäre, die Granden, Statthalter, 
die grofsen Städte (ciudades) und der Grofsmäster des 
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Ordens von Galatrava ooit seinen Brüdern duri;h den Eid^ 
Uen sie geleistet, fiir verpflichtet gehalten werden sollten, 
den Prinzen Conrad zu empfangen, ihm die Infantin als 
seine Gemahlin mit sammt ihrem ganzen Reiche zu über- 
geben, und dafs die Bischöfe über den, der dieser Ver- 
pflichtung zuwider handeln würde, das Interdict und den 
Kirchenbann aussprechen sollten. 

Die Städte, welche diese Capitulation mitbeschworen, 
waren: Toledo, Cuen^a, Huete, Guadalajara, Coca, Por- 
tillo, Cuellar, Pedraza, Hita, Salamanca, üceda, Buitrago, 
Madrid, Escalona, Magneda, Talavera, Plasencia, Trujillo, 
Avila, Segovia, Arevalo, Medina del Campo, Olroedo, Pa- 
lencia, Logrono, Calahorra, Amedo, Tordesillas, Simancas, 
Torre-Lobaton, Monte-alegre , Fuente-pura, Sahagun, Cea, 
Fuente-duena, Sepülveda, Ayllon, Mamelo, S. Esteban, 
Orma, Caraceca, Atienza, Siguenza, Medina -celi, Berlanga, 
Almazan, Soria und Valladolid. 

Aus diesem Instrument folgert der Marquis v. Monde- 
jar in seiner Geschichte des Lebens Königs Alfons Vm, 
dafs an den Cortes von Castilien schon in der damaligen 
Zeit nicht nur die grofsen Städte, sondern auch die übri- 
gen bedeutenderen Ortschaften Theil genommen haben. 

Diese Ansicht wird auch durch die Eröffnungsrede, 
welche der König im Jahre 1202 auf den Cortes von Be- 
navente hielt, bestätigt, in dieser sagt er unter andern: 
„Es müssen wissen . alle die hier in Benavente zu den Cor- 
tes versammelt sind , wie diejenigen welche nachkom- 
men sollen, die Adligen, und meine Vasallen und die vie- 
len Abgeordneten jeder Stadt (de cada villa) in mei- 
nem Reiche. . . .'^ 

Die Anzahl der Abgeordneten, welche eine jede Stadt 
zu den Cortes schicken durfte, war aber in der Mitte des 
13ten Jahrhunderts noch nicht bestimmt. Ferdinand der 
Heilige befiehlt der Stadt Uceda im Jahre 1250, dafs sie 
nicht mehr als 3 Abgeordnete schicken sollte. 

Im Königreiche Aragon erhielten die Städte schon 
früher als in Castilien das Recht der Vertretung auf den 
Cortes. 

Auf denen von Borja vom Jahre 1131 waren, nach 
dem Bericht von Zurita in seinen Anales de Aragon, um 
für Ramiro, den Sohn des Königs Alfons, der sich hatte 
zum Kaitor von Aragon krönen lassen , einen Nachfolger 
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zu ernennen, da dieser als König zur Regierung unfähig 
war 9 aufser den Granden , Hauptleuten der Soldateo un(t 
den anderen Adligen auch die Abgeordneten der gro£sen 
und kleinen Städte (ciudades y villas) zugegen. 

Auf denen von Zaragoza von 1163 finden sich aufser 
den Prälaten, Granden, Hauptleuten, und dem niedem Adel, 
die Abgeordneten von Huesca, Jaca, Tarazona, Calatayud, 
Daroca und Zaragoza selbst. Von dieser letzten Stadt wa- 
ren 15 Abgeordnete auf die Cortes geschickt. 

üeberhaupt war die Regierung jenes Landes von An- 
fang an weit volksthümlicher als die von Castilien, und 
die Gemeinden bewahrten sich zu allen Zeiten das Recht 
sich zur Berathung ihrer wichtigsten allgemeinen Angele- 
genheiten zu versammeln und rechtsgültige Beschlüsse über 
das Wohl des Ganzen zu fassen. 



Sechstes Capitel. 

Nene Erweiterong der Rechte der Gemeinden; Bildung von Ziinften, 

Vereinen und Brüderschaften. 

Der sogenannte Gottesfrieden (paz de Dios) war nicht 
ausreichend gewesen um die Anarchie, die noch überall 
in allen Theilen des Reiches herrschte, zu unterdrücken. 
Auch die Geistlichen unterliefsen daher nicht, obgleich sie 
schon durch ihre canonische Einrichtungen wie Klöster und 
Domkapitel Verbindungen besafsen, die durch weit stren- 
gere und unauflöslichere Bande zusammengehalten wurden, 
als die der Laien, — noch andere zu stiften, um ihre Pri- 
vilegien und die Canones der Concilien unverletzt aufrecht 
zu erhalten. So wurde auf dem von Compostela vom Jahre 
1114, nachdem viele ändere Beschlüsse gefafst worden 
waren, eine solche Brüderschaft (cofradia) gebildet, deren 
Glieder alle Jahre in der Fastenzeit zusammenkommen soll- 
ten, um diejenigen welche ein Vergehen begangen hatten 
zu strafen und zu besserem Wandel zu ermahnen. 

Auch das Volk, schon im Besitz gröfserer Freiheiten 
und aus^dehnterer Gerechtsame, als dies in früheren Zei- 
ten der Fall gewesen war, dachte damals gleichfalls auf 
Bildung von Zünften, Verbindungen und Brüderschaften. 
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In den grofsen volkreichen Städten, wo der Verbrauch von 
Nahrungsmitteln y Manufactur-Gegenständen und Erzeugnis- 
sen aller Art täglich mehr zunahm, stieg im selben V er- 
hältnifs natürlich noch die Zahl der Handwerker und Ar- 
beiter aller Gattungen. Diese bildeten zusammen eine grofse 
neue Klasse in den Städten, die bisher ganz unbekannt 
gewesen war, denn bis dahin hatte es fast nur Soldaten 
und Arbeiter gegeben, von denen keiner mehr besafs, als 
er gerade zur Befriedigung seiner täghchen Bedürfoisse 
unumgänglich nöthig hatte. Unter den Handwerkern fanden 
sich bald die welche ein gleiches Geschäft betrieben und 
gleiche Interessen verfolgten zusammen, schlössen sich en- 
ger an einander an und bildeten Corporationen oder Zünfte, 
die dem Gemeindewesen durch ihr enges und festes Zu- 
sammenhalten mit jedem Tage mehr Kraft gaben, dafs noch 
die Städte allmälig Brüderschaften unter einander schlössen, 
um sich gemeinschaftlich gegen die Angriffe des Adels zu 
vertheidigen. 

Auch die Religion trug zu gröfserer Befestigung und 
Ausdehnung des Zunftgeistes sehr viel bei. Eine jede Zunft 
wählte sich nämlich einen Heiligen zu ihrem Protector und 
Schutzpatron, oder bestimmte ihm einen Festtag \md an- 
dere Üebungen der Frömmigkeit, die ihren Mitgliedern 
Grund und Gelegenheit gaben, sich, ohne Aufsehen zu erre- 
gen, zu versammeln und alsdann über die Angelegenheiten 
ihres Vereins zu berathschlagen und Beschlüsse zu fassen. 
Wie dies jedoch fast mit allen derartigen Institutionen 
der Fall gewesen, so arteten auch die Brüderschaften oder 
Zünfte allmälig aus, und eine Beschreibung einer solchen 
aus dem 12ten Jahrhiindert liefert einen deutlichen Beweis 
davon. In derselben heifst es: 

„In jener Zeit vereinigten sich die Arbeiter vom Lande 
und das geringe Volk aus den Städten, und verschwo- 
ren sich gegen ihre Herren, ihnen nicht mehr die 
schuldigen Dienste zu leisten. Diese Verbindungen 
nannten sie hermandad. Auf den Märkten der Städte 
riefen sie öffentlich aus, wann und wo sie sich ver- 
sammeln würden, und alle Mitglieder wurden aufge- 
fordert sich daselbst einzufinden, bei Strafe, dafs das 
Haus dessen niedergerissen werden sollte, der nicht 
kommen würde. Dann erhoben sie sich gleich wil- 
den Thieren und machten Raubzüge gegen ihre Her- 
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ren und GcMtficheii, amUitai dk Pabte der Könige, 
die Hioser des Adek vnd der Grolsen des Reiches, 
und irffinderten die EjrdieB der KathöSe^ imd yer- 
weigertes ihren Herren ZöBe und Steneni, und weim 
sie auch Alles» was sie bedurften, ▼oUanf besalsen, so 
£elen sie doch fiber die Joden her nnd nahmen ünD^ 
Alles was ne ba ihnen finden — J* 
Uro diesem Unwesen xn steuern verbot Fodinand der 
Heilige alle Brfiderscbaften , die nidit iigmd einen from- 
men und religidsen Zwedc hatten. Dieses selbe Verbot 
wurde 1258 von Alfons den Weisen wiederholt Dodi 
nicht lange dauerten diese Einsdirankungen der Brfider- 
sdiafien. 

Niemak sind alle Klassen der castülanischen M^marchie 
mit so grofser Rfiduicht behandelt worden, als dies unter 
der folgenden R^erung von Sancho IV. el Bravo ge- 
schehen. Um Volk und Adel bei sdner Empörung »^o 
seinen Vater ffiir sich zu gewinnen, berief er im Jafare 
1281 die Cortes nach Valladolid. Hier suchte er den Adel 
durch ungeheure Schenkungen von fixenden Gründen und 
Renten der Krone auf seine Seite zu ziehen» und das Volk 
sieb durch Bestätigmig seiner alten Rechte, so wie durch 
Verleihung neuer und durch Ennunteruiu^ zur Bildung neuer 
Bruderschaften geneigt zu machen. 

So bildeten sich, auf das Privil^um von Sancho hin, 
viele neue Verbindungen unter den Städten» und viele von 
ihnen sandten im Jahre 12S4 ihre Abgeordneten nach 
Medina de Campe» dort fafsten sie unter andern den Be- 
schlufs» dafs wenn der König die Cortes beriefe» jede 
Stadt zu diesen 2 Abgeordnete» hombres buenos, schik- 
ken sollte. 

Kaum hatte aber Sancho nach dem Tode seines Vaters 
den Thron bestiegen und seine Macht befestigt» als er an- 
fing despotischer und willkfihrlicher zu r^eren» als es alle 
seine Vorgänger jemals gethan hatten» und weit entfernt 
war» irgend eines von den Versprechen» die er fräher den 
Städten gegeben hatte, zu erfüllen. Dies war die Veran- 
lassung zu neueren und festeren Verbindungen derselben, 
die aUe darauf gerichtet waren» sich wechselseitig in der 
Vertheidigung ihrer Rechte und Privile^en» sowohl gegen 
die [Jebergriffe des Despotismus des Königs» als au(A ge- 
gen die Angriffe der Gninden zu unterstutzen. 
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Im Jahre 1295 wurden zu Valladolid von 32 Städten 
von Leon und Galicien folgende Punkte festgesetzt: 

Dafs dem Könige nach alter Sitte die Steuern fortbe- 
zahlt werden sollten. 

Dafs wenn die Könige^ ihre Alealden und Richter oder 
sonst jemand es wagen sollte, ihre alten Rechte und Pri-* 
vilegien anzutastei», sie sich alle zu deren Vertheidigung 
und Aufrechterhaltung vereinigen sollten. 

Dafs wenn ein Richter ein Urtheil gefallt hatte, ohne 
vorher die gehörige Untersuchung, wie solche durch die 
Gesetze vorgeschrieben, angestellt zu haben, so sollte der 
Beleidigte es ihrem Rathe mittheilen und dieser würde 
alsdann, falls er die Klage für recht beiunden, von den 
Richtern oder dem Könige selbst die Zurücknahme des 
Urtheils verlangen, und nicht eher ruhen, als bis er die- 
selbe erlangt haben würde. 

Dafs wenn ein Grande, Adeliger oder Geistlicher mit 
Gewalt Güter eines Bürgers einer der Städte nähme, und 
nach geschehener Aufforderung an ihn, dieselben wieder 
herauszugeben, und dem Beleidigten Genugthuung zu ge- 
währen, diesem nicht entspräche, der Rath der betreffenden 
Stadt, die in ihrem Bürger selbst beleidigt worden, sich 
gegen ihn erheben würde, und wenn er allein nicht stark 
genug wäre, so sollten die übrigen zu Hülfe eilen, um 
seine Biäuser zu zerstören, seine Weinstöcke abzuschnei- 
den und ihm allen möglichen Schaden zuzufügen. 

Dafs wenn ein Grande oder irgend eine andere Person 
einen Einwohner einer der verbündeten Städte tödtete, 
ohne demselben vorher nach Recht und Gesetz Feindschaft 
erklärt zu haben, diese ihn tödten sollten, wo sie ihn an- 
träfen. 

Dafs sie eben so den Richter mit dem Tode bestra- 
fen würden, der aus eignem Willen oder auf Befehl des 
Königs jemanden habe hinrichten lassen, ohne die gesetz- 
liche Untersuchung gegen ihn geführt zu haben. 

Dafs dieselbe Strafe einen jeden treffen sollte, der sieb 
mit einem Befehle des Königs zur Erhebung von Steuern, 
Zehnten oder sonstigen Abgaben in einer der verbündeten 
Städte zeigen würde. 

Dafs wenn der Rath der Städte seine Abgeordneten 
zu den Cortes schickte, er dieselben aus den Besten und 
denen wählen sollte > von denen n»n wufste, dafs sie am 
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eifr^ten fik den Dienst des Königs und das Wohl ihrer 
Städte wären. 

Dafs jedes Jahr ein jeder Rath 2 Deputirte ernennen 
sollte y die zum ersten Male in Leon zusammen konamen 
sollten, und dann wo es ihnen gut und passend erscheinen 
würde y um über die strenge Beobachtung und Befolgung 
der vorgenannten Artikel zu wachen, vnd den Rath der 
Stadt, wenn er zum ersten Male einen derselben verletzt 
habe, mit 1000 Maravedis, mit 2000 iiir das zweite Mal, 
3000 für das dritte Mal und für das folgende Mal alsdann 
mit der Strafe des Meineids zu belegen. 

Dafs wenn eine Stadt Hülfe bedürfte, und selbige vod 
den übrigen verlangte, diese verpflichtet wären, ihr binnen 
5 Tagen Truppen zu schicken, die jeden Tag wenigstens 
5 Meilen machen mfifsten. 

Schliefslieh wurde noch festgesetzt, ein Siegel der Brü- 
derschaft machen zu lassen, welches auf der einen Seite 
die Figur eines Löwen zeigte, und auf der andern das 
Bildnifs des St. Jago mit den Worten: Siegel der Brü- 
derschaft der Königreiche Leon und Galicien, (sello de la 
hermandad de los reinos de Leon y de Galicia). 

Die Städte, welche Mitglieder dieser Brüderschaft wa- 
ren, waren: Leon, Zamora, Salamanca, Oviedo, Astorga, 
Ciudad-Rodrigo, Badajoz, Benavente, Mayosga, Mansilla, 
Abiles, Villalpando, Valencia, Galisteo, Alba, Rueda, Ti- 
neo, la Puebla de Lena, Ribadavia, Colunga, la Puebla de 
Orado, la Puebla de Cangas, Vivero, Riba de Sella, Vel- 
ver, Pravra, Valderas, Castronuevo, la Puebla de Laues, 
Bayona, Bretanzos, Lugo und la Puebla de Mabayon. 

Mit ganz ähnlichen Statuten bildete sich im Jahre 
1315 eine Brüderschaft von Adligen und mehr als 100 
Ortschaften. 

Unter andern Bestimmungen wurde festgesetzt, dafs 
stets 6 Adelige und 6 Bürgerliche (caballeros y hombres 
buenos) bei den Tutoren (des damals minderjährigen Kö- 
nigs Alfons XL) sein sollten, die von ihren betreffenden 
Städten besoldet wurden, um gemeinschaftlich mit jenen 
die Verbrecher zu strafen und Mittel zur Abstellung der 
öffentlichen üebel zu ergreifen. 

Femer sollten die Alcalden der Orte, die zur Brüder- 
schaft gehörten, zweimal des Jahres in Valladolid, Cuellar, 
Burgos oder Leon zusammenkommen, um unter dem Vorsitz 
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des höchsten Richters über ihre Bezirke zu berathschlagen 
und die Regierung von dem, was einer Aenderung bedurfte, 
in Eenntnifs zu setzen. 

Die Tutoren bewilligten diese Bestimmungen und an- 
dere, die durch die Cortes von Burgos in demselben Jahre 
festgesetzt wurden. 

Zu diesen gehört noch, dafs keine der Krone zugehö- 
rigen Güter veräufsert werden durften. 

Dafs keine neuen Steuern und Lasten auferlegt, und 
dafs die Justiz -Verwaltung keinem Infanten und Granden, 
sondern nur den Oberrichtem (merinos mayores), in Casti- 
lien, Leon, Gaiicien und Murcia übertragen werden sollten. 

Dafs die Administratoren der Finanzen und die Ein- 
nehmer der Steuern aus dem Steuer gebenden Volke und 
nicht von den Clerikern oder Juden genommen werden 
sollten. 

Dafs in den Städten, in denen königliche Richter wä- 
ren, denselben Alcalden zur Seite gestellt, und diese wo 
möglich aus derselben Stadt gewählt werden sollten. Wa- 
ren aufserdem noch andere Richter nöthig, so sollten sie 
auf Ersuchen des gröfsern Theiles des Stadtrathes von den 
Tutoren ernannt und dabei darauf Rücksicht genommen 
werden, dafs diese den Provinzen nicht fremd wären. 

Dafs die Statthalter und königlichen Richter Nieman- 
den könnten festnehmen oder tödten lassen, ohne dafs die- 
ser znvor von den Alcalden gerichtet wäre. 

Dann wurden noch verschiedene Vorschriften über die 
Handhabung der Policei und über die Verträge zwischen 
Christen und Juden gegeben. Hierbei wurden die Zinsen, 
welche die letztem nehmen durften, nach einer Verordnung 
von Alfons dem VSTeisen, auf 3 von 4 oder 33^ Procent 
ermäfsigt, während dieselben sich früher oft auf 100 vom 
Hundert belaufen hatten, wie solches nach dem Fuero de 
Cuenga feststeht. 

Den Christen wurde von ihren Schulden an die Juden 
^ erlassen. 
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Siebentes Capitel. 

lieber das gothische Kirchenrecht. Entstehung des neuen canonischen 
Rechts und seine EinfBhrung in der Halbinsel. 

Bis zum Uten Jahrhundert war die gothische Kirche 
nach der Lex Toletana, die auch nach dem Einfall der 
Araber stets aufrecht erhalten worden war, regiert worden. 
Doch wie in der damaligen Zeit durch die ungewöhnlicheD 
Begebenheiten im Civil-Recht die bedeutendsten Umände- 
rungen eingeführt wurden, so mufste dies nothwendiger 
Weise au<m mit dem Eirchenrecht der Fall sein und das 
toledanische Gesetz, das in Spanien den ultramontanen An- 
sichten widerstanden hatte, nachdem dieselben schon lange 
in dem benachbarten Frankreich zur völligen Herrschaft 
gelangt waren, mufste endlich auch dem römischen wei- 
chen. „In hoc tempore Lex Toletana oblitterata est, et 
Lex Romana recepta'^, heifst es in der historia Composte- 
lana vom Anfang des ]2ten Jahrhunderts. 

In einer Schilderung des damaligen Zustandes dw spa- 
nischen Kirche, die sich auch in jenem Werke findet, heUst 
es unter andern: 

„Die Bischöfe der Kirche von St. Jago waren ge- 
wohnt gewaffnet in den Krieg zu ziehen, und an den 
Schlachten gegen die Saracenen thätigen Antheil zu 
nehmen, wovon das Sprichwort el obispo de Santiago, 
baculo y ballesta herstammt, das unter den Bewoh- 
nern Galiciens sehr gewöhnlich ist. Darüber darf man 
sich aber durchaus nicht verwundem, denn in der da- 
maligen Zeit herrschte in ganz Spanien noch die ai- 
lergröfseste Unwissenheit. Kein einziger Bischof lei- 
stete unserer heiligen Mutterkirche von Rom den 
schuldigen Gehorsam und in Spanien galt nicht die 
lex Romana sondern die lex Toletana. Von der Zeit 
an aber, wo Alfons VI, glorreichen Andenkens, den 
Spaniern römische Sitten und Gesetze gab, zerüieilte 
sich einigermafsen der dicke Nebel der Unwissenheit 
und die heilige Kirche begann mächtig und gewaltig 
unter den Spaniern zu werden." 
Im weitern Verlauf des Buches wird berichtet, mit Avie 
geringer Ehrfurcht die päbstlichen Gesandten in Compo- 
stela empfangen wurden, und die Furcht und Besorgnifs 
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der Römer ffeschildert, dafs diese Kirche sich zum Haupt 
des ganzen Uecidents machen möchte. 

Wie war es aber möglich^ dafs die Spanier , die so 
eifrig an ihren alten kirchlichen Sitten und Gesetzen fest- 
hielten, nachher eine so gänzliche Aenderung in denselben 
und die vollständige Vernichtung der Unabhängigkeit ihrer 
Kirche zuliefsen? Die blofse Umänderung des gothischen 
Gottesdienstes, wo nicht die Rede davon war, offen die 
Rechte des Thrones sich anmafsen zu wollen, sondern nur 
von der Aenderung einzelner Ceremonien und kirchlichen 
Handlungen, hatte einen so heftigen Widerspruch gefun- 
den, dafs die ganze Festigkeit mehrerer bedeutender räbste 
dazu nöthig war, um sie endlich doch durchzusetzen. 

Und wie konnte der Jurisdiction und anderen wichti- 
gen Rechten der Civil-Gewalt gegenüber, die neue ultra- 
montane Rechtspflege eingeführt und verbreitet werden, die 
so vollständig von der alten spanischen verschieden war? 
Verschiedene Autoren haben diese Umgestaltung be- 
sonders den falschen Dekretalen zugeschrieben, indem sie 
glauben, dafs sie einzig und allein zu dem Zwecke erfun- 
den . worden seien , um die päbstlichen Rechte und die 
kirchliche Jurisdiction zu erweitem und zu befestigen, da 
sie die Hauptgrundlage des neuen ultramontanen Eirchen- 
rechts ausmachen. 

Masden ^ebt in seiner Historia critica de Espana noch 
andere Gründe für die Umänderung der spanischen Gesetz- 
gebung der Kirche an, die für die Geschichte des spani- 
schen Rechtes von der gröfsten Wichtigkeit sind. 

„Die Mayor-Domos des Hofes von Frankreich, sagt 
er, erhoben im 7ten Jahrhundert die Kirche, bei 
der Schwäche und Ohnmacht der Könige jener Zeit, 
zu einer solchen Macht, dafs jene nur noch dem Na- 
men nach Könige waren, in der That sie aber die 
ganze Regierungsgewalt in Händen hatten, und die- 
selbe gebrauchten wie es ihnen gut dünkte, und fiir 
sie und ihre Familie am vortheilhaftesten erschien. 
Nachdem sie fiir ihre Söhne das Erbfolgeredit erhal- 
ten hatten, strebten sie nach den königlichen Ehren 
und Titeln selbst, was ihnen allein noch zu ihrer Macht 
fehlte, um die rechtmäfsigen Fürsten ihres Thrones 
vollständig zu berauben und sich an ihre Stelle zu 
setzen. . . ." 
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„Um dies zu erreichen , nahmen sie ihre Zuflucht 
zur Religion, wie dies so oft geschehen ist. Sie ver- 
gröfserten die Macht und das Ansehen der Päbste, 
indem sie dieselben als Könige aller Reiche und als 
Herren aller Herren darstellten. Und als sie sahen, da(s 
diese Ansicht von dem französischen Volke, das da- 
mals das unwissendste des ganzen Occidents war, ge- 
theilt wurde, erreichten sie endUch, dafs Pabst Zacha- 
rias sie wieder mit der Wurde bekleidete, die sie 
ihm erst verliehen hatten, und im Jahre 752 im ]^a- 
men des heiligen Petrus allen Franken befahl, sie 
sollten ihrem Könige Childerich den Gehorsam ver- 
weigern, und an seiner Stelle den Mayor-Domo als 
ihren König anerkennen, welches damals gerade Pi- 
pin der Kurze, Sohn Karl Martels und Vater Karls 
des Grofsen, war." 

„Das System der päbstlichen Hierarchie, was auf 
diese Weise seinen ersten Urspnmg in Frankreich 
fand, und in Italien um dieselbe Zeit Geltung erlangte, 
schlug in beiden Nationen so tiefe Wurzeln, dafs die 
Annahme desselben, wenn nicht für einen Artikel des 
Glaubens, so doch iiir einen Beweis von Frömmigkeit 
galt, und der Zweifel daran als verwegen und schänd- 
lich, ja als Ketzerei betrachtet wurde." 
Die spanische Nation hielt sich frei von diesen Ansich- 
ten, bis sie durch Verbindungen ihrer Könige mit den 
französischen allmälig auch bei ihr Eingang fanden. Mas- 
den zeigt im weitem* Verlauf seines Werkes, wie allmälig 
die ultramontanen Grundsätze durch Catalonien, welches 
damals von der ganzen Halbinsel mit Italien und Frank- 
reich die meisten politischen und Handelsbeziehungen hatte, 
in Spanien eingedrungen sind. 

„In Aragon und Castilien, sagt er weiter, fand das 
gallische System viel später Eingang, da diese Kö- 
nigreiche nicht so früh in freundschaftliche Verbin- 
dungen mit Frankreich traten. Die Zeit seiner Ein- 
führung ist die der Heirath des Königs Sancho von 
Aragon mit Felicia, ßch wester des Grafen von Ronci, 
um das Jahr 1070, und der Ehen des Königs Al- 
fons VI. von Leon und Castilien mit Dona Inez von 
Aquitanien und Dona Constancia von Burgund, von 
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denen die erste im Jahre 1069 und die zweite 1080 
geschlossen wurde." 

,yMit diesen 3 Königinnen kamen eine Unzahl von 
Franzosen naeh Spanien, die sich der Re^erung, der 
Bischofsstellen und Klöster bemächtigten, und mit dem 
Ansehen, welches sie genossen, unter dem Mantel der 
Frömmigkeit und Religion, alle ihre. Sitten und Irr- 
thümer in unsre Halbinsel einführten." 

Zur gröfsem Begründung der Bemerkungen von Mas- 
den wird es genügen, einige unzweifelhafte Thatsachen 
aus der spanischen Kirchen-, Civil - und Literär - Geschichte 
anzuführen. 

Nach der Eroberung der Stadt Toledo wurde der erz- 
bischöfliche Stuhl, welches die höchste geistliche Würde 
dieser Monarchie war, dem Franzosen und Cluniacenser 
Mönche Bernhard verliehen, durch dessen Einflufs alle 
Stellen an den Hauptkirchen des Erzbisthums mit Bischö- 
fen und Geistlichen seiner Nation besetzt wurden. 

Die Würde des Grofskanzlers des Reiches wurde zu 
verschiedenen Malen in jener Zeit an Franzosen vergeben. 

Der Ade], der seinen Söhnen eine feinere Bildung ge- 
ben lassen wollte, schickte sie nach Paris. Dort hatte auch 
der Erzbischof von Toledo, Rodrigo Jimenez de Rada, 
seine Studien gemacht, der seiner Zeit für den gebildet- 
sten Spanier galt und der Vertraute Ferdinand des Hei- 
ligen war. 

Zur Errichtung der Universität Palencia im Jahre 1209 
liefs Alfons VUI. Lehrer aus Frankreich und Italien kom- 
men, und trotz dem schickte er nachher noch zwei seiner 
Söhne nach Paris und selbst nachdem die Universität Sa- 
lamanca gegründet war, bUeb es noch sehr gewöhnlich, 
nach Frankreich und Italien zu gehen, um dort seine Stu- 
dien zu machen. 

Wenn das neue canonische Recht auch manchen Nutzen 
hatte, wie z. B. dadurch der Kreis der kirchlichen Wis- 
senschaft durch das Studium desselben einigermaisen er- 
weitert wurde, und die Bestimmungen desselben in spä- 
terer Zeit oft dem Despotismus der Könige eine Schranke 
setzten, so waren die Nachtheile, die aus den ultramonta- 
nen Ansichten für Spanien insbesondere erwuchsen, doch 
weit bedeutender. Die Päbste glaubten sich von Gott be- 
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rufen und berechtigt, die Fürsten zu richten, ihre Vasallen 
nach Gutdünken von Eid und Pfiicht zu entbinden, und 
über ihre Kronen zu verfügen, und dies gab zu unend- 
lichen widerwärtigen Kämpfen zwischen der geistlichen und 
weltlichen Macht Veranlassung. 

Schon Gregor VIT. hatte auf alle mögliche Weise ver- 
sucht, die pyrenäische Halbinsel als Theile des Besitzes 
des heiligen Petrus mit den päbstlichen Staaten zu ver- 
einigen, und wenn dies auch der römischen Curie nicht 
f gelungen war, so suchte sie doch durch Verbreitung vod 
deen und Ansichten, die mit denen, die das Volk bisher 
über die Rechte der Fürsten gehabt hatte, im voUsteo 
Widerspruch standen, und durch Canones und apokry- 
phische Texte, auf indirectem Wege zu erreichen, was 
ihr auf directem mit offener Gewalt nicht gelungen war. 

Doch auch dies war nicht so ganz leicht, und das neue 
canonische Recht hatte manchen heftigen Widerstand zu 
besiegen, bevor es in Spanien Eingang und vollständige 
Geltung erlangte. Die Anhänglichkeit der Spanier an ihre 
alten gothischen Sitten und Gebräuche war so grofs, daCs, 
bevor Alfons VI. in Castilien den römischen Gottesdienst 
oder wie der Erzbischof Rodrigo ihn nannte, den galli- 
schen, einßihren konnte, erst 2 Ritter einen Zweikampf 
halten mufsten, von denen der eine diesen und der andere 
den muzarabischen oder altspanischen vertheidigte. Es 
siegte der Vertheidiger des altspanischen, was nach dem 
damaligen Glauben des Volkes ein deutlicher Beweis war, 
dafs Gott selbst sich für denselben erklärte und ihm den 
Vorzug vor dem gallischen gab. Aber trotz dieser un- 
zweifelhaften Kundgebung des göttlichen Willens liefs Al- 
fons noch neue Proben anstellen, die darin bestanden, dafs 
2 Mefsbücher von den verschiedenen Kirchen in das Feuer 
geworfen wurden, und dasjenige, welches unversehrt aus 
den Flammen hervorgehen würde, sollte für seine Kirche 
den Sieg davon tragen. Das spanische blieb unverletzt, 
während das römische verbrannte. Doch Alfons wollte 
nun einmal dem römischen Gesetz den Sieg über das alte 
spanische verschaffen, und so gab er trotz beider Gottes- 
gerichte, die gegen ihn sprachen, den Befehl zur Einföh- 
rung desselben. Aber ein solcher Befehl war leichter ge- 
geben, als durchgeführt und noch lange Zeit verging ehe 
die Spanier ihre alten Sitten und Gebräuche, die durch 
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ihre lange Dauer in vollständige Rechte verwandelt wor- 
den waren y aufgaben und sich den Bestimmungen Roms 
fugten. 

Eins jener alten Rechte war das gewesen, Bischöfe zu 
wählen und zu weihen , ohne nach Korn zu ihrer Bestati- 
g'ung recurriren zu müssen, selbst wenn der vorige Bischof 
noch am Leben, aber aus irgend einem Grunde seines 
Amtes entsetzt worden war. 

Von diesem Rechte machte selbst noch Alfons VT. der 
eigentliche Urheber der Aufhebung des toledanischen Gesetzes 
Gebrauch. Als nämlich Diego Pelaez, Bischof von Compostela, 
in den Verdacht kam, dafs er die Absicht habe aas Kö- 
nigreich Galicien den Engländern zu übergeben, liefs er 
ihn gefangen nehmen und 3 Jahre lang im Gefangnifs sit- 
zen, nahm ihm die Mitra und gab sein Bisthum dem Clu- 
niacenser Mönch Dalmacio. 

Als seine Tochter und Erbin Dona Uraca verwittwet 
war, heirathete sie Alfons, König von Aragon. Dem wi- 
dersetzte sich der Pabst und drohte letzterem mit den 
Kirchenbann, wenn er sich nicht wieder von seinem Weibe 
trennen würde. Dieser aber kümmerte sich wenig darum, 
ob seine Ehe (ur gesetzlich galt oder nicht, verbannte den 
Erzbischof von Toledo, den Gesandten des Pabstes, ent- 
setzte die Bischöfe von Burgos und Leon und einige an- 
dere Geistliche, die die Bulle des Pabstes vertheidigt hat- 
ten, und blieb mit Dona Uraca verbunden, bis er sie nach- 
her ihres schändlichen Lebenswandels wegen freiwillig 
verstiefs. 

Als er sich später wieder mit ihr vereinigen wollte, 
war der Einspruch des Erzbischofs Gelmirez von Toledo 
ebenso erfolglos als die Bannbulle des Pabstes Paschalis II. 

Denn auch der Kirchenbann hatte damals noch nicht 
die Bedeutung, die er später gewonnen, und war vollstän- 
dig machtlos und blieb ohne alle Folgen, so lange die 
Civil-Gewalt nicht der kirchlichen Jurisdiction durch welt- 
liche Strafen zu* Hülfe kam. 

Dies geschah zuerst aufs allerentschiedenste unter 
Peter II. von Aragon Nachdem dieser durch den Pabst 
Innocenz III. selbst gekrönt worden war, legte er einen 
Eid ab, dafs er und seine Nachfolger stets treu und ge- 
horsam der heiligen römischen Kirche sein, die ketzerische 
Verworfenheit verfolgen, und Alles thun würden, um das 
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Ansehen der Päbste zu erhöhen, die Freiheiten der Kirche 
aufrecht zu erhalten, und ihre Rechte und Privilegien im- 
mer mehr zu erweitem. So trat er auch die Patronate 
sämmtlicher Kirchen, die er bisher besessen hatte, an den 
heiligen Stuhl ab, und verpflichtete sich aufserdem fiir die 
Ehre, die ihm widerfahren war, vom Pabste selbst ge- 
krönt zu sein, demselben jährlich eine Summe von 250 
mazmodines zu bezahlen. Dafür versprach der Pabst die 
Devisen und Farben Aragons in die Fahne der Kirche 
mit aufzunehmen, und gestattete den Königen, sich in Zu- 
kunft in Zaragoza vom Erzbischof von Tarragona krönen 
zu lassen, nachdem sie vorher die Erlaubnis dazu vom 
heiligen Stuhl eingeholt und gelobt hätten, sich allen An- 
ordnungen des Pabstes getreu unterwerfen zu wollen^ die 
dieser im Namen des heiligen Petrus treffen würde. 

Derselbe König gab auf Verlangen der Bischöfe ein 
Gesetz gegen die Excommunicirten , welches befahl, dafs 
diejenigen, welche binnen 4 Monaten nicht die Absolution 
nachgesucht hätten, 100 Ducaten Strafe zahlen sollten^ von 
denen die eine Hälfte dem Fiskus, die andere dem Bischof 
zufiel. Diese Strafe sollte im Verhältnifs zur Zeit bis zum 
Verlauf eines Jahres zunehmen. Wenn am Ende dieses 
die Excommunicirten noch keine Absolution empfangen 
hätten, sollten ihnen alle ihre Güter genommen werden, 
sie für infam gelten, vor Gericht kein uehör erhalten und 
nicht kaufen und erwerben können. Wer einen GeistU- 
chen mishandelt hatte, sollte diesem nämlichen Gesetze zu 
Folge, bis er von der Geistlichkeit Absolution erhalten 
hatte, aufserhalb des Gesetzes stehen. 

Durch dieses Gesetz war die Macht der GeistUchkeit 
begründet, und Niemand konnte nunmehr der bischöfli- 
chen und päbstlichen Gewalt widerstehen, bis in späteren 
Zeiten die Appellationen an die Civil - Gerichte , und die 
Zurückhaltung der Bullen (recursos de fuerza y retencion 
de bulas) eingeführt wurden, um den immer weiter um 
sich greifenden Mifsbräuchen der Geistlichlceit eine Grenze 
zu setzen und ihren immer gröfser werdenden Anmafsun- 
gen zu steuern. 
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Achtes Gapitel. 

Aendemngen, die in der Regierang des Landes durch Ferdinand den Hei- 
ligen eingeführt wurden. Erneuerung des Gesetzes gegen die kirchliche 
Amortisation yon Grundstücken. Errichtung der Statthalterschaften. 

Ferdinand der Heilige traf verschiedene Aenderungen 
in der Regierung seines Reiches, die hier nicht ganz iiber* 
gangen werden können. Er hob zuerst die Grafen oder 
militairischen Gouverneure, die bisher ihr Amt auf Lebens- 
zeit verwaltet hatten, auf, und setzte an ihre Stelle Statt- 
halter oder Alcalden, (adelantados ö alcaldes) und Richter 
auf ein Jahr, die von dem Volke gewählt wurden, und die 
nicht von Adel zu sein brauchten und nur so viel Ver- 
mögen besitzen mufsten, dafs sie ein Rofs und Waffen 
halten konnten und keine unehrenhafte Geschäfte trieben. 

So errichtete er die Municipal-Regierung von Madrid, 
und mit geringen unterschieden auch die von Cordoba, 
Carmona, Sevilla und andern gröfsern Städten. 

Aufser diesem wichtigen Hechte der Wahl der Rich- 
ter, das er dem Volke zugestand, trat er dem Stadtrath 
der gröfsern Städte noch verschiedene Renten von Län- 
dereien und Dörfern ab, die unter ihrer Jurisdiction stan- 
den. Auf diese Weise gelangten die Communen und die 
einzelnen Bürger zu einem solchen Reichthum, und die 
Städte zu so bedeutender Macht, dafs es ihnen möglich 
würde zahlreiche Truppen zu halten und bei den öffent- 
lichen Festen so wie in ihren Häusern durch Pracht und 
Glanz auf alle Weise mit dem Adel zu wetteifern. 

Hierzu trug noch aufser den angeführten Gründen ganz 
besonders die Erneuerung des Verbots der üebertragung 
weltlicher Lehen an geistliche Orden bei. 

Sdbon zur Zeit Alfons VIII. hatte der Rath von To- 
ledo dem Könige den Nachtheil vorgestellt, der aus der 
unbegrenzten Anhäufting von liegenden Gründen in den 
Händen der Kirchen und Klöster für das allgemeine Wohl 
erwuchs, und den Erwerb derselben ganz verboten und 
ihn nur als Ausnahme fär die Cathedrale und einige an- 
dere Kirchen gestattet. 

Dieses Verbot wurde auf den Cortes von Benavente 
vom Jahre 1202 wiederholt, und allgemein gemacht^ so 
wie in manchen andern Gesetzen, sowohl von Castilien 
als von Aragon. Ferdinand der Heilige erneuerte es 
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trotz seiner grofiseo Frömmigkeit und Ergebenheit an die 
Geistlichkeit auch wieder in verschiedenen Gesetzen, da 
er es als Hauptgrundlage fbr den Wohlstand der Städte 
betrachtete, indem nichts die Industrie und den Reichthum 
eines Volkes mehr begünstigte, als die freie ungehinderte 
Circulation des EigenUmms^ während im G^entheil die 
allzugrolse Anhäufung desselben in todte Hände vom al- 
le^öfsten Nachtheil iur dasselbe wäre. 

Eine andere höchst wichtige Neuerung Ferdinands war 
die Ernennung von Ridbtem (merinos) und Statthaltern (ade- 
lantados) för die Provinzen, die, obgleich dem Namen nach 
unterschieden, in ihren Verpflichtungen und in ihrem Wir- 
kungskreise fast ganz zusammen treffen. Es fehlte der 
Feudal - Regierung in den Ghra&chaften und Provinzen an 
einem Central -Punkt der Gewalt oder einem permanenten 
höchsten Gerichtshofe, wo die Appellationen von den un- 
teren Instanzen entschieden und der WiUkufar und dem 
Despotismus der unteren Richter eine Grenze gesetzt 
würde. Deshalb hielt es der König für gut, für gröüsere 
Theile des Landes Statthalter einzusetzen, die die meiste 
Aehnlichkeit mit den frühem römischen Statthaltern der 
Provinzen hatten, wie dies das Gesetz der 2ten Partida 
selbst sagt. 

„Adelantado, heifst es, will so viel sagen als qme 
metido adelante en alguno fecho senalado por man- 
dado del rey, ein Mann der auf Befehl des Königs 
in einem bestimmten Bezirk der Leitung der Geschäfte 
vorgesetzt ist. Deshalb hieis auch der, welcher zur 
Zeit der Römer über die Provinzen gesetzt war, prae- 
ses provinciae." 

„Sein Amt ist sehr ausgedehnt, da er auf Befehl des 
Königs über alle Richter steht, höhere und niedere, 
und auch über die der Marken und Kreise, wie über 
die der Städte. Und dieses Amt soll sich über alle 
Länder seiner Provinz erstrecken, um die Uebelthäter 
zu richten und zu bestrafen, an den Orten wo der 
König nicht in Person erscheinen kann. Und er soll 
alle Sorgfalt auf die Bewachung des Landes verwen- 
den, dafs in demselben kein Aufruhr und keine Em- 
pörung ausbricht, die dem Könige und dem Reiche 
Schaden bringen könnten/' 

^Er kann die Appellationen anhören, die gegen die 
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Urtheile der Alcalden der Städte erhoben werden, 
wenn die Venirtheilten dauben, dals ihnen Unrecht 
geschehen sei y die der König selbst anhören würde, 
wenn er zugegen wäre." 

,,Und um dergleichen Appellationen gut und rieh- 
tig entscheiden zu können, soll er stets einige Rechts - 
gelehrte bei sich haben, die ihn mit ihrem Urtheil 
unterstutzen und bei denen er sich in zweifelhaften 
Fällen Raths erholen kann. Diese soll auch der Kö- 
nig ernennen, da es solche sein sollen, wie die, welche 
•an seinem Hofe zu Gericht sitzen." 

„Aufserdem soll er einen Schreiber bei sich ha- 
ben, wie ihn der König selbst hat." 

„Obgleich aber der Statthalter alle diese Macht hat, 
soll er doch, wenn sich jemand fiber seine Entscheid 
düng beklagt, diesem die Appellation an den König 
gestatten, und alle Verhandlungen mit seinem Siegel 
versehen an den König einreichen." 

„Die FäUe von Verrath und Treubruch gehören 
aber nicht seiner Jurisdiction zu, sondern werden allein 
der Entscheidung des Königs selbst vorbehalten." 
Oft wurden aber den Statthaltern noch weit ausgedehn- 
tere Befugnisse eingeräumt, als dies durch das eben an- 
geführte Gesetz geschieht, so . die Ernennung von Stellver- 
tretern (tenientes), Einsetzung von Gerichtshöfen und an- 
dern Obrigkeiten in den kleinem Städten ihrer Provinzen, 
oder Commissionen zur summarischen Entscheidung der 
Processe, ohne eine weitläufige Untersuchung vorhergehen 
zu lassen. 

Um besser und mit • mehr Sicherheit regieren zu kön- 
nen und nur solche Mafsregeln zu ergreifen, die den Be- 
dürfnissen seines Landes wirkUch am besten entsprächen, 
berief Ferdband 12 Männer, die in seinem Reiche für die 
klügsten und besten galten, zu sich an seinen Hof, um 
sich von ihnen bei verschiedenen Regierungsangelegenhei- 
ten, des geistlichen sowohl wie des weltlichen Regiments, 
Rath und Unterstützung zu holen. 

Dies hat vielfach zu dem Irrthum Veranlassung gege- 
ben, dafs Ferdinand der Heilige der Gründer des nachmali- 
!en königlichen Rathes gewesen sei. Aus verschiedenen 
'hatsachen geht aber deutlich hervor, dafs weder unter 
seiner Regierung noch in der nächsten Zeit nachher der- 
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gelbe eingesetzt worden ist, sondern erst unter Heinrich IL 
von Castilien durch die Cortes von Tore im Jahre 1371, 
wo er zugleich Gerichtshof höchster Instanz wurde, der bis 
zur Einsetzung des Obertribunals von Ciudad Real, welches 
nach Vertreibung der Mauren nach Granada verlegt wurde, 
der einzigste in allen Reichen Castiliens war. 

In der Ausfiihrung seiner grofsen Pläne zu einer all- 
gemeinen V^erbesserung der Gesetzgebung, worauf er wäh- 
rend seiner ganzen Regierung seine Hauptsorge wandte, 
begegnete er aber so unübersteiglichen Hindemissen, dafs 
dieselbe unter veränderten Zeitumständen erst seinem Sohne 
Alfons möglich wurde. Denn damals erlaubte die grenzen- 
loseste Unwissenheit nicht die Durchschauung der Nach- 
theile der Feudal-Regierung und der Miisbräuche der kirch- 
lichen Gewalt, und INiemand wollte die Nothwendigkeit einer 
allgemeinen und fibereinstimmenden Gesetzgebung erken- 
nen. Jeder Stand und jede Gemeinde hatte ihre beson- 
dere Vorrechte und Privile^en, und hielt sie fär die besten 
und für die welche iur ihren Ort und ihre Verhältnisse die 
geeignetsten wären. Und sie vom Gegentheil zu überzeu- 
gen war ganz unmöglich, da Wissensdiaft und Kenntnisse 
noch nicht so verbreitet waren^ dafs sie den Vortheil des 
Ganzen hätten übersehen können, und es krine Gewalt im 
Lande gab, die mächtig genug gewesen wäre, um sie zur 
Annahme vernünftigerer und gerechterer Gesetze zu zwiur 
gen, denn gerade die Militair-Gewalt gehörte zu denen, die 
am meisten bei der Fortdauer der alten Mifsbräuche und 
des gesetzlosen Zustandes interessirt war. Der geringste 
Schritt zur Verwirklichung derartiger Absichten brachte die 
Granden zur Empörung und vereinigte die bewaffnete Macht 
ffegen den Fürsten, die zu seinem und des Staates Schutze 
besoldet wurde. 

So mufste Ferdinand seine weisen Pläne aufgeben und 
sich damit begnügen , sie seinem Sohne zu übermachen, 
um sie unter günstigeren Umständen zu verwirklichen. 



Drittes Buch. 

Ton der Einführung des rSmischen B«chts in Spanien bis 
znr Vereinigung der beiden Königreiche Aragon 

und Castilien. 



Erstes Capitel. 

Wiederherstellung des römischen Rechts im Abendlande und Einfuhrung 
desselben in Spanien. Gründung der Universität Salamanca. 



F 



ast zu gleicher Zeit, wie das neue canonische Recht, 
fing auch das Studium des römischen an, sich in Italien 
und Frankreich immer mehr zu heben, und in allgemei- 
nere Aufnahme zu kommen. Die bedeutendsten und tüch- 
tigsten Rechtsgelehrten schenkten ihm ihre ganze Aufmerk- 
samkeit, machten zur Erläuterung und besseren Ver- 
ständnifs desselben Ausziige und Compendien, und versahen 
die Stellen, welche dunkel und zweifelhaft waren, mit ihren 
Conjecturen und Glossen. Die Fürsten, die bald einsahen, 
wie sehr das römische Recht ihrem Interesse gemäfs war, 
da sich häufige Stellen und Gesetze in demselben finden, 
die der Alleinherrschaft und dem fürstlichen Ansehen auf 
das allerentschiedenste das Wort reden, begünstigten die 
V^erbreitung desselben in ihren Reichen auf alle Weise, 
errichteten auf den Universitäten besondere Lehrstühle für 
dasselbe, und nahmen gern nach diesem Rechte gebildete 
Juristen in ihre Dienste, gewährten ihnen besondere Aus- 
zeichnungen, und beförderten sie zu den höchsten Staats- 
äintem. 

Die ersten Schulen des römischen Rechts wurden um 
die Mitte des 12ten Jahrhunderts in Italien errichtet, und 
es dauerte nicht lange, so verbreitete sich der Ruhm der 
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Universität zu Bologna und ihrer grofsen Lehrer auch bis 
nach Spanien, und von jetzt an wandten sich die jungen 
Spanier y die sich dem Rechtsstudium widmeten, alle nach 
Italien. 

Dort lernten sie ein Rechtssystem kennen, das an Reich- 
haltigkeit, Scharfsinn und Zusammenhang alle ihre bishe- 
rigen alten Rechte, ihr Fuero Juzgo und Fuero viejo de 
Castilla, so wie die verschiedenen der einzelnen Städte 
bei weitem übertraf. Sehr natürlich war es daher, dafs 
sie, bei ihrer Rückkehr in ihr Vaterland und Anstelluog 
in öffentlichen Aemtern, das ihnen bekannt gewordene rö- 
mische Recht, dessen unendliche Vorzüge vor ihrem ein- 
heimischen ihnen nicht verborgen geblieben sein konnten, 
auch an den spanischen Gerichtshöfen zur Anwendung zu 
bringen und geltend zu machen suchten, und dies wurde 
ihnen sehr erleichtert durch das canonische Recht, was 
kurze Zeit vorher eingeführt schon allmälig anfing tiefere 
Wurzeln in Spanien zu fassen. Dazu kam noch, dafs AI- 
fons X. im Jahre 1254 die Universität Salamanca gründete 
und nach dem Muster der italienischen einrichtete. — Aus 
dem Reglement, welches der König für die neue Univer- 
sität gab, läfst sich das grofse Uebergewicht erkennen, 
welches schon damals das römische und canonische Recht 
erlangt hatte, denn während für ersteres ein besonderer 
Lehrstuhl und für letzteres deren drei errichtet wurden, 
waren ftir das National -Recht, die Theologie und Mathe- 
matik gar keine Lehrer angestellt. So konnte es nicht 
fehlen, dafs bald die alten spanischen Rechte und natio- 
nalen Sitten und Gebräuche immer mehr in Vergessenheit 
geriethen, und jene neuen Rechte und italienischen Grund- 
sätze und ultramontanen Ansichten je länger je mehr von 
den Lehrstühlen aus Eingang in die Gerichte der Civil- 
Gewalt sowohl, als auch in die der Geistlichkeit finden 
mufsten. 



Zweites Capitel. 

Bemühimgen Alfons X. die Gesetzgebnng za yerbessem und Gleichheit 
nnd Uebereinstimmmig in dieselbe zu bringen. Zweck, den der König bei 
der Abfassang des Fuero Real gehabt hat, und Auszug aus diesem Codex. 

Sobald Alfons seine Regierung angetreten hatte, nahm 
er das grofse Werk einer allgemeinen Umänderung und 
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Verbesserung der Gesetzgebung , welches sein Vater be- 
reits begonnen hatte, mit neuem Eifer wieder auf, und 
fiihrte es weiter fort. 

Ferdinand hatte wohl eingesehen, dafs ohne gleiche 
und fibereinstimmende Gesetze eine Nation nie fest unter 
einander verbunden sein kann, um so als ein grofses Gan- 
zes mit Erfolg einem aufsern Feinde Widerstand zu lei- 
sten, und im Innern des Landes den Frieden und die Si- 
cherheit aufrecht zu erhalten , worin doch vor Allem die 
öffentliche Wohlfahrt begründet ist. — Seine weitreichen- 
den Pläne hatten sich aber damals darauf beschränken 
müssen, das Fuero Juzgo, das im Laufe der Zeit sehr in 
Vergessenheit gerathen war, wieder zum allgemeinen Gct 
setzbuche für alle Provinzen des Reiches zu erheben, in- 
dem er hoffte, dafs, da dieses nicht neu, und doch weit 
vollständiger als alle Partikular-Rechte war, es weniger Wi- 
derspruch finden, und eine allmälige gänzliche Umgestaltung 
der Gesetzgebung wenigstens vorbereiten würde. 

Alfons Ä. sah bald ein, dafs dieses zu alt und bei den 
völlig veränderten Zeitverhältnissen keineswegs für die Ju- 
stiz-Verwaltung ausreichend war. Er liefs daher einen 
neuen Codex ausarbeiten, der diesen Mängeln abhelfen und 
fiir die ganze Monarchie zum Grundgesetz erhoben wer- 
den sollte. Dieser Codex, der noch jetzt unter dem Ti- 
tel „Fuero Real" bekannt ist, wurde gegen das Ende des 
Jahres 1254 oder im Anfang des folgenden beendigt, und 
anfangs nur den Städten Aguilar de Campo, Burgos und 
Valladolid und einigen andern als Particular- Recht gege- 
ben, mit der Absicht, dafs er sich von da allmälig über 
die ganze Monarchie ausbreiten und auf diese Weise doch 
den Widersprüchen entgehen sollte, die er sonst erfahren 
haben würde, wenn er mit einem Male als allgemeines 
Gesetzbuch für alle Theile des castillanischen Reiches ver- 
öffentlicht worden wäre. 

Das ganze Fuero Real ist in 4 Bücher eingetheilt. 

Es beginnt mit dem Glaubensbekenntnifs der katholi- 
schen Kirche und der Auseinandersetzung der wichtigsten 
Artikel desselben, denen alsdann sogleich einige Gesetze 
über die Person des Königs und über die Strafen gegen 
Verräther angereiht werden. 

Das erste Buch handelt von den Gütern der Kirche 
und besonders vom Zehnten, der zum öffentlichen Gotte»- 

6* 
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dienst y und Unterhalt der Geistlichen , fiir die Armen und 
auch zur Unterstützung des Staates in besondem Nothial- 
len verwendet werden sollte, und geht dann zu verschie- 
denen andern Bestimmungen über. Im Tit. VH. werden 
die Eigenschaften auseinandergesetzt , die die Gesetze ha- 
ben mufsten, und vor Gericht jeder Gebrauch von andern 
Gesetzen als der dieses neuen Codex, bei Strafe von 500 
Sueldos für den König, untersagt. 

Alle Alcalden und Richter mufsten die Befolgung die- 
ser Gesetze, und dafs sie. nach keinen andern urtheilen 
wollten, beschwören. 

Aufser den Schiedsrichtern, die von den Parteien selbst 
gewählt wurden, mufste jeder Richter von dem Könige 
ernannt werden. 

Bis zu dieser Regierung hatte es noch keine öffent- 
liche Gerichtsschreiber gegeben; die Urkunden und ge- 
richtlichen Instrumente wurden gewöhnlich von den Geist- 
lichen in Gegenwart mehrerer Zeugen ausgefertigt, deren 
Anzahl jedoch nicht genau bestimmt war, deshalb wur- 
den in diesem Gesetze neue darauf gerichtete Bestimmungen 
getroffen. 

In Bezug auf die Advokaten (voceros oder abogados) 
bestimmt dies Buch unter andern, dafs ein Geistlicher nur 
in seiner eignen Sache oder in der der Kirche vor Gericht 
als Advokat auftreten könnte. 

Der 9te Titel handelt von der Geltung der Rechts- 
handlungen (pleitos). 

Das Wort pleito bezeichnete in der damaligen Zeit 
nicht blofs „Procefs", den man jetzt nur darunter versteht, 
sondern seine Bedeutung erstreckte sich auch auf V^ertrag 
und überhaupt jedwede Rechtshandlung. 

Im 2ten Buche wurde eine neue Gerichtsordnung 
aufgestellt und weitläufig von den Richtern, ihrer Macht 
und ihren Befugnissen, den Strafen gegen die ungerechten 
und die ihr Amt nicht den Gesetzen gemäfs verwalteten, 
von den Vorladungen vor Gericht, von den Terminen, Ge- 
ständnissen des Angeklagten, Zeugen, Urkunden und an- 
dern Beweismitteln gehandelt. 

Im Uten Titel wird die Verjährung für Bewohner des- 
selben Ortes auf 1 Jahr und einen Tag bestimmt; unter 
Abwesenden war zur Verjährung der ungestörte Besitz einer 
Sache während einer Dauer von 30 Jahren nothwendig, 
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jedoch konnten hier gewisse Beschränkungen und Ausnah- 
men stattfinden. 

Nach Schlufs der Beweisaufeahme sollte das Urtheil 
gefällt y und in Gegenwart der Parteien von ihren An- 
wälten unterzeichnet werden, worauf der, welcher den 
Procefs verloren hatte, in die Kosten desselben verurtheilt 
wurde. 

Von allen Processen fand Appellation an eine höhere 
Instanz statt, aufser bei den Sachen, wo es sich um weni- 
ger als 10 Maravedis handelte, und in einigen Fällen, die 
im Gesetz genau angegeben werden. 

Das 3te Buch enthält die Bestimnmngen über die Ehe. 

Alle mufsten sich vor Gericht stellen und ihre Ehe 
öffentlich einsegnen lassen. Keine Jungfrau unter 30 Jah- 
ren konnte sich ohne Einwilligung ihrer Eltern verheira- 
then, und auch wenn ihr Mann von gleichem Range war, 
traf sie för Ueberschreitung dieses Gebotes die Strafe der 
Enterbung. — Wie nach dem Fuero Juzgo mufste die 
Wittwe vor ihrer Wiederverheirathung ein Trauerjahr vor- 
übergehen lassen, und verlor im Uebertretungsfalle alle ihre 
Güter. 

Es werden Bestimmungen über die Erbschaften und 
über die Testamente ertheilt, die in diesem Codex stets 
mandas (Vermächtnisse) genannt werden. 

Allen Söhnen, verheiratheten,wie unverheiratheten, wurde 
die Verpflichtung auferlegt, ihre armen Väter zu unterhal* 
ten und im Alter zu unterstützen. 

In demselben Buche ist auch noch vom Kauf und 
Verkauf und vom Tausch und von Schenkungen 
die Rede. 

Das 4te Buch enthält endlich die Criminal- Ge- 
setzgebung. — 

Obgleich die Ketzer nicht geduldet werden sollten, ge- 
schah dies doch mit einigen Einschränkungen mit den Mau- 
ren und Juden. 

Vom 3ten Titel dieses Buches an ist von den 
Beschimpfungen durch Wort und That, und von den 
Schädigungen des Besitzes und der Personen 

die Rede. 

Das 8te Gesetz im lOten Titel verbietet den Vätern 
ihre Töchter mit Gewalt zu verheirathen , was bis dahin 
sehr gewöhnUch gewesen war. 
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Der 12te Titel handelt von Fälschungen von Urkun- 
den, Geld und andern Gegenständen; der 13te enthält 
die Strafen gegen die Räuber und der 18te Bestimmun- 
gen über den Mord. 

Im 19ten Titel finden sich die Gesetze über den Mi- 
litairdiensty wonach alle Granden und Ritter und Ade- 
lige, welche vom Staate Gehalt und Ländereien hatten, im 
Falle eines Krieges, bei Strafe jene Renten und alle ihre 
Güter zu verUeren, sich an dem Orte zum Dienste stellen 
mufsten, den man ihnen anweisen würde. 

Der 20ste Titel enthält Bestimmungen über die An- 
klagen und gerichtliche Nachforschungen und der 
21ste über die Herausforderungen zum Zweikampf, dann 
folgen noch andere über die Adoptiv-Söhne, über die 
Pilger und über die Schiffe. 

Diese kurze Angabe der Materien, die im Fuero Real 
behandelt werden, und über welche sich in demselben Be- 
stimmungen und Gesetze finden, beweist hinreichend die 
UnVollständigkeit jenes Gesetzbuches und^ die Utiordnung 
und den gänzlichen Mangel an Methode in der Zusammen- 
stellung der einzelnen Gesetze. 

Der castillanische Adel widersetzte sich der Einfuhrung 
desselben auf das allerentschiedenste, und verlangte die 
Beobachtung und Aufrechterhaltung seiner alten Rechte 
und Privilegien und es gelang ihm, dafs es endlich nach 
17 Jahren gesetzUch wieder aufgehoben wurde; in den 
Provinzen Leon und Galicien behielt es jedoch noch liir län- 
gere Zeit Geltung. 



Drittes Capitel. 

Von dem Septenario nnddem Espejo de todos los derechos. Wahl 
Alfons X. zum deutschen Kaiser. Die Ausarbeitung der Partidas. 

Um dieselbe Zeit als Alfons durch das Fuero Real 
Uebereinstimmung in die Gesetzgebung und Einheit in die 
Justiz- Verwaltung zu bringen suchte, schrieb er selbst nach 
der Angabe seines Vaters ein Werk, Septenario, in 
welchem er die Verpflichtungen und Rechte aller Stande 
auseinandersetzte, und das besonders dazu dienen sollte, 
sie über ihre wahren Interessen aufzuklären, indem er 
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hoffte, dafs, wenn dies geschehen sein würde , sie seine 
Reformen, die er noch in der Gesetzgebung beabsichtigte, 
leichter und williger und wie er selbst sagt, como con- 
sejo de buen amigo, als Rath eines guten Freundes auf- 
nehmen würden. 

So viel scheint als bestimmt angenommen werden zu 
können^ wie auch dafs das Buch schon von Ferdinand dem 
Heiligen begonnen, und die Fortsetzung desselben seinem 
Sohne aufgetragen wurde, denn die ürtheile, die von meb* 
reren Schriftstellern über dasselbe geiallt werden, sind 
gänzlich verschieden von einander und oft vollständig wi- 
dersprechend. 

Nach diesem Werke schrieb er ein zweites unter dem 
Titel „Espejo de todos los derechos, Spiegel aller 
Rechte,'^ über das man nur sehr unvollkommne Nachrich- 
ten / hatte, da nur ein einziges altes Exemplar in der Bi- 
bliothek der Herzoge von Infantado existirt, bis vor eini-: 
gen Jahren Marina Mittheilungen über dasselbe machte. 

Es war, wie es scheint, gleich dem Septenario in sie- 
ben Bücher eingetheilt, obgleich jenes Exemplar nur 5 
enthält, ^denn es finden sich verschiedene Citate aus dem 
6ten und 7ten Buche. Es steht fest, dafs es nach Bera- 
thungen und in Uebereinstimmung mit den Bischöfen und 
Granden und mehreren Rechtsgelehrten abgefafst, und dafs 
die besten und passendsten Provincial- und Municipal- 
Rechte darin aufgenommen und aus ihnen ein Ganzes ge- 
bildet wurde, das als allgemeines Gesetzbuch gelten sollte. 
„Wir geben dieses Buch, heifst es in demselben, einer 
jeden Stadt, geschlossen mit unserem eignen Bleisie- 
gel;, das Original behalten wir in unseriär allaste, und 
wenn künftighin über das Verständnifs der Gesetze 
Zweifel entstehen, so soll man sich an uns wenden, 
damit dieselben an unserm Hofe nach diesem Buche 
gelöst und aufgeklärt werden." 
Obgleich es nicht feststeht, in welchem Jahre es ge- 
schrieben wurde, so führt Marina doch verschiedene Gründe 
an, aus denen hervorgeht, dafs es wenig vor oder ganz zu 
gleicher Zeit wie das Fuero Real ausgearbeitet wurde. — 
Bevor man aber nicht gründlichere Autschlüsse erhält, wird 
die Zeit und namentlich der Zweck der Veröffentlichung 
dieses Cod^x immer dunkel bleiben. Denn wenn das Fuero 
Real, wie es in demselben heifst, abgefafst wurde, „um 
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^cBe Gebrauchey welche cime Recht waren, zu ändern, und 
^ydamit nach demselben allgemein alle gerichtet worden, 
,,ond dafs es (&r alle Zeiten Geltung behalten und Niemand 
,,sidi erkfihnen stalte, dawider zu bandeln,^ weshalb wurde 
denn und zu welchem Zwecke zur selben Zeit nodi der 
Espejo de todos los derechos geschrieben und als allge- 
meines Gesetzbuch veröffentlicht und denen Strafen ange- 
droht, die die Gesetze und Bestimmungen desselben ver- 
letzen wiirden. 

Während Alfons mit der Abfassung eines neuen und 
umfassenderen Gesetzbuches, als alle firfihem gewesen wa- 
ren, beschäftigt war, wurde er zum deutschen Kaiser ge- 
wählt Diese neue Würde war ein Beweggrund mebr, 
sein begonnenes Werk, das eine Art neuer PasHdecten wer- 
den sollte, weiter zu fuhren, und ist nicht ohne Einflufs 
auf dasselbe geblieben. Denn der Pabst, der damals be- 
deutenden Einflufs auf die Wahlen der deutschen Kaiser 
hatte, war der Wahl Alfons X. anfangs entgegen gewesen. 
Sehr wahrscheinlich ist es daher, dafs der König, um £e 
römische Curie seinen Absichten gunstig zu stimmen, die 
ganze ultramontane Jurisprudenz in seinen neuen Codex 
mit aufnahm, die von der alten spanischen völlig verschie- 
den war. 

Dieses grofse Werk, welches nachmals den Namen 
„Partidas^ erhielt, wurde im Jahre 1256 begonnen, dem- 
selben Jahre, in welchem die Stadt Pisa, damals durch 
seinen ausgedehnten Handel von grofser Bedeutung, seinen 
Gesandten Bandino de Lanza an Alfons absandte, um ihn 
als Kaiser und König der Römer anzuerkennen, und ihm 
Treue und Gehorsam zu geloben — und 7 oder 9 Jahre 
später im Jahre 1263 oder 65 voUendet. 



Viertes Capitel. 

Urtheü über die Partidafi. Umwälzmig, die Bie in der spanisdken Gesetz- 
gebung herYorbrachten, nnbegränzte Aasdehnnng der päbsüichen Autorität 
und übermäfsige Erweiterung der kirchlichen Jurisdiction. 

Wenn man die Partidas nur als literarisches Werk zu 
betrachten hätte, so würde man aus jener Epoche kaum 
ein anderes von gleichem Verdienste finden, obgleich man 
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auch dauB immer bedeutende Mängel auffinden wurde. Die 
Gründe y weshalb man es gerade in 7 Bücher eingetheilt, 
und die Betrachtungen über die Bedeutung dieser Zahl; 
die vielen überflüssigen Etymologen, die zum Theil gans 
lächerlich sind; die beständigen Theilungen, die oft über- 
flüssig; die Definitionen und Beschreibungen, die oft dunk- 
ler und unklarer sind, als die Sache selbst, die durch sie 
erklärt werden soll; die unnützen Citäte, die häufigen Wi- 
dersprüche in der Zusammenstellung der Gesetze, aus der 
kirchlichen, profanen, feudalen, civilen und königlichen Gesetz- 
gebung, sind Mängel, denen man auf jedem Schritte in 
den Partidas begegnet, und die ihrem Verdienste grofsen 
Abbruch thun, selbst wenn man sie nur als literarisches 
Werk betrachtet. 

Prüft man sie aber als Gesetzes -Codex, so sind sie, 
weit entfernt, solch übermäfsige Lobeserhebungen zu ver- 
dienen, wie ihnen zu verschiedenen Malen gespendet wor- 
den, eins der gröfsten Uebel gewesen, die die spanische 
Monarchie getroffen haben. Die Unklugheit auf einem Male 
die Umänderung der ganzen alten Gesetzgebung zu unter- 
nehmen, die ersten Stände des Reiches und die Gemeinde 
ihrer Vorrechte, die sie bis dahin genossen hatten, und 
selbst den König der wichtigsten Regalien zu berauben, 
welche von der Souverainität gar nicht zu trennen sind, 
war eine der hauptsächlichsten Ursachen der Verschwörun- 
gen des Adels, der Empörung von Sancho dem Braven, 
und anderer traurigen Folgen, die aus jenen Neuerungen 
hervorgingen. 

Die Gonfiision der Partidas vermehrte die Verwirrung, 
die schon in der spanischen Gesetzgebung herrschte, noch 
weit mehr, durch die Vermischung so vieler Lokalrechte 
und Gebrä,uche. Und die Grundsätze, welche die Decreta- 
listen in dieselben hineinbrachten, und welche das Ansehen 
des Königthums untergruben, befestigten auf der Halbinsel 
die Hierarchie der Päbste, die zu unendlichen schmach- 
vollen Streitigkeiten zwischen der weltlichen und kirchli- 
chen Gewalt Anlafs gab. 

Die Partidas erhoben und erweiterten die bischöfliche 
Gewalt und die kirchliche Jurisdiction dergestalt, dafs kaum 
irgend ein weltliches oder geistliches Geschäft vorkam, bei 
dem dieselbe nicht hätte in Ausführung gebracht werden 
können. 
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Da die bischöfliche Gewalt keine anderen Grenzen hatte 
als das Gewissen des Pabstes und dies bei der Interven- 
tion in die wichtigsten Geschäfte und Angelegenheiten der 
Fürsten und Nationen, so wie bei der Belohnung und Be- 
strafiing durch Ertheilung oder Entziehung von Würden, 
Beneficien und andern Gnaden, ihre einzigste Richtschnur 
war, so läfst sich leicht begreifen, dafs in Vergleichung 
zu einer solchen Maäit, die Civil -Gewalt vollständig ver- 
schwinden mufste und kaum etwas mehr sein konnte als 
ein Schatten von Souverainität. 

Niemals wurden gewifs die Päbste zu einer solchen 
fast unumschränkten Gewalt gelangt sein, wenn sie nicht 
in demselben Augenblick, wo sie in ihrer Person die w^ich- 
tigsten Rechte der Bischöfe und Könige vereinigten, die- 
selben auf eine andere Weise schadlos zu halten gewufst 
hätten. Obgleich das canonische Recht in den Partidas gänzlich 
umgearbeitet, den spanischen Bischöfen viele bedeutende 
Privilegien nahm, die dieselben bisher besessen hatten, so 
unterliefs es auf der andern Seite doch auch nicht, ihr 
Ansehen zu erweitem und ihre Jurisdiction über viele Ma- 
terien auszudehnen, die bisher allein der Civil-Gewalt an- 
gehört hatten. — Von Allem was irgend auf die kirchliche 
Regienmg Bezug zu haben schien, glaubte man dafs es 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit entweder ganz zu überlas- 
sen sei, oder ihr neben der königlichen doch jeden Falls 
ein bedeutender Antheil zugehöre. 

„Jedermann, heifst es im 8ten Gesetz des 6ten Titels 
der Isten J^artida, der wegen Ketzerei angeklagt wird, 
oder gegen den ein Procefs wegen Zinsen, Slimonie, 
Meineid, oder Ehebruch anhängig gemacht wird; wenn 
die Frau gegen den Mann, oder er gegen sie auf 
Scheidung klagt, oder wenn sie sich gegenseitig einer 
Verwandtschaft ai^lagen, die, wenn sie sie bei Ein- 
gehung der Ehe gewufst hätten, ein Hindernifs für 
dieselben gewesen wäre, und jedes Sakrilegium, de- 
ren es verschiedene Arten giebt, sollen durch das ür- 
theil der heiligen Kirche entschieden werden." 
Aus dieser Aufzählung kann man leicht sehen, in \yie 
enge Grenzen die Civil- Gewalt durch die neue Gesetzge- 
bung in der Justiz -Verwaltung eingeengt wurde, und wie 
unglaublich die der kirchlichen Gerichtsbarkeit erweitert 
wurden. 
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Und dies war stets im Wachsen, denn während die 
Richter der Civil -Gewalt sich aus Furcht vor den Geist- 
lichen oft von der Ausübung ihrer Jurisdiction selbst da 
zurückhalten liefsen^ wo solche ihnen noch gesetzlich zu- 
stand, war die Geistlichkeit stets bereit, auf alle Weise 
ihre Rechte zu behaupten und ihre Jurisdiction wo mög- 
lich immer weiter auszudehnen. 

Die Partidas, weit entfernt Bestimmungen zu freflFen, 
um den ungeheuren Mifsbrauch, der mit dem Kirchenbann 
getrieben wurde, einigermafsen einzuschränken, begünstig- 
ten diesen vielmehr durch ihre Gesetze. Im 2ten Gesetz 
des 8ten Titels Parti, wurden nicht weniger als 16 Fälle 
festgestellt, in denen der Kirche das Recht zustand, den 
Kirchenbann auszusprechen. 

„Sechzehn Vergehen, heifst es in jenem Gesetz, stellt 
das Recht der heiligen Kirche auf, in denen der, der 
sie begeht, dem Kirchenbann verlallt.... Das 12te 
ist, wenn Statthalter oder Richter der Städte wider- 
rechtlich Steuern von der Geistlichkeit erheben, oder 
Dinge ihnen anbefehlen, zu denen sie nicht verpflich- 
tet sind , oder ihnen die Jurisdiction streitig machen, 
wo ihnen solche gesetzlich zusteht. — Und wenn 
diese Sachen nicht binnen einem Monat wieder aus- 
geglichen werden, nachdem eine Warnung erfolgt, so 
^ verfallen sie der Excommunion und auch alle die, 
welche ihnen zur Seite standen, und mit ihnen zu 
Gericht safsen. — Das 13te ist, wenn jemand Gesetze 
oder Sitten und Gebräuche aufrecht erhalten und an- 
wenden läfst, die der Freiheit der heiligen Kitphe zuwi- 
der sind. — Der 14te Fall ist der, dafs die Mächtigen 
und Ersten der Städte, wo dergleichen Einrichtungen ein- 
geführt wurden, ebenfalls excommunicirt werden. — Der 
löte, dafs diejenigen, welche nach jenen Gesetzen und 
Bestimmungen ein richterliches Urtheil gefällt haben, 
und der 16te der, dafs auch die, welche jenes Urtheil 
niedergeschrieben haben — excommunicirt werden." 
Bei solchen Bestimmungen konnte es nicht fehlen, dafs 
mancher Richter lieber die Ausübung seiner Jurisdiction 
in Fällen, wo sie ihm zustand, unterliefs, und mancher öf- 
fentlicher Beamter lieber seine Pflichten vernachläfsigte, als 
dafs er su;h durch die treue Erfüllung derselben der Ge- 
fahr aussetzte, für einen Ketzer und Gottlosen zu gelten, 
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auf immer seines Amtes entsetzt und durch den Krchen- 
bann aller Ehre und guten Namens beraubt zu werden. 

Eine höchst wichtige Aenderung, die durch die Partidas 
in die Civil - Gesetzgebung eingeführt wurde, war die Er- 
richtung von Majoraten, deren Grundsätze bisher in Spa- 
nien nur bei den Fürsten befolgt worden waren, da mit 
Uebergehung aller übrigen Söhne stets nur der Aelteste 
die Krone des Reiches ererbte. 

Hieran schlofs sich als unmittelbare Folge das Recht 
die ünveräufserlichkeit von Grundstücken festzu- 
setzen, die eine der ersten Bedingungen der Majorate ist. 
Es steht fest, dafs schon unter der Regierung Alfons X. 
einige Familien -Majorate gestiftet worden sind, wie von 
den Grafen Belmonte und Monforte, Neffen des Königs, 
und von Gonzalo Ibanez de Aguilar, Vorfahren des Hau- 
ses der Grafen von Medinaceh. 

Eben so wurde in dem neuen Codex durch die Ge- 
setze über die Unveräufseriichkeit der Güter der Krone 
und des Staates eine Neuerung in die bisherige Gesetzge- 
bung gebracht. — Alle Städte, Castelle und andere liegende 
Güter der Krone hatten bis dahin von ihr nicht getrennt 
werden können, und wenn sie an Vasallen vergeben wur- 
den, so geschah dies nur als Lehen mit der Bedingung, 
dafs sie beim Tode oder bei einem Vergehen des Feuda- 
tars an die Krone zurückfielen. 

Ein Gesetz der 2ten Partida bestimmt aber: 
„Der König kann eine Stadt oder eine Burg des Rei- 
ches als Erbbesitzung (per heredamiento) geben, wem 
er will, was der Kaiser nicht darf, da dieser verbun- 
den ist, sein Reich zu vergröfsem, und wenigstens 
nicht zu vermindern; auf Lehen kann er Theile sei- 
nes Landes an solche geben, die ihm schon Dienste 
geleistet haben, oder solches zu thun versprechen." 
Weshalb die Verpflichtung des Königs zur Erhaltung 
der Integrität seines Reiches weniger grofs, als die des 
Kaisers sei, wird in dem Gesetzbuche nicht weiter ange- 
geben, obgleich es wohl einer Erklärung bedurft hätte. 
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Fünftes Capitel. 

Analysis der Partidas. Erstes Buch. 

In den beiden ersten Titeln der ersten Partida werden 
Erklärungen gegeben vom Naturrecht, Völkerrecht, den 
Gesetzen, Gebräuchen und Sitten und der Art und Weise, 
wie die, welche wegen der veränderten Zeitumstände nicht 
mehr gerecht und angemessen sind, verbessert und ergänzt 
werden sollen. 

Im 17ten Gesetz des Isten Titels heifst es: „der König 
soll sich berathen mit verständigen Männern und Rechts- 
gelebrten, die wohl eingesehen haben, welche Theile der 
Gesetzgebung einer Aenderung bedürfen, und diese alsdann 
gemeinschaftlich überlegen mit den Besten aller Länder, 
die er um sich versammeln kann, da recht viele an den 
Berathungen Theil nehmen sollen, (con los mas omes que 
pudiere haber e de mas tierras, porque sean muchos de 
un acuerdo). 

Aus diesem letzten Ausdruck geht deutlich hervor, dafs 
Alfons der Weise es für nothwendig erachtete, die Aen- 
derungen in den Gesetzen nur mit Zustimmung der Cor- 
tes vorzunehmen. 

Die Vergleichung dieses Gesetzes mit denen des Fuero 
Juzgo über die gesetzgebende Gewalt zeigt, wie bedeutend 
der Unterschied in dieser Materie des Rechts zu der al- 
ten visigothischen Verfassung und der des Mittelalters war. 
In der gothischen Monarchie hatten die Könige das Recht 
und die Befugnifs, allein und ohne weitem Rath als Gott 
und ihr Gewissen oder einiger weniger Männer, die sie 
etwa von ihren Absichten unterrichten wollten, Gesetze 
und Bestimmungen zu geben. Nach den Partidas sollen 
sie Berathungen halten con los mas omes buenos que pu- 
dieren haber y de mas tierras. 

Vom 3ten Titel an wird von der heiligen Dreieinigkeit 
und dem katholischen Glauben gehandelt, indem alle Arti- 
kel desselben und die 7 Sakramente erklärt werden. 

Die Gesetze 18 und 20 des 4ten Titels geben die Art 
an, wie die feierlichen Büfsungen vor sich gehen sollen, 
und liefern einen Beweis, wie grofse Aenderungen die Zeit 
auch in den heiligsten Sitten hervorgebracht hat. 

„Es haben die heiligen Väter, heifst es im I8ten Ge- 
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baarfufs, . 
. und rauh ist, 
indem sie sich ihrer 
und grofses Verlangen 
Mit ihnen sollen die Geistli- 
^ sein, die ihre Bufse entgegenneh- 
soU der Bischof aus der Kirche her- 
und den Büfsenden in die Kirche herein- 
bung r j,en lassen, während die sieben Bufspsalmen Da- 
Güte^ ds o-esungen werden und die Geistlichen Gott an- 
rtjfen und anflehen, dafs er dem Sünder Verzeihung 
aogedeihen lasse. Nach dem Schlufs der Psalmen 
bricht der Bischof das Gebet ab, und wendet sich 
wieder zu den Büfsenden, bestreut ihre Häupter rait 
Asche, und nachdem er sie mit Weihwasser besprengt 
und mit Büfserhemden angethan hat, spricht er zu 
ihnen die Worte: wie Adam aus dem Paradiese ver- 
stofsen wurde, so sollst auch du jetzt aus der Kirche 
ausgestofsen werden wegen deiner vielen Sünden, die 
du begangen, worauf sie die Kirche wieder verlassen, 
gefolgt von den Geistlichen die die Worte ausspre- 
chen „Im Schweifse deines Angesichts sollst du de'" 
Brod essen." . . . 
Wie gehört aber diese weitläufige Auseinandersetzung 
in ein Civil-Gesetz, und da sie rein der alten Kirchenzucbt 
und dem canonischen Rechte angehört, was gab Alfons ein 
Recht sie in seinen Codex mit aufzunehmen? 

Eben so wenig gehört das 37ste Gesetz des 4ten Titels 
der Iten Part, in ein Civil - Gesetzbuch , denn es heifst in 
demselben: 

„Die heilige Kirche hat für gut befunden^ dafs wenn 



97 



Chnst k »et, aber die Entrichtung an die 

» raten '^n Vätern zugeschrieben. Es 

nn sol iS^e den 408ten oder eOsten 

\-^betragen sollten. — Aufser 



^\ 



n dt ^ 

'1 5 '^rx^esetz, obgleich die Spen- 

'"■ \ iyi'^t wenigstens noch zu 

,' \Y\^er GeistUchkeit Ge- 
I \ t\\' allen Sonn- und 

c..^'^\^jden verschie* 
'deicht *< V'^ten, und 

-euge die i. ^\ mmunion. 

. der V^erehrung ♦z, soll 

dy und von ihrer Canouio. den 

.y an denen man die wahren und taiK. «m^ 

aen könnte. 
Der 5te Titel enthält Alles, was auf die Hierarchie 4^^ 
l^äbste Bezug hat; auf die Wahl der Bischöfe , und übri- 
gen Geistlichen der Kirche und ihr Ansehen. — Hier wurde 
dem Könige wieder alle Macht genommen , die er sonst 
bei der W ahl der Bischöfe gehabt hatte, und in die blofse 
Form verwandelt, dafs er beim Ableben eines Bischofs 
vom Domkapitel um Zulassung einer neuen Wahl befragt 
wurde, die alsdann ohne alle Betheiligung der CiviUGewalt 
allein von den Geistlichen vorgenommen wurde. 

Das 50ste Gesetz des 6ten Titels handelt von dem 
Ursprung der Abgabenfreiheit der Geistlichkeit und 
^ebt neue Bestimmungen über diese Materie. 

Obgleich aber der Geistlichkeit durch die Civil-Gewalt 
Freiheit von vielen Abgaben zugestanden war, so blieben 
doch noch manche Lasten, die ihoen auch nicht einmal 
die Partidas abnahmen. Die Bischöfe, welche Lehen vom 
Könige besafsen, waren verpflichtet, ihm im Kriege ent- 
weder selbst Dienste zu leisten oder dies durch seine Rit- 
ter thun zu lassen. Alle Geistlichen mufsten die Steuer 
zur Erhaltung der Brücken und Dämme auf den Heerstra- 
fsen bezahlen, so gut wie die Laien, asi comp los otros 
vednos legos. 

Das 59ste Gesetz setzt die Fälle fest, in denen die 
Geistlichkeit der Civil-Gerichtsbarkeit verfallen, ihre Abga- 
benfreiheit verlieren und mit Lasten belegt werden sollte. 
Zu diesen Fällen wurde unter andern auch die Ketzerei ge- 
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rechnet, die gewöhnlich als ein kirchliches Vergehen an- 
gesehen wurde und als solches der kirchUchen Gerichts- 
barkeit zufiel. Weshalb wurden nun, wenn die Laien we- 
gen Ketzerei vor die kirchlichen Gerichte gestellt wurden, 
die Ketzer der Geistlichen von der weltlichen Gerichtsbar- 
keit gerichtet und bestraft? 

Im 7ten Titel ist von den Mönchen und ihren Ver- 
pflichtungen die Rede; diejenigen, die Medicin studiren 
würden, wurden mit dem Kirchenbann bedroht. 

Im 9ten Titel wird von letzterem ausführlicher gehan- 
delt, so wie über die Suspensionen, Interdicte und die Un- 
terschiede zwischen diesen verschiedenen Strafen. 

Im lOten von den Kirchen und den Requisiten zur 
Gründung neuer; hier wird die Erbauung neuer Kirchen, 
unter dem Vorwande von Wundem oder Erscheinungen, 
die an jenem Orte geschehen seien, verboten. 

Der 4te Titel giebt Bestimmungen über das Asil; die 
canonischen Gesetze standen mit den Civil-Gesetzen in Be- 
treflF der Freiheit der Kirchen für Verbrecher im Widerspruch. 
Deshalb heifst es in dem 5ten Gesetz dieses Titels: 

„es würde kein vernünftiger Grund vorhanden sein, 
weshalb die Kirche, das Haus Gottes, wo die Ge- 
rechtigkeit noch strenger gehandhabt werden sollte, 
als an jedem andern Orte, den Verbrecher beschüt- 
zen sollte; zumal da ja Christus selbst sagt, dafs sein 
Haus ein Bethaus und keine Räuberhöhle sein sollte." 

Aber trotz dieses Gesetzes hat die ultramontane Lehre 
über das Asil für Verbrecher doch bis zu diesem Jahr- 
hundert die Oberhand über die Civil-Gesetze behalten. 

Der 13te Titel spricht vom Begräbnifs. Nur Kö- 
nige, Königinnen, Infanten, Bischöfe, Prioren und Prälaten 
der Orden, Granden, Gründer von Kirchen oder Klöstern, 
oder Personen, die durch die Heiligkeit ihres Lebens be- 
sonders verehrungswürdig waren, dürfen in Kirchen be- 
graben werden, und nach dem lOten Gesetz aufserdem 
auch noch die, welche in einem Turniere den Tod ge- 
fimden hatten. 

Der 14te Titel handelt von den Gütern der Kirche und 
der Macht der Bischöfe bei ihrer Verwaltung; vom Patro- 
nats-Recht, von den kirchhchen Beneficien, von der Simo- 
nie und dem Sakrilegium. 

Titel 19 von den Erstlingen: der Ursprung derselben 
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wird von Adam abgeleitet, aber die Entrichtung an die 
Geistlichkeit wird den heiligen Vätern zugeschrieben. Es 
steht nicht fest, ob die Erstlinge den 40sten oder fiOsten 
Theil des Ertrages der Felder betragen sollten. — Aufser 
diesen Erstlingen soll nach dem Gesetz, obgleich die Spen- 
den freiwillige sind, jeder gute Christ wenigstens noch zu 
W^eihnachten , Ostern und Pfingsten der GeistUchkeit Ge- 
schenke machen, und die Reichen an allen Sonn- und 
Festtagen. 

In einigen Gesetzen des 22sten Titels werden verschie- 
dene Mifsbräuche der bischöflichen Gewalt verboten, und 
so namentlich die allzuschnelle und häufige Excommunion. 
,,Die Excommunion, heifst es im löten Gesetz, soll 
gegen Niemand ausgesprochen werden, gegen den 
nidit deutliche und sehr schwere Grande vorli^en, 
und nicht wegen kleiner unbedeutender Vergehen." 
Femer dafs nicht mehr Geistliche angestellt würden, 
als zur Verrichtung des Gottesdienstes nothwendig wären, 
und nicht solche, die nicht die Kenntnisse und Tugenden 
besäfsen, die zur Ausübung ihres heiligen Amtes erfordere 
lieh wären. 

Die beiden letzten Titel der ersten Partida handeln von 
den Festen, den Pilgern und Wallfahrern und der Fastenzeit 



Sechstes Gapitel. 

Analyse des 2ten Buches der Partidas. Von der königlichen Gewalt; 
'Recht des Volkes dem Despotismus mit Wort nnd That Widerstand 

zu leisten. 

Das 2t e Buch der Partidas enthält Alles, was auf die 
Regierung der Völker Bezug hat; die Rechte und Ver- 
pflichtungen der Kaiser, Könige und aller öffentlichen Beam- 
ten. Es beginnt mit einer Auseinandersetzung des Unter- 
schiedes, der zwischen Kaisern und Königen bestände. Die 
Beschreibungen, welche hier von der Würde und den 
Pflichten der Fürsten, der Grafen, Marquis für andere ge- 
geben werden, beweisen deutlich, dafs die Partidas zu 
einem andern Zwecke, als für die Regierung der spani- 
schen Monarchie gegeben wurden, dafs sie nämlich eine 
Art neuer Pandecten sein sollten, durch deren Veröffent- 

7 
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Bchung Alfons der Weise sich einen Ruhm zu erwerben 
gedachte, gleich dem des Kaisers Justinian. 

Im 5ten Gesetz des Isten Titels wird von den Köni- 
gen gesagt: 

„sie sind Stellvertreter Gottes, jeder einzelne in sei- 
nem Reiche, gesetzt über die Völker und Nationen, 
um sie bei der Gerechtigkeit und Wahrheit zu er- 
halten." 

Obgleich die Partidas der königlichen Gewalt manche 
Rechte einräumen, die sie nach der alten visigothischen 
Verfassung nicht gehabt hatte, so finden sich doch auch 
viele Bestimmungen, die dieselbe bedeutend beschränken, 
in denen dem Volke sogar das Recht gegeben wurde, in 
Regierung und Gesetzgebung Einspruch zu thun. In dem 
ISten Gesetz des 13ten Titels, in welchem auseinanderge- 
setzt whrd, in welchen Sachen das Volk den König be- 
wadien soll (en cuales cosas debe el pueblo guardar al 
nj\ wird es lÜr Verrath an dem Volke erklärt, wenn die- 
fenigen, welche sehen, dafs der König sich vom Wege 
des Rechts entfernt, ihm nicht mit Wort und That (por 
obra) Widerstand leisten. 

Im 9ten Titel werden die Verpflichtungen des Königs 
g^en die Beamten seines Hofes und dieser gegen ihn aus- 
einandergesetzt (oficio Palatino). 

Der erste Beamte war der Capellan, der zugleich Beicht- 
vater des Königs war. Der zweite war der Grofs -Kanz- 
ler und Grofs-Siegelbewahrer (chanciller), der alle Dekrete 
des Königs durchsah, und nachdem er sich überzeugt hatte, 
dafs sie dem Gesetze gemäfs^ erlassen waren, und keine Form 
zur Gültigkeit fehke, schlofs er dieselben und versah sie 
mit dem königlichen Insiegel 

Dann folgen die Räthe des Königs; es ist aber unge- 
wiTs, ob die Würde eines Rathes damals schon ein be- 
sonderes Amt war, wie dies später der Fall gewesen, oder 
ob es nur ein vorübergehender und vertraiüicher Privat- 
Auftrag des Königs war. Dafs die Granden schon durch 
die Geburt Räthe des Königs waren, steht fest. 

Los )iieces, ^e später alcaldes oder Richter des Hofes 
genaimt wurden, brauchten mcht Rechtsgelehrte zu sein, 
ja einige konnten selbst nieht lesen und schreiben. 

,Juece8, heifst es im 8ten Gesetz, werden die ge- 
nannt, <he die Processe entscheiden. Und deshalb ha- 
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ben diejenigen, welche am Hofe ihren Sitz haben, ein 
sehr hohes Amt, denn sie entscheiden nicht mir über 
die Sachen, die vor sie gebracht werden, sondern auch 
über die Richter des ganzen Landes. . . . Und wenn 
sie lesen und schreiben können, so ist ihnen dies sehr 
nützlich, weil sie dann die Berichte und Petitionen, 
die an sie gelangen, selbst lesen und beantworten 
können, und nicht der Hülfe eines andern bedürfen." 
Aufser diesen Richtern gab es noch einen Oberrichter 
(sobre juez oder adelantado) der die ürtheile der Alcalden 
des Hofes verbesserte und die Petitionen und Appellatio- 
nen anhörte und entschied, die der König nicht selbst er- 
ledigen konnte. 

im 2Isten Gesetz werden die Eigenschaften auseinan- 
dergesetzt, die die Gesandten, und in den folgenden die, 
welche die Statthalter und Oberrichter (tnerinos majores) 
der Provinzen haben sollen. Dann wird Über die Admiräle, 
die Flotten, und zuletzt über die Verwalter d^ königlichen 
Renten und der Grundstücke der Krone gesprochen. 

Nachdem die Hofämter durchgegangen worden , folgen 
ausführlich die Verpflichtungen des Königs gegenüber dem 
Volke und dieses gegen den König. Eine der Verpflich- 
tungen des letzteren war die, dafs einige Bürger an den 
Hof kommen mufsten, um dem Könige mit ihrem Rathe 
zu dienen, sobald er es verlangen würde. 

Nach dem Tode des Königs sollten binnen 40 Ta- 
gen „die Prälaten, Granden, Meister der Orden und 
die übrigen ^ten Bürger der Städte seines Reiches 
sich in der Stadt einfinden, wo der König gestorben, 
um sein Leichenbegängnifs feierlicher zu machen und 
mit dem neuen Könige die Rechte des Reiches fest- 
zustellen." Auch die Besitzer von Castellen, sei es, 
dafs sie dieselben als Gnadengeschenk vom Könige als 
Erbeigenthum erhalten hatten, oder nur als Lehengü- 
ter verwalteten, tnufsten sich gleichfalls versammeln, 
um dem neuen Könige den Eid der Treue zu leisten. 
War der neue König noch minderjährig, so sollen, 
falls der letzte König nicht schon eine Regentschaft 
eingesetzt hat, heifst es im Gesetz : „sich alle Grofsen 
des Reiches, Prälaten sowohl, wie Granden und die 
Ersten der Städte vereinigen, und nachdem sie bei 
den heiligen Evangelien Gott den Eid geleistet haben, 
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^fs me ihren Herrn ehren und über ihn wachen 
wollen, wie über das Heil des ganzen Staates, sollen 
sie solche Männer erwählen, in deren Hände sie die 
Sorge fiir den jungen König und das Reich legen 

können und diese Regenten sollen sein einer, 

drei oder ftinf und nicht mehr, damit, wenn eine Mei- 
nungsverschiedenheit unter ihnen entstehen sollte, die 

Mehrheit rechtsgültig entscheiden kann Wenn 

aber die Mutter des jungen Königs noch am Leben, 
so soll diese als erster Vormund und Regent über 
die andern stehen. . . . 
Im letzten Titel der 2ten Partida werden Bestimmun- 
gen über die Schulen gegeben; in allen sollten immer we- 
nigstens Lehrer der Grammatik, Rhetorik, Logik und der 
Gesetze und Dekretalen angestellt sein. Die Schulen soll- 
ten stets in einiger Entfernung von den Städten liegen, 
und die Lehrer durften mit den Studierenden Vereine (her- 
mandades) bilden, wie solches auch bei den Alten Sitte 
gewesen wäre. 



Siebentes Capitel. 

Dritte Partida. Gerichts-Ordnang; von den Richtern, Procnratoren, Advo- 
katen und anderen Gericlitsbeamten. Verschiedene Formen von Con- 

tracten, Appellationen etc. 

In den ersten drei Titeln wird der Begriff der Justitia 
auseinandergesetzt, so wie die Art und Weise bei Pro- 
cessen die Frage zu stellen und den Beweis zu fuhren. 

Der 4te Titel handelt von den Richtern, und theilt 
dieselben ein in gewöhnliche, aufserordentliche und Schieds- 
richter, Oberrichter, Statthalter und Richter der Provinzen, 
der grofsen und kleinen Städte, und die, welche von letz- 
teren zur Entscheidung einzelner Processe ernannt wurden. 

Der 5te Titel handelt yon den Sachwaltern (persone- 
ros oder wie sie jetzt heifsen procuradores). In den äl- 
testen Zeiten mufsten die Streitenden in Person vor dem 
Richter erscheinen, um selbst die Gründe darzulegen, auf 
welche sie ihr Recht stützten. Die Partidas änderten diese 
Gesetzgebung, indem sie das Recht ertheilten in allen Ci- 
vil -Sachen Sachwalter zu ernennen, und nur in solchen 
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CrkniDalfaUen dies verboten, wo auf Tod erkannt werden 
konnte. 

So lange Spanien kaum andere Gesetze kannte als die 
fueros, einzelne Lokalrechte und Gebräuche der Gemeinden 
und Städte, ^var es nicht schwierig, dieselben zu kennen, 
und jeder konnte folglich am besten seine Rechte selbst 
vor Gericht vertheidigen und vertreten. Als aber allmälig 
die fremden Gesetze Eingang fanden und die neue kirch- 
lich-profane Gesetzgebung die alte einfache verdrängte, wa- 
ren vor Gericht Rechtsgelehrte nothwendig, die sich aus- 
schliefslich der Advokatur widmeten. So finden sich auch 
ifi dem Rechte von Guenca, welches Alfons VIII. im 12ten 
Jahrhundert gab, schon einige Bestimmungen aber die Aus- 
übung ihres Amtes. 

In Aragon breitete sich die Advokatur eher aus und 
wurde firüher allgemein, als in Castilien, wegen des gröfse- 
ren Verkehrs mit Italien, von woher auch diese Einrich- 
tung zuerst nach Spanien kam. 

Als das Königreich erobert worden war, wurde die 
Theilung desselben zwei Rechtsgelehrten fibertragen. Hier- 
über beschwerten sich die Bischöfe beim Eöniffe, und ver- 
langten, obgleich jene beiden vortrefflichen Männer seien, 
und grofse Kenntnisse in der Wissenschaft besitzen möch- 
ten, dafs ein so wichtiges Amt den vorzüglichsten und er- 
sten des Staates, nSynlich 2 Bischöfen und 2 Granden, an- 
vertraut werde. König Jacob 1. folgte ihrem Rath, aber 
die Bischöfe und Granden sahen sich bald' in grofser Ver- 
legenheit, und fanden so bedeutende Schwierigkeiten bei 
diesem Geschäfte, dafs sie von demselben abstehen mufs- 
ten, und es wieder den zuerst Ernannten übertragen wurde, 
die es bald zur Zufriedenheit aller Theile zu Ende fiihrten. 

Auch in Castiliennahm die Zahl der Advokaten immer mehr 
zu, je umfangreicher die Gesetzbücher wurden, und je schwie- 
riger die Anwendung und Erklärung der einzelnen Gesetze. 

Dann folgen Gesetze, welche die Verpflichtungen und 
die nothwendigen Eigenschaften derselben auseinandersetzen. 
Die gröfste Bezahlung, die sie ftir eine Vertheidigung 
nehmen durften, waren 100 Maravedis. 

Der 13te Titel handelt von den „pesquisidores", wel- 
ches Richter waren, die von den Königen zur Aufsuchung 
und Bestrafung geheimer und sehr schwerer Verbrechen 
ernannt wurden, und ihr Amt ganz im Geheimen ausübten. 
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Jkve Wirksamkeit konnte sich sehr weit erstrecken, da sie 
aber von Niemand controllirt werden konnten , so war es 
ihnen sehr leicht die gröfsten Ungerechtigkeiten zu bege- 
hen. Deshalb bestimmt dasselbe Gesetz, während den gu- 
ten Richtern bedeutende Auszeichnungen zu Theil werden 
sollten, dafs diejenigen, welche die urenzen ihres Amtes 
fiberschritten und dasselbe gemÜsbraucht hätten, mit den- 
selben Strafen bestraft werden sollten, die sie ungerechter 
Weise gegen andere angewandt hätten. 

Im ISten Titel werden die Urkunden und Privilegien 
und königliche Erlasse erklärt und die Formen angegeben, 
in welchen die Befehle, Urtheile und Entscheidungen der 
Alcalden und apderer Beamten ausgefertigt werden sollten. 
Eine Art von Ordre, die der König erlassen konnte, wa- 
ren die cartas de espere oder moratorias, Indulte, wodurch 
den Schuldnern der Termin zur Bezahlung ihrer Schulden 
verlängert wurde. Dieses Recht übertrug sich in späterer 
Zeit auf den Staatsrath von Castilien, und die grofse Leich- 
tigkeit, mit welcher solche Indulte erlangt werden konnten, 
war eins der gro£sen Hindernisse, die auf der Halbinsel dem 
Handel und Verkehr in den Weg traten. 

Im 20sten Titel werden die Sportein für die Ausfer- 
tigung königlicher Patente bei Ernennungen zu verschie- 
denen Aemtem, die dort alle einzeln angeführt werden, 
auseinandergesetzt. 

Der 238te Titel setzt den praktischen Gerichtsgebrauch 
bei Appellationen fest. Diese fand statt von allen Rich- 
tiem, aufser von dem adelantado mayor, dem Oberrichter 
des Königs, weil er höher stand als alle übrigen, und weil, 
wie das Gesetz sagt. Alle glauben sollten, dafs ein Mann 
von so hoher Würde hinreichende Einsicht und Kenntnisse, 
und stets Rechtsgelehrte an seiner Seite haben werde, um 
nicht in die Gefahr zu kommen ein falsches Urtheil zu 
fällen. — Alle Appellationen mufsten binnen 10 Tagen nach 
gefälltem Urtheil eingereicht werden. 

Diese Analyse der ersten drei Bücher der Partidas 
wird genügen um den Geist der Gesetzgebung Alfons X. 
kennen zu lernen, so wie die grofse Verschiedenheit der- 
selben von der visigothischen und der Feudalgesetzgebung, 
welche dieser gefolgt war. 
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Achtes Capitel. 

Klagen des Reiches über die Mifsbrauche der kirchlichen Gewalt. Ur- 
sprung der Appellationen an die Givil-Gerichte und der Zurückhaltung der 
päbstÜdien Bullen (recursos de fuerza y retenoion de bolai). 

Ungeachtet des ungeheuren Uebergewichts, welches die 
uhramontane Jurisdiction und .die bischöfliche Gewalt auf 
der Halbinsel erlangt hatten, das besonders durch die Par- 
tidas noch recht bestätigt worden war, konnten doch 
weder die Naijon, noch die Könige gänzlich ihre früheren 
Rechte vergessen. Zu wiederholten Malen forderten die 
Cortes sie zurück, und erhoben die heftigsten Klagen ge- 
gen die immer wachsenden Uebergriffe der Geisuichkeit^ 
und von Zeit zu Zeit ergriff auch die Regierung Mafsre- 
geln, um diesen zu steuern, und ihre alten Privilegien wie- 
der zu erlangen. 

Im Jahre 1299 stellten die Cortes von Valladolid Fer* 
dinand IV^. die grofsen Mifsbrauche vor^ welche die Geist- 
lichkeit mit der Excommunion trieb, und diesdibe Klage 
wurde im Jahre 1307 von den Cortes zum zweiten Male 
erhoben, aber ohne dafs von der Regierung etwas darauf 
erfolgte, denn der König war zu sehr für die Partidas ein- 
genommen und der Geistlichkeit zu sehr ergeben, als daf& 
er sich hätte entschliefsen können, dergleichen Reforme»' 
vorzunehmen, obgleich sie sein ganzes Land aufs allere** 
frigste wünschte. 

Eine gröfsere Energie wurde unter Alfons XL angewandt 
„Dieser König, heifst es in der Chronik, war ein 
strenger Katholik, fürchtete Gott und liebte seine 
Kirche, aber dies ist nicht unverträglich mit den Rech- 
ten der Krone, und mit der Strenge und Festigkeit 
in Behauptung und Aufrechterhaltung derselben, da- 
mit die wahren Grenzen zwischen der Macht der 
Geistlichkeit und der Gewalt der Könige nicht über- 
schritten werden. So kannte Alfons trotz seiner Ach- 
tung vor der Geistlichkeit recht wol die Rechte der 
Civilgewalt, und kein König war so eifrig in der Ver- 
theidigung seiner königlichen Privilegien und Gerecht- 
same, und in der Aufrechterhaltung des Gleichgewichts 
zwischen den Rechten der Kirche und des Throns, 
als er, und stets geneigt den Cortes Gehör zu sehen- 
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ken und die von ihnen verlangten Reformen zu be- 
willigen." 

Als die Cortes von Valladolid ihm im Jahre 1325 die 
verwerfliche Nachsicht und Parteilichkeit vorstellten, mit 
der die geistlichen Richter die schuldigen Cleriker richte- 
ten, während sie bei gleichen Vergehen die gröfste Strenge 
^egen Laien anwendeten, versprach er sofort diesem Un- 
nig abzuhelfen. Als er aber sah, dafs einige schlechte 
Christen zu wenig Werth auf die Excommunion legten 
und sie gering achteten, verordnete er, dafs derjenige, 
welcher nach 1 Monat noch keine Absolution nachgesucht 
hätte, 600 Maravedis bezahlen sollte, und dafs der, wel- 
cher dies nach Verlauf von einem Jahre und einem Tag 
noch nicht gethan hätte, alle seine Güter verlieren und der 
Gnade des Königs anheim fallen sollte. Doch diese Schär- 
fung der Strafe bewog die Geistlichkeit sehr bald die 
Strafe der Excommunion noch viel häufiger auszusprechen, 
als dies sonst schon geschehen war, um desto gröfsere 
Einkünfte davon zu ziehen, deshalb änderte der König vier 
Jahre später das Gesetz dahin um, dafs die Geldstrafe nicht 
mehr an die Geistlichkeit entrichtet werde, sondern statt 
dieser dem Fiskus zufallen sollte. 

Als Seviüa mit dem' Interdict belegt wurde, befahl er 
allen Civil^Behörden dieser Erklärung der Geistlichkeit gar 
keine Folge zu leisten und dieselbe in keiner Weise zu 
berücksichtigen. 

So gelangte die königliche Macht und die weltliche 
Jurisdiction allmälig wieder zu neuer Kraft, und die Civil- 
Richter bekamen mehr Muth sie aufrecht zu erhalten und 
ihr überall Geltung zu verschaffen. 

Als im Jahre 1348 die Cortes zur Vermeidung der 
häufigen Competenzstreitigkeiten zwischen der königlichen 
und kirchlichen Jurisdiction eine genaue Festsetzung der 
Grenzen und Befugnisse beider verlangten, befahl Alfons XI- 
ein Gesetz darüber auszuarbeiten. I)urch dieses wurde 
die gerichtliche Praxis der Appellation an die Civil-Gericbte 
von den geistlichen und die Ketention der päbstlichen Bul- 
len (recursos de fuerza y retencion de bulas) ^) einge- 

*) Faerza bedeutet hier die üeberschreitung, die die geistlichen Richter 
begehen, indem sie einschreiten in Sachen, in denen ihnen keine Gerichts- 
barkeit zusteht, oder die vorgeschriebene Ordnung nicht befolgen, oder 
schliefsiich die gesetzlich erlaubte Appellation au die Ciyil- Gerichte nicht 
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. (uhrty wodurch endlich einigermafsen den Mifsbräuchen der 

geistlichen Gewalt eine Schranke gesetzt wurde ; wenn diese 
raxis auch schon früher bekannt gewesen war, so war 
sie doch bis zu jener Zeit nicht geordnet und gesetzlich 
genau bestimmt gewesen. 

Im Jahre 1354 hatte der König Peter, Toribio Fer- 
nandez zum Prior der Kirche Santa Maria de Guadalupe, 
ernannt, die königlichen Patronats war. Als der Ernannte 
die Nachricht erhielt, dafs ein anderer in Rom sich um 
dieselbe Stelle bewürbe, erhielt er ein kj^nigliches Patent, 
wonach die Alcalden von Talavera und Trujillo ihn in sei- 
ner Würde schützen, und für den Fall, dafs sie Bullen ent- 
gegengesetzten Inhaltes erhielten , dieselben wegnehmen 
und gegen die, welche sie gebracht, einschreiten sollten. 
„IJnd wenn jemand, heifst es in der Ausfertigung, 
eine Bulle vorzeigt, in der einem andern als dem von 
mir Ernannten das Priorat gegeben wird, so nehmt 
ihr diese, und bestraft ihn dergestalt, dafs er nicht 
wieder kommt und auch kein anderer es künftighin 
wagen wird, sich solche Bullen zu verschaffen." 
Als die Einnehmer der apostolischen Kammer sich un- 
terstanden, die Renten des genannten Priorats einzuziehen, 
erliefs der König an die Räthe, Alcalden und übrigen Ju- 
stiz-Beamte der Städte Plasencia, Trujillo, Talavera und 
anderer einen neuen Befehl, in dem es heifst: 

„Wisset, dafs man mir berichtet, dafs die Einnehmer 
der Kammer des Pabstes und einiger Kardinäle in 
meinen Reichen sich unterfangen das zu verlangen, 
was der genannten Kirche zugehört, und gegen diese 



gestatten. Das Mittel, dessen sich hiergegen jede Person bedienen kann, 
ist der sogenannte rccarso de faerza, der zum Gegenstand die Anrufung 
des Schatzes und der Hülfe der Civil-Gewalt hat, gegen die Mifsbräuche 
und Üeberschreitungen obiger Art, damit die kirchliche Gewalt gezwungen 
wird, sich in den ihrer Gerichtsbarkeit vorgezeichneten Grenzen zu halten. 
Gegenwärtig ist unter den Befugnissen des Obertribunals (tribunal su« 
premo de justicia) eine der höchsten und bedeutendsten die, die Vorlage 
der Bullen, Breven und apostolischen Rescripte zur Prüfung verlangen zu 
können, um zu sehen, ob sie den Kegalien der Krone entgegen sind, oder 
der Ordnung und Regierung' des Reiches, der öffentlichen Ruhe und Sicher- 
heit des Staates, oder Eingriffe in Civil-Gewalt enthalten, und die Grenzen 
der kirchlichen Gewalt überschreiten, — und nach der Durchsicht entwe- 
der die Veröffentlichung zu gestatten, das exequatnr zu ihrer Vollzie- 
hung, oder sie zurückzuhalten und die Befolgung derselben zu untersagen, 
retencion de bulas. — Aus den Elementos de practica forense, por D. 
Manuel Ortiz de Luniga. Madrid 1843. — 
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und den Prior derselben vorscbreiten , indem sie be- 
haupten^ dafs sie die Einkünfte einziehen müfsten und 
dafs sie dem Pabste und den erwähnten Cardinälen 
zugehörten. . • . Deshalb befehle ich Euch Kraft mei- 
nes Erlasses, dafs, wenn ein Geistlicher oder Laie sich 
untersteht, das was der genannten Kirche zu^hört, 
zu nehmen oder zu verlangen, oder gegen meine Kirche 
oder den von mir ernannten Prior derselben einschrei- 
tet, Ihr sie vertheidigen und nicht zulassen sollt, dafs 
ihnen irgend ein Unrecht geschehe. Und wer diesen 
meinen Anordnungen zuwider handelt, den ergreift und 
haltet ihn gefangen, bis ich über ihn bestimmen werde 
was mir gefallen wird, und ein Beispiel an ihm auf- 
stelle, daCs ferner kein anderer sich unterstehe, etwas 
gegen die Kirche oder ihr Eigenthum zu unterneh- 
men. Und Ihr sollt auf keine Weise das Gegentheil 
von dem thun, was ich Euch befohlen." 
Diese beiden königlichen Erlasse, die zuerst im An- 
fange des 17ten Jahrhunderts bei einem Processe vorge- 
zeigt wurden, sind sehr merkwürdig, sowohl ihres Alters 
wegen, als auch besonders deswegen, weil man aus ihnen 
die Form und die Art und Weise ersieht, wie die Recurse 
der Retention der Bullen ausgefertigt wurden. 



Neuntes Capitel. 

lieber die Verordnung yon ALcalÄ; gröfsere Yerwirrung des spa- 
nischen Rechts, die durch dieses Gesetz hervorgerufen wurde. 

Mit der ultramontanen Jurisprudenz waren bei den spa- 
nischen Gerichten alle Formeln und Feinheiten des römi- 
schen Rechts eingeführt worden, wodurch die Processe 
vermehrt und verlängert wurden, was die Verwaltung der 
Justiz viel kostspieliger machte, als sie es sonst gewe- 
sen war. 

Alfons XI. suchte diesem IJebelstande durch eine Ver- 
ordnung abzuhelfen, die er im Jahre 1348 den Cortes von 
Alcala de Henares vorlegte. So löblich auch die Absicht 
des Königs gewesen war, so wurde seine Verordnung 
doch, weit entfernt ihrem Zwecke zu entsprechen, nur die 
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Ursache gröfserer Verwirrung in der Erledigung der Pro- 
cessen wie überhaupt in der ganzen Verwaltung der Justiz. 
Kach einigen Gesetzen , die meist die Gerichtspraxis 
und die Criminal-Justiz betreffen, wird der Werth bestimmt, 
der den einzelnen Gesetzbüchern beigelegt werden soll. 

Das Fuero Real, welches bei Hofe und in einigen Or* 
ten Anwendung fand, und die Municipalrechte sollten ihre 
alte Kraft und Geltung beibehalten, aufser in den Fällen, 
wo sie mit dieser Verordnung in Widerspruch ständen, 
nach welcher zunächst und zuerst alle Civil* und Crimi- 
nal-Sachen erledigt werden sollten. Diejenigen welche sich 
weder nach dieser Verordnung noch nach den genannten 
Rechten entscheiden liefsen, sollten nach den Partidas ihre 
Erledigung finden. 

Trotzdem sagt dasselbe Gesetz, dafs die Adeligen, welche 
das Recht hätten, ihre eigenen Streitigkeiten, so wie die 
ihrer Vasallen durch Schiedsrichter oder andere besondere 
Richter entscheiden zu lassen, dieses nach wie vor behiel- 
ten. In Betreff der Herausforderungen sollten, aufser den 
wenigen Abänderungen, die sich am Ende der Verordnung 
von Alcalä fanden, die alten Bestimmungen fortbestehen. 

Wenn eine Erklärung in den Rechten oder Gesetzen 
nothwendig war, so sollte der Fürst um dieselbe angegan- 
gen werden. 

„Wir wollen aber und dulden, schliefst die Verord- 
nung, dafs die Rechtsbücher der alten Weisen auf 
den öffentlichen Lehranstalten unseres Reiches gele- 
sen werden, da viel Weisheit in denselben enthalten, 
und wir wünschen dafs unsere Richter weiser und des- 
halb auch geehrter werden." 
Obgleich diese Bestimmung über den Werth und die 
Reihenfolge der einzelnen Gesetzbücher zuerst als sehr 
nützlich erschien, so trug sie doch nur dazu bei, die Ver- 
wirrung des Rechts und die Schwierigkeit der Anwendung 
desselben vor Gericht zu erhöhen. — Doch dies war nicht 
der einzigste Nachtheil der Verordnung von Alcala. — Es 
ist schon des Schadens Erwähnung gethan worden, der 
aus den neuen Ansichten, die in den Partidas über die 
Veräufserungen liegender Güter der Krone aufgestellt wur- 
den, für das Reich entsprang. Durch die gewaltige Ueber- 
macht, welche die Granden unter den beiden Regierungen 
von Sancho und Ferdinand IV. und während der Unmün- 
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(ligkeit von Alfons XI. gehabt hatten, und durch das Ueber- 
genicht^ welches damals schon die Partidas in der spani- 
schen Gesetzgebung erlangt hatten, war es dahin gekom- 
men, dafs im Jahre 1312, also nur ein halbes Jahrhundert 
nach Erscheinen jenes Gesetzbuches, die gewöhnlichen Aus- 
gaben des Staates die Einnahmen desselben schon weit 
überstiegen. 

Die Cortes hatten zu verschiedenen Malen Einspruch 
gegen die allzuhäufigen erbÜchen Veräufseningen von Gä- 
tem der Krone erhoben und die Könige zu etwas gerin- 
gerer Freigebigkeit ermahnt. 

Alfons XI. hatte dies auch bei seinem Regierungsantritt 
versprochen und im Jahre 1329 suchte er sich vor deo 
Cortes von Madrid wegen einiger von ihm gemachten Ver- 
äufserungen zu entschuldigen. 

Und doch ist es gerade dieser König, der nicht nur 
die Veräufseningen von kleinen Städten und Dörfern, son- 
dern auch die von Jurisdictionen, von Gebühren und an- 
dern Renten, und der wichtigsten Rechte der Souveränität 
am meisten erleichterte. Bis dahin war das Recht des 
erblichen Besitzes dergleichen Güter und Gerechtsame und 
auf ewige Dauer, wegen des grofsen Widerspruchs, der 
sich in der alten Gesetzgebung hiergegen fand, noch sehr 
zweifelhaft gewesen. Aber Alfons XL dehnte nicht nur 
die Freiheit des Erwerbs und dauernden Besitzes noch 
viel weiter aus, sondern bestätigte auch ausdrücklich alle 
früheren. 

In Betreff der Jurisdiction, dieses wichtigen Rechtes 
der Souveränität, erklärte er, dafs wenn sie nicht ausdrück- 
lich ertheilt worden sei, dies aber aus den Worten des 
Befehls, in welchem eine Stadt oder Dorf als erbliches Ei- 
genthum jemandem verliehen worden, hervorzugehen schiene, 
80 sollte dieselbe stets als mitinbegriffen in der Schenkung 
*•- Irachtet werden. 

In den ersten Jahrhunderten war die Jurisdiction nur 
tweise, und später den Grafen und Statthaltern der Fro- 
zen auf Lebenszeit gegeben worden, und nach gothi- 
len wie römischen Rechte stets unverjährbar gewesen, 
chdem aber in der letzten Zeit die erblichen Veräufse- 
igen angefangen hatten, hatte sich allmälig die Ansicht 
^bildet, daJs das Recht der Jurisdiction sieb nicht nur 
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durch die Gnade des Färsten, sondern auch durch Jahre 
lange ununterbrochene Ausübung erwerben lassen könnte. 

lieber diesen Punkt setzte Alfons XI: fest, daDs die 
Familien, deren Glieder schon 5 Jahre vor dem Tode des 
Urgrofsvaters des jetzt lebenden Besitzers von Grundstfik- 
ken und Territorien in diesen die Criminal-Justiz, und seit 
100 Jahren die Civil -Justiz ausgeübt hätten, und dieses 
durch Urkunden und glaubwürdige Zeugen gerichtlich nach- 
zuweisen im Stande wären, — das Recht der Jurisdiction 
auf immer behalten sollten, und dafs die Gesetze, welche 
erklärten, dafs die Jurisdiction nicht könnte durch Verjäh- 
rung erworben werden, nur von der höchsten zu verstehen 
sein sollten, durch welche Appellationen vom Untergerich- 
ten entschieden würden, aber nicht von der gewöhnlichen 
und der in erster Instanz. 

Es ist höchst auffallend, dafs ein Monarch, der bei sei- 
nem Regierungsantritt das Gut der Krone durch die Ver- 
äufserung der wichtigsten Besitzungen und Rechte fast 
ganz vernichtet fand, der viele Schenkungen wieder 
rückgängig machte, und verschiedene Versprechungen ge-r 
geben hatte, in dieser Beziehung weniger freigebig als 
seine Vorfahren sein zu wollen, — am Ende seiner Re- 
gierung die Schwachheit gehabt hat, die allerunpolitischten 
Gesetze zu geben, die den Grundprincipien der spanischen 
Monarchie auf das entschiedenste entgegen liefen, und de- 
ren traurige Folgen noch lange für das Land fühlbar waren. 



Zehntes Capitel. 

Von den Lebnsrechten im 14ten und 15ten Jahrhnndert; unbeschränkte 

Macht der Herren in ihren Besitzungen; Ansprüche auf die Jurisdiction 

bei den Appellationen und in höchster Instanz. 

Nachdem die Verordnung von Alcala den Erwerb der 
Jurisdiction durch Verjährung möglich gemacht hatte, suchte 
der Adel, dieselbe in seinen Besitzungen immer weiter 
auszudehnen und sich von der königlichen Gerichtsbarkeit 
allmälig gänzlich unabhängig zu machen. 

Der Adel von Aragon erlangte auf den Cortes von 
Zaragoza im Jahre 1381 nicht nur das Recht, ihre Vasal- 
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len ohne weitere UnterordDUDg unter clie königlichen Tri- 
bunale richten zu können, sondern auch sie nach Belieben 
gut und schlecht zu behandeln (de poder tratar bien ö 
mal ä sus vasallos) wie es ro dem Beschlufs der Cortes 
heifst, und in den Gefangnissen vor Hunger und Durst ster- 
ben zu lassen. Dies waren die sogenannten Herren von 
Messer und Gabel, senores de horca y cuchillo. 

Nicht geringere Privilegien besafs der Adel von Cata- 
lonien, wenn man den RepubUkanismus der Hauptstadt Bar- 
celona berücksichtigt. — Gegen Ende des 15ten Jahrhun- 
derts suchten sich die Bauern und Arbeiter von der tyrao- 
nischen Unterdrückung ihrer Herren los zu machen, und 
obgleich der katholische König nch ihrer Sache annahm, 
so konnten sie doch nichts weiter erlangen als im Jahre 
1486 ein schiedsrichterliches Urtheil, durch welches er 
einige Rechte des Adels beschrankte. 

riach jener Urkunde steht es fest, dafs die Bauern ver- 
pflichtet waren 6 verschiedene Auflagen zu entrichten^ die 
wegen ihrer grofsen Härte öffentlich malos usos genannt 
wurden, und dafs zu diesen noch viele Herren andere 
schwere und schimpfliche Dienste hinzufügten. So unter 
andern, dafs die Frauen der Vasallen bei den Söhnen der 
Adligen Ammen sein mufsten, femer das Recht der ersten 
Nacht; das Verbot ihre Fruchte ohne ihre Erlaubnifs zu 
verkaufen etc. — Zu allen diesen Diensten der Catalanen 
kam noch die Last, dafs sie gleich den Aragonesen sich 
von ihren Herren nach deren Belieben mufsten gut und 
schlecht behandeln lassen. 

Durch das schiedsrichterliche Urtheil des katholischen 
Königs, welches die Ungerechtigkeit der malos usos aner- 
kannte, wurden die Dienste und Abgaben der Bauern in 
die Verpflichtung verwandelt, an ihre Herren 60 Sueldos 

{'ährlich zu bezahlen, und ihnen das Recht gegeben diese 
.ast mit 1000 für 20000 abzukaufen. Die übrigen Lasten 
und Dienste blieben bestehen, wenn sie urkundlich aufge- 
zeichnet waren und nicht binnen 5 Jahren gerichtlich nach- 
gewiesen werden konnte > dafs ihre Entstehung sich aus 
einer Gewalthandhing von Seiten der Herren oder einem 
andern ungerechten Titel herschriebe. 

Die Catalanen, die jene Lasten erduldeten, waren nicht 
blofs ein kleiner Theil, sondern wie dasselbe scbiedsrich- 
teriiche Urtheil sagt, der gröfste Theil der Bevölkerung 
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des ganzen Fürstenthums. Wenn das wahr ist, was Cabrera 
in seiner Cataluiia ilustrada berichtet, so enthielt Catalonien 
am Ende des 17ten Jahrhunderts 2400 Städte, Marktflek- 
ken und Dörfer, von denen nur 600 königlich waren, und 
diß übrigen einzehen Herren und Adeligen, Klöstern und 
Kirchen angehörten, d. h. drei Viertel der ganzen Bevöi« 
kening waren jenen oben angeführten Lehnsrechten un- 
terworfen. 

Die Rechte und Privil^en des Adels von Castilien 
waren mehr oder weniger denen des Aragonesischen und 
Catalanischen gleich. 

Am Ende des 15ten Jahrhunderts begnügten sich die 
Herren schon nicht mehr mit der gewöhnUchen Jurisdic- 
tion in der ersten Instanz, sondern strebten auch nach der 
höchsten und letzten Instanz der sogenannten mayoria de 
justicia, die in früheren Zeiten stets als das wichtigste un- 
veräufserlichste Recht der königlichen Majestät angesehen 
worden war. 

In den Cortes von Valiadolid von 1390 wurde bei dem 
Könige Johann IL von den Abgeordneten der Städte des 
Reiches Klage darüber erhoben, dafs er und seine Vor- 
fahren so viele Städte den Adeligen geschenkt hätten und 
diese sich die Jurisdiction immer unumschränkter amnafs- 
ten. In der Chronik dieses Königs heifst es in Bezug 
hierauf: „Der König entschied, wie folgt: 

„Alle Processe sollen von den gewöhnlichen Alcalden 
der Orte, welche einem Adeligen geschenkt worden 
sind, bis zum ürtheil geführt werden, und wer findet, 
dafs ihm von diesen Unrecht gesch^en, kann an den 
Herrn des Ortes appelliren, und wer auch dort noch 
nicht befriedigt wird, kann mit seiner Klage an den 
König selbst gehen , mit dessen Endentscheidung er. 
sich alsdann beruhigen soll.'' 
Aufserdem, dafs die Adeligen völlige Unabhängigkeit 
ihrer Gerichtsbarkeit von dem Könige zu erlangen suchten, 
war ihr Streben auch fortwährend auf Vergröfserung ihres 
Grundbesitzes gerichtet, und das geringe Gut, welches der 
Krone noch verblieben war, verminderte sich täglich mehr. 
In nur 13 Jahren, von 1407, wo Heinrich II. starb, bis 
1420, hatten sich die königlichen Gnadengeschenke ver- 
dreifacht, so dafs 2 Millionen jährlich fehlten, um die ge- 
wöhnlichen Ausgaben des Staates zu decken, während 
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$onst in früheren Zeiten jedes Jahr 10 bis 12 Millionen 
mehr eingenommen zu werden pflegten als man brauchte, 
und in den Schatz fiir besondere NothMe zurückgelegt 
wurden. 

Diesem Uebel suchte Johann IL durch ein Gesetz, wel- 
ches er 1422 den Cortes von Valladolid vorlegte, abzu- 
helfen. In diesem wurde bestimmt, dafs alle 

„Städte, Marktflecken, Festungen, so wie die Juris- 
diction in denselben, stets ihrer Natur nach unver- 
äufserliches Out der Krone waren, und dafs kein Kö- 
nig deshalb das Recht gehabt, diese erblich zu ver- 
äufsem. Und wenn es nöthig sein sollte, dafs der 
König einigen Vasallen besondere Gnadengeschenke 
ertheilt, so sollen diese keine Geltung haben , wenn 
sie nicht vorher von dem königlichen Kath und 6 Ab- 
geordneten der Cortes berathen und gebilhgt worden 
sind." 
Dies Gesetz wurde von Heinrich IV. in den Cortes 
von Cordoba vom Jahre 1455 bestätigt. Aber Reformen, 
die gegen die Interessen der Stände gehen, die bisher die 
ausgedehntesten Privilegien und Gewalten gehabt, erfordern 
zu ihrer Durchführung viele Kraft und Standhaftigkeit^ die 
diesen beiden Monarchen leider gänzlich fehlten. 

Zu den Bestrebungen des Adels immer gröfsere Macht 
zu erwerben, kann noch die Petition hinzugefügt werden, 
die derselbe im Jahre 1464 in der Junta von Cigales an 
Heinrich IV. einreichte. In dieser verlangte er, dafs zur 
Führung eines Criminal-Processes gegen einen Adeligen, ein 
besonderes Tribunal von 18 Richtern gebildet werden 
sollte, das zusammengesetzt wäre aus 6 Adeligen, 6 Ab- 
geordneten des Reiches, 4 Rechtsgelehrten von Salamanca 
und 2 von Valladolid. Dieser Bestimmung sollte in allen 
Fällen unbedingte Folge geleistet werden, dergestalt, dafs 
wenn der König gegen ihn auf eine andere Art sollte ein- 
schreiten wollen, der Adel in einem solchen Falle das Recht 
haben sollte, ihm mitgewaflheter Hand Widerstand zu leisten. 
Die Regierung Spaniens im 14ten und 15ten Jahrhun- 
dert war noch mehr eine Militair- Aristokratie, als eine ge- 
mäfsigte Monarchie, was sie nach einigen ScbriftsteUem zu 
jener Zeit schon gewesen sein soll. 
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Elftes Capitel. 

Von den alten Cortes von da^tilien. 

Es ist schon erwähnt worden , wann die Communen 
zuerst ihre Vertreter zu den Cortes sehidcen . durften, von 
denen sie Jahrhunderte hindurch ganz ausgeschlossen wa- 
ren, eben so, dafs zur Zeit Ferdinand des Heiligen weder 
die Anzahl der Orte, welche das Recht hatten, in den Cor- 
tes mitzustimmen, noch auch die Anzahl der Abgeordneten, 
welche sie schicken durften, bestimmt war. 

Ferdinand IV. berief zu den Cortes von Valladolid im 
Jahre 1303 „todos los hombres buenos de sus tierras/^ 
alle braven Männer seines Landes. — Auf denen von Se- 
villa im Jahre 1340 fanden sich ein Granden und andere 
Adelige, und viel Volk von jeder der Städte, Dörfer und 
Flecken des Reiches, et muchas gentes de cada una de 
las ciudades et villas et logares de los regnos, wie es in 
der Chronik von Alfons XI. heifst. 

Auf denen von Madrid vom Jahre 1390 versammelten 
sich 128 Abgeordnete von 48 Gemeinden, und dabei wird 
in der Geschichte von Heinrich von Gonzalez Davila be- 
merkt, dafs, obgleich bei der Ausschreibung der Cortes 
bestimmt worden war, jede Gemeinde sollte nur 2 Ver- 
treter schicken, viele diese Zahl überschritten, und dafs 
dies nicht im Verhältnifs stand zur Zahl der Einwohner. 
Von Burgos kamen 8, von Salamanca eben so viel, von 
Sevilla und Cordoba nicht mehr als 3, von Cadiz % von 
Oviedo und Badajoz nur 1. Von Santiago, Orense und 
anderen grofsen Gemeinden Galiciens keiner. 

Dadurch dafs die Abs^eordneten des Volkes an den Be- 

O 1-1. ä* n 

rathungen der Cortes Theil nahmen, wurde der Eänfluis 
und die Bedeutung derselben natürlich seht erhöht. Der 
König, der vorher nur mit dem Adel und den Bischöfen 
über die Veröffentlichung von Gesetzen berieth, und nur 
deren Zustimmung zur Ausschreibung neuer Steuern be- 
durfte, sah sich jetzt genöthigt, auch noch die Zustimmung 
des Volkes zu jedem wichtigen Geschäfte einzuholen. 

Der Bürgerkrieg, der durch die Cardas angeregt wurde, 
die Ansprüche auf die Krone machten, gab Sancho dem 
Braven und seinem Sohne Ferdinand Veranlassung dem 
Bürgerstande (estado general) noch mehr Aufmerksamkeit 

8 
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ZU schenkeB, als dies unter den irfiheren Regierungen ge- 
schehen war. So gestand Ferdinand zu, dafs die Cortes 
12 tftchtige Männer an seine Seite setzten^ mit denen er 
sich über die Bedürfiiisse des Reiches berathen sollte. 
,fikT sollt wissen, sagte er in den Cortes von Cuellar 
im Jahre 1297, dafs ich befehle, dafs jene Männer, 
die mir die Städte des Reiches Castilien gegeben, bei 
mir sein sollen, um mir zu räthen und zu dienen bei 
all^i Angelegenheiten des Landes/^ 
In den Cortes von Valladolid vom Jahre 1313 wurde 
ein aufser ordentlich er Rath zur Führung der Regiemog 
während der Minderjährigkeit des Königs AUws XL er- 
nannt, der zusammengesetzt war aus 4 oischöfen und 16 
Bürgern (caballeros y hombres buenos), 4 von Castilien, 
4 von Leon und Gaficien, 4 von Toledo und Andalusien 
und 4 von Estremadura; und zi^leich wurde die Abhal- 
tunff der Cortes von 2 zu 2 Jahren fes%esetzt. 

In denen von Burgos vom Jahre 1315 wurde die Zahl 
der Räthe des unmündigen Königs auf 12 reducirt, 6 Ade- 
lige (hidalgos) und 6 Bürger (caballeros y hombres bue- 
nos). Obgleich nun aber das Volk zu dieser bedeutenden 
Macht und zu diesem grofsen Antheil an der Regierung 
gelangt war, so darf man deshalb doch nicht glauben, dau 
sein V otum tmd seine Zustimmung unumgänglich nothwen- 
dig zur Gültigkeit der Gesetze war. 

„Die Cortes, sagt ein damaliger Schriftsteller, hatten 
nicht die gesetzgeberische Gewalt, sondern nur das 
Recht Vorstellungen zu machen und ihre Wünsche 
vorzutragen. Sie standen dem Könige berathend zur 
Seite und gaben ihm an, was über verschiedene Ma- 
terien geschehen und in verschiedenen Punkten ver- 
bessert werden sollte, und was sie för das vortheil- 
hafteste für das allgemeine Wohl des Landes hielten. 
In Folge dieser Rathschläge und nach gepflogener 
B^athung wurden die Verordnungen und Gesetze 
erlassen und im Namen des Königs veröffentlicht, da 
die Besdilüsse der Concilien und Cortes keine Gül- 
tigkmt hatten, wenn nicht das Ansehen und die Be- 
stätigung des Königs hinzukam, worauf ibn^i in den 
Provinzen des Reiches unbedin^er Gehorsam gelei* 
stet werden • mu&te/^ 
Koch mehr stieg das Ansehen und die Bedeutung des 
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Bürgerstafides unter der Regierung Jobanns II. In dem 
neuen königlichen Rath» der durch diesen König gebildet 
wurde, mulsten stets 4 Bürger sein; und über den Re* 
gentschafts-Rath, der zur Leitung der Regierung während 
der Minderjährigkeit seines Sohnes Heinrichs lu. gebildet 
wurde, setzte er fest, dafs die Regenten nichts von irgend 
einiger Bedeutung beschliefsen konnten, ohne die Zustim- 
mung des Rathes und von 6 Bürgern, die ihm zur Seit^ 
standen, erhalten zu haben, letztere sollten durch die Städte 
Burgos, Leon, Sevilla, Toledo, Cordoba und Murcia ger 
wählt werden. 

Die Regierung Heinrichs III., die den höchsten Emflu£| 
des Bürgerstandes gesehen hatte, sollte auch noch die Er* 
niedrigung desselben erleben. 

Die Cortes von Madrid setzten im Jahre 1391, der te* 
stamentarischen Verordnung von Johann I. g^mäfs, eineii 
aufserordentlichen Regentscbafts-Rath ein, in denen Bi- 
schöfe, Granden und Bürger ihren Sitz nahmen. Da die Ge- 
setze der Partidas in der Festsetzung der Mündigkeit de$ 
Königs unter einander abwichen, indem einmal bestimmt 
wurde, der König könne schon mit 16 Jahren, an einer 
anderp Stelle, er könne erst mit 20 Jahren die Regierung 
selbständig übernehmen, so beschlossen sie, die Regent- 
schaft solle, sobald der J^öqig das 16te Jahr zurückgelegt 
habe, die Cortes berufen, damit diese entschieden, ob der 
König alsdann fähig sei die Zügel der Regierung selbst 
zu ergreifen, oder ob er noch bis zum vollendeten 20sten 
Jahre warten sollte. 

Heinrich III. kümmerte sich aber eben so wenig um 
die Partidas als um die Cortes, und kaum hatte er das 
1 4te Jahr zurückgelegt, so ergriff er selbst die Zügel dei: 
Regierung und das Reich, weit entfernt ihm Widerstan<J 
zu leiste begrufste ihn in den Cortes vpm Jahre 1393 
mit einer so schmeichelhaften Rede, wie sie nur immer 
hätte an den weisesten upd erprobtesten König gerichtet 
werden können. Von diesem Tage an s^nk der Einflufe 
des Bütgerstandes immer mehr. In den Cortes voii i40(^ 
schlug der König einen Krieg gegen die Mauren vor. EJsr 
wurde viel berathen über den Betrag dessen, was er zu 
dieser Unternehmung beizutragen hätte. Die Kosten des, 
Ans<(^bl9g9 beliefen sich ^uf 60 millioneü Maravedis; die Ab- 
geordneten prüften denselben und setzten ihn auf 45 Mil- 
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lionen herab. Für den Fall, dafs diese nicht ausreichen 
sollten^ wurde dem Könige gestattet^ sie zu erhöhen^ ohne 
die Cortes weiter befragen zit müssen. Einige Abgeord- 
nete der Städte widersprachen diesem Beschlufs; aber die 
meisten sagten: ^^dafs da man zuletzt gezwungen sei^ zu 
thun was der König befehle (al fin era forzado de ha- 
cer lo que el rey mandase), so wäre es viel besser es 
gleich zu thun 9 als abzuwarten , dafs erst auf Kosten der 
Städte die Abgeordneten berufen würden;^' und so blieb 
es bei dem gefafsten Beschlufs. 

Die Regentschaft, welche Heinrich IIL für seinen un- 
mündigen ^hn Johann 11. einsetzte, war sehr verschieden 
von der, welche sein Vater für ihn eingesetzt hatte. Kein 
einziger Bürger wurde in dieselbe aufgenommen, sondern 
zu alleinigen Tutoren und Regenten die Königin Dona Ca- 
talina und der Infant Ferdinand ernannt, denen der von 
Johann I. errichtete königliche Rath zu Seite stand, der 
damals aus 16 Bischöfen^ Granden, Adeligen, Mönchen und 
Rechtsgelehrten zusamnfengesetzt war. Der aber in Wahr- 
heit das Reich während der Dauer jener Regentschaft re- 
gierte, war Sancho de Rojas, Erzbischof von Toledo. 

Mit der Regierung Johanns IL fing in Spanien der 
wahre Geist seiner Verfassung, nämUch das feudale und 
aristokratische Element wieder an, bei weitem das vor- 
herrschende zu werden, und der Bfirgerstand sank immer 
mehr wieder in seine vorige Unbedeutendheit zurück, aus 
dem er sich nur auf kurze Zeit erhoben hatte, besonders 
begünstigt durch die Empörung von Sancho dem Braven 
gegen seinen Vater und Ueinrich III. gegen seinen Bruder. 

Sobald Johann 11. die Regierung angetreten hatte, tiber- 
liefs er dieselbe den Granden und namentlich seinem Günst- 
linge Alvaro de Luna. Die Folge hiervon war die Unord- 
nung im Lande, die Geringachtung der königlichen Gewalt, 
die Usurpation der reichsten Städte und Dörfer durch den 
allmächtigen Günstling und die übrigen Granden des Rei- 
ches, und durch fortwährende Feste, die deil Staatsschatz 
völlig erschöpften, suchte man das Volk zu beschäftigen 
und zu täuschen, damit es sein Elend und den Mangel an 
Gerechtigkeit, der überall herrschte, nicht gewahr werden 
sollte. 

Als die Cortes nichts anders mehr waren als Versamm- 
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luDgen ohne Macht, und nur dazu berufen wurden, um die 
Feier der Krönung und der Huldigung des neuen Königs 
feierlicher zu machen, und um die Erpressungen neuer 
Dienste und aufserordentlicber Abgaben zu erleichtern; und 
der Einflufs der Abgeordneten des Bürgerstandes voilstän^ 
dig vernichtet worden war, weigerten sich die Städte noch 
ferner die Diäten fiir ihre Abgeordneten zu bezahlen. 

Auf die Klage, die hierüber j^n den Gemeinden auf 
den Cortes von Ocana vom Jahre 1422 erhoben worden 
war, wo besonders Burgos und Toledo gegen die fernere 
Besoldung ihrer Deputirten protestirten , befahl König Jo- 
hann n., die Abgeordneten sollten in Zukunft aus dem 
Staatsschatz bezahlt werden. — Nicht leicht konnte eine 
Petition eingebracht werden, die der Freiheit des Volkes 
nachtheiliger gewesen wäre, als diese, denn durch sie wurde 
der Staatsregierung ein Grund gegeben, unter dem Vor- 
wande die Ausgaben des Staates einzuschränken, die Zahl 
der Abgeordneten zu vermindern , die die Aufseher der 
Regierung sein sollten, und die sie selbst bezahlte. 

Die Folgen zeigten sich auch äehr bald. Zu den Cor- 
tes, die 3 Jahre darauf im Jahre 1425 abgehalten wurden, 
um Heinrich W, als Erbprinzen zu huldigen, waren nur 
12 Städte, Burgos, Toledo, Leon, Sevilla, Cordoba, Mur* 
cia, Jaen, Zamora, Segovia, Avila, Salamanca Und Cuenca 
berufen. Den übrigen wurde befohlen, ihre Vollmachten 
den Abgeordneten der genannten Städte mit zu übertragen. 
Hierbei blieb es, nachdem die Könige es sich vorbehalten 
hatten,>Mas Votum in den Cortes als eine Gnade verieihen 
zu dürfen, die nicht ohne bedeutende Kosten erlangt wer- 
den konnte. 

Bis zum 16ten Jahrhundert hatten dieses Privilegium 
nur noch 6 andere Städte des ganzen Reichs erhalten, 
nämlich: Toro, Valladolid, Soria, Madrid, Guadalajara und 
Granada. Mehr finden sich auch nicht auf denen von Toro 
im Jahre 1505, wo nach Erledigung anderer wichtiger Ge- 
schäfte jene berühmten Gesetze publicirt wurden, die den 
Namen jener Stadt führen. 

Nachdem erst die Zahl der Abgeordneten der Städte 
vermindert worden -war, so war es nicht schwer durch 
directe und indirecte Mittel dergestalt auf die Wahlen iö 
den Gemeinden einzuwirken, dafs stets nur solche Männer 
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in die Cmrtes gewSUt wurdeD, die der königlichen Gewalt 
Eugethan waren, und auf deren Stimmen die Regierung 
im Voraus mit Sicherheit zählen konnte. 

Schon die Cortes von ValladoUd vom Jahre 1442 und 
noch mehr die von Cordoba von 1455 verlangten aufs hef- 
tigste die Abstellung dieser neuen Mifsbräuche und dieser 
neuen Beschränkung der Freiheiten und Rechte des Vol- 
kes. Johann II. sowohl, als auch Heinrich IV. versprachen 
es, doch deshalb blieb die Einwirkunff von Seiten der Re- 
gierung auf die Wahlen dieselbe, und nach wie vor wur- 
den die Manner vorher beaeichnet, die ihr als Abgeord- 
nete zu den Cortes besonders erwünscht sein würden. 



Zwölftes Gapitel. 

Voll der Magistratar im Mittelalter. Aadienzen des Kdniga snr Verwal- 
tmig der Justiz; Errichtniig des königlichen Obertribonals (audiencia real) 

im Jahre 1371. 

Nach der alten gothischen Constitution waren die Eö- 
nige die ersten Magistrate^ und diejenigen, welche persöD- 
lieh in letzter Instanz die Justiz verwalteten und alle Pro- 
cesse endgültig entschieden, falls an sie appellirt worden 
war. — Diese Einrichtung dauerte auch fort, nachdem 
das alte goüiische Reich schon unter dem Schwerdte der 
Mauren zusammengestürzt war, und noch viele Jahrhunderte 
in den nach und nach auf den Trümmern der alten gothi- 
schen Monarchie neu sich erhebenden spanischen Reichen. 
Höchst merkwürdig ist das Urtheil und die Entschei* 
düng eines Processes durch Ferdinand den Heiligen vom 
Jahre 1239; dort heifst es: 

^Allen denen, die diese Verordnung sehen, seis hier- 
mit kund gethan, wie wegen der Entscheidung des 
Rathes von Segovia und von Madrid über die Be- 
zirks - Grenzen von Ich, Ferdinand, von Gottes 

Gnaden, König von Castilien^ Toledo, Leon, Galicien 
und Cordoba, selbst nach Jarama gegangen bin, wo 
die andern Bezirke von Madrid zusammentreffen, be« 
ffleitet von dem Erzbiscbof Rodrigo von Toledo ; dem 
Bischof von Osma, meinem Grofskaozler; dem Bischof 
von Segovia, Bemardo, dem Bischof von Cuenca, 
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Yanez; dem Bkchof von Cordoba; dem GrofsmeMter 
von Calatrava, Martin Ruiz und meinen Alcalden Fray 
Pelaezy Garci Miinoz etc. und anderen aaagezeiGbneteu 
Männern, die ich in meinen Rath berufen habe. Dort 
habe ich die Privilegien und Gerechtsame beider Par- 
teien selbst in Augenschein genommen, und habe die 
Bezirke unter sie getheilt, und die Grenzsteine ge*< 
setzt .... Und Ich, König Ferdinand, in Uebereinstim-. 
mung und im Einverständnifs mit meiner Mutter der 
Königin Berenguela und mit meinem Weibe der Kö- 
nigin Johanna und mit meinen Söhnen, Alfons, Fa- 
drique und Ferdinand, verordne und befehle. . . .'^ 
Solchen Werth legte dieser ausgezeidmete König auf 
eine gute und gerechte Verwaltung der Justiz, dafs er sich 
nicht damit begnügte die streitenden Parteien anzuhören 
und ihr Recht zu prüfen, sondern sich selbst an den Ort 
des Streites hinbegab, um dann nach eigner Anschauung 
ein um so sichreres und bestimmteres Ürtheil fäUen zu 
können. 

Eine von den grofsen Unternehmungen, welche Alfons 
der W^eise beabsichtigte, war auch eine neue Organisation 
der Magistratur. Nach den Bestimmungen in den Partidäs 
über die Statthalterschaften und andere Punkte, die mehr 
die Gerichtspraxis bei Eatscheidung von Processen betra- 
fen, wurde im Jahre 1312 eine neue Verordnung veröf- 
fentlicht. 

Nach verschiedenen Titeln tiber die Advokaten ban« 
delt diese von den Alcalden oder Richtern des Hofes, de- 
ren Zahl auf 23 festgesetzt wurde, nämlich 9 von Casti^ 
lien, 6 von Estremadura und 8 von Leon. Drei von Ca*' 
stilien mufsten stets im Pallaste des Königs anwesend sein 
u||d die 9 wechselten zu 3 und 3 alle 4 Monate, und je-' 
der urtheilte für sich allein. 

Ebenso mufsten stets 4 Alcalden von Leon g^;enwär- 
tig sein und unter diesen ausdrücklich ein Büi^er, der da» 
Recht des Gesetzes und die alten Sitten und Gewohnheit, 
ten genau kannte. 

Aufser diesen gewöhnlichen Alcalden gab es noch an-^ 
dere Rechtsgeiehrte, die den Appellationen beiwohnen muliih 
ten. Wenn diese drei sich in ihren Ansichten nicht einigs- 
ten, so sollten einige andere von den gewöhnlichen zu den 
Berathungen zugezogen werden, und wenn auch diese sich 
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nicht vereinigen kofnnten, die Sache dem Könige voi^tra- 
gen werden. 

Dieser Gang sollte nur in den Reidien Leon, Andalu- 
sien, Toledo und Estremadura befolgt werden. In Casti- 
lien sollten die Appellationen von den Alcalden der Dör- 
fer an die Statthalter der Bezirke (adelantados de los al- 
fores) und von diesen an die Statthalter der Provinzen 
(adelantados majores) und dann zuletzt an den König selbst 
gehen. 

Die Alcalden des Hofes konnten keine Steuer-Processe 
(pleitos foreros) entscheiden, sondern nmlsten die Litigan- 
ten an ihre Gemeinden zurückweisen. 

Zuletzt setzte der König drei Tage in der Woche fest, 
an denen er Audienz ertheilen und öffentlich zu Gericht 
sitzen wollte, begleitet von den Alcalden seines Hofes, 
die er )edes Mal selbst dazu ernennen wurde. 

Die Petitionen, die nicht die Justiz betrafen, wurden 
den Mönchen de Santa Maria de Espana übei^ben, wel- 
ches ein Militair-Orden war, den er selbst gestiftet hatte, 
die dann dem Könige Bericht abstatteten. 

Nach dem Tode Alfons X. that Sandio der Brave we- 
nig zur Aufrechterhaltung und Fortfuhrung der fÜniichtno- 
gen seines Vaters. 

Sein Nachfolge Ferdinand IV. ertheilte im Anfange' 
seiner R^erung weder öffentliche Audienzen, nodi hatte 
er an seinem Hofe Alcalden zur Entscheidung der Appel- 
lationen. , 

Als das Reich in den Cortes von ATaDadolid im Jahre ^ 
1307 die Wiederherstellung jener Aemter und der öffent- 
lichen Audienzen von ihm verlangte, versprach er beides, 
beschrankte aber $e 3 Audienzen, die sein Grofsvater wo- 
chenthch ertheOt hatte, auf eine, die am Freitage ]ed|r 
Woche stattfinden sollte. 

Alfons XI. hatte im Jahre 1329 in dea Cortes ver- 
sprodien, et wolle zweimal wöchentfich öffentliche Audienz 
ertheilen, umgeben von seinen Alcalden und den au^e- 
zeidmeten M^nem seines Käthes, um am Montage jeder 
Woche die Petitionen anzuhören, die Civil-Sadien betrafen 
und am ,Freitage die, weldie eine Criminal-Sache zum Ge- 
genstand hatten. 

Lob Jahre 1348 beschrankte er die beiden Audienzen 
auf ^e, in der er die^ Petitionen erledigoi wcdhe, die die 
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Räthe des obersten Gerichtshofes (los de nuestra audien- 
cia) bei ihren Entscheidungen seiner persönlichen Bestim- 
mung vorbehalten hätten. 

Der Ausdruck ^Jos de nuestra audiencia,'^ der in die* 
sen und andern Cortes gebraucht wurde , scheint das Be- 
stehen eines Coliegiums von Käthen zu verstehen zu ffe- 
ben, wie das war, welches später zur Erledigung der Ap- 

Bellationen als höchstes Tribunal des Landes errichtet wurde, 
^och andere Stellen beweisen deutlich , dafs dieser Aus- 
druck sich nur auf die besondem Alcalden und Richter 
des Hofes bezieht. 

Der oberste Gerichtshof (la audiencia real) wurde erst 
unter Heinrich IL in den Cortes von Toro im Jahre 1371 
errichtet. 

Er ernannte 7 Räthe , 3 Bischöfe und 4 Advokaten, 
die 3 mal in der Woche Sitzung halten mufsten, am Mon- 
tag, Mittwoch und Freitag , und zwar im königlichen Pal- 
laste oder in dem Hause des Grofskanzlers oder in einer 
Kirche. 

Die Räthe sollten von den Alcalden des Hofes unter- 
schieden sein, und ihr Amt selbst verwalten, und durften 
nicht andere an ihre Stelle setzen. 

Die Processe mufsten summarisch nach Petitionen, nicht 
nach Elagschriften entschieden werden. Gegen das Urtheil, 
welches die Majorität der Räthe dieses Gerichtshofes ge- 
fällt hatte, fand keine Appellation statt. Für die Criminal- 
Sa^fien wurden 8 Alcalden des Hofes ernannt, von denen 
2 aus Castilien, 2 aus Leon, 1 aus Toledo, 2 aus Estre- 
madura und 1 aus Andalusien sein mufsten. 

Aufser diesen 8 Alcalden der Provinzen gab es noch 
2 andere, einen fiir die Adeligen und einen für die Ap- 
pellationen, indem der für die Supplicationen wegfiel. 

Von diesen Magistraten wurden den Bischöfen 50000 Ma- 
ravedis, den Rechtsgelehrten 25000 und den Alcalden 15000 
als Gehalt ausgesetzt 

Johann I. vermehrte in den Cortes von Briviesea im 
Jahre 1387 die Anzahl der weltlichen Räthe auf 8 mit 2 
Prälaten, von denen die eine Hälfte die ersten 6 Monate 
des Jahres, und die andere die andern 6 Monate den Dienst 
hatten, und ihre Sitzungen alle Vierteljahre abwechselnd in 
Medina del Campo, Olmedo, Madrid und Alcalä de Hena- 
res hielten. 
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Bei eintretender Vacans unter den Beimten sddug der 
Gerichtshof selbst drei Personen vor, und der Rath drei 
andere, aus denen der König alsdann denjenigen erwählte 
und zum Mitglied des Gerichtes ernannte, aer ihm der pas- 
sendste erschien. Kein Richter durfte Geschenke von den 
Parteien annehmen, und die ünterrichter in den Provinzen 
mulsten sich alle nach den Entscheidungen des obersten 
Gerichtshofes richten. 

Als der König nach 2 Jahren einsah, dafs es nachthei- 
lig sei, dafs der oberste Gerichtehof nicht stete an demsel- 
ben Orte seinen Sitz hatte, befahl er, er solle bleibend 
nach Segovia verlegt werden, und vermehrte zugleich die 
Zahl der Rathe auf 6 Bischöfe und 10 Rechtegelehrte, 
damit im Fall, dafs einige von den Beamten sollten zu an- 
dern Geschäften gebraucht werden, immer noch wenigstens 
1 Bischof und 4 Rechtsgelehrte, der Alcalde fiir die Ade- 
ligen und ftir die Appellationen und die fibrigen nothwen- 
digsten Beamten zurfickblieben. 

Den Appellationen gab er eine neue Form, indem er 
verordnete, dafs von dem Urtheil des obersten Gerichts- 
hofes, falls dieses das der unteren Richter bestätigte, kein 
Recurs mehr an den König selbst stattfinden sollte, wohl 
aber, wenn dies nicht der Fall war. 

Wenn ein Procefs gleich in erster Instenz bei der 
Audiencia angefangen wurde, so konnte nach dem ersten 
Erkenntnifs binnen 20 Tagen von denselben Räthen eine 
nochmalige Untersuchung verlangt werden. Nach diesem 
zweiten Erkenntnifs, was alsdann erfolgte, fand in der Re- 
gel keine Appellation an den König statt, und nur in sehr 
wichtigen Fällen wurde dem Verurtheilten, als Ausnahme, 
eine Supplication gestattet, nachdem er zuvor 1500 Dn- 
blonen gerichtlich deponirt hatte. In dem letzteren Falle 
ernannte der König alsdann einen oder mehrere Richter 
zur nochmaligen Untersuchung des Processes. Wurde durch 
diese das Urtheil des obersten Gerichtehofes bestätigt, so 
verlor der Supplicant seine 1500 Dublonen, von denen ein 
Drittel den Räthen der Audiencia, weldie das Urtheil ge- 
fällt hatten, das zweite Drittel den Richtern der Suppli- 
cation, und das dritte Drittel dem Fiskus zufiel 

Bis dahin waren die Entecheidungen der Audiencia nicht 
nur mit dem Siegel des Monarchen, sondern auch mit der 
eigenhändigen Unterschrift desselben verseben worden; Jo- 
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hann L hob die Unterschrift auf, und befahl ^ dafs «ie mit 
dem Staatssiegel und den Unterschriften der Räthe der 
Audiencia versehen, dieselbe Gültiffkeit haben sollten , als 
wenn er sie selbst mit eigner Hand unterschrieben hatte. 

Die Tutoren von Johann 11., die sich f&r ihre Regie-* 
rung die Provinzen getheiit hatten, theilten auch die Audien- 
cia, die eine behielt ihren Sitz in Segovia, und die 
andere wurde' nach Andalusien verlegt. Diese Einrichtung 
wurde aber, als der König die Regierung selbst übernahm, 
wieder aufgehoben, und es blieb noch über 1^ Jahrhun- 
derte nur ein oberster Gerichtshof för ganz Spanien. 

Die katholischen Könige verminderten die 2ahl der Rä- 
the auf 8, und bestimmten ihnen Valladolid als bleibenden 
Sitz, wo sie sich in zwei Sälen versammelten. 

Im Jahre 1494 errichteten sie eine andere Audiencia 
in Ciudad-Reai, die im Jahre 1505 von dort nach Granada 
verlegt wurde. 

Auch sie fiihren fort, so wie ihre Vorfahren, um das 
königliche Ansehen zu heben und zu befestigen, und der 
Justiz mehr Macht und Gewalt zu geben, die beiden ober- 
sten Gerichtshöfe des Landes durch grofse Vorrechte aus* 
zuzeichnen und besonders zu ehren. 

Da im Anfang der König selbst in diesen Tribunalen 
den Vorsitz geführt hatte, so wurde ihnen derselbe Titel 
und dieselbe Anrede, die man sonst an den Fürsten ge- 
richtet hatte, gelassen, nämlich die: sehr mächtiger Herr 
und Hoheit, muy poderoso senor y alteza. 

Als Carl V. im Jahre 1518 einer Sitzung des Gerichts- 
hofes von Valladolid beiwohnte, befahl er den Ruthen sich 
zu bedecken. 

Er so wie auch Philipp 11. vermehrten die Zahl der 
Glieder der Gerichtshöfe und errichteten neue, denen Carl IV. 
noch den von Estremadura hinzufügte. 

Diese neue Art von Gerichtshöfen, deren Mitglieder 
Rechtsgelehrte waren und bedeutendes Gehalt und grofse 
Auszeichnungen von den Königen erhielten, trug sehr viel 
dazu bei, das königliche Ansehen zu erhöhen und zu be^ 
festigen und gröfsere Ordnung und Regelmäfsigkeit in die 
Verwaltung der Justiz zu bringen. Lange Studien, die die 
Räthe auf den Universitäten vor Uebemahme ihres Amtes 
gemacht hatten, machten sie geneigter zur strengen Beur-- 
theilung des Rechts, als die lärmende Arbeit des Kriegs- 
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dienstes. Das römische Recht» was auf den Universitäten 
gelehrt wurde» war der absoluten Monarchie günstiger als 
einer Herrschaft der Aristokratie» und ein CoUegium von 
hochgestellten und geehrten Beamten» unter dem Vorsitze 
eines Bischofs» war nothwendig Ehrfurcht gebietender und 
der Bestechung weniger zuganglich» als ein einzelner Rieh-» 
ter für die Erledigung der Appellationen. 



Dreizehntes Capitel, 

Von dem königlichem Rathe, (consejo real), ffewöhnlich der castillaniBclie 
genannt; alter Rath der Granden und Bisdöfe; erste Errichtung des 

königlichen Raths durch Johann I. 

, Bis zum 13ten Jahrhundert war die Regierung Spa- 
niens eine rein militairische ; die Könige» Granden» Richter 
und Statthalter in Provinzen» Städten und Dörfern waren 
Soldaten. 

Universitäten gab es noch nicht» und. die Gesetze wa- 
ren auch so wenige und so einfache» dafs sie fedefr leicht 
wissen konnte» so dafs es nicht schwer war» Richter oder 
Rath des Königs zu werden; die Granden waren es schon 
von Geburt. Auch noch lange Zeit nach der Errichtung 
de$ königlichen Rathes bis zur Ueberffabe von Granada» 
hatten sie das Recht alle Erlasse und Befehle des Königs 
zu bestätigen, — Obgleich abeir die Granden und Prälaten 
geborne Käthe des Königs waren» so pflegten diese doch 
noch andere Personen» die ihr besonderes Vertrauen ge- 
nossen» zu -MitgUedem ihres Privatrathes zu erninnen» der 
zum Unterschiede von dem Nationalrathe in der Chronik 
Alfolta XL» consejo de gabineta» Kabinetsrath genannt wird. 
Diesei^' König ernannte bei seinem Regierungsantritt zu 
Mitgliedern seines Kabinetsrathes aufser einem Abte» der 
schon unter seiner Grofsmutter der Königin Do a Maria 
dieses Amt bekleidet hatte» noch 5 andere» 2 Adelige» 
1 Geistlichen, seinen Erzieher und einen Juden. 

Heinrich II. hatte, bevor er die Tribunale umänderte» 
indem er die Audiencia errichtete» die Absicht» seinen 
Kabinetsrath noch um 12 Mitglieder zu vermehren» von 
denen je^2 aus jeder der Provinzen Castilien» Leon» Gali- 
cien» Toledo» Estremadura und Andalusien genommen wer- 
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den sollten 9 wie dies schon während der Minderjährigkeit 
Ferdinands 11. geschehen war. Aber der unglückliche Aus* 
gang der Schlacht von Najera erlaubte ihm damals nicht 
dieses Vorhaben auszuführen, und es erschien ihm passen- 
der die Räthe und Alcalden des Hofes zu Eabinetsräthen 
zu ernennen. 

Der eigentliche Gründer des königlichen Staats- 
rathes war Johann I. Als er im Begriff war in die 
Schlacht von Aljubarrota gegen die Portugiesen zu gehen, 
legte er sein Testament nieder, in welchem er verordnete, 
dafs im Falle, dafs er nicht aus der Schlacht zurückkeh^ 
ren sollte, das Reich, bis dafs sein Sohn das Alter vori 
15 Jahren erreicht haben werde, durch einen aufserordent- 
lichen Rath regiert werden sollte. — Glieder dieses Ra- 
thes sollten sein; ein Grande, die beiden Erzbischöfe von 
Toledo und Santiago, 3 Adelige und 6 Bürger^ die von 
den Städten Burgos, Toledo, Leon, Sevilla, Cordoba und 
Murcia erwählt werden sollten. — „Diese Bürger, heifst 
es im Testamente, sollen stets mit den genannten Tutoren 
und Regenten bei allen Verhandlungen und Berathungen 
derselben zugegen sein, so dafs jene nichts allein beschlie- 
fsen oder verordnen können über den Zustand des Reiches, 
da wir es für gut und recht halten, dafs sie Theil haben 
an den Beschlüssen^ denen das ganze Volk Folge leisten 
soU." 

Obgleich diese Schlacht verloren ging, so verlor der 
König doch nicht das Leben in derselben, und in Folge 
dessen war nicht weiter von dem Testament £e Rede, 
noch von dem projectirten Rathe, deshalb gab aber dieser 
Fürst den Plan ein höchstes Regierungs- Tribunal zu er- 
richten nicht auf, in welchem auch die Bürger Sitz und 
Stimme haben sollten. 

Im Jahre 1385 waren in dem Eabinetsrathe nur 2 Ade- 
lige und alle übrigen Glieder desselben waren Geistliche. 
Als daher der König ihnen die Criminal-Klage gegen sei- 
nen Bruder Alfons vorlegte, verweigerten die Geistlichen 
mit Rücksicht auf ihr Amt die Entscheidung desselben, 
und da die beiden Adeligen sich auch nidit einigen konn-^ 
ten, so fand dieselbe keine Erledigung. 

Dieser Vorfall trug noch mehr dazu bei, die längst 
gehegten Vorsätze des Königs zur Ausführung zu bringen. 

Noch' in demselben Jahre legte er den Cortes einea 
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Plan über die Regierung vor, den er schon lange entwor- 
fen hatte. 

Er errichtete darauf einen besonderen Regierungsratb, 
consejo de gobiemo, der aus 12 Personen der 3 Stande, 
der Geistlichkeit, des Adels und der fifii^r, von jedem 
4, zusammengesetzt war, indem er verordnete, dals alle 
Geschäfte des Reiches von diesen 12 Räthen erledigt werden 
sollten, aufser denen der Justiz, die der Audiencia verblie* 
ben, die schon sein Vater errichtet hatte, und einig^i an- 
dern, die er sieh selbst zur Entscheidung vorbehielt. — 
Zu diesen letztem gehörten; die Ernennung der Beamten 
seines Hofes und der Mitglieder der Audiencia ; der Kom- 
mandanten der Castelle und Festungen, der Statthalter und 
Steuerbeamten, deren Wahl nicht den Gemeinden sufiel, 
der Schreiber in den grofsen Städten; der Corregidoren 
oder Bürgermeister; femer die Verleihung von Präbenden 
und Bisthfimem ; die Vertheilung von Ländereien ; die Ver- 
leihung von Pensionen und Almosen und die Indulte för 
Verbrecher. 

In alle diese Angelegenheiten sollte sich der Rath 
ohne besondern Befehl des Königs nicht einmischen, ob- 
gleich er versprach, dafs er auch in diesen Sachen ihn 
stets um seine Meinung befragen würde, bevor er eine 
Entscheidung träfe. 

Er bestimmte auch, dafs nur die Ausfertigungen vod 
Begnadigungen, die er sich persönlich vorbehielt, seine 
eigenhändige Unterschrift haben soUten, und dafs für die 
übrigen Erlasse und Verordnungen die Unterschriften von 
3 Räthen mit dem Siegel des Staatsraths genügen sollten. 

Das ganze Reich hatte dieser neuen Einrichtung Jo- 
hanns I. beigestimmt, jedoch hatte es Bedenken erregt, dafs 
die Granden in denselben aufgenommen worden waren. 

Ein Rath von 12 Personen, die aus den 3 Ständen 
genommen wurden, erschien auf den ersten Blick wobt 

gemgnet, die Interessen der ganzen Nation zu vertreten, 
^a aber der Gründer desselben erklärt hatte, dals er die 
Mitdieder des Rathes nicht nach Klassen oder Ständen, 
soedera mich den Individuen gewählt habe, so war zu 
furchten, dafs es wieder wie früher dahin kommen wurde, 
dafs der neuQ Rath, bei der grofsen Macht des Adels und der 
Geistlichkeit, nur aus diesen beiden Ständen erwählt wer*- 
den würde, oder wenn auch die Ernennung der Bürger 
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fortbestehen sollte, doch ihr Em&db bei den Berathiingen 
und Beschlüssen viel geringer sein würde als der der Ade^ 
ligen und Bischöfe, und ihre 4 Stimmen stets der Majori* 
tat der beiden übrigen Stände würden weichen müssen. 

Deshalb verlangten die Cortes von Briviesca im Jahre 
1387 die Ausschliefsung der Granden von dem neuen 
Stäatsrathe. 

Diesem Verlangen wollte Johann I. jedoch nicht will- 
fahren, versprach aber den Wahlen die gröfste Aufmerk- 
samkeit zu schenken, und damit die Stimmen, die dem 3ten 
Stande bestimmt waren, in dem Rathe gröfsern Einflufs 
gewönnen, so sollten an Stelle der 4 Bürger, 4 Rechts- 
gelehrte erwählt werden, die durch ihre gröfsere Kennt-» 
nifs des Rechts dem Einflufs der übrigen Käthe der Bi-* 
schöfe und Adeligen ein genügendes Gegengewicht entgC" 
gensetzen könnten. 

Von diesen 4 Rechtsgelehrten sollten 2 den König stets 
begleiten, um alle Gesuche in Empfang zu nehmen, die dem-* 
selben eingereicht würden, und an die betreffenden Bureaux 
gelangen zu lassen. Die Petitionen^ welche Entscheidungen 
von Gerichtshöfen betrafen, wurden der Audiencia zur Erledi-^ 
gting zugewiesen, aufser denen, welche Beschwerden über 
die Erkenntnisse dieses Gerichtshofes selbst enthielten. 

Alle Mitglieder des Staatsrathes mufsten sich ein oder 
zwei mal des Tages im Palaste einfinden, so lange der 
König daselbst anwesend war. Befand sich derselbe auf 
Reisen, so begleiteten ihn einige von den Ruthen, und 
die übrigen führten unterdessen die Geschäfte nach alter 
Weise fort. 

Nach einer Bestimmung vom Jahre 1390 mufste der 
Staatsrath alle Tage zusammentreten. Zum Präsidenten 
wurde damals der Bischof von Cuenca ernannt, und die 
Befugnisse desselben, die Ordnung, die die Räthe bei 
der Abstimmung und in ihren Plätzen zu beobachten hat- 
ten, so wie dafs stets ein Sessel für den König in dem 
Sitzungszimmer reservirt werden sollte, festgesetzt. 

Heinrich III. vermehrte die Anzahl der Mitglieder des 
Staatsrathes bis auf 16 und gab einige Verordnungen über 
die Einrichtung desselben, die jedoch wenig von denen 
seines Vaters abwichen. 

Zur Erledigung von Geschäften mufsten mindestens 2 
Adelige und 2 Rechtsgelehrte sich vereinigen. 
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Er bestimmte die Stunden und den Ort, wann und wo 
die Sitzungen gehalten, imd, dafs den Anordnungen des- 
selben von allen Personen jedes Ranges und Standes un- 
bedingte Folge geleistet werden sollte. Wer dem zuwi- 
der handelte wurde mit einer Strafe belegt, die der Rath 
selbst bestimmte. 

Unter der Regierung Johanns 11. wurde die Anzahl der 
Mitglieder des Staatsrathes bis auf 65 vermehrt, mehr aus 
Nach^ebigkeit und Gunst des damals allmächtigen Ministers 
4ind Günstlings des Königs Alvaro de Luna, als weil ein 
wirkUches Bedfirfhifs dazu vorhanden gewesen wäre. 

Im Jahre 1419 verlangten die Cortes von Madrid, dals 
bei der grofsen Anzahl der Mitglieder des Staatsrathes doch 
wieder einige Stellen an Bürger vergeben wurden, wie dies 
in der frühsten Zeit der Fall gewesen war, damit durch sie 
der König sich besser über die Bedürfnisse der Provinzen 
unterrichten und einigermafsen die Rechte des Bfirgerstan- 
des mit denen der privilegirten Stände ins Gleichgewicht 
bringen könnte. — Diesem Begehren wurde. nicht gewill- 
fahrt. — Wegen der allzugroisen Anzahl det Staatsrathe 
wurde der Staatsrath im Jahre 1436 in zwei Theile ge- 
theilt, von denen der eine fär die Verwaltung, der andere 
f&v die Regierung bestimmt war. 



Viertes Buch. 

Von dem RegieniDgs- Antritt der katholischen ESnige bis 

aof die neueste Zeit. 



Erstes Capitel. 

Trauriger Zustand der Monarchie und der Gesetzgebung beim Regiernngs- 
Antritt von Ferdinand und Isabella. Politik dieser Könige, um die Gran- 
den zu unterwerfen und die öffentliche Ordnung wieder hemutellen. Neue 
Einsetzung des Staats-Raths. Neuer Codex und die Gesetze von Toro 

(las lejes de Toro). 

iiachdem Ferdinand und Isabella durch ihre glückliche 
Heirath die Kronen von Castilien, Sicilien und Aragon ver- 
einigt hatten, konnten sie gröfsere Unternehmungen begin-» 
nen und zu Ende fuhren, als die» ihren Vorfahren mög- 
lich gewesen war. — Das Wichtigste ihrer Regierung ist 
die Üaterwerfung der Granden, deren unbezähmbarer Stolz 
und zügelloser Ehrgeiz die hauptsächlichste (Jrsache der 
Unordnung und des Elends der beiden früheren Regierun- 
gen gewesen war. 

„In jenen Zeiten der Trennung, sagt Pulgar in seiner 
Chronik der katholischen Könige, konnte die Civil- 
Justiz gegen die Uebelthäter nicht in Ausführung ge- 
bracht werden , die das Volk in allen Theilen des 
Königreiches auf den Wegen anfielen und beraubten-, 
keiner bezahlte was er sollte; keiner leistete seinen 
Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam; und durch 
den letzten Krieg (gegen die Portugiesen), wie durch 
die früheren unter König Heinrich war das Volk an 
solche Unordnung dergestalt gewöhnt worden, dafs 
jeder für feig galt, der weniger Gewaltthaten verübte, 
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die ruhigen und friedliebenden Bfirger waren nicht Her- 
ren ihres Eigenthums^ und konnten zu Niemandem ihre 
Zuflucht nehmen gegen die Räubereien und Bedrük- 
kungen. ..." 
Zu diesem schmachvollen Verderbnifs der Sitten und 
dem Ungehorsam gegen die Gesetze mufs noch die Ar- 
muth des Staatsschatzes hinzugefägt werden, der nicht im 
Stande war, die Kosten einer ordentlichen Gesetzespflege 
zu bestreiten, ohne welche Sicherheit, Ruhe und öffentli- 
cher Wohlstand nicht möglich sind. Die Politik der Gran- 
den jener Zeit bestand darin, dafs sie Parteien bildeten, 
und den König zwangen sich ihrer zu bedienen. Durch 
diesen Kunstgriff nöthigten sie Heinrich 11. ihnen fast das 
ganze Eigenthum der Krone zu schenken, und mit so un- 

Seheuren Jahrgeldem zu belegen, dafs sie hinreichten an- 
ere zu bilden mit den unglaublichen Zinsen von 100 Pro- 
cent. — Vergeblich wollte dieser, im wahren Sinne des 
Worts unvermögende König in den Cortes von Santa Maria 
de Nieva seine Bewilligungen und Schenkungen von 10 Jah- 
ren bis zum Jahre 1474, in dem die Cortes abgehalten 
wurden, widerrufen und fiir ungültig erklären. — Seine 
Erklärung hatte nicht den mindesten Ek'folg und als Fer- 
dinand und Isabella die Krone von Castilien erbten, war 
der Staat in einem so schlechten Zustande, dafs die Ein- 
künfte desselben nicht 30000 Dukaten überstiegen. 

Eine Schilderung des damaligen Zustandes der casti- 
lischen Gesetzgebung findet sich in einem Gutachten, wel- 
ches im Jahre 1465 von einer Junta, die in Medina del 
Campo versammelt gewesen vor, veröffentlicht wurde. 
„Wir sind unterrichtet, heifst es darin, dafs die Gesetze 
und Bestimmungen , die durch den König und durch 
seine Vorfahren erlassen und verordnet worden sind, 
in seinen Reichen in grofser Unordnung sind, viele 
mit einander in Widerspruch stehen, andere unklar 
und nicht recht verstanden oder auf verschiedene Weise 
ausgelegt und gebraucht werden, je nach den Ansich- 
ten der Richter und Advokaten; andere wieder nicht 
ausreichend sind fiir alle Fälle, fär welche sie gege- 
ben, wQtlurch grofser Zweifel und häufige Unsicher- 
heit bei den Entscheidungen entstehen; die Processe 
werden hingeschleppt und verzögert, und den Pro- 
cessirenden erwachsen dadurch unnötige Kosten 
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Deshalb baten die Abgeordneten der Städte und Dör- 
fer schon im Jahre 1447 auf den Cortes von Falla- 
dolid den König Johann, dafs er den Prälaten und 
Räthen des obersten Gerichtshofes den Befehl erthrilte^ 
die Gesetze zu erklären und auszulegen , damit die 
Zweifel, Processe und Fragen, die daraus entstehen, 
aufhörten. . . . Hiervon wurde nichts aosgefiihrt, des- 
halb baten die Abgeordneten der genannten Städte 
und Dörfer den König unsren Herrn in den Cortes> 
die im Jahre 1462 nach Toledo berufen worden wa- 
ren. ... die Gesetze erklären und unter sich in lieber- 
einstimmung bringen zu lassen. . . . Alles dies hatte 
nicht den geringsten Erfolg. Nachdem wir erkannt 
haben, dafs die oben verlangten Mafiiregeln Gott und 
dem Könige zu Ehren gereicht, und zum Wohl und 
Heil des ganzen Landes beigetragen haben würden, 
und sie auch noch jetzt sehr vortheilhaft wären, um 
die Processe abzukürzen, um viele Kosten und Weit- 
läufigkeiten, die durch dieselben entstehen, zu vermei- 
den, und indem wir erwogen haben, dafs durch die 
Wahrheit Gott gedient und die ganze Welt au%e- 
klärt wird, verordnen wir .... daifs von heute ab in 
einem Monate der Erzbischof von Toledo 4 Rechts- 
gelehrte, zwei des canonischen und zwei des Civil* 
Kechts, und einen Theologen ernenne, welches Män- 
ner von Kenntnissen und Erfahrung in derartigen Ge- 
schäften sein müssen und von reinem Gewissen, und 
dafs femer derselbe auch zwei Notarien auswähle, die 
den Verhandlungen jener beiwohnen und die Bestim- 
mungen derselben aufzeichnen; ingl^chen soll der 
Erzbischof einen passenden Ort bezeichnen, wo sie 
zusammenkommen und ihre Berathungen halten kön- 
nen und diese sollen in die ßand des Erzbischofs 
schwören und geloben, dafs sfe die Zusammenstellung 
und Erklärung, Beschränkung und Erweiterung der 
Gesetze und Verordnungen, des gemeinen und Parti- 
kularrechts, mit allem Fleifs nach bestem Wissen und 
Gewissen ohne alle Parteilichkeit machen wollten . , . 
und dieses Werk soll dann als Hauptgrundgesetz im 
ganzen Reiche angesehen werden.** 
Es ist zu bedauern, dafs die Macht des Königs damals 
zu schwach war, um derartige Wünsche und Bitten der 
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Nation auszuföhreiiy was dem ganzen Lande zum gröfsten 
Segen gereicht haben würde. — Die Gesetzgebung blieb 
in demselben Zustande der Unordnung und Verwirrung 
und folglich dieselbe Ungewifsheit und dieselbe Willkiihr 
in der Verwaltung der Justiz. 

Wer konnte die spanische Nation von diesem tiefen 
Abgrunde zurückziehen? Wer den Weg anbahnen , auf 
welchem sie nachher die mächtigste der Welt geworden 
ist? wenn nicht die erhabenen Talente, die Tugenden und 
die weise Politik der katholischen Könige Ferdinand und 
Isabella. 

Eine ihrer ersten Sorgen war auf die Wiederherstel- 
lung der öffentlichen Sicherheit und Ruhe gerichtet Zu 
dem Ende errichteten sie die heilige Bruderschaft (la santa 
hermandad) die sehr verschieden von denen war, die sich 
in früheren Zeiten in Spanien gebildet hatten. 

Die Santa hermandad der katholischen Könige war eine 
stehende National -Miliz, deren einzigster Zweck die Ver- 
folgung und Bestrafung der Rauber war; sie bestand aus 
2000 Mann, die von dem Bruder des Königs, dem Herzog 
von Villaherma befehligt wurden* und stets zum Schutz 
und zur Vertheidigung des Volkes bereit sein mufsten. 

Nachdem dies geschehen war, wandten die katholischen 
Könige ihre ganze Sorgfalt auf die Wiedererlangung der 
vielen Güter und Rechte, die der Krone unter der schlech- 
ten Verwaltung der letzten Regierungen geraubt worden 
waren. — Sie gingen hierbei mit der gröfsten Weisheit 
und Nachsicht zu W erke, indem sie die Rechte eines je- 
den auf seinen gegenwärtigen Besitz auf das genauste prü- 
fen liefsen, und nur die Güter wurden eingezogen, von de- 
nen es nachgewiesen wurde, dafs sie durch Gewalt der 
Kröne entrissen oder sonst auf eine ungerechte Art in den 
Besitz des gegenwärtigen Herrn gelangt waren. Sie ach- 
teten das Eigenthum als eins der wichtigsten Rechte des 
Bürgers und eins der engsten Bande der bürgerlichen Ge- 
sellschaft. 

Ein Beispiel von Jener tiefen Achtung fiir das Eigen- 
thum wurde wenige Zeit darauf auch durch ein richterli- 
ches Gutachten der Stadt Guadalupe gegeben, worin man, 
obgleich man die Ungerechtigkeiten der malos Aieros der 
cätalanischen Adeligen einsah, doch aber einräumen mufste, 
dafs sie ihre Rechte auf Verjährung oder ian^n Besitz 



133 

oder andere gesetzliche Titel gründeten, die Einziehung 
ihrer Güter und Aufhebung ihrer Gerechtsame ftir nicht 
zulässig erklärte 9 und nur das Recht sie zurückzukaufen 
einräumte y indem den bisherigen Eigenthfimem Zinsen in 
Geld bezahlt wurden, falls es binnen 5 Jahren* nachgewie- 
sen wurde, dafs sie ohne rechtmäßigen Titel im Besitze 
wären. 

Um das königliche Ansehen mehr zu befestigen und 
die Justiz gefnrchteter und geachteter zu machen, entwarfen 
die Könige einen Plan zu einer neuen Gerichtsordnung. 

Der schon erwähnte Pulgar berichtet, dafs auf den Cor-^ 
tes von Toledo vom Jahre 1480 im Palaste des Königs 
fiiof Rathsversammlungen zu bleicher Zeit in verschiedenen 
Sälen abgehalten wurden. Dafs in einem der Säle der 
König und die Königin ihren Sitz hatten, umgeben von 
den wanden und andern Gliedern ihres Käthes, um die 
Gesandtschaften zu empfangen, die Geschäfte mit Rom, 
Verhandlungen mit dem Könige von Frankreich und an- 
dere Angelegenheiten von der höchsten Wichtigkeit zu er- 
ledigen. In einem andern Saale safsen die Räthe, Präla- 
ten und Rechtsgelehrte, die beauftragt waren die Processe 
zu prüfen und zu entscheiden. Im dritten, die Adeligen 
und Abgeordneten von Aragon, Catalonien, Sicilien und 
Valencia, um die Angelegenheiten dieser Provinzen zu be- 
rathen, im vierten die Abgesandten der Brüderschaften und 
im letzten Saale die Verwalter des königlichen Vermögens. 
Dafs alle diese Abtheilungen zuletzt an den König recur- 
rirten, sobald sich ein Zweifel in einer Sache erhob; und 
dafs alle Veriugungen und Entscheidungen von den Mini-* 
Btern und zuletzt von den Königen selbst unterzeichnet 
wurden. 

In denselben Cortes wurde auch über Mafsregeln zur 
Verbesserung der Justiz und der ganzen Regierung des 
Landes berathen. 

Man hatte erkannt, dafs der Staatsrath, der durch Jo* 
bann I. mit gleicher Anzahl von Abgesandten aller 3 Stände 
errichtet worden war, seinem Zwecke durchaus nicht ent- 
sprochen hatte und gänzlich unpractisch war. — Er war 
nicht im Stande gewesen, die Granden zu verhindern, mehr 
Plätze in demselben einzunehmen, als ihnen ursprünglich 
bestimmt worden waren, noch hatte er ihrem wüsten Trei- 
ben und der Unordnung im ganzen Lande zu steuern ver- 
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mocbty noch auch die VeräuTsening und Zerstfickelung des 
köniffUchen Eigenthums verhindern können. 

üie Bischöfe und Granden der Ehre und Vorrechte, 
ihren Sitz in dem Rathe zu haben, ganzlich zu berauben, 
war sehr Schwierig und gefahrlich; die Versammlungen 
unter derselben Form fortbestehen zu lassen, war unmög- 
lich, nachdem man die Nachtheile, die daraus für das ganze 
Land erwachsen waren, erkannt hatte. 

Aus diesen Rücksichten befahlen die Könige die Bil- 
düng eines neuen Staatsrathes , der aus 12 Personen, 
nämlich 3 Adeligen und 9 Rechtsgelehrten, unter dem Vor- 
sitz eines Prälaten, bestehen sollte. 

Den Erzbischöfen, Bischöfen, Herzogen, Grafen und den 
übrigen, die bisher kraft ihres hohen Ranges zum Staats- 
rathe gehört hatten, gestatteten sie den Eintritt und Sitz in 
demselben, so viel sie es begehren würden, aber kein 
Stimmrecht. 

Durch diese neue Form deiä Staatsrathes ging die ganze 
Macht und aller Einflufs, den bisher die Granden und Geist- 
lichen genossen hatten, in die Hände der Rechtsgelehrten 
über, was bei ihrer gröfseren Eenntnifs des Rechts und 
ihren Ansichten, die weit mehr dem Königthum als der 
Aristokratie geneigt waren, den Königen nur zum Vortheil 
gereichen konnte. — Um die Erledigung der Geschäfte 
zu beschleunigen, und die Rechte und Interessen der Krone 
besser zu wahren, ernannten sie noch zwei fiskalische Pro- 
curatoren, (procuradores fiscales) deren vorzüglichstes Ge- 
schäft darin bestand, die Interessen der Gesellschaft, des 
Staates und des öffentlichen Wohls und namentlich die 
königlichen Prärogativen und die gewöhnliche Civil -Ge- 
richtsbarkeit zu vertreten und gerichtlich zu vertheidigen. 
Der Rath durfte keine Appellationen annehmen oder Com- 
missionen zur Entscheidung von Processen ernennen, die 
der Audiencia zugehörten. — Er hatte aber Autorität und 
competente Jurisdiction, um kurz und summarisch, ohne die 
Formen und Weitläufigkeiten der Gerichts- Verhandlungen, 
alle Civil- und Criminal-Sachen zu entscheiden, die zu de- 
nen gehörten, die die Könige ihrer persönlichen Entschei- 
dung vorbehalten hatten. 

Der Verordnung über den. königlichen Staatsrath folgte 
eine andere über die Gerichtshöfe, sie wurden eingetheilt, 
wie sdion erwähnt, in zwei Obertribunale , die ihren Sitz 
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in Valladolid und Granada hatten. — Nicht so glficklich 
waren aber diese Monarchen mit der AusfiBhrung jenes 
Werkes, das schien so lange von der ganzen Nation ge- 
wünscht wurde, und zu emer gründlichen Verbesserung 
der Justiz- Verwaltung unumgänglich nothwendig war, näm- 
lich das eines neuen Gesetzbuches. 

Schon im Jahre 1480 war auf den Cortes von Toledo 
eine Commission unter den Vorsitz eines Doctor Montalvo 
zur Ausarbeitung eines neuen Codex niedergesetzt worden, 
der aus den früheren Gesetzbüchern compilirt werden 
sollte, und unter dem Titel Ordenanzas reales, könig- 
liche Verordnungen, veröffentlicht wurde. 

Da man aber sehr bald die Mängel und die Unvoll- 
kommenheit dieser Arbeit einsah, die nicht im mindesten 
im Stande war den Bedürfnissen des Landes zu entspre- 
chen, so baten die Cortes von Toledo im Jahre 1502 die 
katholischen Könige um ein neues besseres Gesetzbuch. 

Diesem Verlangen wurde durch die sogenannten Ge- 
setze von Toro gewillfahrt, die damals verfafst, aber erst 
im Jahre 1505 veröffentlicht wurden. 

Weit entfernt zur Zügelung der Wiilkühr der Richter 
bei Anwendung der Gesetze die lang ^sehnte Einheit 
und Gleichmäfsigkeit in die Verwaltung der Justiz zu brin- 
gen, wurden die Gesetze von Toro vielmehr die Quelle 
neuer Zweifel und Controversen, so dafs es nöthig wurde 
neue Gerichtshöfe zu errichten und die Zahl der Beamten 
in den alten bedeutend zu vermehren. — Besonders nach- 
theilig war es, dafs die Möglichkeit Grundstücke erblich 
zu erhalten und immer neue Majorate wieder zu errichten, 
ganz ungemein erweitert, und dafs ebenso die Errichtung 
von Piründen und frommen Stiftungen (ur die Geistlichkeit 
ganz besonders begünstigt wurde. 

Dieser Uebel wurde das Land sehr bald inne, und zu 
verschiedenen Malen wurde die Abstellung derselben in 
den Cortes gefordert. — In denen von Valladolid vom 
Jahre 1548 verlangte man eine Erklärung der Zweifel über 
die Vertheilung der Früchte des Majorats, wenn der Be- 
sitzer desselben gestorben war; in denen von Madrid im 
Jahre 1552 und 1558 wurden Entscheidungen über ver- 
schiedene Theile der Gesetze von Toro verlangt, die von 
den Commentatoren verschiedenartig ausgelegt worden wa- 
ren, ebenso wurden die Bedenken, die schon unter der 
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RegieruBg der katholischen Könige über die weibliche Erb- 
folge entstanden waren, wieder in Anregung gebracht, aber 
die Erledigung aller dieser Zweifel und Bedenken wurde 
von der Regierung immer wieder hinausgeschoben und die 
Verwirrung blieb nach wie vor ganz dieselbe in der spa- 
nischen Gesetzgebung und in der Verwaltung der Justiz. 



Zweites Gapitel. 

Letzter Znatand der alten Cortes von CastUien. Streitigkeiten Carls Y. 
mit dem Pabste und neue Gesetze über die recursos de faerza und re- 

tencion de bulas. 

Unter den Punkten, welche die Gemeinden Carl V. zur 
Abänderung vorlegten , betrafen einige auch die Art wie 
die Cortes abgehalten und wie bei den Wahlen der Ab- 
geordneten in Zukunft verfahren werden sollte. 

Bei den Wahlen der Abgeordneten sollte in jeder Stadt 
die besondere Sitte derselben aufrecht erhalten, und aufser 
denen, welche von dem jedesmaligen Stadtrathe gewählt 
wurden, noch einer von dem Domkapitel für die Angele- 
genheiten der Kirche, einer von den Adeligen für die Ver- 
tretung ihrer Interessenr und ein dritter vom gesammten 
Volke gewählt werden. Die beiden letzteren sollten jeder 
von ihrem Stande, der für die Geistlichkeit aber vom Dom- 
kapitel besoldet werden. 

Die Könige sollten sich bei diesen Wahlen alles und 
jeden Einflusses enthalten, indem sie weder diejenigen be- 
zeichneten, die -sie am liebsten gewählt zu sehen wünsch- 
ten, noch sich erlaubten, Vorschriften über die Art und 
den Hergang der Wahlen zu geben, sondern dies voll- 
ständig den vVählem und ihrem Gutdünken überlassen. 

Die Abgeordneten sollten sich, so oft es ihnen, gut er- 
scheinen würde, in Cortes versammeln, und ohne dafs ih- 
nen von der Regierung ein Präsident gegeben wurde, frei 
und ungehindert mit einander berathen dürfen. Bei To- 
desstrafe und Confiskation aller ihrer Güter sollte ihnen 
verboten werden, weder während der Dauer ihrer Functio- 
nen noch vor oder nach derselben für sich selbst oder 
für ein Glied ihrer Familie und Anverwandten von den 
Königen Gehalt oder andere Vergütungen anzunehmen. 
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Alle Städte und Dörfer ^ welche Stimmrecht in den 
Cortes hatten, sollten sich alle 3 oder 4 Jahre durch Ab- 
geordnete vereinigen, die ohne Erlaubnifs des Königs und 
auch in seiner Abwesenheit zusammen kommen könnten, 
um über die Aufrechterhaltung obiger Punkte zu wachen 
und zu berathen, was fiir das Heil der Krone und der 
Gemeinden am zuträglichsten wäre. Und nach dem jedes- 
maligen Schlufs der Sitzungen der Cortes sollten alle Ab- 
geordneten binnen 40 Tagen sich bei ihren Gemeinden, 
von denen sie gewählt worden waren und deren Interes- 
sen sie hatten vertreten sollen, einfinden, um ihnen Rechen- 
schaft über ihr Thun und ihre Abstimmungen in den Cor- 
tes abzulegen; und wer dieser Verordnung nicht nach- 
käme, sollte sein Mandat und seine Diäten verlieren. 

In der berühmten Schlacht von Villalar wurden die 
Hoffnungen der Gemeinden für immer zu Grabe getragen, 
das Königthum stand mächtiger und unumschränkter da, 
denn )e zuvor, doch die Cortes erfuhren noch für mehrere 
Jahre keine erhebliche Veränderung. 

Da Carl zu seinen bedeutenden Kriegen und grofsen 
kostspieligen Unternehmungen mit den gewöhnlichen Ein- 
künften der Krone nicht ausreichte, so entwarf er den Plan 
einer allgemeinen Auflage auf den Verbrauch von Lebens- 
mitteln, da er diese Art Steuer, zu welcher auf indirectem 
Wege ein jeder, der Arme wie der Reiche, das Seinige 
beiträgt, das ihn aber, da es in so geringer Quantität ge- 
schiehty weniger als irgend eine directe Steuer be^^ickt, 
für die beste hielt, und lur die, welche zugleich den be- 
deutendsten Ertrag lieferte, und dafür im Verhältnifs dem 
Volke eine sehr geringe Last wäre. 

In den Cortes von Toledo im Jahre 1538 legte er die- 
sen Plan vor und empfahl ihn in der feierlichen Versamm- 
lung denselben zur Annahme, indem er, nachdem sein Se- 
kretär Johann Velasquez das Gesetz verlesen hatte, die 
wenigen Worte an sie richtete: „Ich empfehle Euch die 
möglichste Kürze bei Eurer Verhandlung und gebet Adbt, 
dafs Niemand ein Wort sagt, was den guten Erfolg stören 
könnte." 

Jeder Stand mufste darauf getrennt beratben. 

Die Geistlichkeit nahm das Gesetz an, wenn es der 
Pabst billigen würde. 

Der Adel erklärte die Steuer fiir seiner Ehre und sei- 
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nen Vorrechten und Privilegien zuwider , und verwei- 
gerte sie. 

Der Kaiser löste darauf die Cortes auf, und von der 
Zeit an haben die Geistlichkeit und der Adel nie wieder 
an den Berathungen derselben Theil genommen, sondern 
immer nur die Abgeordneten von 18 oder 20 Städten und 
Dörfern, die das Recht in den Cortes zu stimmen entwe- 
der aus alter Zeit her besafsen, oder denen es der Kaiser 
als besondere Gnade verliehen hatte. 

Von nun an waren die Cortes vollständig abhängig von 
dem Könige, und so oft und so viele Vorstellungen auch 
noch von ihnen dagegen gemacht wurden, so wurden sie 
doch meist abschlägig beschieden, und die gewöhnliche 
Antwort, die ihnen von der Regierung zu Theil wurde, 
war: Es ist nicht gut dafs Neuerungen gemacht werden; 
es wird geschehen was passend ist . . . (no conviene que 
se haga novedad ; se hara lo que convenga . . .). — Kurze 
Erwähnung in der Geschichte der Cortes verdient noch 
eine Petition, welche im Jahre 1570 von den Cortes von 
Cordobä dem Könige Philipp U. überreicht wurde. In 
dieser verlangen die Abgeordneten des Volkes, da(s in 
Zukunft alle Stellen des Stadtrathes in den gröfsem Städ- 
ten des Reiches nur von Adeligen besetzt wurden (que 
no puede ser regidor ni teuer otro oficio con voto en el 
ayuntamiento ningun hombre que no sea hidalgo de san- 
gre . . . .). 

Dafs die spanischen Monarchen ihr Ansehen auf alle 
Weise zu befestigen und ihre Gewalt immer unumschränk- 
ter zu machen suchten, dafs der Adel sich auf Kosten des 
Burgerstandesr Macht und Reichthum zu erwerben strebte, 
hat nichts Auffallendes und ist eine Erscheinung, die sich 
in der Geschichte aller Völker und Staaten wiederfindet, 
eigenthümlich der spanischen Geschichte ist es aber, dafs 
die Vertreter des Volkes selbst, deren Aufgabe es war, 
die Rechte und Freiheiten desselben gegen die üebergriffe 
der Krone und die Anmafsungen der Granden zu verthei- 
digen und zu wahren, gegen die Interessen desselben han- 
delten und die wenigen Spuren, die noch von der alten 
National -Vertretung übrig geblieben waren, gänzlich zu 
verwischen suchten. 

Die Streitigkeiten, welche Carl V. mit dem Pabste hatte, 
gaben der Civilgewalt Gelegenheit sich der kirchlichen ge- 
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genfiber wieder einieennafsen zu erheben , denn nachdem 
sich die Clementinische Ligue gebildet hatte, unterliefs auch 
er nichts, um sein Ansehen und seine Macht dem Pabste 
gegenfiber zu befestigen. 

ISoch in demselben Jahre 1525 erschien ein Gesetz, 
welches bei den strengsten Strafen verbot, von Rom Prä* 
benden, Beneficien oder Stellen an Kirchen anzunehmen, 
von denen der König das Patronat hatte, und dafs es Nie^ 
mand wagen sollte auf geheimen oder öffentlichen Wege 
Bullen und Rescripte des Pabstes zu verlangen, zu ver- 
breiten oder anzuschlagen. 

In jener Zeit dauerte noch das Verbot fort, welches 
die Königinnen Isabella und Johanna an die Gerichtshöfe 
über Annahme von Appellationen gegen die geistlichen 
Gerichte erlassen hatten. Carl V. hob dies in demselben 
Jahre auch auf und räumte den beiden Audiencien ihre 
frühere Befiignifs vollständig wieder ein. 

In dem hierauf bezüglichen Gesetze heifst es: *,Da es 
uns rechtlich als auch aus unvordenklicher Sitte zu* 
steht, die Appellationen, welche gegen die Erkenntnisse 
der geistlichen Gerichte erhoben werden, zu entscheid 
den ; so befehlen wir den Präsidenten und Räthen un- 
serer Audiencien zu Valladolid und Granada, wenn 
jemand vor ihnen mit der Klage erscheint, dafs irgend 
ein geistlidier Richter ihm die ihm gesetzlich zuste- 
hende Appellation an die Civil - Gerichte verweigert 
habe, ihm einen Befehl auf Zulassung der Appella- 
tion zu ertheilen. Und wenn der betreffende geist- 
liche Richter sie auch dann nicht gewähren wiU, so 
sollen sie den Befehl zur Führung des Processes bei 
unsern Gerichten erth^len, und wenn es sich hier 
herausstellt, dafs die Appellation gesetzlich zulässig 
gewesen, so sollen sie dafür sorgen, dafs der geist- 
liche Richter dieselbe noch nachträglich erlaube, damit 
die Parteien wo und wie sie wollen ihr Recht weiter 
verfolgen können. Ergiebt es sich in der Untersu- 
chung des Processes, dafs die Appellation in dem 
vorliegenden Falle gesetzlich nicht zulässig war, so 
sollen sie denselben sofort dem geistlichen Richter 
wieder übertragen, und falls es ihnen gut erscheint, 
den Processirenden in die Tragung der Kosten des 
Processes verurtheilen." 
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Zu diesem Gesetz, welches die Befugnisse der Givil- 
Gerichte in ihrer ursprfinglichen Ausdehnung wieder her- 
stellte, kam im Jahre 1528 noch ein anderes, welches ver- 
ordnete, dafs alle Appellationen gegen die geistliche Ge- 
walt nur von den beiden Obertribunalen zu Valladolid und 
Granada entschieden werden sollten, und dafs auch sie 
aliein über die päbstlichen Bullen und Rescripte zu ent- 
scheiden hätten. 

Doch hierbei beruhigte sich die Regierung noch nicht, 
da sie bedachte, dafs viele, denen durch die geistlichen 
Gerichte ünrecjit geschehen war, bei den Gerichten nicht 
«klagen und ihre Sache nicht verfolgen könnten. Deshalb 
wurde auf den Cortes von 1528 auch den unteren Richtern 
in den Provinzen das Recht eingeräumt, in derselben Weisii 
vorzuschreiten, wie dies durch das Gesetz far die beiden 
Audiencien bestimmt worden war. Ja diese Cortes gin- 
gen noch weiter, und verlangten, es solle den Verhand- 
lungen der geistlichen Richter stets ein weltlicher beiwoh- 
nen um aber sie zu wachen, dafs sie ihre Macht nicht 
mifsbrauchten und die Grenzen ihrer Befugnisse nicht über- 
schritten. 

In den Cortes von Toledo vom Jahre 1539- verlangten 
die Abgeordneten die üebertragung der Processe von der 
kirchlichen Gewalt allein an die Obertribunale, und im Jahre 
1543 wurde eine Verordnung erlassen, nach welcher, wenn 
Briefe von Rom kämen, die gegen die Bestimmungen der 
Civil-Gewalt gerichtet wären, und diejenigen, welche die- 
selben nicht ausführen würden, mit dem geistlichen Interdict 
belegten, diese nicht vollzogen, sondern den Gerichten über- 
liefert werden sollten. Dieses letzte Gesetz war jedoch 
nicht neu und enthielt nur eine Bestätigung früherer Ver- 
ordnungen. 

Sobald Philipp IL im Jahre 1556 die Regierung an- 
getreten hatte, benutzte die römische Curie seine Erge- 
benheit an die Geistlichkeit und seinen fanatischen Eifer 
fiir die allein seligmachende Kirche, um allmälig ihre frü- 
here Macht und Geltung in Spanien wieder zu erlangen, 
und besonders um die Appellationen an die Civil-Gerichte 
und Retention der Bullen, wenn nicht ganz zu vernichten, 
so doch so viel wie irgend möglich zu beschränken. 

Seit unvordenklicher Zeit wurde in Rom alle Jahre 
eine Bulle vom Pabste erlassen, die den Namen in coena 
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fiihrte und urspränglich nur gegen die Ketzer, Schismatiker 
und Verfälscher der reinen apostolischen Lehre, gegen die 
Seeräuber, Mordbrenner und andere Missethäter gerichtet 
worden ^ar, aber ohne die Fragen der Jurisdiction und 
die Rechte und Privilegien der Fürsten zu berähren. 

Pabst Adrian VI., der Lehrer Carls V., hatte zuerst 
angeüaingen einige Aeufserungen gegen die königliche Ju- 
risdiction aufzunehmen, und von nun an schritten alle seine 
Nachfolger auf dem einmal eingeschlagenen Wege fort, 
und schleuderten Anatheme über Anatheme gegen die Re- 
curse de Fuerza und die Zurückhaltung der Bullen. 

Die spanischen Fürsten hatten die strengsten Mafsre- 
geln gegen die Veröffentlichung dieser Bulle e^iffen, 
und dagegen, dafs die neuen Bestimmungen und Verord- 
nungen derselben nicht das Ansehen und die königlichen 
Rechte der Krone schmähten oder beeinträchtigten. 

Aber die grofse Achtung der Spanier vor der Geist- 
lichkeit und namentUch vor der heiligen Person des Stell- 
vertreters Petri und die Präponderanz der Kirche durch 
ihren Einflufs auf die Erziehung und den wissenschaftlichen 
Unterricht, und die Verfolgung, welche diejenigen traf, 
welche sich der Recurse bedienten, fingen allmäiig an die 
Gewissen mit Bedenken und die Rechtsgelehrten mit Zwei- 
feln über die Rechtmäfsigkeit und Gesetzlichkeit der Re- 
curse zu erfüllen. 

Auf Antrieb des Pabstes Pius V. liefs Philipp von IKeuem 
die Gesetze über die Recurse durch die Rechtsgelehrten 
der Universitäten Salamanca, Alcala und Valladolid unter- 
suchen, die sich einstimmig für die Rechtmäfsigkeit und 
Nützlichkeit derselben erklärten. Trotzdem liefs Gregor XIII., 
der Nachfolger Pius V., im Jahre 1572 eine Bulle „in 
coena^^ mit allen Beschränkungen der königlichen Juris- 
diction, die seine Vorfahren au^estellt hatten, in den spa- 
nischen Staaten veröflFentUchen. 

Philipp erhob gegen diese Bulle durch seine Gesand- 
ten energische Vorstellungen, und im Jahre 1581 bildete 
sich auf seinen Befehl eine Junta, an der die Präsiden- 
ten der beiden Obertribunale, 2 Räthe des königlichen 
Staatsraths, ein Mitglied der Inquisition und mehrere Glie- 
der des Ordens des heiligen Augustin Theil nahmen, die 
sich mit dem Nuntius des Pabstes, Don Seya, der sich 
fiär die Rechtmäfsigkeit der Recurse, wie solche durch die 



142 

Gesetze des Reiches vorgeschrieben waren, erklärte, sich 
aber beklagte , dafs die Bittgesuche an den Pabst nicht 
zugelassen würden , über einige Punkte verständigte , um 
die Praxis der Spanier mit den Ansprüchen der römischen 
Curie einigermafsen in Einklang zu bringen. 

Doch die Uebei^riffe der Geistlichkeit hörten auch hier- 
nach noch nicht auf, und erst ein Gesetz, was im Jahre 
1593 in den Cortes von Madrid veröffentlicht wurde, setzte 
denselben eine Grenze. „Wir befehlen, heifst es in die- 
sem Gesetz, 

„unserem Staatsrathe und den beiden Audiencien, dafs 
sie die gröfste Sorgfalt darauf verwenden, denen, die 
an sie gegen die Gerichte und Erkenntnisse der Geist- 
lichkeit appelliren, ihr Recht zu Theil werden zu las- 
sen, wie solches durch Recht und unvordenkliche 
Sitte, Gesetze und Verordnungen dieser Reiche be- 
stimmt und vorgeschrieben ist, und dafs sie dieselben 
auch gegen alle diejenigen, welche ihnen zuwider han- 
deln, mit aQer Strenge in Anwendung bringen.^^ 
So kämpften Priesterthum und Königthum auf die al- 
lerunwfirdigste Weise mit einander. Die römische Curie, 
nicht zufrieden mit dem bedeutenden Uebergewicht, wel- 
ches die ultramontane Jurisprudenz auf der Halbinsel er- 
langt hatte und mit der grofsen Macht und dem Ansehen, 
welches sie in allen Theilen derselben genofs, wollte 
auch die letzte Schutzwehr, die der königlichen und Civil- 
Gewalt noch geblieben war, gänzlich über den Haufen 
werfen. Wäre es ihr gelungen auch die Recurse de fuerza 
und die Retention der Bullen zu beseitigen, — was hätte 
dann noch an der Umwandlung der spanischen Monarchie 
in einen Feudälstaat des heiligen Stuhles, wie solche zu an- 
dern Zeiten wirklich beabsichtigt worden ist, gefehlt? 



Drittes Capitel. 

Petitionen der Cortes nin Yerminderaiig und Abkürzung der Prooecuse und 
um einen nenen Codex. Nnera Recopilacion von Philipp 11. 

Je gröfser und mächtiger die spanische Monarchie durch 
den Erwerb reicher ausgedehnter Provinzen nach aufsen 
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bin wurde, desto mehr verschlechterte sich ihr Zustand 
im Innern des Landes. Ohne strenge Handhabung der Ju- 
stizy ohne gute Gerichtshöfe mit tüchtigen energischen Rich- 
ten)^ wo einem jeden, ohne Unterschied und Ansehen der 
Person, sein Recht wird, und ohne klare und bestimmte 
Gesetze kann im Lande kein Wohlstand blühen und Kunst 
und Industrie sich nicht entwickeln. Trotz aller Klagen, 
die -zu wiederholten Malen von den Cortes über den trau- 
rigen Zustand der Justiz - Verwaltung des Landes erhoben 
worden waren, geschah nichts zu dessen wahrer Verbes- 
serung, und alle Malsregeln, die ergriffen wurden, dienten 
nur dazu die Uebel noch zu vergröfsem, den Rechtsgang 
zu erschweren und die Processe zu vermehren und in die 
Länge zu ziehen. 

In einem Bericht, den im Jahre 1538 der Graf von 
Coruna den Cortes einreichte, weifst derselbe nach, dafs 
während der Dauer einer Präsidentur, also während 3 Jah- 
ren, am Obertribunal zu Valladolid mehr als 4000 Pro- 
cesse anhängig gemacht worden waren. 

JN^atfirlich konnte bei einer so bedeutenden Vermehrung 
der Arbeit die bisherige Zahl der Gerichtshöfe und der 
Beamten nicht mehr ausreichen, und es wurden in der 
damaligen Zeit fast keine Cortes abgehalten, in denen nicht 
die Errichtung neuer Tribunale und die Erweiterung der 
alten aufs dringendste verengt worden wäre, um die Er- 
ledigung der Geschäfte zu beschleunigen. 

Zwölf Räthe mit eben sg vielen üeisitzem w^en ftir 
die Justiz- Verwaltung in allen Reichen der Monarchie aus- 
reichend gewesen, so lange die kathoUschen Könige mit 
Kraft und Festigkeit das Land regierten, und ihr königli- 
ches Ansehen sicher und fest den Granden wie dem Volke 
gegenüber dagestanden hatte. Und unter der Regierung 
Carls V., dessen siegreichen Waffen und energischen Be- 
fehlen Niemand Widerstand zu leisten wagte, wurde in isei- 
nen Erblanden den wichtigsten Gesetzen keine Folge ge- 
leistet, die Gerechtigkeitspflege gerieth in den allerärgsten 
Verfall, die Processe vervielfachten sich, ihre Erledigung 
wurde immer mehr verzögert, und die Tribunale, deren 
Beamtenzahl bedeutend vermehrt worden war, waren ohne 
alle Gewalt und Energie, und nicht im Stande den Uebeln 
abzuhelfen. 

Allmälig sah man ein, dafs die Vermehrung der Rieh- 
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terstellen nicht hinreichte um die Justiz wieder zu ver- 
bessern^ und die Cortes schlugen nach und nach verschie- 
dene andere Mittel vor. So verlangten sie, dafs in Zukunft; 
die Stellen der Richter nur an Männer vergeben we^ilen 
sollten, die schon als Advokaten sich in der Praxis geübt 
hätten und mit hinreichender Erfahrung und Kenntnissen 
ausgestattet wären, und nicht solchen, die eben erst ihre 
Studien auf den Universitäten beendet hatten. • — Ein an- 
derer Vorschlag war auf die Vermehrung der Tribunale 
gerichtet gewesen, von denen keine Appellation an eine 
höhere Instanz stattfinden sollte, damit auf diese Vi^eise 
eine schnellere Erledigung und Entscheidung der Processe 
herbeigeführt und so die Anzahl derselben vermindert würde. 

Ganz besondere Nachtheile sind für die spanische Mo- 
narchie auch dadurch entstanden, dafs man den grofsen 
Einflufs, den der verschiedene Werth des Geldes auf alle 
Zweige der Regierung ausüben mufs, gar nicht erwogen 
hat. — Wie dies stets bei allen Nationen wichtig und 
nothwendig ist, so war dies bei der spanischen noch weit 
mehr der Fall, wo der Werth des Geldes um so plötz- 
licher und bedeutender wechselte, je gröfser und unerwar- 
teter die Einfuhr von Gold und Silber nack der Entdek- 
kung von Amerika war. 

Die Cortes von 1563 wurdenK der grofsen Nachtbeile 
inne, welche aus der verschiedenen Annahme und dem 
geänderten Werthe des Geldes namentlich für die Justiz- 
Verwaltung entstanden waren, und erbaten von der Re- 
gierung deren Abhülfe. Man . versprach dieselbe in dem 
Codex zu geben^ mit dessen Ausarbeitung man damals ge- 
rade beschäftigt war. Aber niemals ist eine solche Erklä- 
rung erschienen, so dafs diese Materie bis auf den heuti- 
gen Tag noch eine der dunkelsten in der spanischen Ju- 
risprudenz geblieben ist. 

Es steht fest, dafs in nur 52 Jahren das Geld um das 
Fünffache an Werth Valoren hatte, so dafs im Jahre 1480 
3000 Maravedis gerade so viel galten als 15000 Marave- 
dis im Jahre 1532. 

Hieraus geht deutlich hervor, dafs die Menge von Ma- 
ravedis, welche bis dahin die Gesetze entweder als Scha- 
denersatz für Verletzungen und Injurien festgesetzt hatten, 
oder um zu bestimmen, bis wie weit sich die Jurisdiction 
der unteren Richter erstrecken dürfte, und eben so, wo 
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die Appellationen von den Äudiencien an den königlichen 
Staatsrath oder den König selbst stattfinden durften, — im 
Verhältnifs zu dem verringerten Werth des Geldes hätten 
erhöht werden müssen. — Da man dies nicht gethan hatte, 
so verloren natürlich alle Geldstrafen, die. durch verschie- 
dene Gesetze bestimmt worden waren, um so viel an ihrer 
Kraft *und Wirksamkeit, als der Unterschied im Werthe 
der Maravedis betrug, den sie zur Zeit der Veröffentlichung 
der Gesetze und den sie später hatten. — Aus derselben 
Ursache mufsten sich natürUch auch die Processe, bei wel- 
chem von den üntergerichten an die Audiencien und an 
den König selbst Appellation erlaubt war, in gleichem Ver- 
hältnifs vermehren. Dazu trug namentlich auch der Um- 
stand sehr viel bei, dafs man den Armen die Führung von 
Processen so sehr erleichtert hatte, und die Cortes von 
1552 behaupteten, dafs von zehnen wenigstens neun nur 
aus reinem UebelwoUen gefiihrt wurden, und verlangten 
deshalb, dafs der Arme, der die Geldstrafe, zu der er beim 
Verlust des Processes verurtheilt wurde, nicht leisten konnte, 
gezwungen - wurde, seinem Gegner so lange Dienste zu lei- 
sten, als er mit ihm processirt hatte. 

Den dringenden Wünschen der Cortes und des ganzen 
Landes um einen neueo Codex wurde endlich im Jahre 
1567 durch die Veröffentlichung der Nueva Recopila- 
cion entsprochen. In einer Ordre von Philipp 11., die die- 
ses neue Gesetzbuch begleitete und ihm den Vorrang vor 
allen übrigen Gesetzen des Reiches bestimmte, heilst es 
unter andern: .... „Und wir 

„befehlen, dafs die Gesetze dieser neuen ^Sammlung 
befolgt und ausgeftihrt werden, und dafs nach ihnen 
alle Processe und alle Geschäfte, die in diesen Rei- 
chen vorkommen, mögen beurtheilt und entschieden 
werden: und obgleich sie von den Gesetzen, Beschlös- 
sen und Verordnungen der Cortes, die bis jetzt in dfe- 
sen Reichen Geltung gehabt haben, verschieden und 
ihnen oft widersprechen, so wollen wir doch, dafs 
jene jetzt nicht ferner irgend ein Ansehen haben, noch 
nach ihnen vor Gericht erkannt werde, sondern aus; 
schliefslich nach diesem Buche und den Bestimmungen, 
die in dasselbe aus den sieben Partidas, dem Fuero 
Real, den Gesetzen von Toro aufgenommen worden 
sind, indem auch aufserdem noch die Bestimmungen und 

10 
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Anordnungen der Audiencien in Kraft bleiben , somit 
sie nämlich mit den Gesetzen dieses Buches nicht im 
Widerspruch stehen. . . • ,'^ 

Die Nueva Recopilacion bestand aus 9 Bfiebem, die 
wieder in Titel, und Gesetze eingetheilt waren. Das erste 
Buch bandelte ganz allein von der Religion; das 2te und 
3te von den Gerichtshöfen; das 4te von der Gerichtsord- 
nung und von der Gerichtspraxis; das 5te, Sie und 7te 
Buch waren ein Gemisch von tausend unzusammeDbängen* 
deu Bestimmungen. Das 8te enthielt die Crimjnal-Gesetz- 
gebung und das 9te die aber die Renten. 

Dieser Plan, obgleich eines guten Gesetzbuches wenig 
zugemessen, hätte doch den damaligen Uebeln sdion manche 
Erleichterung briugen können, wenn nur in den vorzfig- 
Uchsten TheUen gehörige Uebereinstimmung herrschte ; aber 
welchen Zusammenhang haben z. B. die Titel über die 
Apotheker, Barbiere, Hufschmiede und Thierärzte mit der 
Eiurichtung der Gerichtshöfe, di^ in dem 3teisk Buche ab- 
gehandelt werden. 

Das 5te Buch beginnt mit dem Titel über die Ehe, 
die Rechte und Verpflichtungen der Eheleute, und hieran 
schliefsen sich Bestimmungen fiber die Trauerkleider, und 
vber die Wachskerzen, die bei B^fräbnissen getragen und 
aufgewandt werden durften. Dann ist die Rede von den 
Testamenten, Majoraten, Erbschaftstheihmgen, Schenkungen, 
von dem Kauf, Verkauf und Wiederverkauf, und nachher 
wird übergegangen zu Bestinunungen über Seide und Tuch, 
Maafse, Gewichte und andere Zweige der Polizei - Gesetz- 
gebung; zu den Arten der Erwerbung, von Zinsen und 
der Eingehung andei*er Contracte; zu den Bestimmungen 
über die Münze und die Goldschmiede; und es schliefst 
mit der Brodtaxe. 

Wenn in dem 5ten Buche so unzusammanhängende 
und yeraohiedenartige Materien abgehandelt wurden, so 
war dies im 6ten Budte noch viel mehr der Fall. 

Welche Verbindung haben die Adeligen und die Cor- 
tes mit dem Ober - Intendanten der Posten? und welche 
Beziehung haben zur Gesetzgebung fiber die Tribunale die 
Verordnungen, dafs die Stuten mit Hengsten von guter 
Race und nicht mit Eselhengsten zusammengebracht wer- 
den sollten, und wie gehören die Bestimmungen über die 
Diener hierher. 
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Das 7te Buch fangt an mit den Stadträthen und der 
MuDicipal-Yerfassunff, iabrt fort mit ßestimmnngen fiber 
die Schiffe, und schlierst mit denen fiber die Kleidung der 
Männer und Frauen , fiber die Wachslichter&brikanten, 
Weifsgerber, Kupfersdimiede und Tabuletkrämer. 

Das 8te Buch, welches die CriminaKOesetzgebung ent- 
hielt, war am besten geordnet 

Das 9te und letzte Buch enthielt Bestimmungen über 
die Finanz - Section und die Oberrecfaenkammer mit Ter- 
scbiedenen Vorschriften über die Unterhaltung des Heores 
und des königlichen Hofes. 

Das Land hatte ein Handbuch aller der Gesetze ver- 
langt, welche in Zukunft Geltung haben sollten, und dals 
alle übrigen aufgehoben und widerrufen würden, mit einem 
Worte es wölke einen guten Codex babm. So hatten 
die Cortea Tom Jahre 1523 suerst ihre Ansidit und ihr 
Begehren ausgesprochen. Aber die Commission hatte in 
keiner Hinsicht diesen Anfm^derungen auch nur im minde- 
sten entsprochen. 

Wenn die Gesetze in der Sammlung des MontalTO ver- 
dorben und verstümmelt worden waren, so war dies iii 
der JSueva Recopilacion noch weit mehr geschehen, und 
es blieben in derselben eine Unmenge von unnützen und 
unklaren zurüdk, die nur dazu dienten, die Juri^rudenz in 
neu© Verwirrung zu stürzen. 



* 



Viertes Capitei. 

SpsBien «Bier den drei letzten Füraten ans dem Hause Oesteneich. Die 
Bourbouen. Philipp V. ; Umänderung de& königlichen Staatsraths. 

Thronfolg^esetz. 

Unter den nächstfolgendeÄ Re^rungen geacbah idekt 
das Geringste, was för die Geschichte des Kechts irgend 
von Interesse wäre. Die Schwäche und Ohnmacht der 
Könige wurde von der römischen Curie benutzt, um die 
kirchliche Gerkhtsbarkcit in den spanischen Reichen iäh 
mer weiter auszudehnen und das Ansehen des Köni^ 
immfiff neiehr zum Vortheil der Kirche zu untergraben. All^ 
Bemühungen von Philipp III. so wie von seinem Nachfol- 

10* 
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Ser Philipp IV., diesem Unwesen einigennafsen zu steuern, 
ienten nur dazu die Schwäche der Regierung und die 
Macht der pabstlichen Gewalt noch deutlicher zu zeigen 
und so oft auch die lautesten Klagen und Beschwerden 
erhoben wurden, der Erfolg blieb stets derselbe. Carl ü. 
vermehrte die Anzahl der Mitglieder des königlichen Staats- 
rathsy deren ursprüngliche Zahl schon von Philipp ü. bis 
auf 16 erhöht worden war, bis auf 20, doch auch deshalb 
ergriff dieses Collegium keine energischeren Mafsregeln 
gegen die Geistlichkeit, als dies bisher der Fall gewesen 
war, denn die Tribunale waren von demselben Geiste be- 
seelt wie der König, voller Mifstrauen und ohne allen fe- 
sten Entschlufs, um Mittel zu ergreifen, die wirklich Ab- 
hülfe gegen die Uebel gewähren konnten, die die spani- 
sche Monarchie ihrem gänzlichen Untergange entgegenfiahr- 
ten, und die hauptsächlich auch in der übertriebenen An- 
hänglichkeit der Spanier an ihre alten Sitten und Gebräuche 
lagen, die damals nur noch geeignet waren der Ekitwieke- 
lung Spaniens hindernd in den W es zu treten. 

Erst mit der Thronbesteigung der Bourbonen begann 
för Spanien eine neue und bessere Zeit. In allen Zwei- 
gen der Civil- Verwaltung wurden die mannigfachsten Ver- 
besserungen eingeführt, ohne sie gerade in den früheren 
Einrichtungen zu suchen, und das Reich erhob sich end- 
lich aus dem todesähnlichen Schlummer, in welchen es 
durch die Schwachheit und Unbedeutendheit der letzten 
österreichischen Fürsten versenkt gewes^ war, zu neuem 
Leben und zu neuer Thätigkeit. 

König Philipp V., der Enkel Ludwigs XFV., wenn er 
auch nur einige Funken von dem Geiste seines Grofsvaters 
besafs, wufste durch weise Mafsregeln in sehr kurzer Zeit 
nicht nur die Wunden, die der Erbfolgekrieg dem Lande 

geschlagen hatte, zu heilen, sondern auch frühere, schon 
ingst gefühlte Mängel und TJebelstände, deren Abänderung 
schon von so vielen Königen vergeblich versucht worden 
war, zu beseitigen und überall den Wohlstand, die Macht 
und das Ansehen seines Landes auf eine lange nicht ge- 
kannte Höhe zu bringen. Landwirthschaft, Gewerbe und 
Handel wurden wenigstens theil weise ermuntert, Künste und 
Wissenschaften durch Gründung^von Universitäten und Schu- 
len befördert, und besonders das Studium der griechischen 
und lateinischen Classiker, das so lange gänzlich vemach- 
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lässigt worden war, durch die Herausgabe der vorzüglich* 
sten Werke derselben in Aufnahme gebracht Leider war 
es die Jurisprudenz, die im ISten Jahrhundert von allen 
Wissenschaften den geringsten Aufschwung erhielt und hin- 
ter den übrigen weit zurückblieb, wenn gleich doch auch 
zu ihrer Verbesserung manches bedeutende geschah. 

Im Jahre 1708 hatte der königliche Staatsrath bei Ge- 
legenheit eines Aufruhrs in Granada, der von einigen Mön- 
chen des heiligen Augustinus ausgegangen war, von dem 
er durch die Audiencia in Kenntnifs gesetzt worden war, 
den Prior der Augustiner und einige Laien des Landes 
verwiesen. Als Philipp diese Anordnung erfuhr, verlangte 
er vom Ratbe eine Erklärung, mit welchem Rechte sie eine 
solche Mafsregel ergriffen hätten, ohne vorher die Ansicht 
des Königs darüber eingeholt zu haben, da er fürchtete, 
derselbe habe sich ein Recht angemafst^ was ihm gesetz- 
lich nicht zustande. 

Die Geschichte des königlichen Staatsrath es war in der 
damaligen Zeit noch sehr dunkel und unklar, jedoch nahm 
derselbe an, dafs er von Ferdinand dem Heiligen zuerst 
gegründet worden sei, und zwar, weil die Könige nicht 
selbst hätten alle Processe erledigen können, um dieselben 
an ihrer Stelle in letzter Instanz zu entscheiden. So habe 
er also gleichsam einen Theil der königlichen Gewalt er- 
halten, und deshalb sei seine Befugnils unbegrenzt und 
seine Entscheidungen und Erkenntnisse müfsten denen des 
Königs selbst gleich geachtet werden. 

Gegen diese Ansichten veftheidigte Melchor de Maca- 
naz die königlichen Rechte und Privilegien, und auf seinen 
Rath gab PhUipp V. am 10. November 1713 dem Rath 
von Castilien eine neue Gestaltung, die von manchen aber 
auch dem Johann Orci zugeschrieben wird, der zur Lei- 
tung der königUchen Finanzfen aus Frankreich gekom- 
men war. 

Er wurde in 5 Abtheilungen getheilt; die beiden ersten 
waren für die Verwaltung bestimmt; die 3te für die Civil- 
Justiz ; die 4te för .die Provinzen und die 5te fiir die Cri- 
minal- Sachen. Die Präsidentur des Rathes fiel fort und 
statt dessen hatte jede Abtheilung ihren besonderen Prä- 
sidenten. Die Zahl der Glieder wurde auf 24 vermehrt, 
und ihnen ein General-Fiskal, welches Macanaz war, 2 Ad- 
vokaten, 2 ünterfiskale und 4 Secretäre beigegeben« Die 
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Abtheihing, in welcher die Geschäfte ßir die betreffenden 
Abtheilungen vertheilt wurden, fiel weg. Das Ganze war 
ebe Nachahmung des französischen Parlaments, 

Eine der ersten Verordnungen des neuen Rathes war 
darauf fferichtet, die Beobachtung des eigentlichen spani- 
schen Rechtes einzuschärfen, und den Linflufs des ultra- 
montanen Rechts zu schwächen. Auch den Universitäten 
Salamanca, Alcala und Valladolid wurden dahin gehende 
Befehle ertheilt, in Bezug auf die Art und Weise, wie bei 
den Rechtsvorträgen ver&hren, und wie die meiste Zeit 
und die gröfste Sorgfalt denen über das eigentliche spa- 
nische Recht gewidmet werden sollten. 

Einer der Hauptwünsche Philipps V. war seit seinem 
Regierungsantritt der gewesen, dahin zu gelangen, dafs in 
allen Provinzen der spanischen Monarchie Gesetze, Sitten 
und Gebräuche dieselben würden, und sie nicht nur dein 
Namen nach, sondern in der That wirklich nur ein gro- 
fses Ganzes ausmachte. Denn obgleich durch die Heirath 
der katholischen Konige die Kronen von Aragon und Ca- 
stilien zu einem Reiche vereinigt worden waren, so wurde 
doch jede von ihnen noch von ihrem besonderen Rathe 
nach besonderen Gesetzen und Rechten regiert loi Jahre 
1707 hatte Philipp die Rechte von Aragon und Valencia 
aufgehoben, so wie den Rath von Aragon und alle Ge- 
schäfte desselben dem von Castilien übertragen und be- 
fohlen, dafs die Gerichtshöfe von Zaragoza und Valencia 
ihre Gerichtspraxis nach der der Audiencien von Granada 
und Valladolid umänderten. 

Es blieb nun nur noch übrig, die Gortes der beiden 
Reiche in eine gemeinschaftliche Versammlung zu vereini- 
een, die bis zum Jahre 1712 noch völlig getrennt abge- 
halten wurden. 

In dieser Zeit waren die beiden Dauphins, der Sohn 
und Enkel von Ludwig XIV., gestorben, und die europäi- 
schen Mächte fiirchteten, es möchten auf diese Weise die 
Kronen von Spanien und Frankreich auf einem Haupte ver- 
einigt werden, und verlangten deshalb bei den Friedens- 
unterhandlungen, die damals noch in Utrecht gepflogen wur- 
den, dafs sowohl Philipp V. als sein Bruder, der Herzog 
von Berry und auch sein Onkel der Herzog von Orleans 
auf die Rechte Verzicht leisteten, die zu einer solchen Ver- 
einigung führen könnten. 
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So muf«te PbiUpp me von beiden Kronen wählen^ rmd 
er erklärte, ^^er wolle leben und sterben mit Spanien^ 
(queria vivir y morir con los Espafioles), und entsage in 
Folge dieses Entschlusses feierlicn den Rechten und An^ 
Sprüchen auf Frankreich^ und um diesen Akt noch feier« 
lieber zu machen, berief er, nachdem seine Erklärung schon 
von dem Rath von Castilien bestätigt worden war, die 
Cortes beider Reiche nach Madrid. 

So versammelten sich die Abgeordneten der Städte Bur« 

gos/Leon, Zaragoza, Granada^ Valencia, Sevilla, Cordoba, 
lurcia, Jaen, Gaiicia, Salamanca, Calatayud, Madrid, Gua« 
dialajara, Tarazona, Jaca, Avila, Fraga, Badajoz, Palencia, 
Toro, Peniscola, Bona, Zamora, Guenca, Segovia, Valla'* 
dolid und Toledo und nahmen ihre Plätze im grofsen Saale 
des Palastes Buen Retiro ein, wie solche ihnen durch das 
Loos zufielen. . 

Der König erschien in Begleitung der Königin, des 
Prinzen von Asturien, der Granden, Gesandten und Präsi^ 
denten der Audiencien. 

!Nadidem der Entsagimgsakt vollendet war, stellte der 
Staatsrath dem Könige den grofsen Nutzen vor, der ftir 
die Monarchie aus einem neuen Erbfolgege^etze entsprin- 
gen würde, indem die strengste Agnation aufrecht erhalten 
werde. Dies Gesuch wurde von dem Rathe von Castilien 
einstimmig gebilligt, und darauf auf Verlangen der Cortes 
zufu Reicbs-Grundgesetz erhoben, so dals das Haus Oesteiv 
reich auf immer des Rechts der Erbfolge beraubt, und die 
Dynastie der Bourbonen noch mehr auf dem Throne von 
Spanien befestigt wurde. 



Fünftes Capitel. 

Concordate mit dem heiligen Stuhle und einstweilige Beendigung der 
langen Gontroversen desselben mit der Krone Spaniens. 

Um eine endliche Entscheidung der Controversen her- 
beizuführen, welche schon so lange zwischen der spani- 
schen Krone und der römischen Curie bestanden hatten, 
hatte schon im Jahre 1712 Pabst Clemens XII. die Ver- 
mittelung Ludwig» XIV. in Anspruch genommen, um ein 
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Concordat zwischen ihm und SpaDieQ abzuschliefsen. Phi- 
lipp war ^yf diesen Vorschlag eingegangen , und in Folge 
dessen wurden die Unterhandlungen in Paris .eröflfnet, in- 
dem der Pabst durch Pompejus Aldrovaiidi, und der Kö- 
nig durch Rodrigo Villalpando vertreten wurde, der frfiher 
Fiskal des Obertribunals von Aragon gewesen war. — Es 
wurde lange über die Hauptpunkte hin und her gestritten, 
jedoch ohne bei der grofsen Meinungsverschiedenheit die 
geringste Einigung herbeizufuhren, und man trennte sich, 
ohne auch nur ein einigermafsen gunstiges Resultat erlangt 
zu haben. 

Im Jahre 1734 reichte der Abt Vivanco dem Könige 
ein Verzeichnifs von all den Beneficien der Kirche ein, 
deren Vorlage die Civil -Gewalt zur Prüfling und Begut- 
achtung nach dem alten Recht der Krone verlangen könnte, 
und die derselben von der Geistlichkeit bis jetzt immer 
vorenthalten worden wären. In Folge dessen wurde eine 
Commission von Juristen und Theologen ernannt, die über 
die Mittel berathen sollte, durch welche die Krone wieder 
in den Besitz dieses Regals gesetzt werden könnte. Hier- 
über entrüstet, suchte die römische Curie ihr zuerst hin- 
dernd in den Weg zu treten , und da ihr dies nicht ge* 
lang, so brach sie allen Verkehr mit dem spanischen Hofe 
gänzlich ab, doch dies trug nur dazu bei, dafs um so oF^ 
fener und freier über die Mifsbräuche und Anmafsungen 
der Geistlichkeit in jener Commission verhandelt wurde. — 
Da endlich sah die römische Curie ein, dafs die Fortset- 
zung der Controversen auf juridischem Yfese nicht zu ih- 
rem Vortheil enden könnte, und so schlols sie im Jahre 
1737 mit Spanien ein Concordat ab, wobei sie sich den 
Anschein gab, als* gestehe sie dem Könige bedeutende Pri- 
vilegien zu, in der That aber nichts that, als den Sturm, 
der sie zu vernichten drohte, beschwören und besänftigen. 

Nach dem Artikel 23 jenes Concordats sollten, um die 
Controverse über die Patronate auf freundschaftlichem Wege 
zu beendigen, von seiner Heiligkeit sowohl, wie vom Kö- 
nige Abgeordnete zur Untersuchung der beiderseitigen 
Rechte ernannt werden; unterdessen sollten aber alle Be- 
neficien, die schon vacant waren, und während der Bera- 
thungen vielleicht noch vacant werden würden, und über 
welche Zweifel entstehen konnten, ob sie dem Könige zu- 
gehörten — von dem Pabste besetzt werden. 
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Es Tvurdei> zu dem Ende der Cardinal Valenti, der 
Nuntius des Pabstes, und für den König der Cardinal Mo- 
lina, Präsident des Staatsrathes und Pedro de Octalva, Rath 
in demselbeDy ernannt. 

Um jene Zeit bildete sich eine Verbindung von Lite- 
raten, die es sich zur Aufgabe machte, die spanische Ge- 
schichte Yon den vielen Fabeln und Dunkelheiten zu rei- 
nigen, und besonders sich mit dem Studium aller Schriften 
und Verträge beschäftigte, die irgend welchen Bezug auf 

I'ene, noch immer unentschiedenen, Controversen haben 
Lonnten. 

Zugleich wiederholte im Jahre 1741 der Staatsrath den 
Befehl, der schon im Jahre 1713 an alle Universitäten er- 
lassen worden war, gröfsere Sorgfalt auf das spanische 
Recht zu verwenden und das gründliche Studium dessel* 
ben als die Hauptaufgabe aller derer zu betrachten, die 
sich den Rechtstudien widmeten. 

So konnte es nicht fehlen, dafs man bei näherer Ueber- 
legun^ sehr bald den grofsen Nachtheil einsah, der durch 
das Concordat von 1737 der Krone erwachsen war, und 
die gesetzlichen und unverjährbaren Rechte der Souverä« 
nität in kirchlichen Angelegenheiten erkannte. 

Benedict XIV., weiser als andere Päbste, übersah wohl 
den Erfolg, den nothwendig der Fortschritt der Geschichte 
und Critik haben mufste, und dafs man wohl möglicher 
Weise auch in Spanien, wie in andern katholischen Län- 
dern geschehen, dahin gelangen wurde, ihm die Gerichts- 
barkeit gänzlich zu nehmen. Aus diesem Grunde entsphlofs 
er sich zu einem neuen Concordat, in welchem er auf 
einige Ansprüche, die die Curie bisher verfolgt hatte, ver- 
zichtete. 

So wurden im Jahre 1753 endlich die traurigen Con- 
troversen ausgeglichen, welche so oft zum Nachtheil der 
Monarchie wieder angeregt worden waren, und die Geist- 
lichkeit doch in manchen ihrer irüheren Befugnisse beschränkt 
und ihren Anmafsungen eine Schranke gesetzt, wenn gleich 
der Einflufs, den die römische Curie durch verschiedene 
Gnadenbezeugungen, die ihr auch femer erlaubt blieben, 
wie Heirathserlaubnisse, Kanonisation der Heiligen, fortwäh- 
rend auf die Spanier ausübte, immer noch sehr bedeutend 
war. 
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Sechstes Gapitel. 

ControTersen über die weltliche und geistliche Macht imter Carl m. Pro- 
cefs gegen den Bischof yon Cuenca; Vertreibung der Jesuiten. 

Bald nachdem Carl IIL seine Regierung angetreten hatte, 
traten Begebenheiten ein, die wieder die bedeutendsten 
Controversen mit der geistlichen Gewalt von Neuem her- 
vorriefen, und ihm Gelegenheit gaben, endlich die Ketten 
zu brechen, mit denen Jrrthümer und Vorurtheile Jahrhun- 
derte hindurch die Civilgewalt gefesselt gehalten hatten. 

In Frankreich und ItaUen hatte der Abt Mesengui einen 
Katechismus veröffentlicht, der den Titel führte, „Ausein- 
andersetzung der christlichen Wahrheiten,^^ und mit gro- 
fsem Beifall aufgenommen worden war, obgleich der Autor 
als Franzose die Unfehlbarkeit des Pabstes und seine Ge- 
walt über die weltlichen Fürsten leugnete, so dafs sich 
einige Jahre nach dem Erscheinen dieser Schrift im Jahre 
1745, in Rom zwei Parteien bildeten, von denen die eine 
sie als streng katholisch billigte, die andere sie als ketze- 
risch verdammte. 

Als diese Schrift dem Inquisitionsrathe zur Prfifung vor- 
gelegt wurde, billigten sie 5 Mitglieder desselben und nur 
6 stimmten dagegen. In Folge dieser Entscheidung ver- 
bot Clemens XIII. durch ein Breve von 1761 die Lesung 
derselben. 

Der Nuntius von Spanien theilte diesen jpabstlichen Er- 
lafs dem General-Inquisitor, Erzbischof von Farsalia, Manuel 
Quintano Bonifaz mit, der ihn, ohne vorher den König da- 
von in Kenntnifs gesetzt zu haben, im ganzen Reiche ver- 
öffentlichen liefs. Dies hatte zur Folge, dafs im Jahre 1762 
ein königlicher Befehl erschien, welcher verordnete, dals 
in Zukunft keine Bulle oder Breve, und kein päbstliches 
Rescript, welches ein Gesetz enthielte, veröffenUicht wer- 
den sollte ohne die ausdrückliche Erlaubnifs des Königs, 
und dafs die übrigen Erlasse des Pabstes alle erst dem 
Obertribunal vorgelegt werden sollten, wie solches schon 
früher bestimmt worden war. 

In derselben Zeit veröffentlichte der Bischof von Cuenca, 
Isidro de Carvajal und Laucastar eine Schrift, in der er 
der Regierung vorwarf, die Kirche auf alle Weise be- 
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schiflapft, die alten Rechte und Freiheiten derselben unter- 
graben , und die Jesuiten , so wie alle Mönchsorden be- 
drückt zu haben, was der Hauptgrund des unglücklichen 
Zustandes des Landes sei. 

Es wäre leicht zu beweisen, dafs die Zeiten, in denen 
die Geistlichkeit das gröfste Ansehen genofs, und bei den 
Königen in der höchsten Gunst stand, nicht selten die al- 
lerunglücklichsten gewesen sind. Nie ist die geistKche Ge- 
richtsbarkeit ausgedehnter gewesen, niemals das päbstliche 
Ansehen höher geachtet worden, und nie haben die Mönchs- 
orden einen gröfseren Einflufs in Spanien ausgeübt, als im 
17. Jahrhundert, und doch war dies gerade die Zeit, wo 
die spanische Monarchie Flandern, Portugal, die blühend- 
sten Städte, und die meisten Besitzungen in Amerika 
verlor, wo die Marine, der Ackerbau und die Fabriken zu 
Grunde gingen und in dem ganzen Lande alles Leben er- 
starb. — Der Bischof von Cuenca wurde zur Untersuchung 
gezogen, die Fiskale Pedro Campomanes und Joseph 
Monino wiesen mit der gröfsten Klarheit die Unwahrheit 
seiner Behauptungen nach, und zwangen ihn zum Wider- 
ruf derselben. 

Damals brach auch der lang verhaltene Hafs gegen die 
Jesuiten in helle Flammen aus, da man überzeugt war, 
dafs sie die Urheber aller Angriffe und Verläumdungen 
waren, die unaufhörlich gegen die Regierung laut wurden. 
Die Mifsachtung, in die sie bei andern Nationen gerathen 
waren, und besonders ihre Vertreibung aus Portugal, brachte 
es endlich dahin, dafs sie im Jahre 1767 aus allen Län- 
dern Spaniens und Indiens auf immer verbannt wurden. 

Diese Begebenheit erregte neue Zweifel und Fragen 
über die Ausübung der Civil-Gewalt gegenüber der geist- 
lichen, und besonders, wie über die Güter und Besitzun- 
gen der Jesuiten verftigt werden sollte. 

Es wurde zu dem Ende ein eigener Rath aus 2 Erz- 
bischöfen, 2 Bischöfen, und den beiden königlichen Fis- 
kalen Campomanes und Monino gebildet. Dieser wiefs das 
Recht des Königs nach, welches derselbe kraft seiner ihm 
von Gott verordneten Macht habe, sowohl ganze Klassen 
geistlicher Corporationen zu bestrafen und zu verbannen, 
als auch ihre Güter einzuziehen und sie zu verwenden, 
wozu es ihm am besten erscheinen sollte, und diesen Grund- 



156 

Sätzen gemäfs wurde denn auch bei der Verfügung über 
den Grundbesitz, die Häuser und Bibliotheken und das 
andere Eigenthum der Jesuiten verfahren. 

Im folgenden Jahre wurde mit Rücksicht auf die vie- 
len Klagen, die schon zu verschiedenen Zeiten gegen die- 
selbe erhoben worden waren ^ die Veröffentlichung der 
päbstlichen BuUe in Coena in der ganzen spanischen Mo- 
narchie vollständig untersagt. 



Siebentes Gapitel. 

Neue Belebung des Studiums des öffentlichen und spanischen Rechts 

unter der Regierung Carls HL 

Bis zum ISten Jahrhundert wurde das Studium des 
Natur- und Völker-Rechts für einen Theil der Theologie 
gehalten, und Vitoria, Suarez, Vasquez, Molina waren die 
bedeutendsten Autoren für diesen 2weig der Jurisprudenz. 

Unter Philipp III. hatte Dr. Sancho de Moncado den 
Vorschlag gemacht eine Universität zu gründen, wo Vor- 
träge über Politik gehalten würden. Philipp IV. gründete 
im kaiserlichen CoUegium zu Madrid, welches sich in den 
Händen der Jesuiten befand, 23 neue Lehrstühle, und un- 
ter ihnen einen fiir Vorträge über Politik und Oekonomie 
nach dem Aristoteles, „wo die Lehre vom Staat mit dem 
Gewissen, der Religion und dem katholischen Glauben in 
Einklang gebracht werden sollten^^ (ajustando la razon de 
estado con la conciencia, religion y fe catolica). 

Nach der Vertreibung der Jesuiten trat in jenem Col- 
legium an die Stelle der aristokratischen Politik und Oeko- 
nomie das Natur- und Völker - Recht , dem man eine so 
hohe Bedeutung beilegte, dafs diejenigen, welche sich nicht 
wenigstens ein Jahr hindurch diesem Studium gewidmet 
hatten, nicht zur Advokatur zugelassen, und (ur die flei- 
fsigsten Schüler Prämien von 200 Dukaten auf Lebenszeit 
ausgesetzt wurden. 

Der erste Lehrer des Naturrechts war Marin, der sei- 
nen Vorträgen das Werk von Heineccius zu Grunde legte, 
und nur Bemerkungen hinzufügte, in denen er die Ansich- 
ten des protestantischen Autors, welche die Grundsätze der 
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katholischen Lehre hätten verletzen können, nach diesen 
umänderte und verbesserte* 

Aufserdem veröffentlichte er selbst noch eine Geschichte 
des Natur- und Völker -Rechts, in der er über den Ur- 
sprung und die Entwickelung dieses Theiles der Jurispru- 
denz sprach, und Nachrichten über die bedeutendsten Auto- 
ren auf diesem Gebiete gab, wie über Grotius, Hobbes, 
Pufendorf, Wolf, Montesquieu, Linguet und Rousseau und 
die Mittel angab, durch die man die verdächtigen Autoren 
und die bessern katholischen unterscheiden könnte. 

In derselben Zeit wurde auch dem Studium des spa- 
nischen Rechts mehr Sorgfalt zugewandt, das bisher so 
ganz vernachlässigt worden war. 

Im Jahre 1735 hatte Anton de Txjrres ein Werk un- 
ter dem Titel: „Institutiones hispanae practico theorico com- 
mentatae,^^ verfafst, welcl\es, nach seiner eigenen Erklärung, 
nach den Büchern der nueva Recopilacion, der Gerichtspraxis, 
den Partidas, den Gesetzen Justinians und den Commen- 
taren von Viudo gearbeitet war. Das aber, was sich in 
diesem Buche gerade am wenigsten fand, war das spani- 
sche Recht und die Gerichtspraxis. 

Im Jahre 1770 hatte der Rechtsgelehrte Isidor de Tor- 
res mit Erlaubnifs des Staatsrathes gewisse Sätze zu Gun- 
sten der königlichen Gewalt auf der Universität Vallado- 
lid vertheidigt. Ihm setzte Miguel de Ochoa eine Abhand- 
lung: „de clericorum exemptione a temporali servitio et 
saecubri jurisdictione" entgegen. 

Diese wurde als beleidigend für die Regalien und die 
Rechte der Nation dem Rathe der Advokaten zu Madrid 
von Torres zur Prüfung übergeben. In der Erklärung, die 
letztere nach angestellter Untersuchung darüber abgaben, 
wurden die wichtigsten Punkte des spanischen Rechts be- 
bandelt, wie die Entstehung und Ausdehnung der könig- 
lichen Gewalt; die Autorität der Dekretalen; die Grenzen 
der Civil- und geistlichen Gerichtsbarkeit; die Appellatio- 
nen, und zuletzt bewiesen, dafs die Geistlichkeit der höch- 
sten Gewalt des Königs untergeordnet sei, und zur Beob- 
achtung der Civilgesetze gezwungen werden könne; dafs 
die königliche Gewalt nicht von der kirchlichen herstamme, 
und dafs die Entscheidung ob Bullen und Beschlüsse der 
Geistlichkeit der öffentlichen Ordnung nachtheihg wären, 
der souveränen Macht des Königs zustände. 



158 

Aufserdem wurde noeh die aUzugrofse Leichtigkeit und 
Freiheit gerügt, mit der auf Universitäten in den öffentli- 
chen Vorträgen Lehren vertfaeidigt werden könnten, die 
mit den Interessen der Regierung im geradesten Wider- 
spruch ständen. Um daher femer die Kechte und Privi- 
legien der Krone vor erneuerten Angriffen und Beleidi- 
gungen zu schützen, schlugen sie vor, dafs die Erläuterung "" 
und Yertheidigung von Punkten, die gegen die Krone ge- 
richtet wären, auf den Universitäten gänzlich verboten wür- 
den. „Wir verordnen, 

heifst es in dem deswegen erlassenen Gesetze, dafs 
zu dem Ende auf allen Universitätei^ wo Obergeridite 
sind, die königlichen Fiskale als Censoren ftingiren 
sollen, und wo keine Obergerichte ihren Sitz haben, 
besondere Censoren von unserm Staatsrath ernannt 
werden sollen. 

„Wir befehlen, dals dem Eide, den alle diejenigen 
abzulegen haben, die irgend ein Amt in unsem Staa- 
ten bekleiden wollen, die Verpflichtung hinzugefügt 
werde, keine Sätze zu berühren, zu lehren oder zu 
vertheidigen, die gegen die königliche Macht und ihre 
Vorrechte und PriviU^en geriditet sind!" 
Im Jahre 1771 gaben die beiden Aragonesen Jordan 
de Arso und Miguel de Manuel ihre „Practische Institu- 
tionen des Civilrechts von Castilie^" (instituciones practicas 
del derecho civil de Castilla) heraus, denen sie eine aus- 
ilihrliche Einleitung voranschickten, in der sie die wich- 
tigsten Quellen des spanischen Rechts und besonders der 
Cortes angaben. 

Darauf veröffentlichten sie auch das „alte castilische 
Recht" (el fuero viejo de Castilla), die Verordnungen von 
Alcala (el ordenamiento de Alcalä), die bis dahin fast gänz- 
lich unbekannt gewesen waren und doch für die Gesdiicbte 
des spanischen Rechts von Bedeutung sind. Aufser dieser 
Arbeit machte Manuel noch eine „Sammlung der Rechte 
und Verhandlungen der Cortes." 

Zu diesen bisher angeführten Bemühungen für das Stu- 
dium des Rechts mufs noch hinzugefügt werden, da£s auch 
alle übrigen Wissenschaften neue Belebung erftihren. Der 
Geschmack in Poesie und Geschichte läuterte sich allmälig, 
und Schuld» und Universitäten wurden errichtet, um über 
das ganze Land eine allgemeine und höhere Bildung zu 



159 

verbreiten; überall bildeten sich wissenschafiliche Vereine, 
von denen besonders die schon 1713 gestiftete real Aca- 
demia espaäola 2U erwähnen ist, die durch Herausgabe 
des diccionario de la real Academia dem castillanischen 
Dialeet den Sieg über alle andere verschafft hat 

Alles deutete auf eine schnelle Entwickelung der spa* 
nischen Civilisation bin, und auf heilsame Reformen in den 
Gesetzen y Sitten' und Gebräuchen des Landes. Ein neues 
Criminal-Gesetz war schon in Arbeit, über ein Agrai^esetz, 
so wie über die Freiheit der Künste und des Handels 
wurden Berathungen gepflogen, und eben so fing man an 
die Polizei-Gesetzgebung zu verbessern, als die schwache 
Regierung Carls IV. und die französische Revolution, de- 
ren verderbliche Folgen sich b^ld auch bis auf Spanien 
erstreckten^ alle Hoffnungen auf eine bessere Zeit wieder 
gänzlich vernichteten. 



Achtes Gapitel. 

Regierung Carls IV. Norisima Recopilacion. 

« 

Unter der Regierung Carb IV. oder vielmehr unter ^r 
seines unwürdigen Günstlings Godoy, el principe de la 
paz, sank Spanien in seiner Civilisation wieder so tief, wie 
nur je, und die nützlichsten Gesetze und Einrichtungen, die 
schon lange bestanden hatten, wurden über den Haufen 
geworfen. 

Die Lehre des Natur- und Volkerrechts, für welches 
erst unter der vorigen Regierung Lehrstühle errichtet wor-r 
den waren, wurde wieder verboten, und die tugendhafte* 
sten und besten Staatsdiener sahen sich verachtet und ver* 
folgt. — Vor Gericht fingen die alten ultramontanen Maxi* 
men und Aftsidaten wieder an, das üebergewicht zu er- 
balten, die Spanien schon in so mannichfaches Elend ge- 
stürzt hatten. 

Das wichtigste, was unter seiner Regierung für die 
Entwickelung des spanischen Rechts geschab, war die Ver-^ 
öffe&tlichung eines neuen Gesetzbuches, der Novisima Re- 
copilacion, die eine Verbesserung und Ergänzung der nueva 
Rec. sein sollte, indem sie, wie die königliche Ordre von 
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1805 sagt, durch welche sie sanktionirt wurde, in die 
Gesetzgebung der Monarchie Uebereinstimmung brachte, 
was man schon so oft vergeblich versucht hatte; die Ge- 
setze, die unverträglich mit dem geänderten Standpunkt der 
Civilisation waren, sollten aufgehoben, und, wie ausdrück- 
lich den Verfassern anempfohlen wurde, nur die in die 
neue Sammlung aufgenommen werden, die nach den Par- 
tidas und dem Fuero Real abgefafst worden waren, und 
noch nützlich und heilsam erschienen. Leider entsprach 
aber auch diesmal die Ausführung nicht den Erwartungen, 
die von ihr gehegt wurden, und die nothwendig an ein 
Gesetzbuch gemacht werden müssen. — Anstatt die ein- 
zelnen Gesetze der verschiedenen Materien zusammenzu- 
schmelzen, und aus den Grundprincipien derselben ein ein- 
ziges neues Ganzes zu bilden, wurden nur die einzelnen 
Stellen abgeschrieben, und zwar unvollständig, und oft 
solche ausgewählt, die einander widersprachen. Anstatt 
die Controversen fortzulassen, und so die verderblichen 
Interpretationen zu vermeiden, und zu verhindern, dafs die 
Gesetze durch die Rechtsgelehrten auf verschiedene Weise 
ausgelegt und angewandt würden, und anstatt zu dem Ende 
bei den einzelnen Gesetzen auch im Ausdruck die gröfste 
Bestimmtheit und Genauigkeit zu beobachten, und den 
Kreis ihrer Geltung so zu bestimmen, dafs über die Aus- 
dehnung derselben kein Zweifel entstehen konnte, hatte 
man dies alles nicht berücksichtigt, und der neue Codex 
trug nur dazu bei, die alten Uebel durch die Unbestimmt- 
heit und Widersprüche seiner Gesetze zu erhöhen. Für 
die Jurisdiction war er nur hinderlich und unbequem, da 
es ein Band Gesetze mehr war, der vom Richter bei sei- 
nen Erkenntnissen zu Rathe gezogen werden mufste, wo- 
durch seine Arbeit vergröfsert wurde, ohne dafs ihm die 
bessere Ordnung des ne^en Gesetzbuches auch nur den 
geringsten Ersatz dafür geboten hätte. 

Was nun die Neuerungen anbetrifft, die durch die no- 
visima Recopilacion eingeführt wurden, so bleibt darüber 
nur noch wenig zu sagen. 

Die eigentliche spanische Gesetzgebung, d. h. so weit 
sie aich von der römischen unterscheidet und von dersel- 
ben getrennt ist, beruht auf der Verordnung von Alcala 
und den Gesetzen von Toro. Die Bestimmungen, welche 
diese enthalten, finden sich zuerst in den alten Sitten und 
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Gebräuchen, dann wiederholt in spätere Gesetzbücher und 
zuletzt in die nueva Recopilacion aufgenommen. Nichts 
ist hierin durch die novisima geändert worden, sondern es 
sind vielmehr durch sie viele interessante Gesetze verlo- 
ren gegangen, die die Grundlage des alten und neuen öf- 
fentlichen Rechts waren. So hatte man die, welche dar- 
auf gerichtet waren, die weltliche Gerichtsbarkeit der Kirche 
einzuschränken, die, welche die Anhäufung von Grundstük- 
ken in :tpdte Hände verboten, und diejenk^en, welche zum 
Vorthell des Volks eine gleichmäfsige Besteuerung aller 
Unterthanen des Staates bestimmt hatten, aus der neuesten 
Sammlung gänzlich fortgelassen. Ein gleiches Schicksal 
hatte die getroffen, welche von den königlichen Schenkun- 
gen und Gnadenbezeugungöjl handelten und festsetztQp, dafs 
dieselben nur mit ZustimmiAg des Staatsrathes stattfinden 
sollten; femer die, welche Berufung der Cortes verlangten, 
damit der König in ihnen neue Auflagen vorschlafen oder 
Dienstleistungen verlangen konnte, so wi^ die, welche die- 
selbe für alle Fälle vorschrieben, wo besonders wichtige, 
das gan2l^and betreffende Mafsregeln und Entschlüsse ge- 
fiaifst werden sollten. 

Alle diese wichtigen Gesetze, die sich in der nueva 
Recopilacion vorfanden, sind in der novisima gänzlich ver- 
schwunden, welcher Umstand die Ursache unzähliger Ver- 
wirrungen ^ den jüngsten Tagen geworden ist. ;,« 



Neuntes Gapitel. 

Die Constitution von 1812. 

Die Gefangenschaft Ferdinands VH. und seine darauf er- 
folgte Entsagung der Krone Spaniens, nöthigte das Volk, 
das sich so verwaist sah, für die Dauer der Abwesenheit 
seines Königs selbst eine Regierung zu bilden. Dif^^ Pro- 
vinzen ernannten juntas de gobiemo und aus diesen wurde 
wieder eine Gentralversammlung gewählt. Diese befahl der 
von ihr selbst ernannten Regentschaft, die Cortes in aller 
gesetzlichen Form zu berufen. Dies geschah, und nach- 
dem die vatarländischen Heere allenthalben geschlagen, ja 

11 
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&st yemichtet, alle Bollwerke des Reiches ge&lleo, alle 
Provinzen von feindlichen Kriegsschaaren iiberfluthet wa- 
ren, traten die 184 Vertreter des Volks auf der Insel Leon, 
unter dem Donner des schon gegen die Wälle von Cadiz 
aufgeföhrten Geschfitzes, zusammen, um der Nation eine 
den Zeitbedürfnissen entsprechende Verfassung zu geben. 
Sie constituirten nch als gesetzliche Versammlung des Volks 
und nahmen Souveränität für sich in Anspruch. 

Von dieser machten sie sofort Gebrauch. Sie ji erkann- 
ten Ferdinand als ihren rechtmäfsigen König an, und er- 
klärten seine Entsagung der Krone fär null und nichtig. 
Sie theilten die Gewalten des Staates, bestätigten den 
Regentschaftsrath in der Ausübung der Exekutiv- Gewalt, 
und nahmen für sich allein die gesetzgebende Gewalt in 
Anspruch, so wie das Recht, die Mitglieder jener zur Ver- 
antwortung zu ziehen. Die richterliche Gewalt beliefsen 
sie in den Händen der Gerichtshöfe, die sie bis dahin'ver- 
waltet hatten. 

Nachdem dies geschehen, und so den»- dringendsten Be- 
dürinifs des Augenblicks abgeholfen worden w^, waren 
alle Bemühungen dieser Versammlung auf die Ausarbeitung 
und Bildimg einer Verfassung gerichtet, die den politischen 
und Grundgesetzen des Reiches Festigkeit geben, den Bür- 
gern den ruhigen Genufs ihrer öffentlichen und Privatrechte 
sichern und endlich den Uebeln , die etwa in Zukunft das 
Land treffen könnten, in Voraus begegnen sollte. 

Am 18. März 1812 wurde die „politische Verfassung 
der spanischen Monarcjiie'^ von den Cortes angenommen 
und von der Regentscnaft beschworen, und sodann am 
20. März feierlich verkündet. 

Es waren in dieser 3 Volksversammlungen (juntas po- 
puläres) festgesetzt, die unter sich von einander abhängig 
waren, nämlich: los ayuntamientos, las diputaciones de 
provindas y las cortes, die Stadträthe, die Deputationen 
der Provinzen und die Cortes. Bei der ersten Versamm* 
lunff war der Thron nicht vertreten, und hatte keine Ein- 
wirkung auf die Berathungen und die Beschlüsse dersel- 
ben, wohl aber bei den Pro vinciaU Deputationen und den 
Cortes, doch auch hier war seine Autorität eine vollstän- 
dig passive. Der König hatte kaum die Befiignifs, die 
Ausiuhrung ihrer Beschlüsse nur zu verschieben, viel we- 
niger den Gebrauch und Milsbrauch der Attributionen, die 
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diesen Versatnmlangen durch die Verfassung einger&umt 
wurde, zu verhindern. 

So war die Macht Gesetze zu geben den Cortes und 
dem Könige zusammen übertragen % jher letzterer war 
in seiner Befugnifs auf die blofse Vorlage und Sanktion 
der Gesetze beschränkt ^). Die erste dieser Prärogativen 
hatte auch jedes Mitglied der Versammlung ^) und die 
letztere konnte nur die Ausfiihrung eines Beschlusses der 
Cortes hinausschieben, nie aber ganz verhindern. „Wird 
der nämliche Gesetzentwurf, heifst es in dem Artikel 149» 
in den Cortes des folgenden Jahres zum dritten Male zum 
Vorschh^ gebracht, gelesen und genehmigt, „so versteht 
sich von selbst,^^ dafs der ITöni^ die Sanktion ertbeilt, und 
wird er dieselbe, wenn ihm das Gesetz vorgelegt wird, 
mittelst der im Artikel 143 enthaltenen Form, publiquese 
como ley, soll als fiesetz veröffentlicht werden, wirklich 
ertheilen." 

Die Versammlung der Deputirten umfafste alle Anee^ 
legenheiten des Staates in ihren Geschäftskreis, ohne dafs 
eine andere Autorität ihr als Gegengewicht bei den Ver- 
handlungen gegenüber gestanden hätte. Dagegen blieb die 
Krone eingeschränkt darauf, die Beschlüsse, welche in den 
Cortes gefafst waren, zur Ausftihrung zu bringen, und über 
die genaue Befolgung derselben zu wachen, alle übri-^ 
gen Befiignisse, die ihr sonst durch die Verfassung einge- 
räumt waren, die Dekrete, Reglements und sonstigen be- 
fehle, die sie erlassen konnte, waren in Vergleich zu der 
ausgedehnten Macht der Cortes nur von untergeordneter 
Bedeutung, und standen mit ihr in gar keinem Verhält-«* 
nifs *). Mit einem Worte, indem man die MUsbräuch« 
der Gewalt, die aus dem einen Extrem hervorgegangen 
waren, für immer unmöglich machen wollte, verfiel man 
in das entgegengesetzte Kxtrem, und alle Macht, die bis- 
her ausschliefsHch der König ausgeübt hatte, wurde diesem 
gänzlich genommen und in die Hände des Volkes allein 

gelegt. 

Diese grofse Umänderung in dem politischen System 
der Regierung konnte auch für das Civilrecht nicht ohne 



>) Artikel 15. 

') Artikel 171 und 142. 

Artikel 132. • 

Artikel 170-173. 
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Einflufs bleiben, auch dieses erlitt mannichfache Verän- 
derungen. 

Nachdem die Verfassung vollendet war, wandte die 
Versammlung zunächst der Crhninal-Gesetzge1)ung ihre Auf- 
merksamkeit zu. Die Tortur, so wie alle übrigen Gewalt- 
Mafsregeb, die sich allmälig in die Justiz eingeschlichen 
hatten, um dem Schuldigen durch die gräfslichsten Martern 
das Geständnifs seiner Schuld zu entreifsen, wurden ganz 
abgeschafft, als völlig unvereinbar mit dem Geist des Zeit- 
alters und der vorgerückten Civilisation des Volkes. 

Auf dem Gebiete der Civil -Gesetzgebung wurden die 
Herrschaften der Adeligen unter die allgemeine Civil -Ju- 
risdiction gestellt, und ihre bisiterigen Vorrechte und Pri- 
vilegien aufgehoben, und namentlich die Gerichtsbarkeit und 
die Ernennung von Richtern und andern Beamten ihnen 
auf immer genommen, so dafs ihre Besitzungen vollständig 
in die Reihe des gewöhnlichen Privat- Eigenthums traten, 
und ihnen nicht mehr Macht und Ansehen blieb, als mit 
diesen für ihre Besitzer verbunden war. 

Die Principien und Grundsätze, aus denen die ange- 
fiihrten Bestimmungen hervorgingen, wurden auch in die 
Verfassung mit aufgenommen, wodurch jene Versammlung 
den Grund legte zu der nachmaligen allgemeinen Reform 
der Gesetzgebung. 

Der fünfte Titel : „Von den Gerichtshöfen und von der 
Verwaltung der Civil- und Criminal-Justiz," war ausschliefs- 
lich diesem Gegenstande gewidmet, und die Organisation 
der Tribunale, die so nothwendig war, ward dort aufs ge- 
nauste bestimmt. Ihre absolute Unabhängigkeit in der An- 
wendung der Gesetze wjarde gesichert, und die richterliche 
Gewalt, als die 3te der drei Gewalten des Staates aufge- 
stellt, und zugleich alle Verwaltungs- und ökonomische 
Angelegenheiten entzogen, die bisher mit den Ober -Ge- 
richten vereinigt gewesen waren. Kein Bürger durfte von 
einer besondern Commission -gerichtet werden, sondern dies 
sollte stets nur von dem kompetenten Gerichte und nach 
den bestehenden allgemeinen Gesetzen geschehen. Alle 
privilegirten Gerichtsstände, so weit sie einzelne Personen 
angingen, wurden aufgehoben, und nur die der Geistlich- 
keit und des Militärs bestehet gelassen. 

Zu Madrid wurde ein oberster Gerichtshof, Tribunal 
supremo de justicia, errichtet, dem alle ^übrigen Gerichte 



165 

des Reiches untergeordnet waren. — Die Befiignifs des- 
selben bestand aber meist nur darin, die Urtheile der un- 
teren Gerichte zu cassiren, wenn diese in der Anwendung 
der Gesetze gefehlt hatten. 

In den Provinzen wurden Gerichtshöfe errichtet, die 
den Namen Audiencias beibehielten. Sie waren die zweite 
Instanz y und hatten die Revision aller Erkenntnisse der 
Untergeriehte ihres Bezirkes, sowohl in Criminal- als in 
Civil- Angelegenheiten 9 eben so wie die Fälle, wo es sich 
um Suspendirung oder Absetzung der niedem Richter ih- 
res Bezirkes handelte, jedoch immer nach der in den Ge- 
setzen festgesetzten Weise, und indem sie darfiber an den 
König berichteten *). — Die Zahl der Mitglieder der Au- 
diencias durfte nicht unter sieben sein ^). Alle Magistrats- 
{)ersonen und Richter waren unabsetzbar und konnten ihrer 
Funktionen nicht beraubt werden, aufser wegen einer ge- 
setzlich erwiesenen Ursache, die durch richterliches Er- 
kenntnifs entschieden worden war. Suspendirt konnten sie 
nur werden wegen einer gesetzmäfsig beabsichtigten An- 
klage. 

Endlich wurden noch in jeder Gemeinde Alcalden ein- 
gesetzt, die aus der Wahl des Volkes hervorgingen, deren 
Befugnisse sich in Civil- und Criminal-Sachen nur auf die 
erste Voruntersuchung erstreckten. 

In Bezug auf die persönliche Freiheit und die ünver 
letzlichkeit des Eigenthums bestimmte die Verfassung, da& 
Niemand anders in das Gefängnifs gesetzt und seiner Frei- 
heit beraubt werden dürfe, als in Folge richterlichen Be- 
fehles nach vorhergegangener Information über das Ver- 
gehen. 

In der Penal-Gesetzgebung wurde die Confiscation der 
Güter aufgehoben, eben so wurde erklärt, dafs eine jede 
Strafe sich immer nur auf das Individuum und nie auf des- 
sen Familie erstrecken sollte. 

Die Strafe der Peitschenhiebe wurde ganzlich abge- 
schafft. 

Der weitere Fortbau auf den durch die Verfassung ge- 
legten Grundlagen wurde den Deputirten aber nicht ge- 
stattet. Schon während die Berathungen in Cadiz noch 

') Artikel 263, 
») Artikel 271. 
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ungestört ihren Fortgang nahmen, wurden in der Versamm^ 
lung selbst verschiedene Stimmen laut, die sich entschie- 
den gegen die Mafsregeln der Cortes erklärten , und sie 
als demokratisch, und die Macht und das Ansehen des 
Königthums vollständig untergrabend, auf das heftigste an- 
griffen. Sobald Ferdinand aus seiner Gefangenschaft zu- 
rückgekehrt war und die Zügel der Regierung seines Lan- 
des wieder ergriffen hatte, hob er alle Anordnungen und 
Reformen, welche die Cortes während seiner Abwesenheit 

Setroffen hatten, auf, und während noch Madrid von den 
ubelrufen seines Volkes wiederhallte, das über seine end- 
liche Räckkehr (rohlockte, schmachteten schon die meisten 
Deputirten derselben in den Gefangnissen, und die andern 
waren im Begriff ihr Vaterland zu verlassen, um unter an- 
dern Himmelsstrichen Schutz und Zuflucht zu suchen. 

So wurde die Constitution im Jahre 1814 aufgehoben, 
und zugleich mit den politischen Reformen auch die civi- 
len vernichtet, die zum grofsen Theil höchst nützlich ge- 
wesen waren, und in keiner Weise die Interessen und die 
Privilegien der Krone angegriffen hatten. 



Zehntes Capitel. 

Ruckflcliritt in der Gesetzgebung. Nene politische Verandernngen. Wie- 
derherstellung der Yerfassune und Einführung neuer Reformen. Strafco- 
dex. Nene Umwäbung in dem System der Regienmg und Yemichtiuig 
alles dessen, was bis dahin seit dem letzten System-Wechsel ge- 
schehen war. 

Nachdem die Constitution von Cadiz und mit ihr alle 
Aenderungen, die das spanische Recht in Folge derselben 
erlitten hatte, wieder aufgehoben worden waren, gewährte 
dieses wieder denselben Anblick, wie im Jahre 1805, und 
obgleich die neuen Gesetze und besonders die über die 
Gerichte wahre Verbesserungen gewesen waren, so wur- 
den sie leider doch nicht anerkannt und geachtet, und der 
Parteihafs liefs von dem Verderblichen das Nützliche und 
Gute nicht hinreichend unterscheiden. 

Der König Ferdinand hatte bei der Aufhebung der Con- 
sitution vom Jahre 1812 in einem feierlichen Manifest 
vom 4. Mai 1814 versprochen, dafs er nach Art der durch 
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die Cortes eingeilEUirten eine andere Constitution ertbeileii 
würde, die dem Ansehen und der Macht des Königs an- 
gemessener und doch weit gemäfsigter wäre, und den An* 
forderungen und Wünscheij^des Volkes mehr entsprechen 
würde y als der Despotismus seiner Vorfahren. Da aber 
dies feierlich gegebene Versprechen nicht zur Ausfiihrung 
kam, und das Volk von einem Jahre zum anderen verge- 
bens auf die Erfüllung seiner lang gehegten Hoffifiung war-^ 
tete, so wurde die Unzufriedenheit im ganzen Lande all-r 
mälig immer gröfser und immer allgemeiner. Im Jahre 
1817 brach der lang verhaltene Unwille endlich in helle 
Flammen aus, und Galicien gab das erste Zeichen zum 
allgemeinen Aufstände, der sich von hier aus bald über 
das ganze Land verbreitete. Im Jahre 1820 brach er mit 
erneuerter Kraft in Barcelona und an mehreren anderen 
Punkten des Reiches aus, so dafs der König sich am Ende 
desselben Jahres genöthigt sah, die Bedingungen zu be- 
wilUgen, die ihm vorgelegt wurden. Er berief die Corte« 
und beschwor in ihrer Gegenwart die Constitution vom 
18. März 1812, die so zum zweiten Male bestätigt wurde 
und wieder allgemeine Geltung erhielt 

In Folge dieser Aenderung traten auch alle Gesetze 
und Verordnungen, die während jener ersten Constitution' 
nellen Epoche erlassen worden waren, wieder von Neuwn 
in Kraft, und nadidem dies geschehen, wandten die Cor*; 
tes ihre Aufmerksamkeit neuen Reformen in der Gesetz- 
gebung zu. 

Eine ihrer ersten Bestimmungen war die Einfiihrung 
der Prefsfreiheit, die aber in der Folge noch mannichfache 
Veränderungen erfahren hat, dafs besser später darauf ein- 

f gegangen wird. Darauf richteten sie ihre Sorge auf die 
)esamortisatipn der Güter, die sich in den Händen einiger 
weniger Besitzer zum Nachtheil des allgemeinen Wohls 
aufgdiäuft fanden. Sdion in frühem Zeiten waren ver- 
schiedene Mafsregeln ergriffen, die diesem üebelstande ab- 
helfen sollten, so weit es irgend mit den Rechten der 
Privatleute vereinbar und verträglich erschienet war. Die 
Cortes beschlossen nun, dafs von jetzt an alle Arten von 
Vinculationen gänzlich aufhören sollten, unter welchem Na- 
men und zu welchem Zweck sie audi immer bestanden. 
Die gegenwärtigen Besitzer wurden fiir Eigenthümer er- 
klärt, und ihnen nur die eine Verpflichtung auferlegt, die 
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Hälfte des EigeBthums dem unmittelbaren Nachfolger zu 
reserviren, um diesen nicht in seinen schon erworbenen 
Rechten zu verletzen : aber hiermit hörte jedes Verbot ge- 
gen die Veräufserung gänzlich auf. 

Gröiser war der Uebelstand und schwieriger die Ab- 
stellung desselben bei den Grundstücken der Geistlichen. 
Die Frömmigkeit früherer Zeiten hatte sie durch Geschenke 
. in den Besitz von ungeheuren Ländereien gesetzt, obgleich 
die Fürsten zu verschiedenen Malen Verordnungen gegen 
die grenzenlose Amortisation hatten ergehen lassen. Um 
auf einem Male diesem üebel vollständig ein Ende zu 
madien, dachten die Gesetzgeber an die gänzliche Auf- 
hebung aller Klöster, die jedoch für den Augenblick noch 
nicht ausföhrbar war. So war die Erklärung ihres Besitzes 
ftir Staatseigenthum, die darauf erfolgte, nur eine einstwei- 
lige Mafsregel, und die Haupttendenz derselben war auf 
die allmälige Säkularisation der Mönchs- und Nonnenklö- 
ster gerichtet, weshalb auch keine neuen Mitglieder in Zu- 
kunft mehr aufgenommen werden durften. Aufserdeoi soll- 
ten die Gemeinden^ welche nicht über 24 Geistliche hat- 
ten, zu gröfseren vereinigt werden, und alle wurden der 
Autorität des Bischofs ihres Eirchsprengels untergeordnet, 
dessen Competenz sie vielfach nicht hatten anerkennen wol- 
len, indem sie behaupteten, unmittelbar unter dem Pabst 
und dem obersten geistlichen Tribunal von Rom zu stehen. 

Die Mafsregeln, welche die Cortes zur üreieren Circu- 
lation des Eigenthums ergriffen, wurden aber noch weiter 
ausgedehnt, und zwar bis auf die Besitzungen der Gemein- 
deräthe, welche unter die Bürger der Gemeinden vertheilt 
wurden, ohne dafs den bisherigen Besitzern die Verluste, 
die diesen dadurch erwuchsen, auf irgend eine Weise ver- 

gatet wurden, obgleich sie doch selbst Bürger derselben 
emeinden waren. 
Zur Erleichterung der arbeitenden Klasse und zur He- 
bung des Ackerbaus wurden die Zehnten und die Erst- 
linge auf die Hälfte ihres bisherigen Betrages herabgesetzt. 
Nichts bedurfte aber mehr einer Verbesserung als die 
Criminal-Gesetzgebung, die trotz der Aufmerksamkeit, die 
schon die Cortes von 1812 derselben zugewandt hatten, 
doch noch fast ganz der Willkühr der einzelnen Gerichts- 
höfe tiberiassen war. Die Cortes beschlossen daher die 
Abfassung eines neuen vollständigen Gesetzbuches für die- 
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sen Zweig der Jurisdiction, und am 8. Juni wurde ein 
neuer Co£go penal für die spanische Monarchie veröffent* 
licht. Man hatte bei der Ausarbeitung desselben beson- 
ders den französischen zum Muster genommen, diesen aber 
mit wenig Klugheit benutzt, so dafs der neue Codex weit 
hinter den Anforderungen, die. an ihn gestellt wurden, zu- 
rüclq^eblieben war. 

Der ganze Codex ist eingetheilt in 3 Abtheilungen, die 
erste giebt eben allgemeinen üeberblick des Ganzen, und 
die beiden andern handeln von den öffentlichen — und 
Privat-V^erbrechen. Die erste Abtheilung besteht 
aus einem einleitenden Titel , in welchem von den Ver- 
brechen im Allgemeinen die Rede ist, von den Personen, 
die sie begehen, von der Anwendung der Strafen, und wie 
diejenigen, welche aus einer gegen sie erhobenen Anklage 
unschuldig hervorgehen, entschädigt werden sollen. 

Die zweite Abtheilung oder der erste Abschnitt 
des besondern Theils, der von den öffentlichen Verbrechen 
handelt, beginnt mit denen, welche gegen die Regierung 
des Staates und gegen seine innere oder äufsere Sicherheit 
gerichtet sind, oder die öffentliche Wohlfahrt gefährden, 
und die guten Sitten verletzen. Eingeschoben werden hier 
die Vergehen, welche die öffentlichen Beamten bei der 
Ausübung ihres Amtes begehen können, indem sie ihre 
Befugnisse überschreiten, oder durch CFnterlassung und Ver- 
säumung dessen, was ihre Pflichten von ihnen verlangen. 
Die zweite Abtheilung endet mit den Prefsvergehen. — 
Zu verschiedenen Malen stehen die Strafen in keinem Ver- 
hältnifs zu den Vergehen, für welche sie bestimmt sind, 
und es finden sich Bestimmungen, die einer allzu weiten 
Ausdehnung fähig sind, und deren Kreis nicht genau ge- 
nug bestimmt ist. Hierhin gehört z. B. dafs der für einen 
Verräther erklärt wurde, und der Todesstrafe verfiel, der 
dem Könige den Rath gäbe, die Cortes aufzulösen oder 
zu suspendiren, und dafs hiervon nicht einmal die Minister 
ausgenommen wurden. — Eine solche Bestimmung mufste 
nothwendigerweise unnütz sein und vollständig ohne Erfolg 
bleiben, da sie schon nach der Constitution von 1812 nicht 
durchgeführt werden konnte, und die Doctrin dieses Arti- 
kels selbst wurde auch später als falsch anerkannt und in 
der von 1837 geändert. 

Ein Uebelstand ist auch, dafs die Verbrechen zu sehr 
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specialisirt und zu viele BeschräDkungen und Unterschiede 
gemacht wurden, und das Gesetz auf zweifelhafte Fälle aus* 
gedehnt wird, deren wahrer Charakter sich nicht genau 
bestimmen läfst. 

Die dritte Abtheilung oder der zweite Abschnitt 
des besondem Theils umfafst die Privat -Verbrechen, von 
denen viele schon in dem ersten Abschnitt abgehandelt 
worden sind. Es werden alle diejenigen Vergeben noch 
einmal durchgenommen, die gegen die Person, die Ehre 
oder das Eigenthum gerichtet sind. Auch dieser Theil 
ist nicht frei von mannichfachen Mangeb, obgleich er im 
Ganzen besser gearbeitet ist als der erste Abschnitt Auch 
hier macht die Unbestimmtheit in der Feststellung der Fälle, 
auf welche die einzelnen Gesetze Anwendung finden sollen, 
diese zum Theil völlig fiberflüssig, und so konnten viele 
Vergehen nicht bestraft werden, während andere übermä- 
fsig hart beurtheilt wurden. — Femer wurde bei der Be- 
stimmung der Strafen nicht die geringste Rücksicht auf 
den Charakter und die moralische Beschaffenheit des Ver- 
brechers genommen, wodurch sie ungleich wurden, und 
dieselbe Strafe, die in dem einen Fall viel zu leicht war, 
konnte in einem andern Fall für dasselbe Vergehen viel 
zu hart sein, während sie oft auch wieder gar nicht zur 
Anwendung kommen konnte. — Dazu kam noch, dafs die 
Anwendung der Regeln der Analogie ausdrücklich verbo- 
ten und bestimmt war, dafs in Fällen, für welche sich im 
Codex keine bestimmte Strafe angegeben fände, der Schul- 
dige einstweilen freigesprochen und die Cortes um Rath 
gefragt werden sollten. 

Dieser ganze Strafcodex ist aber wenige Monate nach 
seiner Veröffentlichung, so wie alle Reformen, die in dieser 
Epoche vorgenommen worden waren, wieder au^ehoben 
worden und nachher nie wieder in Gebrauch gekommen. 
Die Ereignisse des Jahres 1823 veranlaüsten fremde Inter- 
vention in Spanien, das Land wurde von den Franzosen 
besetzt, die unter dem Herzog von Angouleme bis Madrid, 
und bald bia Cadiz vordrangen, und in Folge dessen hob 
der König am 1. Oktober 1823 die Verfassung zum andern 
Male auf, so wie alle übrigen Gesetze, die dieser gefolgt 
waren, und nahm wieder die volle souveräne Gewalt für 
sich allein in Anspruch. 
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Elftes Gapitel. 

Anszng ans dem Handels -Codex. 

Obgleich die Leiter der wieder ans Ruder gelangten 
Partei des Absolutismus nicht nur, was irgend das politi- 
sche Gebiet betraf, sondern auch alle diejenigen Reformen 
und Einrichtungen ^nzlich wieder aufhoben, die von ihren 
Gegnern in andern Zweigen der Regierung eingeführt wor- 
den waren, so sahen sie doch bald ein, dafs der Umschwpng 
in der öffentlichen Meinung durch die beiden Constitution 
nellen Epochen und die Einwirkung Frankreichs ein so 
vollkommner und allgemeiner war, dafs ihm doch bis zu 
einem gewissen Grade Rechnung getragen werden mufste. 
Sie entschlossen sich daher den Wfinschen des Landes, 
so weit dies irgend möglich wäre, ohne ihre Grundsätze 
zu verletzen, und ohne im mindesten der vollen Souverä- 
nität, die sie der Krone vindicirten, zu nahe zu treten, 
durch gleichmäfse Reformen zu entsprechen. — Zu dem 
Ende wurde eine eigene Junta niedergesetzt, £e die aus- 
schliefsUche Bestimmung hatte, dem Könige Vorschläge über 
Punkte einzureichen, die nach ihrer Ansicht zum allgemei- 
nen Wohl des Volkes einer Aenderung bedurften. 

Ganz besondere Aufmerksamkeit wurde der Jurispru- 
denz zugewandt, und wenn auch zunächst alle Anordnun- 
gen vernichtet wurden, welche die Cortes auf diesem Ge- 
biete getroffen hatten, so kam man doch immer wieder auf 
sie zurück, und suchte sie auf verschiedene Weise zu 
verbessern. Es wurden verschiedene Commissionen er- 
nannt, die sich mit der Ausarbeitung neuer Gesetze für die 
verschiedenen Theile des Reiches beschäftigten. * 

Eine solche trat im Februar 1828 zur Bildung eines 
Gesetzbuches für den Handel zusammen, (codigo mer- 
cantil) die aus Rechtsgelehrten und Leuten, die mit den 
Geschäften und Gebräuchen des Handels genau bekannt 
waren, bestand. — Im folgenden Jahre 1829 vollendete 
die Commission ihre Arbeiten, und es wurde der Handels- 
Codex, el codigo de comercio general para toda la mo- 
narquia, Dir die ganze Monarchie veröffentlicht, der noch 
jetzt Geltung hat. In ihm finden* sich schon Lehren und 
rrincipien, die den Anforderungen der Zeit angepafst sind, 
und viel Aehnlichkeit mit denen haben, welche die Anhän- 
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ger der Reform aufgestellt hatten. Als Grundlage diente 
dem ganzen Werke der französische Codex , der aber an 
verschiedenen Stellen verbessert ist, und die Principien, 
auf denen er beruht, sind weiter ausgeführt worden. 

Der Codex ist eingetheilt in 5 Bücher. — 1., Von den 
Personen, auf welche er sich erstreckt; 2. und 3. von den 
verschiedenen Rechten und Verpflichtungen der zu Land 
und zur See Handeltreibenden, welche zwei grofse Ab- 
schnitte bilden; 4. von den Verletzungen dieser Rechte 
und der Art wie sie gewahrt .werden; 5. von der Ver- 
waltung der Justiz. 

Das erste Buch handelt ausführlich von den Kauf- 
ieuten und ihren Agenten, von den Eigenschaften, die 
sie haben müssen, und den Pflichten, die jedem sein Ge- 
schäft auferlegt. Alles ist darauf gerichtet, ihnen einen 
gewissen öffentlichen Character zu geben und Formalitäten 
festzustellen, die bei den Verträgen als Garantien dienen 
sollen. Einen andern Zweck haben die Matrikeln nicht, in 
welche die Namen der Handeltreibenden eingezeichnet wer- 
den, und die der Aufsicht der Behörden unterworfen sind, 
eben dahin zielt das Verbot, dafs kein Geistlicher oder 
geistliche Corporation, kein Richter und die, welche die 
Verwaltung der königlichen Renten führen, und weder die, 
welche durch ein richterliches Urtheil für infam erklart 
worden sind, noch diejenigen, die Bankerutt gemacht ha- 
ben, bevor sie in den vorigen Stand wieder eingesetzt 
sind — ein merkantilisches Geschäft treiben dürfen. 

Zu demselben Zwecke dienen die Register-Bücher, die 
von den Intendencien (jetzt Civil-Gouvernements, gobiernos 
politicos) geführt werden, und deren Abschrift die Tribu- 
nale öffentlich anschlagen lassen müssen, aus denen die 
Akte zu ersehen sind, die die Eaufleute vor Gericht voll- 
zogen haben ; im Versäumungsfalle trifft ihre Geschäfte die 
Strafe der Nullität, so weit dieselben für sie von Nutzen 
sind; ebenso die Bücher, in die sie verpflichtet sind, aüe 
ihre Speculationen einzutragen, so wie den Werth, den 
ihr erstes ursprüngUches Kapital betrug, die unter der Auf- 
sicht eines Mitgliedes und Sekretairs des Handels - Tribu- 
nals stehen, und schliefslich die Aufbewahrung der Cor- 
respondenz, die in vorkommenden Fällen als gesetzliches 
Beweismittel angesehen wird. 

Die Ernennung der oficios de corredores, der Makler 
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geschieht durch die Regierung» und ihre Verpflichtungen, 
vielleicht zu ausgedehnt, legen ihnen stets die gröfste Ver- 
antwortlichkeit auf. Unter den Eigenschaften , die sie zur 
Bekleidung dieses Amtes haben müssen, steht die, dafs sie 
Spanier von Geburt oder naturalisirt sein müssen, im 
Codex oben an. 

Das zweite Buch umfafst die merkantilischen 
Handlungen und Geschäfte, ihre verschiedenen Arten 
und die Rechte und Verpflichtungen, die aus ihnen ent- 
stehen. In einem einleitenden Abschnitt werden die all- 
femeinen Regeln für alle aufgestellt, in Bezug auf ihre 
orm, Beweise und Wirkungen, die so viel wie möglich 
den allgemeinen Principien angepafst sind, und die stets 
eintreten, wenn nicht bei Abschliefsung eines Geschäftes 
ausdrücklich besondere Modificationen verabredet werden. 
Alle Interpretationen nach der Strenge des Rechts und 
alle Termine und Verlängerungen, die unter dem Titel 
einer Gnade darauf gerichtet sind, die Erfüllung der Ver- 
pflüchtun^en hinauszuschieben, sind verboten, was sie nur 
um so lester und bindender machen kann. Dann wird 
mehr ins Einzelne übergegangen, und die Verträge wer- 
den nach ihrer Bedeutung und Wichtigkeit und nach ihrem 
Charakter, geordnet, wie es mas comercial, den Interessen 
des Handels entspricht. — Der erste ist die compania 6 
sociedad, und hierunter werden Sorten begriffen, die auch 
das gemeine Recht hat, aber in den einzelneu Bestimmun- 
gen weicht sie mehrere Male von ihren Principien ab, und 
fuhrt einige ein, die dem Associations-Geiste in' den Haupt- 
städten zu Gunsten, mit der strengen Gerechtigkeit nicht 
ganz im Einklang sind. — Dahin gehört z. B., dafs es 
nicht erlaubt ist, den Compagnon der Schrift des Hauses 
als Beweis «^ gegenüber zu stellen, und eben so wenig eine 
Privatschrift, wenn sie auch später ausgefertigt ist, noch 
die Aussage von Zeugen, und femer auch dafs bei der 
Theilung des Gewinns, wenn darüber nichts besonderes bei 
Eingehung der Verbindung festgesetzt worden ist, dem 
socio industrial, dem Compagnon, der das Geschäft wirk- 
lich mit betrieben, nicht mehr gewährt wird, als dem 
gewöhnlichen CapitaKsten, ohne dafs für besondere Fälle 
ein Unterschied gemacht würde. 

Dann folgt der Kauf und der Tausch, die einander ^ 

gleichgesetzt werden, die Darlehen mit besonderen Be- 
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stimmuDgen, welche derselben als merkantiiische sni be- 
trachten seien; und zuletzt das Depositum und die Bfirg- 
schaft, die beide ihren besonderen, von der gemeinen 
Jurisprudenz verschiedenen Chafakter haben. Zu den Con- 
tracten, die dem Handel eigenthämlich sind, gehören noch 
die Assekuranz und die Wechselbriefe (seguros ter- 
restres y las letras de cambio) in denen Principien auf- 
gestellt werden, die dem ganzen System des Codex zu 
Grunde liegen und darauf gerichtet sind, vor allem andern 
die Absichl^ welche die Contrahenten bei Eingehung eines 
Contracts gehabt haben, aufrecht zu erhalten, und ihre 
Rechte zu wahren, und den guten Glauben und das Ver- 
trauen als Hauptgrundlage ffir das Fortbestehen und Ge- 
deihen des Handels unverletzt zu erhalten. — Das Buch 
schliefst mit Bestimmungen, die auf das allgemeine Civil- 
Recht zurückgehen. 

Das dritte Buch bildet, obgleich es dieselben Ge- 
genstände behandelt, wo sie beim Seehandel vorkom- 
men, doch für sich ein fast unabhängiges Ganzes. Es be- 
ginnt mit den Personen, die in Folge ihrer Profession be- 
sonders bei demselben vorkommen, und bestimmt mit der 
gröfsten Genauigkeit die Namen, Eigenschaften, Befiignisse 
und Verpflichtungen derselben. Dann ist die Rede von 
den besondern Geschäften dieses Handels, die rein auf die 
Schifffahrt Bezug haben, als da sind der Transport 
zur See, die Darlehen auf die Gefahr hin, die aut der 
See eintreten kann (a riesgo maritimo), die Versicherung 
und der Schaden,, den die Waaren erleiden können, wor- 
über ganz besondere Bestimmungen nöthig sind. 

Das vierte Buch handelt allein von dem Bankerutt 
(quiebra), seiner Art, seiner Eintheilung und seiner Wir- 
kung. Er wird zunächst in verschuldeten und unver- 
schuldeten unterschieden. Es werden die Mafsregeln 
angegeben, die die Tribunale ergreifen sollen, um zu ver- 
hindern, dafs die Gläubiger in ihren gesetzlichen Interessen 
und Ansprüchen nicht beeinträchtigt werden, weshalb dem, 
der fallirt hatte, sofort die ganze Verwaltung seines Ver- 
mögens genommen vmrde, auch selbst dann, wenn er sich 
freiwillig den Gerichten übergab und den Zustand Beines 
Vermögens anzeigte. Am Ende dieses Buches werden ver- 
schiedene Bankerutte näher bestimmt,* so wie die Strafen 
für diejenigen, welche durch Betrug fallirt haben, die Re- 
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habifitation des Bankenittirers, wenn solche möglich ist, 
und die Cession der Güter des Schuldners. 

Bemerkenswerth ist die Aufhebung der persönlichen 
Freiheit, welche die gewöhnlichen Gesetze bewahren, wäh- 
rend sie für Handeltreibende, den alten spanischen Gesetzen 
Semäfs, nur dann gesichert ist, wenn sie durch richterliches 
rtheil für unschuldig erklärt werden. 

Das fünfte Buch umfafst die Verwaltung der Ju- 
stiz in ihrer ganzen Ausdehnijng und mit Bezug auf die 
merkantilischen Geschäfte. Es werden besondere 
Gerichtshöfe errichtet, um über die Angelegenheiten des 
Handels zu entscheiden, und wo diese nicht sind, sollen 
die Klagen der Eaufleute von den gewöhnlichen Richtern 
entschieden werden, die einen wie die andern sind aber 
den Gerichtshöfen zweiter Instanz unterworfen. 

Zum Schlufs wird die Organisation dieser Gerichtshöfe 
genau bestimmt. Die Ernennung der Glieder derselben 
geschieht durch den König, und nur auf eine gewisse Zeit^ 
ist obligatorisch aber nicht mit Gehalt verbunden. Ihre 
Competenz und Jurisdiction erstreckt sich auf alle Akte 
des Handels, aber auch nur auf diese, gleichviel, ob die 
Verpflichteten und Contrahenten Kaufleute sind oder nicht, 
und ist bei Criminalfällen auf Erkennung von Geldstrafen 
beschränkt, die im Codex bestimmt sind, und im Falle des 
verschuldeten Bankerutts auf die des Zuchthauses. — Die 
Gerichte sind eingetheilt in zwei Klassen, je nachdem die 
streitige Sache sich auf 1000 oder 3000 Realen beläuft. 

Zur Ergänzung des Handels - Codex wurde im Jahre 
1831 ein Reglement über die Börse, areglo de Bolsa, ver- 
öffentlicht. 



Zwölftes Capitel. 

Weitere Reformen in der Gesetzgebung. 

Durch den Aufschwung, den die Gesetzgebung im Jahre 
1829 genommen hatte, wurde man nun auch wieder auf 
die Crimmal- Justiz aufmerksam. Es wurden nach einan- 
der verschiedene Commissionen zur Bildung eines neuen 
Criminal-Gesetzbuches niedergesetzt, aber trotz den langen 
Bemühungen und verschiedenen Arbeiten war der Erfolg 
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kein gfinstiger, und der Entwurf, der endHch dem MinK 
sterium vorgelegt wurde, war nicht weniger unvollkomaien 
als der, welcher im Jahre 1822 von den Cortes ausgear- 
beitet worden war. So blieb auch ffir diesmal nocn die 
Aufgabe, einen guten Criminal-Codex zu bilden, ungelöst, 
und es mufsten noch mehrere Jahre vergehen, ehe für die- 
sen Zweig der Rechtspflege endlich ein genügendes Ge- 
setzbuch geschaffen und diese Lücke in der Gesetzgebung 
ausgefüllt wurde. 

Im Jahre 1834 wurde ein G.esetz über die Prefsfrei- 
heit gegeben, welches dieselbe auf die rein wissenschaft- 
lichen und Kunstwerke beschränkte, aber doch die Ver- 
fasser der gröfsten Verantwortlichkeit unterwarf, sobald sie 
dieselbe mifsbrauchten. Alle übrigen Bücher und Schriften 
blieben der Censur unterworfen. Zugleich wurden das 
Eigenthum und das Privilegium der Schriftsteller über ihre 
eignen Bücher, und die Grundsätze näher bestimmt, die in 
dieser Materie befolgt werden sollten; femer wurden die 
Verpflichtungen derselben, so wie die der Drucker und 
Kupferstecher festgesetzt, denen sie dem Gesetze zu Folge 
bei Vermeidung von Strafen nachkommen mufsten. Der 
Anfang, der in dieser Materie durch dies neue Gesetz ge- 
macht wurde, erfuhr später noch mannichfache Aenderun- 
gen, ist aber als erste Grundlage, auf der später weiter 
gebaut wurde, immer bedeutend in der Geschichte der 
Gesetzgebung. 

Die Desvinculation der Güter war einer von den Punk- 
ten, bei denen die Parteien weiter auseinander ^ngen, da 
sich hier die Fräse der Interessen mit der der rrincipien 
vereinigte, was ihre Lösung um so schwieriger und ge- 
wichtiger machte. Die neuen Gesetzgeber übernahmen 
indefs auch diese, und obgleich sie nicht ein directes Ge- 
setz gaben, was diesen Punkt definitiv entschieden hätte, 
so erschien doch am 6. Juni 1835 ein königliches Dekret, 
welches die Wiedereinsetzung der Käufer in ihren vorigen 
Stand aussprach, die in Folge des constitutionellen Gesetzes 
Eigenthum erworben hatten. Dies war eine halbe, und 
deshalb gefahrliche Malsregel, die ohne eins von den bei- 
den Systemen entschieden anzunehmen, . doch die Interes- 
sen beider Parteien verletzte. — Die Ausfähning dieser 
Bestimmung beraubte und entsetzte entweder die gegen- 
w&rtigen Besitzer, oder zwang sie im andern Falle den 
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Preis ihres Eigentbums mit den Zinsen von mehreren Jah- 
ren zu bezahlen y indem so den Absichten der Contrahen- 
ten Zwang angethan wurde , und das Gesetz vollständig 
rückwirkende Kraft erhielt. 

lieber die Gegenwart und Zukunft bestimmte dies Ge* 
setz, welches so durchgreifend über die Zustände der Ver^ 
gangenheit entschied, nichts , und liefs alles völlig unbe- 
stimmt; sein Zweck war die Erhaltung der Majorate und 
Vinculationen. 

Eine wichtige Aenderung wurde in den Principien und 
Regeln vorgenommen, die bisher über den Erwerb von 
herrenlosen Gfitern durch den Staat, bienes mostrencos, 
bestanden hatten. Nach dem über diesen Gegenstand am 
16. Mai 1835 erlassenen königlichen Dekret haben im 
Allgemeinen die Privatleute stets den Vorzug vor dem 
Staatsschatz, und nur wenn durchaus keine Personen vor- 
handen sind, die irgend einen Titel anführen können, der» 
auch noch so schwach, der moralischen Person gegenüber 
doch Geltung hat, gehen die Güter in das Eigenthum des 
Staates über. — So werden die Schiffe, welche Schiff- 
bruch gelitten und in Folge dessen an die Küste des Rei- 
ches getrieben worden, mit ihrer ganzen Ladung und audi 
dem, was das Meer losgerissen und auf das Land geschleu- 
dert hat, — nicht als herrenloses Gut betrachtet, bevor 
nicht die gesetzlichen Nachforschungen angestellt sind, um 
den wahren Herrn auszumitteln, und es, nachdem diese 
fruchtlos gewesen sind, wenigstens negativ den Anschein 
bat, als wären sie herrenlos. Aulserdem werden auch jene 
Sachen mit Rücksicht darauf betrachtet, ob sie nicht zu 
denen gehören, die das Gesetz demjenigen als Eigenthum 
zuspricht, der zuerst Besitz davon ergriffen. 

Was die Auffindung von Schätzen betrifft, so wurde 
auch die Bestimmung aufgehoben, dafs sie dem Könige 
zufielen, und dem, der sie aufgefunden hatte, nur der 4te 
Theil derselben als Belohnung belassen würde, und statt 
dessen trat wieder die alte Bestimmung in Kraft, dafs dem, 
der sie aufgefimden hatte, die Hälfte gegeben wurde. 

Auch bei den Gütern, welche von jemandem hinter- 
lassen worden waren, der ohne Testament und gesetzliche^ 
Erben gestorben war, wurden dessen natürliche Kinder, 
wenn sie gesetzlich anerkannt worden waren, dem Stapitß: 
vorgezc^en, so we auch deren Descendenten , die. nicht 
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g^hiedeneB Ehegatten und auch die Colaterales vom 5teQ 
bis zum lOten Grade.' 

Zur Vindieation von Gutem durch den Staat, die von 
einem Privatmann ungerechter Weise besessen wurden^ 
mufste jener gerichtlich nachweisen, dafs der Besitz kein 
rechtmäfsiger sei, und bis daüs dieser verurdieilt war, 
konnte er nicht zur Aufweisung von Besitzes- Titeln ge- 
zwungen oder in seinem Besitze gestört werden. 

Aufserdem wurden die herrenlosen Güter den allge- 
meinen Bestimmungen der Verjährung unterworfen, die 
Rechte des Staats gingen durch diese für dieseljben ver- 
loren, und er war selbst zu der Tragung der Kosten, die 
auf ihnen ruhen, und später den Reklamationen eines Drit- 
ten Rede zu stehen verpflichtet Zuletzt wurde er in Be- 
zug auf diesen Punkt einem einfachen Privatmann gleich- 
gestellt und in Folge dessen auch der gewöhnlichen Ge- 
richtsbarkeit unterworfen. 

Nicht weniger mächtig war das Gesetz über gezwun- 
genen Verkauf aus Gründen des öffentlichen Nutzens. Es 
kann nicht die Rücksicht auf das Eigenthum des Einzel- 
nen, wenn solches mit dem Yortheil des allgemeinen Gan- 
zen in Widerspruch tritt, ein Hindemifs zur Ausführung 
darauf gerichteter Mafsregeln des Staates sein. Dies Ge- 
setz war nur darauf gerichtet, dafiir zu sorgen, dafs in 
derartigen Fällen den Betheiligten möglichst vollständige 
Entschädigung gewährt würde. Deshalb bestimmte es, dafs 
wirklich hinreichender Grund zu derartigen Mafsregeln vor- 
handen sein, und diese einen entschieden aligemeinen Nutzen 
haben müfsten. Die Entschädigung der ßetheiligten ge- 
schieht durch die ProvinciaU Deputationen in Gemeinschaft 
mit dem Civil- Gouverneur, von deren Erkenntnissen Appel- 
lation an die Regierung gestattet ist, die dann endgültig 
entscheidet, was je nach der Bedeutung der verschiedenen 
Fälle Gegenstand eines besondem Gesetzes, oder wenig- 
stens eines königlichen Dekrets wurde. Was die Höhe 
der Entschädigung betrifft, so sollte sie nach vorheriger 
Ankündigung vollständig geschehen , und aufserdem den 
Betheiligten noch eine Vergütung von 3 Procent gewährt 
werden. 

Aufserdem wurde im Jahre 1835 noch ein provisori- 
sches Reglement über die Verwaltung der Justiz veröf- 
fentlicht, wo das alte, welches die Cortes im Jahre 1812 
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ausgearbeitet hatten, und sich in der Constitution von dem- 
selben Jahre im ftnften Titel „von den Gerichtshöfen und 
von der V^erwaltung der Criminal-Justiz'* findet, ganz Tvie- 
der aufgenommen ^vurde. Die Neuerungen, die noch hin- 
zugefugt wurden, wichen doch im Ganzen wenig von den 
Bestimmungen der Constitution ab. 



Dreizehntes Capitel. 

Wiederherstellung des Systems vom Jahre 1812. Constitution von 1837, 

Fortschritte der Gesetzgebnng. 

Bald nach dem Erscheinen der im vorigen Capitel durch- 
gegangen^i Gesetze, die schon mehr oder weniger eine 
Annäherung an die Wünsche und Ansichten der Constitu^ 
tionellen enthalten hatten, wurde das System vom Jahre 
1812 vollständig wieder hergestellt Nachdem das Est«- 
tuto Real para la convocacion de las Cortes vom 10, April 
1834, ein, zunächst dem Willen der Regentin entflossenes, 
aber in seinen Hauptbestimmungen aui die alten Gesetze 
Spaniens, die siete Partidas und die nueva Recopitacion 
sich gründendes Verfassungswerk, den Forderungen der 
Liberalen so wenig entsprochen hatte, dafs sie in laute Kla- 
gen darüber ausbrachen, und es mehr fiir einen Hohn als 
einer Befriedigung ähnlich erklärten, — sah sich die Eö* 
nigin-Regentin eii^ch durch die Revolution von la Granja 

genöthigt, durch ein Decret vom 15. August 1836 die 
onstitution von 1812 „bis zum Zusammentritt der Cor* 
tes, die sich über die in Spanien zu verleihenden Institu- 
tionen berathen würden,'^ wieder herzustellen. — Am 
21. October 1836 constituirten sich die neuen Cortes, und 
am 24. wurde ihre Sitzung durch die Königin- Regentiii 
feierlich eröffnet Am' 17. December nahmen sie nach 
lebhafter Discussion das Zweikammersystem ^ahin an, dafs 
sie beschlossen: „die Cortes bestehen aus zwei, die ge*. 
setzgebende Gewalt unter sich theilenden, Körperschaften^ 
welche sich unter einander durch die persönlichen Befug- 
nisse ihrer Mitglieder unterscheiden, durch die Form ihrer 
Ernennung und die Dauer ihrer "f errichtungeii. Keine diet 
ser Körperschaften wird aber privilegirt oder erblich »enu**. 

12* 
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In der Annahme des Zweikammersystems statt des Ein- 
kammersystems besteht der gröfste und wichtigste Unter- 
schied zwischen der Constitution von 1812 und der von 
1837^ die, als sie endlich zum Schlufs gediehen war, der 
Königin -Regentin vorgelegt, von ihr in feierlicher Cor- 
tes- Sitzung beschworen, und sodann am 13. Juni 1837 
verkündet wurde. 

In Folge dieser Constitution erlitten viele von den in 
der letzten Zeit gegebenen Gesetzen mannichfache Ergän- 
zungen und Modificationen. — So wurde, nachdem die 
Cortes am 7. September 1837 den fünften Titel der Con- 
stitution von 1812, „de los tribunales," wieder hergestellt 
hatten, der Artikel, welcher bestimmt, dafs jede Angele- 
genheit endgültig in der 3ten Instanz entschieden werden 
müsse, gleichviel, welcher Art das Geschäft sei, aufgeho- 
ben, und statt dessen am 4. November 1838 em Gesetz 
gegeben, welches för bestimmte Fälle recursos de nulidad 
zuliefs. — Die Cortes hatten die Regierung autorisirt eine 
neue Instruction zu geben über das Verfahren in Civil- 
und Criminal- Angelegenheiten ; dieselbe erschien aber nicht, 
und statt dessen wurde nur dieses einzelne Gresetz veröf- 
fentlicht. Die Verfassung von 1812 hatte die Supplication 
an den König ganzlich aufgehoben, aber die Lücke, die 
dadurch entstand, durch nichts anderes ersetzt, so dafs je- 
der genöthigt war, sich bei seinen Civil- oder Criminal- 
Angelegenheiten, mit dem Erkenntnifs, welches in dritter 
Instanz gefällt wurde, vollständig zu beruhigen, während 
ihm unter der absoluten Regierung immer noch freige- 
standen hatte, an die Gnade des Königs zu appelliren. — 
Die Nichtigkeitsbeschwerde setzt voraus eine Verletzung 
des vorgeschriebenen Verfahrens, oder einen Irrthum in 
der Anwendung der Gesetze und allgemeinen Rechts-Prin- 
öipien bei der letzten Entscheidung einer Sache. Sie wurde 
nicht auf alle Richter und jedwedes Erkenntnifs ausgedehnt, 
sondern dahin beschränkt, dafs, nach Ausschliefsung der 
Richter erster Instanz und der geistlichen Tribunale und 
aller besondem Gerichtsstände, so wie der Erkenntnisse 
erster und zweiter Instanz, -— die Nichtigkeitsbeschwerde 
nur bei den Gerichten dritter Instanz eingelegt werden 
kann. Und der oberste Gerichtshof ist auf den blofsen 
Ausspruch, dafs ein Fehler oder Versehen bei den Ge- 
richts-Verhandlungen vorgefallen ist, beschränkt^ und mufs 
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sodann die Sache dem unteren Gerichtshöfe wieder zu- 
weisen ^ und ihn zu nochmaliger Untersuchung derselben 
veranlassen. 

Was das Civilrecht im Allgemeinen betrifft > so waren 
schon am 2. Februar 1837 die alten Bestimmungen fiber 
die Vinculationen durch die Cortes in ihrer vollen Aus- 
dehnung wieder hergestellt worden^ die durch ein Gesetz 
von 1841 wieder einige Aenderungen erlitten, deren diese 
Materie im Laufe der Zeiten schon so viele erfahren hatte. 
Im Jahre 1820 wurden, als das absolute System gefallen 
war, mit einem Federstrich alle Vinculationen aufgehoben; 
im Jahre 1824, als wieder ganz andere Ansichten ans Ru- 
der gekommen waren, wurde das Gesetz von 20 mit allen 
seinen Folgen wieder derogirt, und alle V^räufserungen von 
Gütern, die seit jener Zeit in Folge jenes Gesetzes gesche- 
hen waren, fiir null und nichtig erklärt. Kach der Revo- 
lution von la Granja trat das ursprüngliche Gesetz wieder 
in Kraft, und durch ein königliches Decret vom 19. August 
1841 ward die freie Circulation und Vertheilung der Grund- 
stücke noch weiter ausgedehnt. Nachdem man die Aufhe- 
bung der Klöster und den Verkauf ihrer Güter zu Gimsten 
der Staatsschuld zugestanden hatte, wurden alle Pfründen 
für frei erklärt, und die Vertheilung der, mit denselben 
verbundenen Grundstücke imter die nächsten Verwandten 
dessen, der die Pfründe gestiftet hatte, ohne Unterschied 
des Alters und Geschlechts, befohlen. 



Anhang* 



Neueste Verändenmgen in der GeBetzgebuiig: GonBtitution von 1845. Prefs- 

gesetz vom 10. April 1844. Straf-Gesetebnch vom 1. Juli 1848. Entwurf 

zum CiTÜ-Codez yom 5. Mai 1851. — Gegenwärtige Organisation der 

6erioht8h(Ife in %>ani0iL 

iijLit dem Gesetz vom 19. August 1841 über die Vincu- 
lationen schliefst die Geschichte des spanischen Rechts 
von Zempere, seitdem sind aber doch noch verschiedene 
Aenderungen in der Gesetzgebung eingeführt, von de- 
nen wenigstens die bedeutendsten hier noch erwähnt wer- 
den müssen. 

Die Constitution vom Jahre 1837 wurde 8 Jahre spä- 
ter im monarchisch - conservativen Sinne revidirt, und so 
gilt sie noch heute. Die spanische Verfassung vom 25. Mai 
1845 lautet: 

Constitution der spanischen Monarchiet 

Tit. I. 

Von den Spaniern. 

Artikel 1. Spanier sind: 

a. Alle in den spanischen Besitzungen Geborenen. 

b. Die Kinder eines Spaniers oder einer Spanierin, 
selbst wenn sie aufserhalb Spaniens geboren sind. 

c. Die Fremden, welche Naturalisations - Patente er- 
halten haben. 

d. Diejenigen, welche auch ohne dergleichen in einer 
Gemeinde der Monarchie Gemeinderechte erwor- 
ben haben. 
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Die Eigenschaft als Spanier geht verloren durch Natu- 
ralisation in einem fremden Lande , oder durch Annahme 
eines Amtes einer fremden Regierung ohne Erlaubnifs des 
Königs. 

Ein Gesetz wird die Rechte bestimmen ^ welche die 
Fremden geniefsen, die naturalisirt sind oder Gemeinde- 
rechte erworben haben. 

Art. 2. Alle Spanier können ihre Gedanken drucken 
und veröffentlichen ohne vorgängige Censur, nur mit Beob- 
achtung der bestehenden Gesetze. 

Art. 3. Jeder Spanier hat das Recht schriftlicbe Bitt- 
gesuche unter Beobachtung der vorgeschriebenen Gesetze 
an die Cortes oder den König zu richten. 

Art. 4. In der ganzen Monarchie gelten dieselben 
Gesetze. 

Art 5. Allen Spaniern steht, je nach ihrem Verdienst 
und ihren Fähigkeiten, der Weg zu den öffentlichen Aem- 
tem und Stellen offen. 

Art. 6. Jeder Spanier ist verpflichtet, für das Vater- 
land die Waffen zu ergreifen, wenn er durch das Gesetz 
dazu aufgefordert wird, und eben so im Verhältnifs seines 
Vermögens zu den Staatslasten beizutragen. 

Art. 7. Kein Spanier darf, aufser in den Fällen, die 
das Gesetz vorschreibt, von seinem Wohnsitze zurückge- 
halten, getrennt oder verhaftet, noch seine Wohnung ge- 
waltsam eröffnet werden. 

Art. 8. Wenn in aufsergewöhnlichen Fällen dip Si- 
cherheit des Staates in der ganzen Monarchie oder in einem 
Theile derselben die zeitweise Aufhebung der vorstehen- 
den Bestimmungen nothwendig machen sollte, so wird solche 
durch ein Gesetz bestimmt werden. 

Art. 9. Kein Spanier darf in Anklagestand gesetzt oder 
verurtheilt werden, anders als durch den zustehenden Rich- 
ter oder Gerichtshof auf Grund der Gesetze, die älter sind 
als das begangene Verbrechen und in der Form, die solche 
vorschreiben. 

Art. 10. Die Strafe der Güterconfisi^ation soll niemals 
ausgesprochen und kein Spanier seines Besitztbums beraubt 
werden, anders als wenn das Gemeindewohl solches ver- 
langt und dann nur nach vorangegangener entsprechender 
Entschädigung. 

Art 11. Die Religion der spanischen Nation ist die 
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apostolisch -römisch -Katholische. Der Staat verpfliditet 
sich den Cultus und die Diener der Kirche zu unterhalfen. 



Tit. n. 

Von den Cortes. 

Art. 12. Die gesetzgebende Gewalt beruht in den 
Cortes gemeinschaftlich mit dem Könige. 

Art. 13. Die Cortes bestehen aus zwei gesetzgeben- 
den Körpern mit gleicher Machtvollkommenheit , dem Se- 
nat und dem Congrefs der Deputirten. 

Tit. ÜI. 

Vom Senate. 

Art. 14. Die Zahl der Senatoren ist unbegrenzt; ihre 
Ernennung geschieht durch den König. 

Art. 15. Zu Senatoren können nur solche Spanier 
ernannt werden, die das 30ste Lebensjahr zurückgelegt 
haben, und nachstehenden Klassen zugehören: 

Präsidenten von irgend einem gesetzgebenden Körper. 

Senatoren oder Deputirte, die dreimal zu den Cortes* 
Versammlungen berufen waren. 

Minister der Krone. 

Staatsräthe. 

Erzbischöfe. 

Bischöfe. 

Granden von Spanien. 

General -Capitaine des Heeres und der Flotte. 

General- Lieutenants des Heeres und der Flotte. 

Gesandte. 

Bevollmächtigte Minister. 

Präsidenten der höchsten Tribunale. 

Minister und Fiskale derselben. 

Die in obigen Categorien begriffenen müssen aufser- 
dem eine Rente von 30000 Realen, entweder aus eignen 
Besitzungen oder aus Aemtern, die sie nur auf Grund er- 
wiesenen Vergehens verlieren können, oder aus Jubilarien, 
Pensionen oder Wartegeld beziehen. 

Titulos von Castilien, die 60000 Realen Renten be- 
ziehen. 

Diejenigen, welche seit einem Jahre 8000 Realen di- 
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recte Steuern zahlen, Senatoren oder Landes-Deputirte ge- 
wesen sind, oder Provincial-Deputirte oder Alcalden in 
Ortschaften von 30000 Seelen odier Präsidenten von Jun- 
ten oder Handels^ribunalen. Die zur Ernennung von Se- 
natoren nothwendigen Bedingungen können durch ein Ge- 
setz abgeändert werden. 

Art. 16. Die Ernennung der Senatoren erfolgt durch 
Specialdekrete, in denen der Titel angegeben wird, auf 
welchen sich, in Uebereinstimmung mit dem vorstehenden 
Artikel, die Ernennung gründet. 

Art. 17. Das Amt eines Senators ist lebenslänglich. 

Art. 18. Die Söhne des Königs und des Thronerben 
sind vom 25sten Lebensalter an Senatoren. 

Art. 19. AuTser der gesetzgebenden Gewalt steht den 
Senatoren zu: 

1. Die Minister zu richten, wenn solche durch den 
Congrefs der Deputirten in Anklagestand versetzt 
sind. 

2. In Capitalverbrechen gegen die Person oder das 
Ansehen des Königs oder die Sicherheit des Staa- 
tes in Gemäfsheit der gesetzlichen Bestimmungen 
zu entscheiden. 

3. lieber die Mitglieder aus ihrer Mitte in den Fäl- 
len und Formen, wie das Gesetz es vorschreibt, 
zu Gericht zu sitzen. 

Tit. IV. 

Von dem Congresse der Deputirten. 

Art. 20. Der Congrefs der Deputirten besteht aus 
denjenigen, welche in den, nach dem Gesetz bestehenden 
Wahlbezirken gewählt sind. Für jede 50000 Seelen der 
Bevölkerung wird mindestens ein Deputirter ernannt. 

Art. 21. Die Deputirten werden durch directe Wahl 
bestimmt und können stets wieder gewählt werden. 

Art. 22. Um Deputirter zu werden mufs man Spa- 
nier, weltlichen Standes, dein, das 25ste Lebensjahr zurück- 
gelegt haben, eine Rente von kündlichem Grundbesitz be- 
ziehen oder an directen Steuern so viel zahlen, als das Wahl- 
gesetz erheischt und aufserdem den im Gesetz vorge- 
schriebenen sonstigen Bedingungen entsprechen. 

Art. 23. Jeder Spanier, der sich im Besitz dieser 
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Eigenschaften befindet, kann fär jede Provinz zum Depu- 
tirten erwählt werden. 

Art. 24. Die Deputirten werden auf 5 Jahre gewähh. 

Art. 25. Die Deputirten, welche v^* der R^ening 
oder aus der königlichen Kasse Pension beziehen, ein Amt 
erhalten, das nicht in der Stufenleiter ihrer respectiven 
Laufbahn liegt, einen Auftrag mit Bezahlung, Ehren oder 
Orden, müssen der Wiederwahl unterworfen werden. 

Die vorstehende Bestimmung trifft nicht diejenigen De- 
putirten, welche zu Ministem der Krone ernannt sind. 

Tit. V. 

Von den Sitzungen und der Machtvollkommenheit der Cortes. 

Art. 26. Die Cortes vereinigen sich alljährlich. Es 
steht dem Könige zu, sie zusammen zu berufen, und die 
Sitzungen zu suspendiren und zu schliefsen und den Con- 
grefs der Deputirten aufzidösen; jedoch im letzteren Falle 
mit der Verpflichtung innerhalb dreier Monate andere Cor- 
tes wählen zu lassen und einzuberufen. 

Art. 27. Die Cortes werden bei einer Thronerledi- 
gung, oder sobald der König sich auf irgend eine Weise 
in die Unmöglichkeit zu regieren versetzt sieht, sofort zu- 
sammenberufen. 

Art. 28. Jeder einzelne der gesetzgebenden Körper 
entwirft eine Geschäftsordnung, und prüft die Eigenschaf- 
ten seiner Mitglieder, und der Congrefs ejitscheidet über 
die Gesetzmäfsiffkeit der Wahlen der Deputirten. 

Art. 29. Der Congrefs der Deputirten ernennt seine 
Präsidenten, Vicepräsidenten und Sekretäre. 

Art. 30. Der König ernennt, für die Dauer einer je- 
den Sitzungsperiode des Senates, aus der Zahl der Sena- 
toren einen Präsidenten und Vicepräsidenten, und der Se- 
nat wählt selbst die Sekretäre. 

Art. 31. Der König eröffnet' und schliefst die Cortes 
in Person oder durch die Miniser. 

Art. 32. Es darf nicht einer der gesetzgebenden Kör- 
per vereinigt sein, ohne dafs der andere es nicht gleich- 
falls wäre; ausgenommen in dem Falle, wo der Senat rich- 
terliche Funktionen ausübt. 

Art. 33v Die gesetzgebenden Körper dürfen nur in 
Gegenwart des Königs vereinigt berathen. 
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Art 34. Die Sitzungen des Senats und des Coogres- 
ses fflnd öffientlicb, und nur in besonderen Ausnahmefällen 
kann eine geheime Sitzung gehalten werden. 

Art. 35. Der König und jeder einzelne der gesetz- 
gebenden Körper hat das Recht der Gesetzes- Vorlage. 

Art 36. Die Gesetze über Besteuerung und öffent- 
lichen Kredit werden zunächst dem Congresse der Depu- 
tirten vorgelegt 

Art. 37. Die Beschlufsnahmen in jedem gesetzgeben- 
den Körper erfolgen nach absoluter Stimmenmehrheit, um 
jedoch über Gesetze zu votiren, ist die Gegenwart eines 
mehr als die Hälfte der Gesammtzahl, welche sie bilden, 
nothwendig. 

Art 38. Wenn der gesetzgebende Körper einen Ge- 
setzesvorschlag verwirft oder der König die Genehmigung 
verweigert, so darf in derselben Sitzung über denselben 
Gegenstand kein, neuer Entwurf eingebracht werden. 

Art. 39. Aufser der gesetzgebenden Gewalt, welche 
die Cortes mit dem Könige gemeinschaftlich ausüben, ge- 
bühren ihnen noch folgende Rechte: 

1. Vom Könige, dem Thronerben, von der Regent- 
schaft oder dem Regenten des Königreiches, den 
Schwur, die Constitution und die bestehenden 
Rechte aufrecht zu erhalten, entgegen zu nehmen. 

2. Die Regentschaft oder den Regenten des König- 
reiches und den Vormund des minderjährigen Kö- 
nigs zu ernennen, wo solches die Constitution 
vorschreibt 

3. Die Verantwortlichkeit der Minister zu verwirk- 
lichen, welche durch den Congrefs angeklagt und 
durch den Senat gerichtet werden, 

Art 40. Die Senatoren und Deputirten sind unver- 
letzlieh in Betreff ihrer Meinungen und Abstimmungen bei 
Ausübung ihres Amtes. 

Art 41. Die Senatoren können weder in Anklage- 
stand versetzt, noch verhaftet werden, ohne vorhergegan- 
gene Beschlufsnahme des Senates, es sei denn, dafs sie 
in flagranti betroffen würden oder der Senat nicht verei- 
nigt wäre. Jedoch wird in jedem Falle jener Versammlung 
Nachricht zu geben sein, damit sie das Erforderliche ver- 
anlassen kann. Eben so wenig können die Deputirten wäh- 
rend der Dauer der Sitzungen ohne Erlaubnils des Con- 
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gresses in Anklagestand versetet oder verhaftet werden^ 
es sei denn dafs sie in flagranti betroffen; aber in diesem 
Falle, oder wenn sie in Anklagestand versetzt und ver- 
haftet sind, während die Cortes geschlossen sind, mufs 
dem Congresse so schnell wie möglich Nachricht davon 
gegeben werden zu seiner Eenntnifs und Besdilufsnahme. 

Tit. VI. 

Vom Könige. 

Art. 42. Die Person des Könies ist geheiligt und un- 
verletzlich, und der Verantwortlichkeit nicht unterworfen. 
Verantwortlich sind die Minister. 

Art 43. Die Macht der Ausführung der Gesetze ge- 
bührt dem Könige, und seine Autorität erstreckt sich, der 
Constitution und den Gesetzen entsprechend, auf alles was 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern , und zur 
Sicherheit des Staates nach Aufsen gehört 

Art 44. Der König sanktionirt und veröffentlicht die 
Gesetze. 

Art 45. Aufser den Prärogativen, die die Constitu- 
tion dem Könige ertheilt, hat er das Recht: 

1. Die Dekrete, Verordnungen und Anweisungen, 
welche zur Ausführung der Gesetze gehören, zu 
erlassen. 

2. Zu sorgen, dafs im ganzen Königreiche schnelle 
und tüchtige Justiz administrirt werde. 

3. Das Begnadigungsrecht für Verbrecher nach Vor- 
schrift der Gesetze. 

4. Den Krieg zu erklären und Frieden zu schliefsen, 
worüber er nachträglich den Cortes amtliche Mit- 
theilungen zu machen hat 

5. lieber die bewaffnete Macht zu verfugen und sie 
nach Belieben zu vertheilen. 

6. Die diplomatischen und Handelsbeziehungen mit 
andern Mächten zu leiten. 

7« Das Münzrecht mit der Befiignifs sein Bild und 
Namen darauf zu setzen. 

8. lieber die Anlegung der Bär die verschiedenen 
Zweige der öffentlidien Verwaltung bestimmten 
Fonds zu verfügen. 

9. Die öffentlichen Beamten zu ernennen und Ehren- 
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bezeugungen und Auszeichniingen aller Art zu 
bewilligen. 
10. Die Minister nach seinem Willen zu ernennen und 
zu entlassen. 
Art. 46. Der König mufs durch ein besonderes Oe* 
setz ermächtigt werden: 

1. Irgend einen Tbeil des spanischen Territoriums 
zu veräursern, abzutreten oder zu vertauschen. 

2. Fremde Truppen in das Land hineinzulassen. 

3. Um Offensiv -Allianz -Verträge, specielle Handels- 
Verträge und solche abzuschUefsen, durch welche 
die Lieferung von Subsidien an eine andere Macht 
zugesichert wird. 

4. Um zu Gunsten seines unmittelbaren Nachfolgers 
abzudanken. 

Art. 47. Bevor der König eine Vermählung eingeht, 
wird er die Cortes davon in Kenntnifs setzen, deren Ge- 
nehmigung die Stipulationen und Eheverträge, welche Ge- 
genstand besonderer gesetzlicher Bestimmung werden, un^ 
terworfen sind. 

Dasselbe wird bei der Vermählung des Thronfolgers 
stattfinden. Weder der König noch der Thronfolger kön- 
nen eine Verbindung eingehen mit einer Person, welche 
durdi das Gesetz von der Thronfolge ausgeschlossen ist 

4 

Tit vn. 

Von der Thronfolge. 

Art. 48. Die legitime Königin von Spanien ist Dona 
Isabel n. von Bourbon. 

Art. 49. Die Thronfolge in Spanien ist die Ordnung 
der Erstgeburt, wobei stets die ältere der jüngeren Linie 
vorangeht; in derselben Linie der nähere dem ferneren 
Grade; in demselben Grade der Prinz der Prinzessin, und 
in demselben Geschlecht der ältere dem jüngeren. 

Art. 50. Sollten die ehelichen Descendenten der Kö- 
nigin Isabel n. von Bourbon ausgestorben sein, so würden 
der festgesetzten Ordnung zur r olge ihre Schwester und 
die Geschwister ihres Vaters, Prinzen wie Prinzessinnen, 
wenn sie nicht ausgeschlossen sind, auf den Thron kommen. 

Art. 51. Wenn alle bezeichneten Linien ausgestorbea 
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sind, so werden durch ein Gesetz neae Erben festgestellt, 
wie sie der Nation am meisten zusagen. 

Art 52. Jeder Zweifel über eine Thatsache oder ein 
Recht, welchejSf die Thronfolge betrifft^ soll durch ein Ge- 
setz gelöst werden. 

Art. 53. Diejenigen, welche unfähig sind zu regieren, 
oder Handlungen begangen haben, derentwegen sie das 
Recht der Krone zu verlieren verdienen, werden durch ein 
Gesetz von der Thronfolge ausgeschlossen. 

Art 54. Wenn eine Königin regiert, so hat ihr Ge- 
mahl in keiner Weise Antheil an der Regierung des Kö- 
nigreichs. 

Tit VIII. 

Von der Minderjährigkeit des Königs und ron der Regentsohaft. 

Art 55. Der König ist bis zum vollendeten I4ten 
Jahre minderjährig. 

Art 56. Ist der König minderjährig, so wird der Va- 
ter oder die Mutter desselben und in deren Ermangelung 
der nächste Verwandte zur Thronfolge , nach der in der 
Constitution vorgeschriebenen Ordnung ^ die Regentschaft 
übernehmen, und zwar für die ganze Zeit der Minderjäh- 
rigkeit des Königs. 

Art 57. Der nächste Verwandte, welcher die Re- 
gentschaft zu führen hat, mufs Spanier sein, das 20ste Le- 
bensjahr vollendet haben, und nicht von der Thronfolge 
ausgeschlossen sein. Der Vater und die Mutter des Kö- 
nigs können die Regentschaft nur führen, so lange sie un- 
vermählt bleiben. 

Art 58. Der Regent leistet vor den Cortes den Eid, 
dem minderjährigen Könige treu zu sein und die Consti'- 
tution aufrecht erhalten zu wollen. 

Wenn die Cortes nicht versammelt sind, so mufs der 
Regent sie sofort berufen, und unterdessen denselben Eid 
vor den Ministem ablegen, indem er verspricht ihn vor 
den Cortes zu wiederholen, sobald dieselben versammelt 
sein würden. 

Art 59. Sollte Niemand vorhanden sein, dem das 
Recht der Regentschaft zufiele, so werden die Cortes eine 
solche von 1, 3 oder 5 Personen ernennen. 
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Bis diese Ernennung erfolgt sein wird, soll das Staats- 
Ministerium provisorisch das Iteich regieren. 

Art. 60. Wenn der König unfsübig ist seine Macht 
auszuüben^ und dies von den Cortes erkannt wird, so übt 
in dieser Zeit der älteste Sohn die Regentschaft aus, wenn 
er das I4te Lebensjahr zurückgelegt hat; in Ermangelung 
dieses die Gattin des Königs und in deren IBrmangelung 
die 'zur Regentschaft Berufenen. 

Art. 61. Der Regent oder die Regentschaft werden alle 
Macht des Königs haben, in dessen !Namen sie die Regie* 
rungsakte vollziehen. 

Art 62. Es soll der Vormund des minderjährigen Kö- 
nigs, wenn er mittelst Testaments des verstorbenen Königs 
ernannt ist, stets Spanier sein. Sollte ein solcher nidbt 
ernannt sein, so werden Vater oder Mutter, so lange sie 
im Wittwenstande verbleiben, Vormund sein. In ihrer Er- 
mangelung ernennen die Cortes den Vormund, jedoch sol- 
len die Aemter des Regenten und Vormunds aufser in der 
Person des Vaters oder der Mutter des Königs nie in 
einer Person vereinigt sein. 

Tit. IX. 

Von den Ministern. 

Art. 63. Alle» was der König in der Ausübung sei- 
ner Macht befiehlt oder veranlafst, mufs von dem Minister 
dem es zugehört unterzeichnet sein, und kein öffentlicher 
Beamter wird bei dem Mangel dieses Erfordernisses Folge 
leisten. 

Art. 64. Die Minister können Senatoren oder Depu- 
tirte sein, und Theil nehmen an den Berathungen der ge- 
setzgebenden Körper, jedoch können silB nur dort mitstim- 
men, wo sie als Mitglieder hingehören. 

Tit. X. 

Von der Verwaltung der Justiz. 

Art. 65. Den Tribunalen und Gerichtshöfen gebührt 
es ausschliefslich in Civil- und Crimioälfällen die Gesetze 
anzuwenden, ohne dafs sie andere Funktionen übernehmetf 
können, als zu entscheiden und zu sorgen dafs das ürtheil 
vollzogen wird. 
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Art. 66. Die Gesetze werden den Tribunalen und 6e- 
'richtshöfen vorschreiben, was sie zu thun haben, die Or- 

fanisation jedes einzelnen, ihre Befugnifs und die Art der 
Ixekution, so wie die Eigenschaften, welche ihre Mitglie- 
der besitzen müssen. 

Art. 67. Die Urtbeilssprfiche in Criminalsachen sollen 
öffentlich sein, und zwar in der vom Gesetz bestimmten 
Form. 

Art.- 68. Kein Magistrat oder Richter soll seiner Funk- 
' tion entzogen werden, weder vorübergehend noch für im- 
mer, anders als durch voUstrecktes Urtheil; eben so wenig 
suspendirt als durch richterlichen Akt oder durch Befehl 
des Königs, wenn derselbe aurf begründeter Ursache befiehlt, 
dafs er vor ein conmetentes Tribunal gestellt werde. 

Art. 69. Die Kichter sind persönlich verantwortlich 
fSr jede Verletzung des Gesetzes, die sie begehen. 

Art. 70. Die Justiz wird im Namen des Königs aus- 
geübt. 

Tit. XL 

Von den Proyincial-Deputationen und den Stadträthen (ajimtamientos). 

Art. 71. In jeder Provinz wird eine Provincial-Depu- 
tation sein, in der vom Gesetz vorgeschriebenen Form er- 
wählt, und aus der vorgeschriebenen Zahl von Individuen 
zusammengesetzt. 

Art. 72. In den Gemeinden sollen Alcalden und Ayun- 
tamientos sein. Die letzteren werden durch die Gemein- 
demitglieder gewählt, denen das Gesetz das Recht ein- 
räumt. 

Art. 73. Das Gesetz wird die Orffanisation und Be- 
fugnisse der Provincial-Deputationen und Ayuntamientos fest- 
setzen und die Einmischung, welche in beiden Corporatio- 
nen die Delegirten der Regierung haben. 

Tit. xn. 

Von den Steuern. 

Art. 74. In jedem Jahre wird die Regierung den 
Cortes das General- Budget der Staatsausgaben und Ein- 
nahmen für das folgende Jahr vorlegen ; und den Plan 
der Besteuerung und die Mittel sie zu erheben, 8p wie 
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die Rechnungen der Anlegung des Ueberschusses; zur Prü- 
fung und Genehmigung. 

Art. 75. Es darf keinerlei Steuer oder Communalab- 
gäbe auferlegt oder eingezogen werden , die nicht durch 
ein vorher berathenes oder ein Specialgesetz genehmigt ist. 

Art. 76. Gleiche Ermächtigung ist noth wendige um 
über das Staatseigenthum zu disponiren oder um Kapita- 
lien auf den Credit der Nation aufzunehmen. 

Art. 77. Die öffentliche Schuld steht unter dem be- 
sonderen Schutz der Nation. 

Tit. xm. 

Von der IMQlitarmacht. 

Art. 78. Die Cortes werden jedes Jahr auf Vorschlag 
des Königs die Militärmacht zu Land und Meer festsetzen. 

^ Additional - ArtikeL 

Art. 79. Die überseeiischen Provinzen werden durch 
besondere Gesetze regiert 

In demselben Jahre, wo die neue Constitution in Kraft 
trat, erhielt auch der codigo de imprenta durch einige 
neue Bestimmungen die Form, in welcher er bis auf den 
heutigen Tag Geltung hat. 

Durch ein königliches Dekret vom 10. April 1844 
wurde die ganze Gesetzgebung über die Presse in einen 
Codex zusammengefafst, und alle Dekrete und Bestimmun- 

Sen, die während einer Zeit von 24 Jahren über diese 
[aterie erlassen worden waren, wurden nach einem ge- 
meinsamen Plane geordnet, und so die grofse Unbestimmt- 
heit und geringe üebereinstimmung, die bisher in diesem 
Theile der Gesetzgebung geherrscht hatten, aufgehoben, 
so wie auch alle übrigen Gesetze und Bestimmungen, die 
bisher über die Prefsfreiheit gegeben worden waren, aufser 
Kraft gesetzt 

Der Plan und die Eintheilung des neuen Preisgesetzes 
ist folgender: 

Der Iste Titel enthält nur eine Definition der Prefs- 
freiheit nach der Bestimmung der Constitution, dafs „alle 
Spanier ihre Gedanken drucken und veröffentlichen können 
ohne vorgängige Censur^ nur mit Beobachtung der beste- 
henden Gesetze (con arreglo ä las leyes).'' 

13 
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; Der 2te und 3te Titel handelt von den Verpflich- 
.tungen der Drucker und Buchhändler. 

Der 4te Titel enthält die verschiedenen Arten von 
Drucksachen 9 und die Erfordernisse , die zu ihrer Veröf- 
fentlichung nothwendig sind. 

Der 6te Titel bestimmt und classificirt die Prefcver- 
gehen in a) escritos subversivos, die den Umsturz des Be- 
stehenden anrathen, b) escritos sediciosos^ die Lehren und 
Grundsätze verbreiten, die darauf gerichtet sind, Empörung 
und Störung der öffentlichen Ruhe zu erregen oder zum 
Ungehorsam gegen die Gesetze und Obrigkeiten auffor- 
dern; c) escritos obscenos, die den öffentlichen Anstand 
verletzen, und d) escritos inmorales, die die Moral und 
die euten Sitten verletzen. 

Der 6t e Titel enthält die, den Vergehen entsprechen- 
den Strafen. 

Der 7te Titel spricht von den Anklagen. 

Der 8t e Titel enthält die Organisation der Geschwor- 
nengerichte zur Entscheidung über Prefsvergehen. 

Der 9t e Titel spricht von der Substantiation des Pro- 
zesses, und der lOte von dem Verfahren, welches bei 
den Verhandlungen der Geschwomengerichte zu beobach- 
ten sei. 

Der Ute Titel handelt von Lithographien, Kupfer- 
stichen und Stahlstichen, und der 12te von den An- 
schlagzetteln, die nur nach vorhergegangener Erlaubnifs 
der Behörde veröffentlicht werden dürfen, die ftir diesel- 
ben verantwortlich ist. 

Der 13te Titel enthält die Bestimmungen über die 
impresos • injuriosos y calumniosos, die nicht, wie die übri- 
gen Prefsvergehen, den Geschwomengericbten zur Ent- 
scheidung übergeben werden, sondern den gewöhnlichen 
Tribunalen zufallen. 

Der 14te und 15te Titel enthalten die Schriften, 
welche vor dem Druck der Censur unterworfen werden 
müssen und einige aligemeine Bestimmungen. 

Dieses Prefsgesetz ist durch ein könidiches Dekret 
vom 6. Jttli 1S45 in einigen Punkten modificirt worden. 
Am wichtigsten ist die Aufhebung der Geschwor- 
nen^erichte und die Art wie solche ersetzt sind. 

Durch die** Constitution von 1837 war das Geschwor- 
nengericht garantirt worden ; da diei^r Artikel aber in der 
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Constitution von 1845 weggelassen worden war, und, wie 
es in der Einleitung heifst, die das königliche Dekret be^ 
gleitete, „da die ueschwomengerichte auf unserm Boden 
nicht heimisch werden wollen, sondern vielniehr taglich 
mehr in der öffentlichen Meinung sinken , und durch die 
Presse selbst schon verschiedene Versuche gemadit sind, 
die Competenz der gewöhnlichen Tribunale auch auf die 
Pref&vergehen auszudehnen,^^ so hielt die Regierung es fiir 
besser, die Geschwomengerichte gänzlich aufzuheben. An 
ihre Stelle setzt das Dekret vom 6. Juli ein Tribunal von 

5 Richtern erster Instanz und einem Vorsitzenden, das 
in den Hauptstädten, wo die Audiencien ihren Sitz haben, 
nur zur jedesmaligen Entscheidung der Prefsangelegenhei- 
ten ihres Gericbtsbezirkes, zusammentritt. Zur Venirthei- 
lung des Angeklagten sind 4 gleiche Abstimmungen der 

6 Richter eriorderlich; wenn sie sich nicht vereinigen, so 
ist der Angeklagte freigesprochen. Bei Uneinigkeit über 
das Strafmafs, welches das vorliegende Preisvergehen tref- 
fen soll, wird das, welches dem Angeklagten am günstig* 
sten ist, den übrigen Meinungen vorgezogen. 

Ein anderes königliches Dekret, welches die Freiheit 
der Presse mehr beschränkte, wurde am 18. März 1846 
erlassto, aber sehr bald darauf von der Regierung der 
Königin wieder zurückgenommen. 

Im Jahre 1843 war durch ein königliches Dekret eine 
eigne Comroission von 19 Mitgliedern niedergesetzt wor* 
den, um neue Gesetzbücher auszuarbeiten, was schon so 
lange von der Regierung beabsichtigt worden, aber wegen 
der mannichfachen Unruhen, die das Land von dem Tode 
des Königs Ferdinand an fortwährend erschüttert hatten, 
noch nicht zur Ausführung gebracht worden war. Man 
hatte zu dieser Commission Männer von verschiedenen po* 
litischen Ansichten gewählt, die im Stande waren auch die 
verschiedenen Interessen der einzelnen Provinzen der spa* 
nischen Monarchie bei der Gesetzgebung zu berücksichtir 
gen. In dem Programm, welches sie vor Beginn ihrer 
Arbeiten dem Ministerium vorlegten, und in welchem sie 
die Grundsätze, nach welchen sie bei derselben verfahren 
wollten, auseinandersetzten, bestimmt der 2te Artikel, „dafs 
sie in die Gesetzbücher keine Spedal-Rechte mit aufneh* 
men, sondern für alle Spanier ein allgemeines für das Cri- 
minal- Recht und Civil -Recht ausarbeiten wollten, das in 

13* 
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Zukunft bei allen Gerichtshöfen ausschliefsliche Geltung ha- 
ben sollte/^ Im Artikel 4 heilst es: JFür Jetzt soll die 
Anwendung des Geschwomengerichts auf die Prefsvergehen 
beschränkt bleiben, da man der Ansicht ist, dafs die Zeit 
nocih nicht gekommen, wo es auch auf die anderen Ver- 
brechen Anwendung finden könnte. 

,,Art6. Die Gesetze sollen nur auf der Halbinsel und 
den Nachbar-Inseln Geltung haben, ohne dafs ihre Anwen- 
dung . in den überseeischen Provinzen , wenn solche für 
nfitzÜch erachtet werden sollte, ausgeschlossen ist; wo sie 
aber alsdann durch ein besonderes Gesetz, in welchem die 
fiir die speciellen Verhältnisse ^ener Länder nothwendigen 
Modificationen festgesetzt werden, befohlen werden raufs/^ 

Die Regierung billigte diese Grundsätze, mit Ausnahme 
des in Betreflf des Geschwomengerichts, wo der Minister 
der Gnaden und Justiz, D. loaouin Maria Lopez, einige 
Schwierigkeiten machte, da er die Anwendung desselben 
auch fiir die Criminal-Angelegenheiten verlangte, wovon er 
jedoch nachher wieder abstand. 

Die Commission wandte ihre Aufinerksamkeit zunächst 
der Criminal- Gesetzgebung zu, Siv welche schon zu wie- 
derholten Malen die Ausarbeitung eines Gesetzbuches be- 
Sonnen worden war, ohne dafs bis dahin diese wichtige 
lufgabe eine genügende Lösung gefunden hätte. Im An- 
fang des Jahres 1848 hatte sie ihre Arbeiten vollendet, 
und nachdem sie von den Cortes geprüft und gebilligt 
worden waren, ist der neue Codigo penal de Espana 
am 1. Juli desselben Jahres in Kraft getreten. 

Bei Abfassung des Codex hat man nicht nur den fac- 
tischen Nachtheil berücksichtigt, der durch das Verbrechen 
herbeigeführt wird, sondern besonders auch die Absiebt, 
die der Verbrecher bei Begehung desselben gehabt. Und 
in Betreff der Strafe hat man nicht nur darauf gesehen, 
dafs dieselbe von der Ausübung eines Verbrechens abhal- 
ten soll, sondern auch den Umstand berücksichtigt, dafs 
sie wegen der verletzten Gerechtigkeit auferlegt wird. 

Bei der Anwendung der Strafen werden folgende drei 
Unterschiede gemacht,, die zur Verschärfting, Milderung 
oder Ausschliefsung der Strafe beitragen, ob man bei 
einem Verbrechen oder Vergehen Urheber oder Theil- 
nehmer gewesen ; ob das Verbrechen oder Vergehen ver- 
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eitelt oder nur beabsichtigt worden ist; und ob man nur 
Hehler desselben gewesen ist. 

Was nun die materielle Eintheilung des Codex betriffi:, 
so zerfallt derselbe in drei Bücher: 

Das erste Buch ,, Allgemeine Bestimmungen fiber die 
Verbrechen und Vergehen, die verantwortlichen Personen 
und die Strafen^^ ist die Einleitung des ganzen Gesetzbu- 
ches und zerfällt in 6 ,Titel. 

Der Iste Titel handelt von den Verbrechen und Ver- 
gehen und den Umständen, welche die Strafe ausschlielsen) 
mildem oder verstärken. 

Der 2te Titel, von den ftir Verbrechen und Verge- 
hen verant^vortlichen Personen. 

Der 3te von den Strafen. 

Der 4te von der civilen Verantwortlichkeit; . der 5?e 
von den Strafen, in welche diejenigen verfallen, welche 
sich der über sie verhängten Strafe zu entziehen suchen, 
oder während der Dauer einer Strafe ein neues begehen. 

Der 6te von der Verjährung der Strafen. 

Qas zweite Buch zählt die einzelnen Verbrechen 
UDcT ihre Strafen auf; es zerfällt in 15 Titel. 

Der Iste Titel enthält die Verbrechen gegen die Re- 
ligion; der 2te, gegen die äufsere Sicherheit des Staates; 
der 3te, gegen die innere Sicherheit des Staates und die 
öffentliche Ordnung; der 4te, von dem Betrug; der 5te, 
Verbrühen gegen das öffentliche Wohl; der 6te, von den 
Landstreichern und Bettlern; der 7te, von dem Spiel und 
der Lotterie; der 8te, V^erbrechen der öffentlichen oeamteh 
bei Ausübung ihres Amtes; der 9te, Verbrechen gegen 
Personen; der lOte, Verbrechen gegen die Sittlichkeit; 
der Ute, von den Verbrechen gegen die Ehre; der 12te, 
Verbrechen in Beziehung auf den bürgerlichen Stand der 
Personen; der 13te, Verbrechen wider die persönliche 
Freiheit und Sicherheit; der 14te, Verbrechen gegen das 
Eigenthum; der 15te, von frevelhafter Unbesonnenheit. 

Das dritte Buch beschäftigt sich mit den Verge- 
hen und den Strafen, die ftir dieselben eintreten sol- 
len. Es zerfällt in 2 Titel, von denen der Isfö von den 
schweren Vergehen handelt, und der 2te allgemeine Be- 
stimmungen über die Vergehen enthält. 

Zugleich mit dem neuen Strafgesetzbuch wurde ein 
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provisorisches Gesetz g^ebes, welches bestimmte, in wel- 
cher Art die Bestimmungen des Codex zmr Anwendung bei 
den Gerichten kommen sollten. 

Nachdem auf diese Weise die Griminal- Gesetzgebung 
geordnet worden war, begann die Commission die Ausar- 
beitung eines CiviUCodex, der am 5. Mai 1851 vom 
Präsidenten derselben dem Justiz ^Ministerium vorgelegt 
worden ist Derselbe ist bis Jetzt noch nicht zum Gesetz 
erhoben y sondern nur als Gfesetz- Entwurf veröffentlicht 
worden. In Folge einer königlichen Ordre vom 12. Juni 
1851 mässen bis zum 1. Januar des nächsten Jahres alle Ge- 
richtshöfe, CoUegien der Advokaten des Reiches, und die 
Fakultäten der Jurisprudenz der einzelnen Universitäten 
ihre Gutachten über denselben an den Justizminister ein- 
reichen. 

Der Codigo Civil, so vrie er von der Commission 
ausgearbeitet ist, beginnt mit einem eioleitenden Titel, in 
welchem von den Gesetzen und ihrer Wirkung im Allge< 
meinen gehandelt wird, und Bestimmungen über die An- 
wendung derselben aufgestellt werden, — und ist alsdann 
gleich dem Criminal-Codex in drei Bücher eingetheilt. 

Das erste Buch handelt von den Personen und 
enthält 12 Titel: 

Ister von den Spaniern und Fremden; 2ter von dem 
Domicil; 3ter von der Ehe; 4ter von der Patemitat; 5ter 
von der Adoption; 6ter von der Minderjährigkeit; 7ter von 
der väterlichen Gewalt; 8ter von der Vormundschaft; 9ter 
von der Emancipation und der Grofsjährigkeit; lOter von 
der Curatel; llter von der Abwesenheit; 12ter von den 
Civil -Registern. 

Das zweite Buch handelt von der Theilung der 
Güter und dem Eigenthum und enthält 5 Titel: 

Ister von der Theilung der Güter; 2ter von dem 
Eigenthum; 3ter von dem Besitz; 4ter vom Usus fructus, 
Usus und Habitation; 5ter von den Servituten. 

Das dritte Buch handelt von den Arten Eigenthum 
zu erwerben und enthält 24 Titel: 

Ister von den Erbschaften; 2ter von den Erbschaften 
ohne Testament; 3ter von den Erbschaften mit und ohne 
Testament; 4ter von den Schenkungen unter Lebenden; 
5ter von Contracten und Obligationen im Allgemeinen; 
6ter vom Ehe-Contract; 7ter vom Kauf und Verkauf; 8ter 
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vom Tausch; 9ter vom Pacht -Contract; lOter von den 
Zinsen :und andern analogen Contracten; llter von der 
Societät; 12ter vom Mandat; 13ter vom Darlehn; 14ter 
vom Depositum; 15ter vom Contract, der durch das Loos 
eingegangen wird; 16ter von den Vergleichen und dem 
schiedsrichterlichen Urtheile; 17ter von der Bürgschaft; 
18ter vom Pfand; 19ter von der Hypothek; 20ster von den 
öffentlichen Registern; 2 Ister von den Obligationen, die 
ohne Contract entstehen; 22ster vom persönlichen Zwang; 
23ster von der Reihenfolge der Gläubiger; 24ster von der 
Verjährung. 

Zum Schlufs dieses kurzen Abrisses der Geschichte des 
spanischen Rechts wird es nicht unpassend sein, noch 
einiges über die gegenwärtige Organisation der Gerichts- 
höfe in Spanien und über die Befugnisse jedes einzeken 
zu sagen. 

Das Ministerium der Gnaden und Justiz umiafst 
Alles, was die Verwaltung der Rechtspflege anbetrifft, so 
weit solche von weltlichen oder geistlichen Tribunalen 
ausgeübt wird; die Angelegenheiten der Religion und die 
kirchliche Discipfin; die Privile^en des Adels, Indulte, 
gesetzliche Dispense und übrige Gnadensachen; Aih Er- 
nennung zu geistlichen Würden und Präbenden; die Ord- 
nung der CathedraU und Parochial* Geistlichen, und der 
aus den Klöstern Geschiedenen; das Special -Tribunal der 
Orden und die Ernennung der Richter und Subaltern-Beam- 
ten alier Gerichtshöfe im ganzen Königreiche. 

Die richterliche Gewalt ist in folgender Weise 
organisirt: 

Ein Obertribunal der Justiz, bestehend aus einan 
Präsidenten, 2 Räthen, 9 Ehrenmitgliedern, 1 Fiskal, (Ober- 
Staatsanwalt) und 4 abogados fiscales (General- Advokaten), 
ein Special-Tribunal der Orden, 19 Audiencien, 
(Gerichtshöfe 2ter Instanz oder Appellhöfe), und zwar 13 
auf dem Festiande in Albacete, Barcelona, Burgos, Cace- 
res, Corufia, Granada, Madrid, Oviedo, Pamplona, Sevilla, 
Valencia, Valladolid, Zaragoza; 2 auf den Nachbarinsel» 
Balearen und Canaren und 4 in d^i überseeischen Pro- 
vinzen, auf Cuba in Havana und Puerto-Principe; in Puerto- 
Rico (Antillen) und Manilla (PbiKpinen). 

Darauf folgen 495 Gerichte erster Instanz, vertheilt auf 
473 Ortschaften, und die Friedensrichter oder Municipalen, 
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welche in allen Orten mit mehr als 30 Bürger als Alcal- 
den der respectiven Ayuntamientos ihren Sitz haben. 

Die Geschäfte der eben angefahrten 4 weltlichen Ge- 
richte sind im Näheren folgende. 

1. DieAlcalden (Ortsobrigkeiten, Bürgermeister) üben 
ihre Thätigkeit in vier verschiedenen Arten von Berufsge- 
schäften aus. Zunächst haben sie als Friedensrichter (jui- 
cios de conciliacion ) dife Aufgabe, durch versöhnende 
Worte sich zu bemühen, die Parteien wieder zu vereini- 
gen. In Streitigkeiten, deren Object auf der Halbinsel 
10 Duros und in den überseeischen Provinzen 20 Düros 
nicht übersteigt, entscheiden sie endgültig und rechtskräftig. 
Sie haben den ersten Angriff und die polizeiliche Vorun- 
tersuchung bei Criminal- Verbrechen. — In Fällen, die so 
dringend sind, dafs den Parteien ohne bedeutenden Ver- 
lust nicht zugemuthet werden kann, erst den Richter er- 
ster Instanz um Entscheidung anzugehen, sind sie ermäch- 
tigt die Sache selbst zu übernehmen und durch vorläufiges 
Erkenntnifs sicher zu stellen. 

Aufserdem haben sie noch im Falle der Abwesenheit 
oder Verhinderung des Richters erster Instanz diesen zu 
vertreten, wenn sich in dem betreffenden Ort kein anderer 
vorfindet. 

2. Die Gerichte erster Instanz sind je nach der 
Gröfse des Orts oder Sprengeis mit ein bis drei Richtern 
besetzt; aufserdem sind ein Staatsanwalt (promotor fiscal) 
und zur Vertheidigung der Parteien vor Gericht, Rechts- 
beistände (procuradores) angestellt. ^ 

Die Ricnter erster Instanz entscheiden in Civil- und Cri- 
minal-Sachen , mit Ausnahme von Angelegenheiten solcher 
Personen, welche einem besondem Verfahren oder privi- 
legirten Gerichtsstande unterworfen sind. Die Civilsachen 
werden unterschieden in menores (500 — 2000 reales) oder 
majores^ welche darüber hinausgehen.^^ — Die Richter er- 
ster Instanz stehen überall in gleichem Range, wiewohl 
die einzelnen Gerichte dem Umfange ihrer Thätigkeit nach 
in entrada — ascenso — und termino unterschieden werden. 

3. Die Audiencias del Reino — Appellhöfe um- 
fassen die Ausübung der Gerichtsbarkeit in liöherer In- 
stanz. Auch sie haben einen bestimmten Gerichtsbezirk, 
der sich über eine oder mehrere Provinzen zugleich er- 
streckt, und so auch alle üntergerichte derselben mitum- 
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fafst Jedes dieser Tribunale hat seinen Sitz in der Haupt- 
stadt seines respectiven Bezirkes und fuhrt den Nanien 
derselben, mit Ausnahme der Audiencia von Mallorca, welche 
in Palma und der Audiencia de las Canarias, welche in las 
Palmas residirt. Jede Audiencia hat einen Regente oder 
Präsidenten; demnächst eine Anzahl von Räfhen (ministros) 
und 1 oder 2 Fiskale. Die Gesammtheit der Mitglieder 
bildet die Audiencia Uena, die einzelnen Abtheilungen, 
deren drei sind, und in welcher mindestens je 3 Räthe an- 
gestellt sein müssen, sind die Kammern, oder salas de justi- 
cia — Relatores (Referenten) tragen die einzuleitenden 
Sachen in den einzelnen Sälen, und ein Sekretär die Vor- 
lagen in der.Plenar-Versammlung vor. 

• Diese Tribunale verwalten die freiwillige Gerichtsbar- 
keit (voluntaria) und die der Processe und üntersuchun- 
fm (contenciosa) ; — sie haben zu erkennen und fiir die 
ollstreckung der Urtheile zu sorgen. In ihrer Stellung 
liegt es die Unterrichter in ihrer Thätigkeit zu fiberwa- 
chen, so wie in ihrer moralischen Ffihrung, weshalb sie 
regelmäfsige Revisionen vorzunehmen haben. Sie halten 
die Prüfungen der Unterbeamten ab, vereidigen diesdben 
und erkennen in Ister und 2ter Instanz über sie in Un- 
tersuchun^ssachen. In 2ter und 3ter Instanz erkennen sie 
über die Processe und Untersuchungen der UnteiTgerichte ^— . 
leiten die Nullitätsklagen ein, und entscheiden in 2ter In- 
stanz über Prälaten und geistliche Richter, wenn von Be- 
wohnen ihres Gerichtssprengeis Appellationen gegen die- 
selben erhoben werden. 

Alle Audiencien stehen einander gleich, und sind un- 
abhängig von einander, wie die Gerichtshöfe der ersten 
Instanz, obgleich die. Audiencia von Madrid för höher ste-, 
hend als die übrigen betrachtet wird. 

4. Das Ober-Tribunal, tribunal supremo de justi- 
cia, übt in höchster und letzter Instanz die gewöhnliche 
königliche Gerichtsbarkeit aus. — Seine Thätiskeit ist nicht 
durch einen gewissen Bezirk beschränkt, sondern e)%treckt 
sich über die ganze Monarchie. Es ist eben so wie die 
Audiencien aus dem Präsidenten, den Räthen und Fiskalen 
zusammengesetzt, und hat dieselben Klassen von Unter^ 
beamten, nur in gröfserer Anzahl. — Das Tribunal müfs 
bestehende Zweifel in der Auslegung der Gesetze lösen, 
Competenzeonflicte entscheiden und die Ntdlitätskldgen er- 
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ledigen. Es iifhrt die üntersuchuiigeii ge^en höhere Rich- 
test und Beamte de$ höchsten Ranges. AUe BreTen, Bul- 
len und apostolische Erlasse müssen vor der Veröffent- 
üchuw dem Obe^*Tribunal vorgel^ werden zur PrAfiii^ 
-und* K^tfitnifenahme, ob sie nichts enthalten, was den Re- 
galien der Krone, der Ordnung, der R^erung, der Macht 
und dem Ansehen der Tribunale oder den bestehenden 
6e«etzen zuwider ist, worauf es entweder die Veröffent- 
Ikhung oder Vollziehung derselben anbeliehk oder verbie- 
tet und sie zurückbehält. 

Ebai so müssest dem Tribunal alle Bitten und 6e- 
g^che^. die an den Pabst gerichtet werden , und von dem- 
selben irgend welchen Dispens veriangen, zur Eenntnifs*' 
nähme vorgelegt werden« Im Fall es die Ertheilung der- 
ajitiger Gnaden oder Dispense von Seiten des Pabstes iiiir 
nacbtheihg erachtet, kann es die Erlaubnils zur Absendusg 
der Gesudiie verweigern. 

Ausgeftommen von der Prüfung des Ober- Tribunals 
sind die Breven und Bullen de indulgencias, die dem 6e- 
nerd-Commissar des Indulgraa-Gerichtes (de cruzada) vor- 
gelj^ werden müssen, -r- Gbffiz frei von aller Prtfting 
sind die Breven mid Bullen de penitenciaria. 

Die iurisdiecion espiritual wird durch die Oe- 
neral-Vieare (proyisores oder viearios gawrales) imd 
die Vicare der IMöcesen ausgeübt. Diese werden vom 
Gr^bisiebo^ Bischof o<ler vom Gapitel ernannt. Sie müs- 
sen Düetoren' eider Licentiaten des canonischen Rechts^ und 
in der Gerichtspraxis bewandert , und, um ihre Delegation 
ausüben z« können, imamer erst vom Kofi%e bestätigt wor- 
den s^v». An den geistlichen Gerichten sind eben so wie 
bei den weltlichen Rätbe, Fiskale und Procuratoren an- 
gestellt. 

Die Geriehte der JMisdiceion ecdesiastic^ ordinaria be- 
handeln Ehesebeitkmgssachen» Nichtigkestseffklärungen der 
W^9 Bigamie, Blutschande, Ehebruch, Meineid, Eietaerei 
und. Verbrechen niederen Grades, wenn S€»lehe von Geist- 
lichen verübt werden etc. 

Zu den ju^dos-ecclesiafirfioos espcciales, den speciel- 
len geistlichen Gerichten gehört zunächst die militäri- 
sc^he tgei^tlicjhe Gerichtsbarkeit,; die dmrch den 
Ober-Ki^eUah di^ Armee und dev Flotte, od^ durck seine 
Delegirtd, Fetd|u:öbste, ausgeübt wird; dann die Special- 
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Gerichtsbarkeit de Cruzada in Madrid; die Gerichts- 
barkeit über die Militär-Orden und die der Vermächt- 
nisse und Qehalts-Vacanzen der Geistlichen (ju- 
risdiccion de espolios vacantes y anualidades ecclesiasticas). 

Zu dem fuero privilejiado der weltlichen Gerichtsbar- 
keit gdiört zunächst die ordentliche Militär- Gerichts- 
barkeit; die Kriegsgerichte, die aus Militärs verschiede- 
ner Grade gebildet werden, erstrecken sich auf die Frauen 
der Soldaten und die Kinder derselben bis zum 16ten Jahre. 

Aufser den ordentlichen Militär-Gerichten giebt es noch 
Special -Gerichte, die aus den respectiven Truppen theilen 
oder Waffengattungen des Heeres gebildet werden : a. Ju- 
risdiction der Marine; b. der Artillerie; c. der Ingenieure; 
d. der königlichen Garde; e. der cuerpos de milicias. 

Zur privilegirten Gerichtsbarkeit gehören femer noch 
der Gerichtshof de hacienda publica ; das Handels- Tribu- 
nal ; das Minen-Gericht ; das Gericht der Posten und Wege 
und das Gericht für Prefs- Vergehen. 



Gedrackt bei A. W. Schad^. Griimtr; 18 in Berlin. 
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